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SPBECKEi^ 



Vorrede 

zur ersten Auflage. 



IWreldie Stelltiog dieser erste Versuch auf dem wis** 
senschaftlichen^ Gebiete einzunehmen strebet , erheUet 
ans der Einleitung. Je ernstlicher der Verfasser nach 
scienttifischer Förd^ung gerangen hat, depto strenger 
möge die öffentliche Stimme ihn beurtheilen, demi 
wir lebeii nicht mehr in der Zeit, wo der gute Wille 
iiir die That gelten kann. Wer mit den Kräften,, did 
ihm zu Gebote ^tehen, keine dankenswertbe Wirbung 
sieh versprechen darf, ist es heute «ich selber schuldig, 
die Feder unberiihrt zu lassen,;, man mag sein mate* 
rieUes oder s«ifi geistiges/ Capital ganz zu, Papiere 
machen, die Folge ist eiue.du^ dieselbe» 

Obgleich der Verfasser aus diesen Grluidett deo 
Inhalt seines Biiehes ohfie ; schützende ' Bevorwortung 
seinem Sdbdcksal iibertasst, so achtet rer es doch filr 
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Seide Pflicht^ über die Form einige Bemerkungen vor- 
zubringen^ die vielleicht Missver^tändnfissen verbeugen« 
Das Werk ist aus aeademischen Vorlesungen er- 
wachsen, und hat nicht alle Spuren seines Ursprungs 
verwischt. Einerseits verräth es die ganze Strenge 
der Kathederwissenschaft, andrerseits zeiget es die 
volle Wärme des mündlichen Vortrags. Wie ein 
jedes zweckmässiges Compendium trachtet es mehr 
nach Vollständigkeit ak Umständlichkeit, und giebt 
auch dem Neuen und Eigenthümlichen (insoweit noch 
ein Aut<M* etwas neu und eigenthünili^h nenften darf) 
keinen grösseren oder vorspringenderen Raum, als die 
Proportion, de» Systemes gestattet. So viel wie mög- 
Iteh hielt .steh der Verfasser an die gangbaren Ein- 
theilungen und Begriflfe. Hätte ihn nicht sehen eine 
nätürlicbe Abneigung vor nnnöthigen Neuerungen dazu 
bdwogeti,- so würde ihn der Missbräuch mit neuen 
Notionen, der an dei* Tagesordnung ist, dazu be- 
stimmt haben* Die widitigen Abweichungen, die er 
sicfh erlauJJte, rechtfertigen sich durch die That. Scr^ 
tores juris y sagte schon der alte Berger, dhtinctio^ 
nibus et usu certarum formularum potim eonfunduni^ 
fUBjn exjßlißanL Die Unterscheidungen und Formeln 
des Verfassers dienen gerade, die. Hauptsache au 
vtreinfiM^hen und ins Klare zu setzen. — J>er Stand- 



punkt, welchen derselbe behauptet, nöthig^e leider! zu 
einer durchgehenden polemischen Richtung. (Möge 
der Widerspruch 9 der darauf folgen durfte , seinen 
Platz nirgendwo anders als auf der Mittellinie suchen, 
und namentlich die Ansichten auf Pag. 30, 60, 100, 
304 weder aus d^ Zusanimephan||e reissen, noch 
irgendwie entstellen). Fttr das Werk selbst hat die 
Polemik den Vortheil, dass häufiger citirt wurde, als 
in Staats wissenschaftlichen Schriften gebräuchlich ist. 
Vielleicht vermisst man dess wegen die Angabe der 
Literatur nicht, die ausserhalb des Zweckes liegt. ; — 
Scheinen einige Aeusserungen vnd Anspielungen nicht 
zu dem Orte zu passen, wo vder Ver&sser wirkt, sd 
erMärt sich dieses daraus, dass er, ein Eingewan- 
derter, von Anklängen an die Heimath, die er gei- 
stiger Interessen wegen verliess , leicht beschlichen 
wird. 

Breslau^ den 31. Jaouar 1831. 



T o r ip e d e 

zur zweiten Auflagpe. 



Mwa die Besorg^ung einer neuen Auflage jedem Schrift- 
steller zum Vergnügen gereichen muss, so darf ich 
unverholen meine Freude aussprechen, die ich über äer 
Umarbeitung dieses meines ersten Buches empfunden 
liabe. Ich konnte isi der ersten Aufläge (1831) ^meine 
Gedanken nur so roh und unvollständig!) mit so man- 
chen Irrthümern vermischt, mittheilen , dass ich mich 
glücklich schätze, durch Berichtigung des erkunnten 
Irrigen , durch Erläuterung des Zweideutigen , durch 
Ausführung des zu flüchtig Hingeworfenen und durch 
Hinzufiigung des Neugelernten, das alte Buch in ein 
neues umwandeln zu können. Ich habe dadurch nicht 
die grosse Zahl vorhandener Bücher vermehrt, sondern 
nur die Zahl all zu mangelhafter um eines v^mindert. 

Ich fiirehte nicht, dass die neue Auflage eines 
systcfmatischen Umrisses der Staatswissenscbaft hinter 
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mehrereo neunten ^ höchst ausführKchen Werken von 
Dahlmann, Zachariä a. A. als gani überüoBng 
und aafdring^lich sich auspehmen werde* Das Bedärf- 
Diss einer systfmatischen Entwicklang der pofilischen 
Wahrheiten mit sorgsamer litterar -historischen Andeu- 
tung ihres geschichtlichen Hervortretens ist gewiss vor- 
handen , und wird durch jene Schriften nicht \oür 
kommen befriedigt , welche mehr gewisse praktische 
Aufgaben verfolgen« Insbesondere aber ist die ge- 
schichtsphilosophische Begründung der Staatswissen- 
schaft jetzt populärer als zur Zeit der ersten Auflage, 
wo die meisten Beurtheiler ^^geischichts^philosophisch 
begründet^ ^ umwandelten in ^^geschichtlich-philosophisch 
b^ründet^'5 was etwas ganz anderes bedeutet. Meine 
Schrift bemüht sich gerade uqa eine Aufgabe , die 
Gervinus in seiner Receosion von , Dahlmanns 
Politik (Historische Schriften Band I.) als eine noch 
zu erfüllende hinstellte , nämlich die Politik als eine 
P£ilosophie der politischen Geschichte hervorleuchten 
zu lassen und an die SteHe vereinzelter Regeln welt- 
historische Gesellschaftsgesetze zu entwickeln. 

Ob meine Schrift in ihrer neuen und verbesserten 
Gestalt dem tieferen Denker genügen könne, steht da- 
hin. Die Kritik wird darüber «ich vernehmen lassen. 
Ihr stelle ich die neue Ausgabe bloss, wie die alte, 
und diese meine Blosssteilung geschieht von mir nicht 
aus Ueberschätzung , wie Leipziger und Hallenser 
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Gegüfir glaabea konoten, sondern ganz allein aus hofbeni 
Respekt vor unserer Literatur, die nur bereiehert, 
mcht Uog vernkehrt sein will. 



rr 'dhrend des Druckes dieser neuen Ausgabe uAer- 
raschte den ß^er fasser ^ der eben mit der Abfassung 
^ der vorstehend mügetheUten^ wohl unvollendet geblie- 
benen Vorrede beschäftigt war^ eine schmerzliche 
Krankheit^ die ihn fim 13. März d^ J. im 37. ttahre 
seines thätigen Lebens dahin raffte. — {Man ver- 
gleiche : „fTo hann Seh Ö n. Eine biographische Mit- 
theilung* von K. G. Nowack^^ welche Schrift in un- 
serm Verlage et schienen ist.) Dreizehn Bogen der 
neuen Auflage waren bereits gedruckt^ und zu den 
andern fand sich in Schönes Nachlasse das fastgänz^ 
Hch geordnete Mäuuscript vor^ das wir gewissen- 
haß abdd'ucken Hessen. Die staatswissenschaflHche 
Th&Ügkeit des Verewigten hat allenthalben so grosse 
Anerkennung gefunden j, dass wir deshalb auch diese 
neue Auflage der gelehrten Welt zuversichtlieh über- 
reichen zu dürfen glauben. 

Breslau^ im November £839. 

IMe Veriftjpgtiiandlnpg» 
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Hie St0,at9wi9^en9chaft und die 
Staat svpi99en9chaften*^ 

JDie Staatj^wifisttfischaft ist das sysfeinatische Wissen, voi|i 
Staate im Allgemeinen. *) .Xothwendig^weise ist ^iei Gliede- 
rung derselben eine dreifache , denn ^sie inns^pffenbar 9ttj- 
erst von dem Zweck, Wesen und Werden 4^1^ Staates ^^^n« 
dein 3 hierauf dasjenige, welches sich ziir Crreichiing des 
Staatszweckes als ein schlechtiiin Noth wendiges darstellt ^ i^ 
das .gehörige Licht setzen, und zuleta^ dasjenige heryorkeb^ 
ren, welches ak Vortheilhaftes zur JBrreichung des Stafits- 
zweckes sich ankündiget. So zerfallt die Staatswjsseqschjiift 
in drei verschiedene Theile: ^ ;. 

Staatgphilojtophie,, :> < 

Staat$rechtj Stäat9.k{un»t^.*T) V 

In der grossen Bewegung der Zeit, die fast jeden Stf^ät 
von deni Anker riss und in die brandenden 'Wogen schleu- 
derte, blieb auch die Staatswissehschaft nicht unversehi't« 
Sie ging nicht zu Gründe, atr^r in Triiiiinier. Als wilre ^as 
Ganze abgekomni|Bn , erschienen nur noch Staatswissenscbaf- 
ten. Der Publipist setzte sich hin und bearbeitete ' för sich,, 
ohne sich umzusehen, das Staatsriecht. Der Historiker kehrte 
ihm den Rücken und bildete die Staat^kunst aus. ' ßeideii 
den Rücken zugekehrt sass der Staatswirth, und entwickelte 



*) Vom Staate im Besoadei i^ ^anf^eit die fikaaMkund^». :9tattj||Mii 
f*) Politik im eneeri^ Sinne,. Politik im w^ern ^inn<^^i^^^.^ 
' Staatftwisstenscnaft. ' * 

l 



aus einem Theile der Staatskunst seit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts die pc^litjsche Oeconoinie u. s. w. Es bedarf 
keiner Erwähnung, dass durch diese Iso}irung der Theile 
viele einseitige oder steife Ansichten in die Bücher und in 
die Menschen eingeschmuggelt wurden. Die llechtslehre be* 
handelte den Staat^ als ob er ein blosses Reehtsinstitut wäre, 
und gab auf diese Weise den Gesetzen und Aemtern eine 
Gestalt, in der sie sich in der Wirklichkeit nicht immer vor- 
theilhaft bewegen können. Dem Rechte, wie es einseitig 
aufgef^isst und verknöchert wurde, fielen Wohlfahrt und 
Cultur zum Opfer, als seien sie nicht ebenfalls Aufgaben 
der öffentlichen Gewalt. Die Politik war entweder ein Ge- 
webe gewisser Klugh^itsregeln , wie sie bei der Lesung der 
'Gel^chiclite sich darbieten, oder die Darstellung eines trock- 
neii lihbeweglichen Ideals, dessen Anblick alles Lebendige, 
t?oncrete in harten Stein verwandeln musste. Die Stiiats- 
wirthschaft enrtlich setzte das ganze Staatswesen zur Wirth- 
schaft herab« Wie ein Acker immer auf dieselbe Weise ge- 
pflügt und bestellt werden kann, so sollte der Staat überall 
dieielbe oconombche Behandlung erleiden. Ob eine Institu- 
tion für din Freiheit, für die' Cultur, für dit Staatsverfassung 
von Beffeulung gei oder nicht? wurde nicht viel gefragt. 
Hinderte sie zufällig die Erzeugung einiger S^cke Getraide 
oder einiger Ellen Tuch, so musste sie, wie man sagte', der 
Wohlfahrt des Volkes weichen. Die natürliche Folge war, 
dass Jeder, der nur in irgend einen Zweig der Staatswissen- 
schaft hineingesehen hatte, den Schlüssel zum ganzen Staate 
gefunden zu haben wähnte, und Verbesserungen bald in 
engerem^ bald in weiterem Kreise begehrte j die den Staat 
nur auseinander gesetzt haben würden. Diesem Uebel zu 
begegnen, wurde der Staatswissenschaft wieder das Auge 
zugewendet; doch erschwerte das, durch die Gestaltung der 
vielen speciellen Staatsdisciplinen vermehrte Detail auch die 
Erreichung^ wissenschaftlicher Einheit aller Theile. Die drei 
Theile der Staats Wissenschaft bestehen aus ungleichartigen 
Elementen, indehi sie das Bedingte und Unbedingte verei- 
nen Daraus erhellet schon die grosse Schwierigkeit, die 
Staatswissenschaft zur Einheit ^u erheben, und die Noth- 



hkuEiisIreben» 

Ein flücbtigec BKdk auf ^ gewdbriicboii BdgiUiMlungB- 
weisen, ikr Sl^tgwisaiMiiehaft wird einerseits lehren, daes 
der iMUiagel des ii4sseqscliaftiicheii . Charakters immer auf 
denMäogeta dei^'Gnwdlegang bevatne, uad andelerseits Ter«- 
deatUebea, was 4er Versteh iftinejr gesohieiM-pfailosophiscben 
Begrundungsweise werspr^ben darfi 

GewöhnUche Megründun^wn>etäen. 

Der menschlichec Geist geht in Bezug auf den Staat 
entweder von der Empirie (a potteporij aus. pder von der 
Idee (a priori)^ oder verbindend^ und yerinittelnd yc|^ beiden 
zugleich. Daher drei Hauptb^^ründungsweisen 4^r Staats- 
wissenschaft ! 

Ehe der Mensch die Erscheinungen des politischen Le- 
bens in ihrer vollen Bedeutung erfas^jen und In ihrem inner- 
sten Siusammenbang erkennen niag^ ist es noth wendig, dass 
er dieselben erst zusammenstellt , ujpd durch ihre Vergleichung 
gewisse Regeln sucht. Obgleich s also Plato vor Ari^toleles 
lebte, so darf doch die empirische Begiiindungsueise als die 
erste besprpcben werden. Man darf en als eine Merkwür- 
digkeit betrachten, dass unb^streitbBr der Aeheste der em- 
piristisohen Politiker der Grösste und iTiefsin^igste dersel- 
ben geblieben ist. Aristötples sucht qoeh den innren Zi^ 
sammenhang der politischen Erscheinungen vorzulegen. Er 
erforschet zu (jieseni Behufe ganz im Allgemeinen^ wie und 
wozu die Staaten entstehen. Den letzten Gruiid weiset er in 
einem Naturtriebe nach, der die Menschen durch die Familie 
hindurch zti der grossen Gesellschaft leitet,' die "t^it Staat 
nennen. Erhaltung und Gliickseligkeit bilden iftie A()sicht 
dieses Tneb^s, seine vollständige Befriedignrig' 'mtiss der 
Endzweck des Staates sein.**) Oarnäch^ als nach <'^>i'^ ''öch- 
sten Maasstabe, inisst der Philosoph die Erscheinungen. 
Was gegen die f^^haltung und (Glückseligkeit streitet, wird 
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einstimmt, wird gebilliget. Die Staatskunst hat kein »ntlet 
fi^^Uiscfaäft^} idsi die Maas^rejgielti und £i&rfcb(iingto gehörig 
4i«±uwMMlän', <lie iMch der-^ErFahiniig ein gegebenes« V^lk 
selbstständig^ 'Qn4 tgltieklleb iil»eheif« > So liefert! Aifistotetils 
in)/detiD^soti0inbai^Mi Ag^tgAte '«meel»e^'AMbandhll^fl ein 
iMnbiidiieBhluigeflidiMnGftnza An Härte cmMt Schi*ofiMi«-Wird 
er freilich auch von W^ngenf' tbertfoffiMi. Efobehicigfti- 
kriege nennt er üc. B. eine natürliche Erwerbsart, eine 
GattuQgti ^0JI '^^g4^ *~^ €ietra^ 'All^cbiaVf 111 , utid Bodinus tre-^ 
ten fi;anz in seine Fusstapf^n. *) . Die Spätem , die selbst- 

^ standig sicn'erWeisen, 'verlieren' meftr oder weniger den 
)^adeh 'der Natur ' aus .' deii Aiigen , wejckcr den griechi- 
schen J^Hitosopfieri'äus dein Labjruithe der Thatsachen ge- 
leitete. ' *Sie^ ßetrachteh nicht riiehr dVe Menschengkttuhg, 
w^nn sie vom Staatsvereine sprechen; der einzelne Mensch 

, zient' ihre A u^inerksamkeit aui sich ; er ist ihnen ein völlig 
selbststänifig^'^' Wesen ,^ während er bei dem Griechen ausser 
df^m 2k:/sämmenhange ^uTt'den^ Ganzen g^r keine Bedeutung 
^^^t! ' Ddher sind Riesen. iSchritstellern d je Staaten nur Ver- 
1)induhgen äer einzelnen. Menschen, deren 2weck die in de^ 
yerfassupg at^gesprocKene Ttiai^acli^ bestimmt. Alk das 
(jerect^te ersc|ielnet aus diesem Grunde alles jaisj einige^ wel-« 
(jnes dem in der Verfassung bekundeten Gemein willen ehC 
imichty' uiici die IStaatskunst hat blos die Aufgabe, dafc 
F^eindartiffe' in allen ?!laassregeln zu erkennen und ^u be- 
seitigend %o erscheint de^* wahrhaft grosse Montesquieu in 
seinem^ so überaus' geistreictieä Werte von den' Gesetzen*^) 

{'.1 , ) i i'.^jt: 1 • .> •■" I.. ^ -. . . J ■ , i ■ • - I ■ .^' 
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:;:,*>; C^is^ro,, !fra|^m.t d^ reR<ibllca» (Betfachtungeii darüber Achiveb 

, Zachariae, 1,823.). MachiaveUi schrieb im 2ten Oecennio des 

' ' ' 16. Xahrh.' tfi^tersächttägeh tibi*!" römisch^ Staat^ge^chicftt^ütid 

, / idAf.jBucbi v0i^ Fnr^tea. , D^^ letztere hatte ursprüKglicl^ i)fe 

Uebersc^rift: von denFürstenthümern; diese Titeländeruug gab 

-^ ' -AnUys,' H^ Wefk für eitm Satyre auf die Monarchie ^n'fia!- 

i! vj.iten» jH'Mtii^'f'nd es 4)iiie aris^tOteUsch-empiristische ^nwelMng iatt 

, . ' wie ein Fürst zi^m ßesten des zerstückten uad bothmässigen 

^ '^ ttalietis sich 'eine gi^säe Macht erwerben nnd erhalten köhAe. 

(Vgl. Artaud, Machiavei, 1833. Gervinus, bist. Schrift.) Bodinus 

schrieb de^reprubüca 1576. 

♦•) De Tesprit des lois, 1148. 



8«l|Iägt aitf ö0(Hit(licbem 'M^rlf^a^Mind^^ie Ra^eate» «Aek^Ldi- 
i^atcrf {.Wiy^iogii^Qniifc UiisAlfielrentiil .amst ^HMn^ort Tißgetofaiaii 

ben, Monl^ribbiei». >an(l! J)e9poU9it ist gevKins »«br« ^bterbaftt 
aber noch weit m^brij^t ^ .die J)Qr^e|}v^g .Uiserf ib^weg^n» 
des Plfinoi^ien. Se&r girt wjd#riflg<e (ksMH «te ^Tra^^y.njj 
die Ca^tdy WQfifi: «^ die Q#^t)^. gW^ib«Ati^V)9rii}bll1i9ibl, 
die itt Republiken di«i Tugend» .liri iM#na«)(uiq||>4ti9;;£bril| 
in Deßpotira. die JFpp«bl; .beiv«br?ft «oJJ^n. -r^- Mfet.vW w«»t- 
gexMBißtt aber mit mehr Ust^^cUem Taktp/goftd«!* K. I4« 
TjOn, Heller IT)* die «Slftate». OApb : ' ibratn ; ge^^Mob^lioben 
Charakter^ «M. en|^ii»ft\ itifiisiti^btig^ Aegelo- Um^iTi ErbaMnngl 
Er füblfHt abejr auch die JVo^hwfAdigk^i^ ^wieder». dtiis(#nigä^ 
weleh^s .'im Llmfe der Z^itft« ^h t entwtck«4t^i, iiqf(<^ßii 
höheren ßrtind < »0 iitützfifi^ < Sp^ f|ücbtet er, : w ,dim Willem 
Clotteß, dem gemäss der ^^ewultig^ «im£ Epd?^ . berr^obeo. ^oU^ 
and J^olgeit aus d^m. götdipheiii Qebot ^er I^iebe^di^ Qnttiidt 
aHtxa der KJugbtilf -^ Al}ei»« iduifeb diesen; .^hrit:t< gehl JM 
politische Empirie nekon aus, ihr^ifh eigentbümUcbeA .Kreite 
bernusi aiid erklaret Mf oin^ ufv^Kj^aideutige Weis» *jhre ünt 
salängUebk^it. ^&ie hat «nstr^^tig ihre gross^q^YoreügettOfl' 
h'eferfte Keeht «igendieb diea «s^hhaUig^H ^ff» der wisa€ifet| 
Mbaf4i€bbearbf$H^ sein« Willi ;iW«#l jedoqfc tdie Ersd»*« 
SMigswel« aaf ^dam dunksln, Qruod/^ iiaiierböheraii' st^,, isa 
kami die £mptob».mcbtitii>dco. Gesetzen. -dri^g^o, paeb: MwdV- 
eben ' sieh der Sksilt auf Erden b^i^^get^ /Sier giebt; bloa 
gründlicha Aafiieblüsscr'iiber das iiansseirlieb« Mrld bleibet die 
Atttt^ort adbuUig , /#enn ^ Fcag« \ d^s« iWeseuhdAe : b«tarifft; 
K<Khw«niUger W^ise fablet >eS ihlen^lWlilta/L«!! anKAH^ 
Bteinlieit ;imdUnbedtngtbl4t. , i>)i,^ •-« ,v.t r .«'...> 
'" ' Was '^ie Empirie dunkel 1ä«st,vt dafmibbibysehel der 
iKtens^^Hdi« Qe^anl ^^riglken-i schall er auyn fierwusheiii 

' '•' I ■ ■■ <• . ' ' ■'•■/ '••»♦:'; • ■.' "'♦!'.'}.; ).'**■ ; ;i»'l 

*) CÄmment^ire siir l'eaprit ^qs ibis, 1811. iJebersetzt unii^lossift 
' von VÖTsi6iiit 19W: ' -^ "l-.-j -,! /•>> .n-- f. 

/^) ltaitaiiim«ioiy/der SSaaMivUwBSBMhaft; lAf96^;l984. '< < ^ihn 



seiner gellst gekomtnen knti 'bkhet entfaltet' stehntöben dem^ 
Empinsmus imm^i* der polttiscbe Ideaüsmus , der die Ei*^ 
soi^n/angen als vergänglidhe Hüllen eines Eifrigen und Sktr- 
licbnöclmetidigen erfass^. Leicht st^et er sich daf, der 
Vei«u^b, die Bildnng der Staaten zn betrachten als dib irdi« 
s«he QestaltiiTig eines G&ttlicben, 'welches durch dte Men<- 
sofaen mm "ateitlhsbeta Dasein gelangen ibnss. Dieben Weg 
ging zuerst Haton.- Das Göttliche |inf ' Erden ist ihm ein 
Ausfliiss des Ewigen ; welches gewissermassen sporadisch in 
den tnenscbliohen Individuen erscheinet. Diese göttlichen 
Atome { Kiesigen wieder zu efinem Ganzen zusammen. Dieses 
geschieht fil dein Staat^V dentl der ^taat ist nur der erwei«? 
terte Mensch. Die, ToUkommeHste Seele ist Bild des töU- 
kommensten Staates. Wie die Vernunft durch die Energie 
des Willens herrschen, miass über die Leidenschaften, so 
müssen di^ Weisen mit Hälfe tästiger^ besonders mit hdhWn 
Gaben aiisgestlittetei*, und ganz und gar für das'Gefneinbeste 
zu erziehender uAd ' ansiuwendetidcn* Naturen (Wächter) das 
gemeine ) den Unterhält Aller nach fester Arbeitstheiloiig 
beschaffende Volk i^egieren. Der Gesetzgeber müss die Ideen, 
die Urbilder göttlichen Wesens, weiefae Gegenstand ein^ 
reinen geistigen Anschauung sind, den x4ugen der minder 
ge^rteigerten' Bürger nahe bringen und in das Gemüth ver" 
pflanzen. — Diester Platonische Staat ist nicht als ein absolut- 
nothwendiger fn seinen einzelnen Theiien construirt,' sondern 
manches lässt sich aus Vorliebe für Spai<ta , manches aus 
Abneigung gegen 4\e' Atheniensische Volksherrschak eiklä** 
re|i. Daher in Piatons „GeiSetsen^^ schon Vieles anders« Diese 
etwas willk8hrli($he Au^eUung des* Staatsideales erklärt es» 
warum na^h der Wiederhei^stellung der Wissenschaften Plalö 
lange Zeit nur Träumereien ^on moralischen Mui^erslaalen 
erzeugte, so die Insel Utopia, die (1516) Thomas Aforus 
^auf diMS auautbigsie schildett, so die Civitaa SoUs, <ft^ «in 
Jabrhund^« 8päter'(IG20) der NißApolit^nisch^r, abentheper- 
liche Mönch Campanella im östlichen Asien existiren lässt, 
so später die antikeingerichtete Oceana des Harrington 
(f 1677). Gütergemeinschaft, öffentliche Eraiebung, Theil- 
nahme des Volks an der<!Begieffaag<'«« s« -Wb^^ttiad >daa Ge- 



mas wi^er'fcob, i^eni ^ ihti attf^eine h^ Weise eiit^ 
wickelte. Er ^beseitlj^te das bei IMitto vor\falteiidä Systenii' 
der EmanaticAi^ m^h weltbeiti düä-IIdfa^re fiifr einige Z^ 
auf Brden glän^ef und darin sid^ iH Staub veHralnielt, imd 
{gefestigte das %Btem dei^'^voltitioft^r naeh WeMi^Mki^ das 
Göttliche gelbst in der Wf^lt sicH. <>^kibareti '* So^ersbh^i^et 
denn der Staat als ein geisftges Welt)>r^ukt,i'W<Hri^ das Ab-^ 
solute s^eh spiegelt» Wie der Mensch als die „Krotie der 
Entwicklnng der realen l^>tenzen^^ hervortritt, so bildei der 
$taat die „Krone der-EiitwiGkliuig der idealen Poten^ti;^--^ 
Die Ahnung eines ^^freiM Organismck freier Wesen^duiieh^ 
zuckle Ae besonntsten G^niüDh«r^^!) aber d*sr jßrs^hlk^ebe 
der CoDstruetioti liesik Hieb «^^IhveTkennen noch :be8eiCigen. 
Selbst aus: J. J. Wagnev'«!"^'^. matb^ntaitischen Formeln ver« 
breitete steh kein Licht über da«i 4unk}e -Gebiet/ 'HegeVti: 
war es vorbehalten, in seinen Grundlinien des Natuirechti^ 
und der'Staatswissen8ch^ft<18ti(lj def polit^chei; Idealismus 
ins Klai*e zu setzen« Es is|; hier der.Lqgos, der in die sub- 
jectiven Geister eintritt^ und durch ihr freies Streben s^|^ ob« 
jectiviret. Der Staat ist nun der objeetiy gewordene Geisti 
dii^ sittliche Welt auf Erden^ . die verwirklichte Verpunft» 
und die Staatsfornie^ bezeichnfin nur den Grad der weltbistorl 
riscben Bildung eines Volkes. Die höchste Stufe «tes^lSfaen 
tes, wo die Idee die u^^ndliphe Form ge^yann, ist d^np^eh^ 
die constitutfol^Ile Monarchie, die aus der . chrii$tlicl9:^e0to4i-. 
nischen Gest^Jt des,|^llgfu^ei4ien Geistes hervorgeblüHet ist. — ^ 
Wie sehr wir auch den politischen Ide&lismus an(^r)cenne%^ 
welch '^ ein. glänzender Wegweiser er in der Speicnlai^pn siw^b' 
ist, so lässt sich auf ihnsdie Staatswissenschaft i^ unserew^ 
Sinne do^ nicht bauen ^ weil sie es nioht, blos if^^ 4er 
Idee,. Sandern auc)] i||it d^r J?^cheinung: zu th^n ha|;,,,uA|l 
sich nicht darauf, bei^chränkep kann, den Sftaat als ^ ein ir|. 



*) Gönner's Vorrede zu Nibüer's Staat aus dem Universum eut* 

wickelt. Landeshut, 1805. 
**) Staats>%issen8chaft und Politi4i, 1805. in neuerer Zeit hat 

Schelling selbst das Dunkle zu lichten versucht. Vgl. Strahl, 

Philosophie des Rechts^ 1830. 
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mh Jf^T^^tiülgH- iamm^Mw. ,|DfWi Vnmoftige» (sagt' 

MsQcfg^ ^)y iiuUin' cid in «einer WirkUiohk^it« %ig}eich in 4ie 

^^u&^^c« EKidiani Aritt, ia!»itt in hinein unendliche» Reicbthttm 

^v:pfk Formen I. «nd GefttelUHigen beir vor, und umxiebel; Minen 

,,,Kßrii milder bunteir Rinidti«^ J^iesenrunendliche MaleniU 

„und ^eine Segiitirang «i^.nicbi Gegenstand der Philosophie^^* 

4Ji^er die Regulirong dieser. Mannigfeltigkeil; bildet «one vor-v 

zögliebe Aufgabe der, Staate Wissenschaft^ und nIHhiget dejs 

Forscher ein Solches frincip aufzustellen^ welches auch über 

X das Feld der ZufölUgkeiten eine sichere Richtschnur ziehet« 

Ausserdem ist Mr polithsdio IdeaUikmiis nicht scJten gelahf-^ 

liehi indem er nur zuiescht zu eiooni gewissen fitarrea Abr 

scjulismu» fShrtv der deniHietiadblichen Dasein widerstrebt* 

A Die ^i^i^bindeiide, Spetulatioii und Empirie Termitteliido 

Begründuttgs weise der Staatswissensehaft ist so mannigfaltig, 

als man Vermittelungsprinclpien zwischen Speculation und 

! Erfahrung anwende«^' 

' Die allgemeinste Segründungswe^se ist oftehbar. dieje- 
niisey welche das Natnirrbcbt zur (ärtmdlage nimmt. Es wird 
bter eben fklls von einem HÖherti älisgegabgen , nämlich ron 
dem faüten Soll im Menschenbusen, indessen wird dasselbe 
. BUi^ s6 weit herücbsTcfatiger, als daraus eine Sfihäre gleicher^ 
freier Willkfihr ftir jeden Menschen herzuleiten ist. Diese 
Becblssphäre !zu behaupten mnss der Mensch mit aridehi 
einete Vertrag abschliessend vermöjge welches er unter der 
Bedinguri^ dWr Kechfssicherheit einem' gemeinscfaaftlicben 
Haupte geilordiet. Der "Staat ist ein Institut fSr das Natorw 
vet^ht; Ist irgend eincir dieses nicht, ^o hat er keine Rechts- 
gühigk^it, und köhtien die Mitglieder ihn aufheben oder ver^ . 
ftndeti^. Die Staatskunst besteht dai^, das Ndtiurecht mit 
den ttifitidesten Aufopferungen zu realisiren. — 1>iese Ton 
l^go - iBh>f]tis *"*) datirende BegrandttngsWelse wotde durbb 
die efsten Anhänger *^^ ate den Eiti][)r2i-isihuS angeknüfift. 
Man ging nämlich von ein^ßm NaturStande der Measoben 



. •) H*|*irf«eh*. Vorrede S, XX. 
♦•) ÜHffO.Qrotiiis, de juM pftci»^et belli, iäUb. 
*•*) Hobbes, de cive 1646. Locke,, twi) twwitifWl of go^erpnwni, .1690. 



aus, .wq «10 alle fi(9i «ad ^gkifh. Iffbt^n« oiid mM«9rsucb(ei 
Wfinim. d^r küiisdi^/2tQ»ti9id (iler bücgerliehe) «iHgegangan 
wurdtt, urid,was gß^ch^^n ^h^,: damit maii nicht d«Q ^rste- 
r#n jrarikkwÜQsphe« Die S^tem ir#rJiegfi|^. diesfi histpri* 
«^e(i HypotbesiBo und inäb^vten^ «Ich dem Idealisilras. Dg« 
Recht wulrde in seiner ^«ittlicfa^ B^dentimg eigriffen und al« 
der S$«iii der Staatsweisheit gehandhabn *) Divise B^grüa* 
dimgß^^ise gewann durch dn« «tfeage Fon», nUein sie hat 
ein Dreifaches gegen aicfa. Erstens filüt in 4ie Angeos' da«« 
sie von einer Unwahrheit ausg^hat« ^ macht den ein^7 
neo.Meuscheii zum Mitt«lpii«iKte des Unive^^inisr, si^ xeisst 
ihn los vnn . den tainsend Bandmv ü^ ihn ' ant da« kniipff^, 
was auaserihm exjstirt, ja^ sie schneidet ihn. seihst von dw 
Gottheit ab. ;. Zw^tens ist der firundsai«. des.ganzen Systems, 
Dämlich das Postulat Hüssterer WiUkühr, «weMieittiger Natur. 
Der UntjBrschied zwischen iunerer ujnd- ftussQiMcer Freiheit war 
leicht zu machen,. aber noch fehlet ilei^tNaehweis, wie beide 
aus dei^ yer^unfi: folg#^« Kant (^f^l^i^t, 4i,6 äussere Frei- 
heit für eijQ Mittel 4er inneiru» -uu^Jä^t sie darji^n voi^ der 
YernUnft ppstulii^en» , allein n^iit' gutem Grunde lei^net i^in ' 
neuer Scbriftstellef: die Notwendigkeit ^ävw und meinet, 
dd«s man iin, Stande ist^ e^i Bittliches Wesfn zu, s^in, wenn 
n\ai^^ sich ^.uch ^cht aufhängen dapf» l^^nt seJbs|; vewaur 
dek dqi« Nicht^erbf^te^in «u einem ajllgf(inein^n Bfft^tsein, 
u«d bj^gebt gegeff «eine eig^« Pebe^xeugnng ,den . WiAep^ 
spruf;h eiiffs« ^rlaub^Jd^en ^esf^^es« ^*) . Drittens endlich, ist 
gemisa, . da«s .jbcii . d^r Moasen f'^reibeif ^nd Gleichheit ^Ue« 
Wirkliche zerbröckelt. Unter den ch^m^^han Versuchen , de^f 
Abstrfi9tion;y$r|lüßh(ig^.,^h das Wesf n ^ dcs^^tap^t^ ;, stallt 
des .]i)iaina(nt^s, dessei^ .^eptUches Merknial in der wund^iv 
baren Kristallisation derUrstpffc^ bit«^ht^ blfsibt ?in wf^nij; 
I^ohlenstofi' zuHich. . > . , , ^, / 

^, . Aus letzt^rcfn.Gruud^ nahmen frühzeitig Vifle zu dem ne-r 
gativen Staatszwecke des Naturrechts den positiven: Wohl- 



^) RmMsdOn^ Contrat «Ö€l«l, Hdi.^ Noeh ewUeliiedtia- Kant (R«ehts- 
lehren9T) und die deutsche Philosophie überhaiii»«/ ' 

*♦) RechAfflf»hre^ ,§. XXU, Uebcr da» Naturrecht in heut^«r Zeit 
vergl. Fischer, Stand des NaturrechU, 183T. 
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fa^hrt bitiBU, sobald im l^ten Jahrhnnilert die erste Kfoni- 
hil»s der Nationafökonomi« sich Bahn gebroehen.. Nach dea 
Ansichten der Physiokraten , die mit Quesnay (1758) -die 
Natiif = als alleinige Güterquelle betrachteten, träamte in 
Frankreich man eine Stnatsordanng, die maq ürdre natwei * 
nannte. Indem A. Smith (17t'6) alle und jede Industrie 
als G^terquelle aufstellte, ward freilich eine andere Ordnung 
der Dinge iför liatütlicfaer anerkannt, aber der Gedanke der 
Wohlfahrt als positiven Staatszweckes blieb, stehen und 
fShrfe zu dem Princip der Nüizlichköitv worin die misten, 
englischen Politiker sich gefallen. ♦) Diese 'Abzweigung der 
naturreehtlichen' Staatsansicht genügte aber «doch immei^ nur 
den Practikem, die mit dem Dichter Sing^ mochten: 

Einstweiten bis den Bau der Welt ' 

Philos(^hie lusamme^liältj 

Erhält sich das Getriebe 

Durch Hunger und durch Liebe! 
fiei dem'Bahqueroate, den nach der französischen Re- 
volution di^ naturrechtliche Begründnngsweise hin und wie- 
der erklärte, war es kein Wunder', dass sich selbst in den 
Bessern eine feindselige Stimmung gegen alle Vernunftfor- 
schung an den Tag legte, und einen politischen Mjsticismus 
herbeiführte. Wie auf den schwankenden Wogen des Mee- 
res die Blicke sich zu dem unwandelbaren Nordstern erhe- 
ben, der auch in dem gewaltsamen Irrsale getreu di^ Rich,- 
^tung andeutet: so wenden sich die Gemuther dafeh grossen 
Erschütterungen zur Religion. Dass in der heiligen Schrift 
Grundlinien einer Staatsordnung seien, hat schon Augustinus 
in seinW Civitas Dei gezeigt. Nach ihm wurde Jahrhun- 
derte lang die heilige Schrifit durchgehends als 'Hauptquelle 
politischer Wahrheit geWaucht. Man daff nur an* Thomas 
Aquino und seine Nachfolger Colonna (Aegidius Ronianus) 
Engelbert von Admont,' Franz Patrizi erinnern.**) Selbst 



*) Craigh , Grundsätze der Politik. A. d. E. v«»n Uegemiach, 
. taiS'. Dpa b4iclisle« Grad der Mütxltchkeiumaxime bezeichnen 
Benthanw Werke. . 
*•) Vgl. meine Abhandlung: de Utteiatara politica medii aevi. 
Breslau 1818. • 
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mMi d«r RefenAMieii blieb ifar^diMM Atasehen; xnm «Mf- 
spiele ^«nt Httg^ €lrolhis. • Der Bhofadf Bossnet arbeitete • 
fSr' deti A«intösiseheti Thtonfolger tloeh^ eine Pdflitik WRcb 
der h^t%<^n Scbrifr aug. Erst im ISMA Jahrinmdert h9^ 
man auf, rdn der Bibel ausxugeben. Nach der-Abiseiitfflhng 
des katboltsofaefii Goteendi^mtes (n Ffankreieh erwaehte «Ine 
Reactibn isu Gansten des positiTen-GIaabenli und onn -legtto 
Mehri^re ,^tis Biicii d^r fiüdied' wieder zu Gninde. ^a- 
näcfast der Sardinische MinisW Graf Maktre tmd der fratiäöfti- 
sehe ViGonite de Bonald, denen in Deutschland v. Haller» 
A* Mpl}er und F;*«. ScUegel sich anreihten. *) Aijck (rei 
den Protestanten suchte ii|ai|, biblische Ideen der Politik zur 
Basis zu geben.' Selbst der stolze Fichte flüchtete, nach 
dem SchfffbnTche seiner Wissenschaftslehre^ mit den theuern 
IV^mem seiner Philosophie in den Hafen der Ofienbarung» 
Seine , »Staatslehre^^ b^iiiiih^t sich otfenbar,. das Verhfihnias des 
IJrstaates zum Vemtinfirechie nach ehmtlichen Ideen zu be^ 
stimmen. — Die chrtstiiche Lehre wirft in dikr Thal auf die 
Psychologie ilnd Cosmologle ein- neues Lieht und liefert ge-^ 
wissermasscfn ein^ Welfgeschlehte der Seelei). Daher durfte 
man wolil Tersucht werden, die Staatswissensohaft bibtiseb 
zu begründen. Man darf indessen doch Raumer*ii Worte 
unterschreiben **) : „dass es ohne Gott nicht geht und die 
„neuere Staatsweisheit oft bald auf Sand» bald auf Mist ge 
„baut hatte» leidet keinen Zweifel. Ebenso stimmen wir 
„überein : die Theologie fiirüsse wesentlich beräcksiditiget 
„und dfer geistliche Stand keineswegs von aller Elkiwirkttng 
„auf die öffentlichen Angelegenheiten ausgeschlossen werden» 
,»dier unsere Theologie ist die aller Bekenntnisse« -^ Ftdrner 
„vernichtet uns die Offenbarung nirgends die Vernunft und^ 



*) Maistre : 9UI* le iM*incii>e regenerateur des constitutions politi«^ 
qufjs 1810. ' Bonald, tneorie poliHque de pouvoir polttiqiie et 
ratigitujt, 1796. y LegiilaMon prHiiitiY«<i$15. : v, Heller, politische 
vHeligi^D oder biblische Lehre von deo Staaten 1811. A. Müller^ 
Elemeilte Aer Staacskünst 1809;' Nothwendigkeft einer theol. 
CIrunölage der ^als Wissenschaft 1819. ¥r„ Schlegel, Concor- 
dia 1831. ^ . ; ,; • .! 

**) Fr. V. Raumer's geschichtliche Entwicklung der Begriffe voii 
6Ua(/ Recht ttid Pulitik, 4. Aufl^ H. 20>^2iS. 2. Aufl. S, 188. 



^^wiUigPirei» giiben),ibMbt doch di9 Aufg^:' iK^l^r*^^ 
fimmft tti)t4 OffeDbamng in ei» rich|igeft:^W6etMi<4iierb«itiii6$ 
^n«,isef«m^ ^ Verwarfen «vir «Ue politti^obe« uii4i^ii?etiJi)cb#ti 
^Fmw^iv Ws 4iuf. eine^ mp fylUn ^u? ^ss^lu^ek ,jii^ ^s bero 
,,I4«at uod 4ie Urockeiieii ,Ab9tniclk(ii«ii deit HflJbtbQOjog^ 
^upd^cHulbpbiiosophen, .4i«^/$oMd sie v«nvir|d]pbt ^werikn 
^pjleny iiijQtb Wendig BeyoIuttooM naobsicb «ieh^n^^od^s.YfdU 
' ,^ebr. in iitc^ «ieMie»iAn.1^ , \ vj . 

•.:;\ ./ ' ■ - . -,.■.. .-.« /. : 

, In «Men Zeitra-äahimiR die* /Tafel detr Qf^sebMbfe, fifcf 
4ii9 D^aejb der Wei^^ltaund der Könige an, 4ocb.jr«rgM^|i 
Cfärre» die Vergatogenheit niit Recht dem Weib^ vpp Cain^ 
waches, zweimal vergeblich dAiibKöBigeTi^r/jiiiQ üh^e ^priTcht 
»Km KaQfe ibot und Arsi btßi der vd:ritteQ Erspheiaun^ l^ehof 
üki^d^ Aach die Gelehrten tmt die Sibylle oft yergebUcl^ ah» 
. vmn 20g Imftier ihre Blätter »m polU^lven Wahr^f^erl^iin«! 
9M' IUtbe,^aber man suchte adten duruidtn^phltis^el,^ dem 
b^eiitsei)ien:Il3thsel des pjoliti»ehen Lebetvs. Per Grund iu 
ü^lifi^ ieti dm» tdie .aufge^eicbnete Geschichte. (I{i!»tOiriej 
eb|n,;:nvr ein Bffuchfttttck ? der irdbichen und, , mei^schU^en 
KntwiokeltlQgvd'^r Geschichte imaiöh^ entbäjlt^ und iiiaqji^ipe 
fasf^Hielnitreineitt'SUiine betrachtete, der in dem Theile dAs 
G9n9e> 'Ahnen kann* , Wendeln ' die Philpj^ephen . yiprmnls 
wirklich ;ihre^>Ang$!ii^i«uf aie, )a<gf.,iwfüietet^ ^Mf die W^hrh/eit 
»fib^n fertig. im. Giriiitne, ti%, trageia? ^d; b^gfen .^i^h fW^' 
d^iWPC» die Begel ip die.. Begeb^oheitefi^ hinein,. alfi,:i|ietWs 
denselben berauszuwickeln. Wer aber die Welt construiren 
will, für den verstummt natürlich die Geschichte. Die Phi- 
losophie muijisite daher eri^t >das eine Wunder Mohameds ivie« 
derhoI«n. '^^Der Prophet gebot einem' Berge; su ihm zu 
kemmen« \^eil aber,d^(^r Berg, nichtj^nMohamedJ' kam, so 
ging der -Prophet iu d^m Bei^^'^ ^ Obgleich Viieo> bereits 
vor 100 Jähen eine Philosophie der Geschichte begr&ndete, 
ging dieselbe doch erst seit wenigen Decennien den Kleistern 



Bui. *)i i>tih0r 6Btiit«Bä so lai^O ent 4£e giegeowMig itt dUMi 
iäohulefi attftfämncnide Fii'kÄiifitriiss: dftM in der Gegchi(dit|s 
Urne Sokd - EvdibheiiUiDg^ sicfa dorcb^ingto ' md die: tHiiMm 
däfaer'^EUri^'Vermittelung des Aprtdris(;h«n und Afosteiiori^ 
sohäii iti. der/StftitswisiflBnariiaft y^rzugwcKse dil^e: ^) Wak 
ooeb imVniissi'mcdl ist* dieHoHsiändiga Eatfaltuiig midtiAiif- 
unefidttB^ dieiier.Efk«n»tniss; iiie^a. NeoÜstäieiid^Ki ,' : <^ 

' Die getrUg^ltei^gründMg def 'Stt^atsWii9&idtis«h«ifit ^#«h 
pbllosophiseiie Betrachtung ider W^tgeschtcitifte isteht ail^ 
Kw«ife>, ^obaM bei^ie^^' wird^ daää^i)'dili»ä d^m GeschehMi 
fAh ^^g^l* Plän^ ^itie %#]gi$ ^dWuiifg za €türiile lii^^^V 
Wöiinf'^er Staat gki^ besohdens eit)gesöhl6si$^n ^^t, 2) dtfss 
dter itfie^chUchi^ Göft t JevMffi • Plah , jene Ordnung atiö de» 
CJrkund^ und U^b^irliefidrungen der Geschichte v'riaii 'der 
W^thi6t<M^i^, 2ü erikifeim«^ vermöge und 3) diese Srit^mithito 
k«ln ^ttipiristii»<^, Sonden ein '^hrhaft itiittonelies 'WiasM 
begründe. Diei^e dl^i Punkte £tv bew^isien«^ ist ntm Aidhts 
v^eniger allk iinnidgliish. - '-' ^ ■ 

Ahla^getid das CrSte, -so imtl^s d^m ' oberflächlibh^il 
BKcke^ )»1nleiliihten, dsi^s^, wenn ^berhbnpt in der #dt Ziv^<k\ 
Ohlnimg, Vernunft be^rseheji auch in^ dem Geschehen Zw^tk, 
Ördviting lind V^rtunft ^ iiu' findt»i *ein = mü^ie. Wer tlWi 
Sott lifr der ^atur WAtf im Maischen tüteht li^ugn^ty ' d^f 
iKn ^^h ift 'd^ eWigen Eusammenv^ifkeri von Nathr ünr^ 

M.v... ■• i',^. ,.!w *r;i// U-* f:. . ^'.''i' . " * ' ■ 't -tili';» 

*) Vico , principv d'una nuova scienza, 1725, übersetzt von Wfbei* 

48».' Htf&m'l^^ ±ar l*hiloöot>hl^ dör Geschlfehfi, -Im 

\ H^^sr« l^hilo^^^Me der 0tiichichte, »bärauia«gel»nfmöii(liM»i 

183T. (SämmtL Werke, Th. IX). , . ,^ 

**i Man äari" hier et'en so gut' die sogenannten ^actrinärs citiren. 
Welthte di0 libtthtlcn PriniMpieil teuf eUf'durdi die Gesohi^hte^^Ü 
geb/e^es ]V|«a4f,.zurUp|«f Uhren, wie B.^XJonstayit j^Oeuvr«* .ciNnßl» 
18IB— 1820, übers, v. Buss 1838). Anrillon C^taatswissenschaft 
1820^ o«iM ti^fr Vei^sutrfgten 48djl)^^buni Theil d^i-^clefctlsdbe 
. Zachariä (Vi^^pjg ßücher.vo^ Staate , 1820^^1^3211^ als ^iie ßq^ 
benannten Geschicbtiichen aller Nuancen wie Vollgratt (Systeme 
der ökumenischen Politik l«2k) , Stäht (Philosophie des RecWfel 
. 1830)^ ^ PahlnianBj (Politik, 1835). SelbM; die neuft»tptt theo- 
Aophischen Politiker darf man citiren, den tiefsinnigen Ballanche 
(Palingenesies; und den wunderlichen, alles in sich verarbeiten* 
den S. Simon (Ooctrine de S. Simon ^830). Vgl. Raumer a. a. O. 
uiid Sehmitthenner/ ChariUcter unserer 2^it In Bezug; auf Staats- 
wissenscbaft, 1832. - 



MMiseh , . ift^fier IxesoUchle • niobt vedevgnen nM bun dum'» 
jenigen <larf alles irdische Cresehefaen rein eufölÜg, 'plbnlos, 
willkührlkh dnnken^ der mit Epicur den Zofalt als Aüb 
höchste Prinoip der Wdlt^i^tatuirl. Muss aber der m^isoh»* 
liehe Geist Plan, Ordnung, VerBunft in dm* Weltgeschichte 
anndimen, so niuss er andi in der allg'emeieen. Staatsge» 
schichte Plan, Ordhnng, Vernunft eslassen, itenh der Staat 
ist 4er g^stjge Mittelpunkt alle^ irdischen Geschehens, der 
eancrete ^osdriick für all^s irdische Bfd- and Neben-'Ciif^aD- 
deiC und die Weltgeschichte gehj^ nur ans dem Proc^^e 4^ 
Staaten hervor., — Freilich wird man manche Einwürfenns 
i^r^ menschlichen Freiheit und aus der> Falschheit dePfPxär 
desiioationslehre hernehmen. Doch ^ndep sie ihre.l^üi^ig^l}^ 
Wjderlßgung in folgenden Kanti^chen Worten '') : „Was minf 
sich $iM^h fSr einen Begriff von der menschlichen Freiheit bUdfn 
mag, 90 sind doch die Erspbeinungen derseli^n, die .mensichf 
liehen Handlungen ebensowohl als jede andere NaturbegOf 
benheit nach allgemeinen Naturgesetzen bestimmt» Die Ge<- 
schichte, welche sich mit der Erzählung dieser Ej:8cbeinun- 
gen beschäftiget, wie tief apch. die Ursachen verboi^gen pfin 
mögen ^ lässt dennoch hoffen, daas, w^n sie das Spiel 4?» 
menschlichen Willens im Grossen betrach^t, sie einen regejr 
massigen Gang dersfelben entdecken köc^e«^ Wir haben^afvi^ 
Kant noch besser eingesehen, 4^H& der Weltlanf nicht nnt 
ders gehen könne, als er geht. Die Willköhr des Men- 
' sehen zieht nothwend|g ein Gewirre von Thatsachen naph 
sich, welche beim eisten AnMick die Ahnung einer höhe- 
ren Ordnung zurückdrängen und verdunkeln. Alleiti die Zeit 
löset die Widersprüche; was die Gegenwart für einen schneien- 
den Misston hielt, füget sich in . der Zukuaft leise in die 
Harmonie des Ganapen. Eine stille Gewalt ergreifet die 
Aeusserupgen der WUlkühr, und glebt ihnen einen Gang, 
der zur Einheit ^hret, so dass die Geschichte wie eine fort- 
laufende Erlösung von dem Bösen erscheinet. 

Aiilangend das Zweite, so begreift sich unschwer, dass 



•) Kleine Sehriftert. jTh. 3. Idee «ioer allgemeinea Geschichte in 
weltbürgerlicher Abficht. ' ' • -;' 
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d«r e^ige Plan, die ewige Ordnung < de« urdischen Ge;$chehens 
und Werdens nach mebrern tausend Jahren der Beobachtung 
lind Forschung nicht mehr ganz ungeahnt und unerkannt 
bestehe* Da die ob|eptiye Verniiiift der gubjectiven a^fgehän 
kann und inims;\.«p muss auch der Abriss der Weltbegeben- 
heiten in dem luenschji^hen Qeiste schon die sichersten 
Ahnungen und Andeutungen heryornifen* Mit Kecbt bemf^rk^ 
Ka^t; wer Ttiit ui^befangenem Geiste den ersten Besten Ah- 
ris&.der allgemeinen Geschichte dürchblättce^mSsse in dem 
Gange der ErejLgnis;^^ In der Reihenfoflge. der welthistori- 
schen. Volker, in der stufen^rtjgen Entwicklung ^er politi- 
schen Zustände schon jene Ordnung, jene Vernunft erken- 
nen y die den Geist bei der Betraphtu^g der leblosen Natur 
zur Bewunderung hipreisset. Zu deutlich legi; sich die hohe 
Aehnlicbkeit des individuellen und des allgemeine'n Lebens 
dar.*) Wie der einzelne Mensch aus natürlichen und un- 
freien Verhältnissen fortschreitet jiu bewusstsittliphen und 
freien, wie der Einzeln«^ abstirbt, i^er nieue. Individuen sejn|^ 
Ideen^ seine Erwerbnisse, . seine Z^e^ike übernehme^ und so- 
hin die grosse individuelle Lebens^ und Vprjiunftenljwicklung 
fortsetzen: so erheben Hich^ }die Völker iin4.' durch ;sie die 
Menschheit ^on natürlichen und unfreien Verhältnissen zu 
bewussten lind, freien, die ]EiyrnngeJp|^chdft sinkender Völker 
geht auf neu hervorragende über, und in 'dea Weltaltern spie- 
geln ' sich die Perioden d^r Volkergeschiphte . wie d^ie Epochen 
des Menschenlebens* Wqs die, individuelle Vern^unft den 
Einzelnen vorzeichoet, ist auch, durch die ^ ewige Vernunft 
der Gesammtfaeit wfgegeben* Blicke in dich, 'so lernst du 
die Welt verstehen^ sagten daher die alten W«isep. — Wenn 
die Welthistori^ dieser A,ufgabe der vernünftigen, fortschrei- 
tenden Entwickjqng Vielen SfM widerspreph^n , scheint, > so er- 
innre man sijch,^ dass Vielen jim Leben, de/ Einzelnen auch 
im Widerspruch mi]t ^ller V,ernunfthestimmung zuj stehen 
dünkt und doch ist es ^len)and gelungen, sie. in Abrede zu 
stellen. Der scheinbaie Widerspru^ch der ^y^lthisterie dient 



*) Das Verhältniss der Individuen und der Gesellschaft beleuch- 
tet ▼orzügJich Ferguteo't Geschichte der bürgerlichen Gesell- 
acbaft, ITOO. ' -■" - , • , . k. n 



meint bei tifthefet Einsi6ht tltüt ßei^tStignng der h5hei«iiOMI- 
itnng. Weil meAsdihche Freiheit und äui»itore Notlivreridig^ 
keit (dnrcii den Einflilss deaBodehis, des Clima «* s; w*f sichte 
bar**) die Principieti der Weltgesdiidhte sind, so kann tiieht 
jedes Ereigriiss, jedes Volksleben einfeii Spiegel der Weltord^ 
hang darstellen; es giebt deshalb in dieser Hinsicht änss^r^ 
liüh begünstigte (welthistorischi») V5lkter und ItldfVida^fi. 
Und der Gang der Entwicklung kann femer kein gerader 
sein, sondern er muss eine gewutfdne Linie darstellen. 
Durch Gegerisätze 2war gebt die Entwicklui^g, aber sie geht 
doch vorwärts. Wird der Fortschritt öfters auch erst nach 
einem JahrKundert sichtbar; ^ ii^ er doch vorhändeh. * 

Anlangend das Dritte, so fösst sich leicht erkennen, 
die Vernunft hleibe bei der Rücksicht auf die poKtiS'cheti R^ 
sultate der Geschichte d^ Alles betrachtende, ARes erfor- 
schende Angi>, ihre Erkenntniss werde nidit im mindesten 
angetastet. Wm sie als ein Wahres vom Staate aussagt, 
das gilt auch fiir Wahrheit, und wAs* ihr wirklich wider- 
spricht, das bleibt in sich unwahr, ein blosser Schein. "^ Allein, 
w^s nicht wldeist)richt und nur noch hiebt ih seitler vernünf- 
tigen Noihwendigkeit erfdsst wärde , das darf nicht gering 
geschätzt werden, fklls es in der Geschichte hoch gestallt 
erscheint, und nicht w^e^gedacht werden, wenn es überall 
und in alliir Zelt vorkommt; In der Naturweh stösst nn^ 
täglich etwas 'auf, desi^etr letzten Zweck oder dessen Noth^ 
Wendi^keit wir nicht einsehen, und doch fällt es uns nicht 
ein,' das Dasein desselben zu verwerfen und für unsinnig 
i^uszugeben. lii einzelnen Fällen, wo man solche Naturdinge 
Wegtilgen wollte, sah man auch nicht geringe Nachtheil^ ent- 
stehen. Als Kaiser Joseph n. z. B. einen Vertilgungl^krieg 
den gerungen erklärte, sah er durdi Ueberhandnahme des 
Feldungeziefers sich zur Einstellung der Vertilgung bewo- 
gen. Und was nun täglit$h In der Naturwelt Vorkommt, das 
kann doch wohl auch' in der Staatenwelt zuweilen Platz ]grei- 
fenl — Die Philosophie wird durch Geltenlassen dessen, was 



*) Uebsr die geogr«^hitobe Gruadkig« der Weltg;Qtcliiohte4 vgl. 
Hegers Philosophie der Geschichte , S. 15—100. 



.allgemeine geschichtliche Erscheinung ist und doch in seiner 
yemü^ftigen Nothwendigkeit noch nicht zu erkennen ist, kei- 
neswegs herabgesetzt, denn die Philosophie kann nichts mehr 
sein als die zeitgemässe Einsicht in die Welt und dieselbe 
mass mit ^der Natnr* und Menschengeschicbte steigen und 

sc^aR verst^st afso gegen K(ÄnerferVernunftYorscnuii|"nd 
hat den grossen Yörtheil, die sittliche Substanz der concre- 
ten Verhältnisse und Zust^Nl^^t: ^».»erfassen. Sie erkennt, 
dass das Recht keineswegs blos etwas Abstraptes, aus dem 
Gehirn fertig Heryprspringendes , sondern auch etwas Con- 
cretes und GeschiditHches ist. Sie nimnit neben / Demim|- 
^Mj Was di* ft^erig^rih ^rtif^Ei^ein als '^ei'tC R^feht vefrvrtft- 
Kcht, eti^Äs l'hÄ^feäiäilt**^ in, Wä^i^ der We%etb; Wn 
Recht 'aüifErdeith^t,' st<^ erMictil' IM/ 'läUAfk ^üWflMciMl*- 
nurijrV^WoiPÄi Üich^ jene^^ uAW dl€sfe**V^h*(BnVl«iil sfetiet 'ifc^ 
Ik^t an' die fk^Wh w^tg^giaitbter , ttngiFtär ^tJTgis^m 4(M 
StÄ^t^' wfrkU«*ei^tehendeV ' ^ • '- •^i ">•.«•!-■ .::^' .-.U J-u\ 
' Wdfche^Ge^tÜr dife l^tai^tswiÄsyisciftift'ln'^^^MdS^ht^l^ 
löiidpltfMäi^ ^ße^i^Hduiij^ alfi^n^itie ,' m^fetr ^'M^MstehlAilift 
B^ktte^ in st^wadhen tImrHisen lätedeWenJ ' ti^eil^^e^ftWfet^ 
wui^ 'k seh^'^Mititi, ^^M sMh S^stebi MieM igaülÜ i^ih Gdl 
stkl^Äii'^li' diiä KafeM«»sbö|t^s'l^^^ ^^d^j^\^ eM^ 

ii^b«8^Ui«hd^^ B^^j^^ d^r lla^ld' ene^gbl^'tod' WiüSretv'^ 

ü' > I ,. li % ;''.? "-i .■,."'. .' • * ifi *' ^j ' i • ' i! •>;*-, i*»r<i'ij • s Jt 
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.JI^IIcbd0O$]|Qt»'/^s^l|: ds^^^t. ^ . Um j^^ ^^ V^aiitw^.i;!;^^ , WM 

jß^it d^|9),Welfg^l|8^n «afge^eig^,l!Hrer4e9... Qi^fois Jst nun jd«^ 
Ziel der Staatsphilosophie. Schlötze^.*^ W^^P - H^f }f MeUypi^ 
lÜil^iJ jpviM^ßrn, fsif) ^^ ,Qbj>pl; ,ba^^ ivfis ^ber, di^; {ii;i^^8cfae 
IMirfki (tiA^sif^iqhtf, Abf^i: le^mlicli. t^^fcihrftfikt^^fl^ 
Ailel<q»QUtik ifirauf, «MizAigepi^jiri« e^ xum Stapi^ |^n^ JPIp 
^ft^t^^MiVsophl^ gebl^ aber yJ^J weij^f i^iAJtiiflhei;! RalJi^sf ;p 
4i9W)ti| sie;! J^llg^fm\i^ St^te^^Ifw^eiaAff^fiUtatgf^» 
St^e^Kj^Pr. i»opJita .fbePi ^w JBj^^j^bjMwgi iiflp,d^ii|iii| i^ 
die passendste halten, weil er im Staate nur zunächst ein 
Naturproduct erkennt. — Es liegt in der Natur der Sache, 
dass die Staatspbilosophie von uns nur mit dünnen Grufid-^ 
linien gezeichnet wird. 

Die Elemente OÜ» Staate«. 

Der Staat erseheint als ein unabfaän^ges Gemeinwesen 
einer bestimmten Bevölkerung, auf «inem bestimmten Räume, 
worin eine höchste ordnende Gewalt das irdische Dasein zu 
einem vernünftigen erheben soll. — Die Erscheinung des 
Staates ist urthüialich , denn sie tritt uns auf dem ersten 



*) StaatogeUhrtheit, 1793, I, 15. 
**) Restauration der Staatsw. I , i. 



9Uttß imsfffjr G#!K^hl0wMMfti?|)., J»; ii|ifr;4lieael}ifi bin- 
aus zeugen h^Uig<all^ebe^|ief|PJrung•^ von ih^en Sppfep, , Vor 
Niiürods deiche blühte jeneg.dw Pischdadier^ y^r 'dpetem 
jenes des Mahabat, und vof. 4i0»€^ der HrstaiU ^uf. dem 
Afriatiachen Hochgebirge, von we|phiE»m die 8age^,4^r.iM:aUeii 
jiil4i«cbm Sekte d^r Sipacjr sprechen. • Wenn w'v^ , i^vn die 
geognestjschen Grii^de liir, di^ junge, £rde;(^istenz des >Vlen- 
sehepg^cblechts, die. durch den AnhUck der raschen: fortlau- 
fenden £ntwipktmg binnen |v«nigen Jahr^n^cu;!«» *e^ie be- 
d^atgame 3e9tätigung ^iha]tfli^9 WS W QfE^nthü fuhren, ,\so 
baj^en wjr keiu^ Ha]i|m f^r rfi? Hyp0thfjiite.,fli«^«^ allgemei- 
nen NaMarst9ndes,.49n Forscher jfppGest^^ippd'I^Hti^ nach 
Teri^ilderten, noch da^u, gesch|cbdich- jiYpgen.yQli^n , gedieh* 
tet hahens v Zweitens /i»t,.4ie lE^-sqheiu^pg.^^, Sfcqfites, fiUge- 
Wftin, jdftmi sie. fgit ßuf Mißm^X^i, jwd, apif kpip iVo^ be- 
«cfai'sUiket, und iiu ^9iv^ beständig, dfn^ sie behalt im 
Wechsel der Pei:so^;ieQ M|id, Dinge* », Wir babei^^pch..keine 
Epoche, jobnb Staat VQr9hergc^^ sehen. Dritteps ist der 
Siaat;4f^nofh, im Kinsft^ei)» ma^klhg^ ,if;orübfargeheiyd^ , viel- 
üushf> iDer ^ti^t er^e^nt i^,yer,sf))i^ei^n^tffiEep df^jVolI- 
kon^e^b^y.inrf i^ allen vertoderl^ch? rr^P^I. JöseHjjiifh dw 
sciheinba^fi^ ;Widq)^priM^h dieser, Mfrlpn^e, jvsetip, .wi^ den 
HtfifU. als>,flas Fro^iu^ «M^e^ J!»<^rflD» ;<ler Nat^ Wd des 
Manschen, erkewi^* . Irisofen^ die Netur- q^eri^et,^ p^u^ sich 
die Erscheinung im Allgemeinen beharfUehit^ad doch«, fV^ Ein- 
seinen flüchtig darstellen; insofern der Mensch wirket, muss 
ein Regelloses^niMl'^^eiMr Mw-Qeselzliciies zum Vorschein 
kpmmm« : Wk.het^n.i9||«i|||«W$f!bm,/ \^f»Whei|,.A9^4il die 
Natur, welchen t49Msheil>rie)r/Me(isch>(4^. V ,,^i^. . ,}< 

' '' "Unter Ä^i- Nrftiii- verSttli'eir* wll' ÖI^^^^^ hiensch- 

Itcher Wflle'isV; te^t'thätigö^Ät'k^^irktni^^ vW^h auf 
die Gestaltung des Staates; sie begründet 

1) ^ie terre^tre Grnildl^j^i^ alle^^^^ 

Das. Tenritorium bargst jtt.kliiMa^i »Beschftfienbialy^ Aus- 
dl^^i^ang gewissermass.en die halbe Zqk^hft'Jefte^' Staa- 



' tesi. — ScIbM Boden M^IBjptoch^'Mtt^ WAhd^tlml' itt- 

' salhthefT, 80 wie Bod^fci und VolikschiiiiBieter/*) 

''2) Die Bidvölkerung. Na<^ Naturgesetü^ pjBanzl der Mei«lk£ 

skh ftfrt. ihen, Oeintirtea, iPbdesßaie gitid nicht wlif^ 

ehtlidie (freie); sondern tugterich und gtösstentbeils ph^- 

*''' stsbhfe Facta, bie Kati/r stiftete ftacen, sie iSchafft selMc 

die Individu^ki s|bhr verschiede, Schwache and Siaritei, 

Talentvolle vmd MittlBfiinftsiiigev aber alfe Menscheü ^ind 

' ' sittlicliii^id ^tsen und hierin sich wieder gleich-.'' * 

'3) Die matöfi^ieOrdntmgdesYdllcsfebens. Di« Natur bestimitot 

nlimlich dul-ch die teri'estren Yfirfaältnisse tiie Thätigttteilt 

der Bevölkerung, wodilröh eine nai^liehe' Ordnung dUft 

Volkslebens >kb gesfäHc^tJ Um sich ztt häbren,' bauen 

die Meinchto den '6odeb tmd verarbeite di^ Stoffcf. 

"' %kfd ist ' d^i* forden vehhieiK; die Besitzlosen begebt 

' ' sfibh' zu den Vermögenden' in Diensf. 1>en Ueb^^fluss 

' " ' des Ein^n gegen' jenen; A4s And^rlt umztitiiMchen ^ eilt 

der 'Kaufmann ' und n^ite -Nährungsqüellen entsfHringien 

^ ' ufiter seinen Pifssen. ' £li ei4ie6eh * sich VolkiftstUde, und 

^^' ibrift Reibungen 'fonlerii eine maassgebende, entsehei« 

'; Id^de, oberste GciWalt heraus. ***) Aucb <fie Effsebfef nang 

''' ' eines Idtenden C^i^Wattbabers i^ züVnTheile Wedt d^ Na^ 

'"" ttitj ihdefn sie ja die Mensch^ sd uhgfelch, so häffsbedurf* 

tig in dief Weh setzt und^^ewiHse Auteritäten (z. B.Vbr 

' ' V&ter) begHintlet. .... 

* Ffet'ist,' was" vom fneiischl><;h«n< Willen ausgebt Im 

Staate' aber giebt es dreierlei WMlensthalen: 

1) die Vereinigung zur Gemeinschaft. Höchst selten ist 

die Geeelhehaft reiner WUtentwerk^ wie we6n Auswande-' 

^.. r^r Zj^r ,Stif(^ng einer ^Kolonie sich,.veroinigea; in der 

j^^^^ JÜf)^^, ist diesel^be. duiich die JVati^r begründet (Stän^me 



",. *^ P4eifA^^ erkannten dtn Minüvßfi des fiof^m» an. Bodinus 

no^ l>ere]t8 denselben sehr' schaff hervor y Montesquieii üfter- 

^'</ si^tUUzteliHii Gilbert rsagt«. gar, jeAsi Land sclia^ eüi'bpeciß- 

•O Lüder, Kritik der Statistik und Politik, Göttinir#*al8llS>-^* *^ 



^ind durch, J>)orfyikiiimiig wtwßktHf^ ¥nm\lien). Die 
, ;.^, YeJteif igiuayg; ifi(t dah^r^in der,R?g?l k^ia^Äiis|sererj Act, 
, S9i^()f)f i^ eijn Uinerer . 4f, h AneÄejipnujD|f d^p^ bestehe^d|ijii 
t, .. 0^eiQ8ehaft; dieselbe griMet sich^icnt^ejer ,aiif) g^. 
D(i,einsame Absiammung (N^atur$taaf)^ ^oder auiT gerpeiq^ 
, jMAme Vor- i^nd Nachtheile (Npthstas^) oder en(|lich aif^ 
"da^^^sttjtljchej.Bediirfniss eiqer^. dui:^, vereinte ^IjCra^t 7^ 
. v^rwjrJkJicl^f nden, sittlichen. Oi]^i^pj^ \Yelcbe8|dyrcl^|di^ 
^ Bel{^9n i^QOiichst bei der,, May ^^^^^fWeckt wird (^^f<^r, 
nunft- oder ,Jtecht^staat)t ' , , !:, 

,2) Di^ Upterprdnung . ttQf^ .^eJHie oberste Au^rität. Kein. 
^ Verein ohne ^^tendcis t|appt. jDie Natiif ^^Y^ejche, di^ 
j mpteriale Qrdnung der, QejielkjC^liaft bestimmt j. lässt ifajr 
auch Oberhäupter entwachsen. (Vgl* S. 20.) Die Ünt^ord- 
niing ist demzufolge ^b^bfalls mehr eine 'Sntiere^' als 
' " äüssre Wtllensthkti Sie gründet sich* eiitwüdei' auf 'lia« 
türliche Adhäsion (im Natorstaat), oder auf berechhbndä 
* Zustimmung (im Nothstaätä), * oder endlich kfiif ittoiralisch-' 
'nothwendige Beiipflichtiing ^ dem, was Mittel dcfs sit^- 
" ^ liehen Daseins Ist (im Vernunft- oder Rechtsstaate). ^'^ 
'3) 'Die sittliche Ordnung des Daseins. ' Diä Vereinigung^ 
unter 'eiiiem, leitenden Oberhappte erhebt die Gesell-' 
Schaft ZH einer moralischen Pefson mit einem' thätigen 
Geweinwillen, daher wird denn auch das Dasein nach 
(len Ideen geregelt , welche der leitenden Gewalt vor- 
sehweben. Sitte, Religion, Rechtagewohnhieitert gebed 
die u'rspriinglicheh Nonnen des gesellschaftliehen Da- 
seins ab. Die vollkothmene Ordbung der GesellscKfift 
tri^t dann ein, wenn jedem Einzelnen wird, was^ er veV- 
niinftiger Weise als ihm znkothmend ahsl^rechen darf^' 
'' und* durch die leitende Gewalt das Verwirklidht wifdj' 
Wüs die Einzelnen für sich nicht zu äir^ich^n vermögen. 

CMUitfe 4m IStoates» 

' ^'achdem wir deh'Ahtheil der beiden Factörett desStaa-' 
^^a an d[er' Irdische^ Erscheinung desselben angedeutet ha- 
ben, wendet sich die Untersuchung zu dem Grunde öder dem 
Zw^ke diSl^'bißiderscihigen lliätiglteit. ,'' ^ 



' Diö Naihr httt 'Ut^ ihr^m W^^^ nie dar Ucfividuum 
ihk Abge. AUesl(iözeln<^ V^raüchHget Sich, liAd ^ibiiet nur, 
dl0 (orättujb'g^/ W der es gehüret, darsustkllenl Cifi BTiik aaf 
a^Vergatigenlieit hel^hfit uAs hiüri^ti&heiid, das« die mebsch- 
Itidhen In'djfviduen ^Ifen Wie dfe'Kliitter der Bäniiie. Selbst 
£e Tolker äberst^ti^n ni^hl di^"" äirgemeine' Verwandlung« 
Nictiii beharret In di^ili' Wechsel d^er inenschlicben I>ihg[e als 
die Menschheit', deren' Clestalt liich geisteratrtig auf den vor- 
überrauschendien Individuen errichtet. Der Stroni der Zeiten 
spiil^t die Scliätze^ die er 'den Itidividiien entHss, in ihren 
iSetiooss. 1[)i^ fintfaltu^g det ilienselilibben Gattung bleibt der 
Nie^erschlftf^ aus deni ZfeWtSruhj^pfrbcesse allto IiidiVidllellen. 

Indem pui^ jifie JVatur zum Vereine der Menschen stre- 
bff,, ; so jj^qn^ibi-e Absicl^^. offenbar i^ur dahin gehei), dass 
di^ Indiv^pe^Jic^^^ls ein, G^ erhalten und entwickeln. 
EUn. Bliclf f^uf d^ Menschen, bestätiget dieses hinlängliclu 
Die Mei^sf 1^1^ ;zerstört^n '^ich in ^wi^^ , Kriege^ wenn keine 
feste Bestii9i|[fu^ über Mein, un^Dfin^^keini^ friedliche, Aus- 
gleichuDg ihrer Streitigkeiten, keiiie, Haiulhabung strafender 
0erechMgke,it Pli^ griffe. Se^cl^en yerheertei^ und e^itvol- 
IfervL.g^n^e Weltth^ile^ wlifde^'^i^niphtgeifieinsch^ftlich be- 
käno^ft« Das Gleichgewicht v.on Nlabrnng und Bevölkerung 
fände ji^cb njcbt ifn> Gros9^n^ciiq., .^eroiiUeUe, kein Staat den 

yedicehf,. Dpd, Hungefsnath .yejrsjpM^^g^ ,4'® ,l^^,*i!^®^ '" 
Tj9ifxseßif(jf^ ^ aichibat wirif.^ d.er/Sta^t aqf ^i^altung der 
MensG^ih^it; no^fi siphtb^rerauf j|ire<^ilduiig! Ks kann von 
der N^ur keine Anljage gegeben werden, ohne die fiestim- 
n^i^njg ^lifje.r yollstSiidigen £ntw|cldung. . Ni|i|^ aber besitmet 
das memcl^Uche Ipdiyiduum s<^che, Kräfte, die es in seinem 
irdischen ^e^^eii nipht voUstf^n^ig zu entwickeln vermag., Es^ 
darf daher geschlossen werden, dass die menschlichen Ania* 
gen hienieden njir>ki.iUr'K:«(M»g'9MlMMlig entfaltet wer- 
d^^^sollfp,, ;iypraus^ die Bildung der ;!^ppsc}»epyerei^e noth- 
weifdig he^rvorgeht. "*) Die Entwickbii^ 4er .^enschlichea 



*) Kant a. a. O. Jenisch: ,1Üeb«rUifk d«r Entwkkj9(ung,,d^r Menr 



Mfm üie^igfMMtl« V»Jlwr „INiliQMN, iriivilitiii^f^ ii4pii^,ioif;,( 

'" • \ '•' . '. ••./ \. ' , . ', .! IIP- ». w/t.,v ni >., 'i'^.'ir i» M 

\' Da nnn A^t Naturzwedcdi^if. Staates «tii idlcK^/'jsV,' de)til 
der Staat bofti Wendig ent8^H6Hf,si&daif der V<6nfüJiAzwi^^ 
nicht so li^scliaffen gedacht xi^tdeh,' Stasi' er dem Natdtiw^«^' 
sieh entgegensetzte'; nut braucht ' dets/elbe deshalb no^h^'^Pcfat 
mit däm letzterje^n' v5llig gleich *'2ü laden. *) ßfer' Mebi^ctf 
gehei nicht Von der Gattung aus,' ^'S(Drid^ VtJfii Ihdl^idtiiMr,^ 
fol^lidi ist ey keift Postulat, dass der TÄeflsc* In ^ififkiV^^-* 
KtischenThktl'gkeit 2ünächsi£ und Von' A'hfaV^^ W dfe £rh«lliita'|^ 
und Entwicklung der Gattung zu seinem nächsten Ziele^erhc^be? 
Der Endzweck mkmitÄcfhiähnW^ltA^tMien Staat muss 
eiiK 8olc)KM.Qbjae|i'^eifi^ m^Uh^ die ,|i4eQSi|htf4^e^,,V,^unft 
sdile^iibiti i^iveidiM willt,;fther miP ii^i^gt^iV^eifMi «rf 
reichen kann. ' Dieses Eine ist aber zunächst die ^^^pßfijißKifti 
massige Regelung] «ifer m«li(cUidMiiX>iDMMt0iz , und weiter 
difl vqI.b»^n^i|l^^ftar«Sfllfl|jg flp^^^^^^^ .,^^,> j,^<, 

> Der Meiw4h i^ll das SHtli^b^ Huf Erde^. if^rwt^BU^tifPi 
wui die Stänmiir 'm-^^^dui^Bn^n i J^u|i .k^h, Uun ifor^^- /i i ftw 
word^ daBSVt9imög^idmVf^nAwyifihmi,f,Ai» }f\nm ^m& 
hcfil. D«mit>««ff. lahfer das .G«le.,tomi .Dnwi^ .bdngp« .mm 
Am die iifdi9obe Megliibhkek Idee Mtfcalischen ^Wi^l^tf fi. K^fimp. 
Wddt 4i«tv lUcht^M dwib^stim^e Kreis :5)0«A«lt^n^ili|?4fl9^>4W 
iMttert Kreihtit; ftiei IMfögticIikeit Am. Mtm^^^^m. (pifAt^ 
bei der Möglichkeit des Unmoralischen eine Abgränssving der 
äosserQ Spbärea; wiekMa J94a€bf dicm^ßi^^is fr^^gf^q, als 
durch (eine or<<nende6^^ä!t* Was htfft^esy^ diw ;Ver. 

Dueft «mv Behiwie der,, Güte j.cK(eiii.: B|#QH<pl[)gPi/ ^Pi^.i.is^üc^sere 
Freiheit «aerker»l^ty' b#»' welcher >jede^.andefii. Fj:ei^t;nach 
einenti' 'atfgemeii^eh 'Gesetze b^i^tieben 'l^iliiil ? « P«s''a»9thei- 
kade GesetK jhuih^ vor 'AlJ/W/eri(ttofiW^(>ar ,ui^^ 
den. So erwacht ^im MeiMtchen Ua« sUtIMhe"BMti#ftti«l des 



*j Di«s€ Verwechslung begeht Wilhelm: de fioe cir4t#Mi»479^»t.p. 10. 



siMtoHi b^ti k^hA^, ' sl«^ drtfl^, bei -'dkm iKAiertt' Hmkhen «»« 
nächst«'«!« StMltne d^ JWG^tigio^y attf'ldWUdvftltlhng^'des 0«i 
ten ül^erhaupi. In wieweit sich der Einzelne als Glied eines 
Ganzen anerken«Hü)V|itus« lir 4k«eli*«iil*€lemili8anie8 wollen^ 
^/$ di|^.-D.f^^t^Ilupg. ^jjfi y^qijfjftig^n ijbeJ^ba^p^ zi^,,^i||gabe 
^*«'/*:^Kflrt'/'P. erfasse ^ejr^Meifscb den Stfj^t. f^st^ jfiir^icl^ 
4suqif.,an ,si^h^ .^^^Ht 4^'* ,.^^^^ ^^^"^ 1^ .^V'^ f^^^^M 4if 
^pi^^isteii^ der Mepj^cJti^jn npch der Vernjafl.lp:^ h^r, ^nd ^ist 
^nn 4cr ^reiche^de Gfnjad,. dai^ defosittlich^. Geist ai|f fjr- 
^f^^z.u9i ypI^täpd^ff[|.,Pa8eiii kommt. ^ ^ittlichke^^ un4 Ge- 
r^^t^gkf^it ,(d\*cfte ^ns^pt^Ieii sag^n) sjnd Folgen dy Bit 

' " WeJin Mif'-Mft^ kieher febler&eie SehlihM kogwi) sa ka^ 
Mh W!f di« Fi^tsi^ting des Smartes znglddi aliged«iiA^ fakd 
erlitilflfit. '■^> >•••*'■ '"- ■ ■' -' ' •'-■•*,•.'■.;,- 

Der Staat ist eine ph^sfsbh titld moraKsck ntfihwcUdlge 
Wl^^r8«li«hiiing< Doeh spriiigvt er itidit'^fsrtil^' aad^ dem 
Nichts ^h^rVor, sondern bat rin<«siehl]iMMret> Werden Id der 
HAt) ZMt^t entwickelt? ^sich das imtärUdte Ekfiient (Nk'ttnN 
staürt), daii^ g^m darin das 'frete« aiif (V^manflstM^). Did 
An mid Wet««^,> wieiBinei Md das 'Anderti hervortritt^ tbk 
vehtehted^n^, itibnfligfaltigj rn^e» di^Nalwr uiid dii^MemdbheM 
fi^Wst ; itfber tlj« i^dnung der 'Eitevi^ldnAg blribt immer *4K««< 

f-^ ; ni..,.-; .v, !^ ,-. jv .«,.:»..,:■,.; . • . -K ; ' : .;- .^!, ; ,.' 

^ ' *) #3litik, 1, "t t** GÄrWir Ueb^vitsung:^' 1^. 41). — Dliftte BüMiel^ 
-I ; /imfilf i^AA yeroünftigön . $^tsawie^'i . i»Ji nlfikt ,üWa|I me^- 
kannt. \veil man zu sehr auf den momentanen . gegeonen in De- 
'^ ^ ^ "stimmten StMttii^* ^ttrücksieMJ AHst6tel«9 »ä^- noch ^MitiftiiitU 
'*' *''»rl>^^fw3K»f -t^fu^jit^. Ciothil neuäl^'d^nl^la«!« o«eitltiaiijiwi4 

wuchs die Auszeicnnunff der „Sicherlieit** , da die Furch» nach 
** * 'ihm ziiiH' Staate 4H^.°' IÄ%^ ^Ätlln¥««hl»l^hffer'•ie•«eil'*l5U^i^^ 

<.h »«ffltjgrt^^n-, ;D^bt^ure pi?fU?«^fi^ie erklärt«; f^, gegen solubfi 
aus dem Zusammenhang de^ Ganzen genssn^ Staatszwecke und 
so nahm man denn bald eine mehr menschheitliche Bestimmung 
des Staates an, vurzüglich nach den Versuchen über Philosophie 

■*^'-^Jdei*''Qe^dW«httr'-''''^ • '^' - . - -.oiu--- -;■• w* -.- ,(J - . 



il«tb(»; '^Weim 4t^:€l««^i€^e t^en« VdN^lwn'bprldit, die Jahiv 
iwmiiertlr^ Uht^ tf|fff€)^igeiidk;h4ii Sta^t^ €>dfer die^^behn Be^^ 
^ni^ti^ defiiselbeii Bftehefr'btdUbeity od«r'g|ii^ zu Gmiid^ g«ii«b^ 
WW' spridi^^dtis- Hiebt j^eg^n, bondern f<il* 4tm^ QeH^txier 
l^iäratsoFgftläMliji«. '- Ni^ht ^He Wesen, die -auf Erden ^mifchr er« 
Mftta^örphosi^n^ ditrdizcufgefa^n' baben^, libenMehm iril-^' V^-^ 
lit^Mdkiegdfnv- «»der^'mai^liti'- g^^ gleich, lidine)! «fcircb;' De^ 
Stbiliett«i4itfg' behaltet toiige iifiilAo|ienetbnib, tenger in dei" 
V^^fpbppitl^^i tind^ stirbt sui^eh^ Dhne s^ Psyche genvöi^il 
zu sein. Will tiilHi < selebe- ^wisilei^asseii < ^dv<»liendele 'V6l ^ 
ker bedauern, so föbre man sich zu Gemütbe, dass man 
nichts verrassseV desien JEMiirftfiBS man ^mobtiffiblt. Rohe 
y^lke^ hat^n^zunächjit nur sinnliche Beciürfnisge, daher ihre 
^^iten^e Gewalt nur auf Aeussre^ gerichtet ist Wie die 
Völker sich Tergeistigen, vergeistigt sich auch die Regierung 
und Mvjrd durish Benüt2^ung und Aneignung der vorhandenen 
Talente^ zuletzt ifi der That die höchste Intelligenz. ., 

^^. Zweifelhaft ka^ nur scheinen, ob auch der Urstaat auf 
solche Weise entspnuij^en ist. ; Freilich \,inüssen jene,' die 
das Gegentheil behaupten^ mit Ji'icbte und, Schelling i|uf ein 
Runder zurückgehen , . und die Gottheit setbst od^r höhere 
Geister iZU den staubgebornen Menschen niederstejgen , und 
sie in den Anfangen der Cultur unterrichten lassen« Allein 
da^in liegt noca kein Be]M^eis,4ass der Uri^taat i^^fenweise 
in^.^i^.Wirklic|ikeit getreten sei, da gefragt werden kann, 




1^0 muss , man den Grund nicht sowohl in dem Dunkel der 
Vi^wek suchen, als yielme^r in den Vorurth eilen, von wel- 
chen man ausgeübt. Man stellt sich die Umienschheit so vor, 
^i^. |di,e ,heutigfi, und ver^gissf, dass die Menschen in der un- 
^f||^^,^ei| Entwicj^hing sich selbst ungeheuer geändert haben 
i^ii^^ii. .£ii^ jBeispiel von Heute genüget, flier wilde $ohn 
der^ Wivs^e zeichnet sich durch (|ie wundersanie Schärfe sei« 
ner Sinne ans, und verlieret bei dein Austritt aus dem rohen 
Zustande diese Eigenschaft, die ihn gleichsam in Rapport 
mit der lilktulr setzte. Wir dürfest* ultis die ' Urwelt nicht 



anders denken als in 4ep Hund des ,Nal4irgDiiteffiy> Aintei^ Her 
Herrschaft des bistinflefi. Wi«^ die Bie«eli^ mtbi iniilmoe 
Staete kommen » die Teimiteo su Ihfer Feslang)^ 4N|* die Ur- 
menschen som Urstamei. Die viterliobe GeiMaU.iWI^v der 
eine Keim^ der Natur- und Gattesdiemt dw aja^Sf^i >>V«ler 
und Priester Miren eins in der Thal, nvie'.noebjtW* i«^ im 
Sprach«. Daher die paCriurcbalisch-Aheokrfitisch^ Jb>rm aUeir 
Staaten , <tie aw der graiicteMi Vomeit hervordohitimerfici: eo 
laage nicht die jugern, weltlijobe CnAwtdklong di^.Mepaehen 
verSnderte, und den' Urstaaft.vdUig (beseitigte^ : .,i . 

Fittgiri;« Biitelehiiii^» Uivertengw 

/ Dieser Ansicht vom Werden des Staates stehen diejeni- 
gen entgegen, die den Staat stets aus einem sogenanhteji 
Urv ertrag entspringen lassen. Nadh dieser Vorstellung 
setzt man erst die Menschen überall als isolirte Penioneti; 
lässt sie dann zasammeiitreten,, und einen GemeinWiUen hit- 
den;' für die Aüsfuhri^ng des GemeinwiTIens ein Organ be- 
stimmen; und diesem bestellten Organ Gehörsam yerspfechen. 
Diese Vorstellung vom Hervortreten des Staates (welche 
erst seit Locke ihren klaren .Ausdruck erlangte) hiachte sicn 
anfönglicb als eine historische gehend. Man. beWüpt^te, 
nur durch einen Vertrag lasse sich die ;^bhängjgkei( der 
stärkern Mehrzahl von. der herrschenden Miiioi^ität erklliren, 
und in der Wirklichkeit käme auch in den ältesten Viii:^a$- 
sunigen , bei den ältesten Schriftstelterii die Anerkentiunj^ 
eines Uebereinkominens der Gesellschaftsglieder vor.' Hunie^ 
hatte e)s aber s^hr leicht, zu beweisen, dass es menschliche 
Gemeinschaften ohne .Vertrag gebe z. ß^'zwii^'ch^n Aeltern 
und Kindern, dass eine EJinwilliguag zu eiileiiri bestimmten 
Verhäl misse verschieden sei von dem, was 'die Juristen Ver- 
ivng nennen, das» Wahl vertrage miit Herrs^häftscändldaten 
noch keine Socialverträge seien und äass hui*^ bei CofÖnieii 
ein öebereinkotiiinen zur Grüi^dung einer Stäatsgeseflschäft . 
denkbar sei. In neurer Zeit fasste man daher den Ürv'ertrag 



.'!),PoHtii«l^e.V^r!iuchetf uberf.;ifüa.ICraus,.,f^,, ?,.;i^. ,,j, ,,,^^ 



itixt als «ine nothM'endige Fiiit'iöil, am dte"e)ttol«tix 

^ner' Oberherrschaft und eines aUe €llieder inerbSndenden 

Gesetxel^ reehllkh «n begriifeiden. • Kur der Vertrag, kagc 

mati, 'kann* twiscben ursprüiiglich>4relen ron^gteielieA* Wesen 

eine A'hbiVirgfgkett und e>inen gemeirtirani^ Witte« '^^seiz) 

rechtskräftig tuaeh^. D^h^^dlreint ein ^Vmrag" Über' 4aä 

ftta^tuleben ^in «clitediter jnristischer Behelf 'tn gein/'da «r 

dbHe Verleitung' dier jurisUsohen Regeln des Centi^cts-^iMI 

O^ne grcibe^VerlefiranJi^ 4bt personHei^ Hechte niclit ditik^ 

bar ist;; • Denn »- - ." '"• - hI-^ c !•.- .., ■■ ^ 

1) ein QeiielläehaffeVei«trag besieht 'sidi« nnV' näfüb^etba- 

reil und' 'WilltiuhlAiehes; iM»ini ^täüW handelt ei$ i^ich 

aber um ew^ Rechte und es hflt wie die FniniK>e' eine 

hdhere Notbwendigkmt«' * 

9) fUn 6e«elfccbaft6VeriMg hat «e WillbUhr nller iTheil^^ 

nehiner nndinnri dieser aümr An^igangspankte; 4er 'Staat 

bn« 'aber eine sittliche Substanx jand es kann nlchl auf 

''- / reines Belieben ankommen, ^ob er da sei' oder nicht 

^ '3)' Bei einem Gesellsch»ftsvM:trage< ist RinartirMiSgkeit* er^^ 

^dertteh, die Sache des Weigernden ist die stftl^kere, 

'%vie die' Rechtsregel lanitet. Allein der Staatävertrag 

verpflichtet Alle^ vadwird «noch ^aan bei- der Unmög^ 

iiobkeit der Einstiihini^keit iran Wenigen, '^ befr deni 

A^läschlass der Weiber, KindiMv Knechtev von den W^ 

' nieten abgeibchlbssen gedachte. Nooh niehr, selbst künf^ 

^ * t^ Generationen werden nach 'dieter Ansicht an das 

gtfbnnden, was den Contrabewten beliebte.. *' ^ iü 

4) B«tp aHeri^geseUsclMiftUchen, jorfdischeb tfJebdrtMignng 

von Rechten nnd Gewalt' ist.; da»>>AAsehM ^er-'^erson 

* nothwendSg; aber bdm Staaftsvertrage fftllt sie,^ me^t f8r 

'■' alle Zeiten weg* - ^'=.. .— • .i .. - . 

h) Bei ehiem' jufidisolveii Verlrag isii der €oniracttlie Quelle 

'^' <all4ir>Reehte undVerbindKckkfaiten-; wenh man abel* das 

K Hecbt> im Staate blos auf denContiaoc^ g^tfndet, so'kanri 

^'' oHenbar das ünredif aram Rechte^ werden^ ' ' * • ^ - ] 

^ttt eine falsche Voreüellnag von Freiheit ond Gleichheit; 

von der Natur des rechtlichen Zwanges und von dem Wesen 

des gemeinen Willens lisst den (Irvertrag notkwenilig' sur 



Bf»0(9ii<hing v«B I^tPhlta ütid ^Pflichten/ ^rspj^iA^iL Jndftm 
4i0.yism«oft jed«o^MeQS€tien bestimrat,, Ab^ y,em^f|f^^ge>^^ 
wollen^ eotalebt |ar 4^11 i)|«As^ten,,scd^a|4^tB^ ;Pfljcbt^; ieil^ 
Qr4ninig ä« wollw», di» ;di^ Verwiiftjge v^rv^iridif^ßjß spjyi, 

C4enii wie i>aU(€»li ^le h^^t^i lutf bmS. dß^^lhe .g^j^fic^t 

ftgilMa das BeclUe ftllgeaMeifi iwJlL fwh^it.wd ^f^^cli^f^ 
sind; niAt: pi)y#uhoiie.Qf|if^) 4if .d^ Afaits^^h ^f>lJiß;. Wi#t 
bringt, sondern moralische, die erst durch eifise^Mernü^ft^gQ 

* äussere Ordiru9grc)lil|»irt;Werdeit; .A^iMi'i;«iiJl0 O^feri^ > s^- . 
dern Yord^lß briDlgt die Re^htsordati^g tiioft i^cb^ < JVor^ dem 
^heiaj$ a^oh ist die ildee de»* UnrtNrtruges 4em.It<^oht und 
der Freiheit günstig. Hobbes bat laus d«m .^aalsvßHtrage 
dpn Absolutistims^ Boussisau die.ali^ i^ernichlmde Central-« 
gewalt, Kant den l^dendt^n Gebor9am:abgfj0itfit. .Ulster den 
Cegnerj^fiiMleQ' si^ dagegen :dij»' besten Fjräunde.dts^RechiiS und 
der l^reib^, B/entbam, Comto, Wilson. KarlXudwig von 
Hallear ^kätuiiyfte allerdings mit dem Pathos der Imh0i:ft< Lei- 
denschaft zu IGfnnstea der Machthaber diese JLebre nieder, 
die, nur im Kampfe mit der Tfaeokratie aüflcommen koimte, 
aber der Sieger sah sii^ auch beW(»geri, dk» Glieder- das er- 

' legten Gegners wieder aitsammenzuflickea, ijuid den Staat 
anf/eipe Anzahl %v4m^ (fingirteii) Verträgen der: Schwachen 
mit eine« Mächtigen zn grutiden. £r zog für seine Zwecke, 
wiie Ancillon^) sagt, die Ck)ldbarre des Staatsvectrages ein, 
und gab sie, in Scheidemünze verwandelt, wieder ans. 
'M jEft hab^ .Viele sch^n den Ausspruch gethan, dags die 
Qoasefuenitie t^urcfafiibrungder Grundsätze, auf welchen das 
Bdstudat: eines Urvertragesrtthet,it<gar keinen Staat aufkom- 
men liesse. Es müsste eine Minute umstürzen, was 4ie an- 
dere flaute, eki Gißsetz das andere aufheben^ eine Verfaj^uqg 
aid^ die andere folgen.« Gleichwohl dürfte der Versuch miss- 
linglin, 4ie Irrlehre zu z^sterelk . Sib. ist giegründet. in der 
subjectiven Tendenz, dielsidi der Geister bemächtigte, und 
bezeichnet eine E|po«he, die nur dm. Uebergting zu d^H 



Wahren and Mistigen bildet« -^ Wenii inan eitigtwiedet dm 
tMtfeii'Crrdlijd deib'Atttorität einsiieht, weM man gelernt bat^ 
dass ohne sie die AronscHen steh ^ im Kreise drehen and 
nichts Fefistes haben j so wird man die Idee des Urverti^ges 
auf den ersten Anblick verwerfen, \Veil durefa Verträge allein 
keiflf^* sittliche Au toi^i tat begi^ndet werden kann, 

Oeisitaltans deisr Iitaat0i9. 

jyf^l wir die Erscheinung dei^ Staates einerseits auf eine 
unwandelbare Naturabsicht ^^ andrerseits . auf eine s^^Iicbe 
IVothwendigkeit zurückführten, so kann die yielfältigkeit und 
Vergänglichkeit der Erscheinung ein Widerspruch zu sein 
bedünken; denn. sowohl, wenn der Stacht die Erhaltung und 
Entwick^Iung der i\Ienschenj;attung, als auch^ wenn er dasirdi-r 
sehe Dasein (|<^r Vernjunft darstellen soll^ scheint es erforder- 
liph, dass ein Staat alle. Menschen .unpja^se, sich über den 
ganzen Erdboden erstrecke und fest beharre« Allein bei einigem 
Nachdenken lösen s^ch die Zweifel eben sp von selbst ^ \yie 
sie entstehen. . 

TtcäUEltlffkeit des Sttmtea« 

Mass auch die Naturabsicbt^lerdingis auf einen Mensch* 
heitsstaat geh^h, so kann liie^och, wiegen der fiefi^ehalfen^ 
heit der Erde und der Menschen, den allgemeinen Staat nnr 
durch ein vollständiges Staatensystem erzeugen wollen. Der 
Wille irichtet sieb allerdings auf das irdische Dbsein der Vdr«- 
nunft schtechthin, allein, da das Vernünftige als ein Freies her- 
vortreten soll, so kann es auch nur in ein^n concreten', be- 
stimmten t)äsein gewollt wenden; i;(reitgefehlt äko', ^^^ns 
der VernunfüE Weck des Staates der Vielfaöhheit seüier Er«" 
scheinun^ widerstrebe, fordert ei* tielmehr dieselbe. Das 
Princip der Freiheit drängt dazu. - Ein Utiiversalstaai kann 
überhaupt erst dann in den Willen Als sein Objecft eintreten, 
wenn die besondern Stääfteti bereits si6h zum vöttkommenen 
Staatensysfeme h^rangebildtft haben.' Daher iät der allge- 
meine Staat scklechterdings' keine Ahfgal^e der Individuen, 
scmdern ein geschichtliches Problem. Dieses ist jedoch von 
der höchsten Wichtigkeit, dass di^ Idee «Üies Univenmlstna- 



tßu «U AHia ireligioi«« Ahnung {|u|t «uf dtw g^z^.Efif- 
hoden.aioh yei',br9i^^ und die CivilisfMiiW; wirklich dpc^UAler-: 
ftchied» dar Spraqb^n und. Sittepi> mindftte. 

Die .Vielfachh^ des Staate« scheint di^ Mannigfj^ltigr 
kett ^er.Erochetinang. ganx in sich zu schliessen. Aliein die 
StaktsforiQen bestehen wesentlich nur in den Bestimmungen^ 
welcher individueiie Wiile den aligemeinen sittlichen Willen 
rechtskräftig au^|f e^c^ up^. yerwirkliehoh solle. Diese Be- 
stimmungen ^würden sich ändern mit den Menschen, wenn 
es auch nur ein^n Staat auf der ganzen weiten Erde g^äbe. 
Die litannigfaltigkeit dek- Staaten hängt Vit der TJelfa^it 
derselben nur insofern zusammen, als beide sich zum Theile 
auf die nienschliche' Freiheit gründen. Die Vielfachheit des 
Staaten diehet im Oegentfaeil , in dem Mannigfaltigen der 
Erscheidung'eiUe gewisse Regel klar zu machen, nach Wel- 
cher die zahllosen Gestaltungen in bestimmte Gattungen zer- 
fallen, und in ihrer Reihenfolge einen Fingerzeig der mensch^ 
liehen Entwicklung gieben. ' 

' Deutlich 'tretien zWei entgegengesetzte Staaten hervor, 
der Gottesstaat Und der Weltstaat. Die Theokrätie zieht 
das Himmlischo in das Irdischie nieder, der . Hohepriester ist 
il^rr^cbei;, die. Kiccl^e, aiich.if er Staat, das göttliche ^^Gebot 
illieii(,/$4n Zwangsgesetz. Darum .g^het der .Gottesstaat we« 
sentlich «uf .eine sittliche Erziehung und ißt für die Menscbi- 
hfii% stet« iffm höchster Bed^utuqg. gewesen. Der Wel^tufit 
st^Ut.dss; .^öhofc unter da^i kdischeji.undselizet die Reijgi^ii 
zttipi JVti^c^ der zeitlich S^^tsz wecke, herai), , E^; be<iing^ 
etoenuZ/oj^t^dy, WO, d«^i. Y^fis^d ^\^^ los windet, der .M^P?ch 
ui/9k auf jd^s .)rd;s(Uie If^gte, , O^e alte E^pfaU ist jt^erscl^wun- 
d^,^4i^>,Manoigfaltigf triitt ^ervor in buni^m Gls^nze^ ^ ab<jr 
Wim Göttlio^epi lf^[ofj^ nur eine, versii^n^eLteJiunde. .»Es 
l^t, AufEdif^ndf (l^<BiP^f^t Jo))anoes Müller*"), diass von GoU» 
von , dfir^ W;e|t; ^ ^nd . Uns^erb^qhkeit • di/^ ältesten ^ in . anderp^ 
DMlgm glOMF u|^^ltiYirjten. Yöslkef ,waj^e Vorstellungen und 
Kfimtnisfie M^e9,;;Me«8 die jECätr^tje,»,. welche zu der fter 
qiMiultahk^i^ d^»sl»^hWB gchöfeiii^, v;iel junger sind.^^ Iq. den 



büt^lstm 'SflMühen drehten fli# ttltüMn M«iis^«tf richtig, ii 
L^i»fisgifil»^ti#ften' wäreti liie KiBcfer/^^''!^ diis GnigitkebitiB 
gih r4(H <ten Grieben und Rdm^rn. A«f diette W^e Inldeti 
beilert^i Stuaten imi Grossen dieselteii Gegensfitze, die das 
Unbersitt^liebci dnd' Sinnlithe Im Meniidieiibenmi daratellH 
Wie Attn das «itdiehe Lel>en dier ttiditidven zwi^chfn dem 
sinnlidiefi iHfd ülnmliialiehen Pole ^fortschreitet^ so wirdaiveh 
dai pol&fäsche Lebeti der ¥^er zwMcben jNiea Extremen 
forfgetridbea. Denn das ist da« Gescftz der metisefalii^hen 
EtitWiokliHig ) rdasi» sie diireh Geg^Hi^tze si<^ fortbewegt^ 
gleiehwie (am hei e^inem gebraüchiefi BÜde xu i>,ley»en) der 
Zc^iger der Uhr dnrdh das Hin^ m^ IJersehwaiilcea des Ptn* 
d«Is Yorrfidtlet. IHt Urstaat enthielt die oaersebleasne Eiaw 
ll^it de« GeisiHebeii and Weltlichen^ aber das Ereiere trat 
iMimei' mehr hervor and eiitsch4<ed dfee Tfaeokratte » Indien, 
M«re<6 a.'s. ir. Von da ging die Welt in den Weltstaat 
fiber, se$ «^"dureh den THanenkampf der^Sägey^ sei es darob 
dii^ Folgen zählreiishef Aaswanderungen^ welohe den Sinn 
Tc^rweltliöhen, wo nieht gar verwildern mvssteo^ DerW^«> 
alaat ^hegi^n aWHerretlstaat in Asi^i, entwicicelte 'Siib dami 
ida' VMksstb^ in Phemsiea, Griechenland, Italien^, Affiii:d) 
nnd vei4to' si^ßb'nach koflser BUkheia^^gottlösa Versunken«- 
heit und Tyrannei. Jetzt aber bekam die Menschheit in 
Europa durch dm QMristeothum, in Asien und Afrika durch 
den L|ima^smus und Koran einen neuen Schwung, und wie- 
derliolte 4ie^atte Tabel. A)s das geistliche Princif» den 
höchsten 'Grad erreicht hatte, hob >ich' wieder ' das Weltlibfae. 



^och '<ß4 i^eW Welt vor, dass/sie den tlhterschted ^wiisl^eh 
beiden' Pnncipien in das ßewus'stsein auiViäbW und dfahei* 
den Staat im alten Sinne des Wortes In Kirche' Wd 
Staat ini engeirn und neueirn Sinne trennte uiid beide Ricli- 
tungen zugleich ausbildete. ^ * ' • " - 

I^ach Hegel ^) wäre nun iurch den VroteBtaüHsrons det 



*) Naturrecht, 8. 3S4/ 



6eist der ^ M#iisehMt rmm< ^en . Giigoiialklzen Miftchf ^kMi^t 
uM -^»1» Ziele g»k^|[eL £& ist ^^dooh /unmS^idiy ^HÜttiet 
Aniiicht i^hnipflidhfiNi-, dcioa d^f Änstoss 4^r ^m^kkelofcig 
währt :fort« .Kein Sterblicher mag^ibitK jetetei^fii«: tbii^.ittil* 
hto lind nickt wek^r. .Wo das politjeehfeiLeben 'anf^di^del' 
Er4enwelt übeAanpt «tehM bieitoi Wielfde? W#oii ^M 
einer Meinung «idi an$cblie8sen «^awi!, 8# wird>. man 
eher mit Fkhie!*) in der Theokratieiivie den Atfa^gi.ae dato 
Ende esblieken. Wenn wir ailch in andern DiAg^n ^Ter- 
gdtiieden urtbeilen,: darin «iad wir alle einig, di|i»l'J<S0 Eftt«- 
wlckbing unsere» Geschlechtes^ .auf einßu Siai)4(Ninkt/'g^at|* 
gen soll) wo die filikbe der HiuiiaBitlit aUenthalben^a^« d^ 
knospe brUchy der Streit 4^ Mischel) g^^chlic^hjMit.ii^t; Mwi ^ 
der Mensch ia denFriedeil |mt .-def .AiaUnr xmvpkkehn. i:If| 
diesem Jn)ehsteii< Zustande «iffirde nolbwendig^r W^i£M..4^r 
Sinn uberwdegend wieder auf daü Gdttlicbe sif^ wende% .neue 
diefilume wieder zum neoea. Morgeorothe ^i^hier^bt^ .M411 ' 
darf nt^t -eittwenden, daas;dies<» A«Aiobti,di$ Ale^^cihh^ 
eteeh Kjrdislanf machen lasse» w Nein, der* Gang d^.inansi^ 
UchendQtttwiokluflg ist, einer Spirallinie^: iW^l wiM^ti$¥lll 
dieselbe kreisCärniig 9 dooh/idt Jedes Mne^Kxmi^Ar^fdfm 
fffubern daducohuitterschieden, dass er )iölii^r.stebti^> hv.n 
'■ .;•■■■'-• ■ • '• '• ' , ' . ■ • • -1 ''» '■ ., üm\ 

■ • ' <• ' ■ * ^^'H^itt^r d^a= 'StÄ^At'e'».'» ^" J- * i^ui'A 

Was. die^ Pf^,^, A^^ einzelnen Erscljeinung des ^Staates 
i(i^l{e^pgl, so mi}8fs bei^erjct werdep, dass dieselbe' erstens 
ysfn dc^ifi .natüdichenj ziyjBitens von dem freien E^Iemenie aEi- 
jfßjf^^ In i^t ersten Bezi|e)uing lassen sicK die ^ei^ingiui* , 
gen..^rfer ^äq^ren J^xistenz , vorzüglich i^ilf die^^ Lage^ un^ 
^(^pjl9£i[eni|eU^es, I^ und auf den vollo^hümlichen't^a* 

f^t^r ,^r G^^ellspbaft zurückfuhren. Wenn isin ^^täai; nä- 
f^i^i^iicb^^ Gi;enzen besitzt^, und noch dazu ^ aus einer eiijzigeii 
Natioa. bestebt, so w\Td er selbst unter den ungünstigsten^ 
Umständen eine Reihe von Jahrhunderten überdauern. Das 
ij^ def ]Vachth.fil dei; mauern Zeit, dass sie di^ Verschie^ensteh 
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Stämme and Länder sttsaHimenUettet ui|d mit einem Stahe^ 
lenken iviÜ. Jenes Bild von dem Wag^, den vier Pferde 
nach verschiedenen Richtungen zielten und nur Götterkunst 
leiten mag, gilt es nicht von den meisten Staaten dieser 
Tage! — In der zweiten Beziehung bleiben die besoodern 
Zwecke, welche die Gewalthaber verfolgen, beachtenswerthe 
Punkte. Je mphr die Politik <lem Natur- und Yerriunftzwecke 
des Staates sich nähern wird, desto weniger werden die ein- 
zelnen Staaten einander aufreiben und zerstöiren. 

' Aber wie vollkommen auch die Bestandtheile gewesen 
sind, jeder irdische Staat ist noch untergegangen, durch 
Kriege, durch innre Auflösung dtB^ Volkes und seiner Ein- 
heit oder auch dqrch ungeheure Naturereignisse z. B. Ueber- 
schwemmungen. Platon*) sieht die Ursache in einem Ver- 
derben, welches einmal einreisst in der Natur- und Menschen- 
welt, und dadurch herbciföhrt, dass die herrlichsten Einrich- 
tungen der £rde kraftlos niedersinken, wie das Laub des 
Herbstes. Aristoteles**'') bekämpfte die Ausführung, aber 
nicht den GrundgedaukeUi Er findet vielmehr es sehr richtig, 
„dass die Natur in gewissen Perioden alle ihre Werke zer- 
störet, und die edelsten Völker im Verlaufe der Zeit so ent- 
arten, dass weder Zucht noch Unterricht tugendhafte Männer 
maehen könnte.'^ Andre finden jedoch mit Herdei^ den zu- 
reichenden Grund in einer Naturordnuqg von freundlicherer 
Art. „Jede Pflanze der Natur muss verblühen; von der 
Wurzel aus hat sie die Kräfte in sich gezc^en, und wenn 
sie stirbt, stirbf die Pflanze ihr nach. Aber die, verblühte 
Pflanze streut ihren Saamen weiter, und dadurch erneuert 
sich die lebendige Schöpfung/^ Das Höchste in zeitlicher 
Gestalt ist hinfällig, weil es nur hoch ist für seine Zeit, 
und in den Hintergrund tritt, wenn ein Relativ-Höheres folgt. 
Nicht die Natur oder eine höhere Kraft begründet das Ver- 
derbniss . der IMenschen , sondern es geht ewig nur aus dem 
Missbraueh der Freilieit und der Kräfte hervor, der von Ein- 
seinen ausgeht und auf Alle sich erstreckt. Das Verderb- 



*) Rf^publ. Üb. VIII, 546. 
*♦> Polit. V. 10. 



niM tritt aber our daon in die Angen, wenn die Vdik^ die 
Natarbestimmung erfällt und die weltgescbiohtUche Bedeii'- 
ttrng verloren haben. Der Glaüc bedeckt die BKUne ; .diese 
springt dann um so mehr herror, wenn jener vergangen ist. 

Wie flüchtig auch' eine jede einzelne Erschdnnng sei, 
der Staat selbst kann erst mit der iMenschheit von der Erde 
verschwinden. Denn obgleich er zunächst hur die Coexi- 
stenz nach der Vernunft einrichten , und die Gattung ent- 
wickeln soll^ so geht er doch wesentlich auf Darstellung 
des Geistigen überhaupt. Er hat es nicht blos'mit den- 
Bechten zu thun, sondern auch mit dem Rechten, da jene 
ja eben daraus ihren Ursprung ziehen. Aus diesem Grunde 
)ässt sich nicht mit J. J. Wagner *^ behaupten, däss der Staat 
als ein „Aussenwerk anzusehen, welches die vollendete 
Menschheit abwirft.^^ Eine „freie Bildung nm Innen heraus 
nach der Idee der 'Gerech tigkeit'% sollte sie nicht auch 
Staatsleben sein? — Allerdings wird der Zwang alsdann 
wegfallen, aber kann man wohl in denselben das Weseo 
setzen, da er doch nur das Mittel abgiebt? Wagner nimmt 
hier offenbar den Staat nur im engern Sinne, nämlich im 
Gegensatze zur Kirche. (Vergl. S. 31.) 

Wiwige» l^esen de« ütoaAes. 

Nachdem wir auf diese Art die Erscheinung des Staa- 
tes nach allen Seiten gewendet nnd beleuchtet haben, so 
lasset uns zum ewigen Wesen desselben emporsteigen. 

Besuff des Staat« sain Absoluten. 

Die beiden Factoren des Staates erfassen sich als selbst- 
ständige, aber endliche Kräfte in d^m Absoluten,, bei dem 
kein Warum angebracht werden darf, weil jedes dasselbe 
SU ein^m Abhängigen machen würde. Es muss sonach dem 
Begriffe des Staates an Rundung fehlen, wenn nicht der 
höchste Gesichtspunkt zuletzt erschwungen und der Staat 



*) Staatswissenschaft und Politik» S. 2. 



im Verbaltitiss zur Ciq«thAU bolracbi^t wir<L D«i^M^ei: 
Staat fiQ 4«MHl«0r)kfaes^ int,^ dtme, fliehen j^hcut» Bexi^AP^ 
obg)«6ck AmtUi liiohcs A|iQAUAndei<es, li^gl;, m\» v^ i^vok. Btth 
ziehen der tod^en Bucb^tabeiiT «9ftf 4w #€iiwc||lifih0ii <^e^ 
Wodurch jene, die auf dein Papier ganz materie]! entstanden 
sind, in HüHen von Gedanken verwandelt werden. Eine 
Weheri^heiniing wie der Staat d/irf nioht ohne' Zusatdmen- 
h^ng mit dem Gedanken der Schöpfung geträumt w^rdßn. ^ 

. Hdeluite . Idee des Maate«. 

Indem die endlichen Geister auf .materielle Räume mit 
unendlichen Anlagen und Zwecken versetzt wurden: war 
eine Darstellung des Göttlichen in freiem Orgunism das zu 
Krstrebende, das Ideal, dem si^li dife. Menschen in ihren 
Vereinen frei zu nähern haben. Tnsoferne der Mensch frei 
ist, kann dieses Ideal nur fiuf dem Wege der Entwicklung 
aus verschiedenartigen Gesellschaften, erreicht werden; die 
Vielheit, die Mannigfaltigkeit, die Unbeständigkeit der Ge- 
sellschaftsorganismen ist die nothwendige Folge. Insoferne 
aber die Schöpfung ein Gedanke ist, muss auch dem Wer- ' 
den eine gewisse physische Nothwendigkeit innewohnen, der/ 
Process der menschlichen Entwict^Iung muss trotz mensch- 
licher Willkühr Bestand haben; daraus folgt eine gewisse 
physischnothwendtge Yergeistigung und Verallgemeinerung 
4er gesellschaftlichen Zustände und die Herrschaft von gOr 
wissen Thatsachen. Ans dem Gesagten erhellet von selbst, 
inwieferne der Staat ein göttlicher Gedanke genannt werden 
darf. Diejenigen fallen in den krassesten Fetischismus,, die 
nicht die Idee des Staates, sondern den eben bestehenden, 
mit allen Mängeln des verdorbnen M^enschenwiilens behafte- 
ten Staat A, B oder C fiir einen Gedanken Gottes ausgeben. 
Das wollte der Urheber der Welt nicht alles, was in der 
Menschenwelt geschieht; sondern nur das Höchste, was die 
guten Menschen vermögen, ist seinem Willen gemäss. Auf 
diese Ahnung gründet sich die seit Piaton so oft sich wieder- 
holende Aufstellung eines ,4dealstaates^< (civiias noumenmi)^ 
welchem der irdische Staat (dvUa» phoenomenon) entgegen 
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lu geben habe, so wie die von Kant^) so sebön aus^ 
fSbite AnftteUnng eines „allgemeinen Menscbbeitsstaates^, 
der Isich aus den einielnen historisebea Staatep weltgescbicbt- 
licb nach nnd naeb entwickeln iolle. 



*) Idee einer Allg. Geschichte, it84. Vico schliesst sein Werk mit 
einem Kapitel: „über einen ewigen Natufstaat, der in jeder Art 

f Tollendet ist näch-^er Pü(ning Gottes^ und Weiset seiir Werden 
in der Weltgeschichte nach. Der heftigste Gegner dieser Auf- 
stellung ist ▼. Haller. Auch I«eo in seiner Naturlehre des Staa- 
tes, 18SJ. 



Hais Jilaatsreeltl;, 



IWa'chdem der h5chste Gesichtspankt des Staates erklomm 
men worden, falle der Blick anf das Einxelne im Staate und 
zwar auf dasjenige, was mnraliscb noth wendig in der Er- 
scheinung ist, damit der Staat als ein Verein sittticlier We- 
sen sich bekunde« Ungeachtet der Staat als Natur- oder 
Nbthstaat beginnt, muss oder soll er sich doch sum Ver- 
nunft- oder Rechtsstaat erheben^ Es muss eine solche Ord- 
nung nach Innen und Aussen aufgehen, welche sittlichen. 
Wesen entspi^cht« Dreierlei ist liiesu eifbrderlich. Es muss 
sanächst der Mensch als Vernunftwesen eine Sphäre finden 
für seine Bestimmung, es muss sodann zu dem, was der 
Einzelne will ' und nicht far sich erreichen kann , eine ge- 
meinsame, gemeinwillige Macht sittlichen Wesen angemessen 
sum Dasein kommen und es mu^s endlieh nach Aussen hin 
nach den Gesetzen sittlicher Wesen das gemeine Interesse 
verfolgt werden. Der Inbegriff dessen, was die menschliche 
Vernunft in Bezug auf den Staat unbedingt fordert, damit 
er ein yernünftiges Dasein darstelle, bildet das St^aa ts- 
recht. Dasselbe zerfällt in das ^Pri vatrecht, in das 
öffentliche Recht und in das Völkerrecht. 

Hai» Privatrecht. 

Das Privatrecht ist der Umkreis dessen, welches dem 
einzelnen Individuum im Staate gegeben wird, damit dasselbe 
darin seine Bestimmung erreichen, und seinen sittlichen Wil- 
len als seinen eigenen entwickeln könne. Es ist also der 



Begriff des Menschen als 6ines Vernunftwesens , Woraus die 
Erkenntoiss des Privatrechtes im Gegensätze ^u dem Öffent- 
lichen Rechte hervorgegangen ist Darum gab es^ bei den 
Griechen noch keinen bezeichnenden Namen dafür. ^) Das 
Allgemein«^ 9^ das Oeffentliphe war ^i|s^ll-einij[e^^. worin d^r 
Einzelne' ätifging wie <fer ^Tk^fen JtiPneer^. iGtonis4m Sinne . 
des Aristotelischen Ausspruches **) ist im Griechischen die 
TfoKig das Ursprüngliche, der Ttohjrt\g das Abgeleitete. Die 
griechische Welt lag an der Gränze des vorwaltenden Natur- 
geisteg, der in allen seinen Bildungen nur die Gattung im 
Auge hat. Die Römer haben bereits den Begriff des Privat- 
vaehts, obgleich sie noch niobt deti MMMhen^ an m^h evf^fts*' 
>ten , «sondeni nur das SondenkuDriicbe. lier Person hetcachl»- 
ten. Der dvu ist in dam ronmchen Geiste das Effsle^ die 
s£fdta$ dail Abgdeit^te« E#tt ^ -faähtoe, christliche Ansiobt 
4er Pecsenr und ihrer Bestimmtuig brlichte -das Privatreokt, 
4il8 das Mensehenrecht im Staate, amm Bewuifs^einy «od €0- 
•Ofdinicte dieses dem öfientlichen Hechte. Wir wollen Aieb 
•verkennen, dass in dem sonderthiinllichea Stsel^^n der neuoo 
Welt zugleioli ein weitergiteiüqjnderfigofibmus «nd »bnAhnie^- 
der Gemeinsinn sich entwickelt; aber, starke- Lichter ^wKibn 
starke Schatten. Wir^vbiicI^A in dieser Thatsaehe im G«pK^ 
Seen, dass die i Natur ^nnaer Geschlecht irollkomifien eman^iitfct 
(hat; dacr-Hödiste, Giemeinsame «oll eiidlieb'ein ff^ies JPro- 
duct Aet loi^^ebandenen Individuen werden*. Es kann niebt 
feUeii, dass dabei der Einzelne in iter ganzen lang^ Uflbeiv 
'gangsepoche sein besonderes Dasein -.edenaa inatset . Wir 
«eben aber darin keine Zefest^ng des. höheren Staatslebens, 
so lange nur der Staat nicht als eine, blosse Sicberheitsgei- 
aellsohaft aufgefbsset wird» Der Mensch dieser Tage -drelu 
sich um den Staat, indem er sich um sich selbst bewegt, 
gleichwie die Erde die Sonne umkreiset, während sie sich 
beständig um sich #ell|e( . 4rih«t. Es. jüt .jg[leichwohl die 
Sonne« welche die Erde hält, und es ist der Staat, der den 
Mensfihen trägt. 



*) Schümann, ä^r attitche Procress, Halle f8i4, S. 490. 



Der Mensch hat als Vernunftwescn eine Reihe von Be- 
fiigaiissen , welche man sein natürliches , "Ssein tJi'-Recht nen- 
nen kann^ Diese Befugnisse beziehen sich auf seine Person, 
auf den Gebranch der Sachen, auf die Genossenschaft mit 
Andern und auf die Vertheidigung ^es Seinigen gegen Alle. 

D a « P e 1* s o n e n r e e h t. 

Insofern der Mensch e|n Yernunftwesen ist, gebührt ihm 
die äussre Freiheit, die durch seine sittliche Bestimmung be- 
dingt wird. Der Maisch kann, und der Mensch soll, 
das letztre erzeugt aqs dem erstrenno^h wendig das Dü'rfen* 
Der Mensch darf dasjenige , was er soll. .CB^^^i^^ i^^ sinnli- 
chen und geistigen Lebeits.) Er braucht nicht zu dürfen, 
was er nicht soll *) , tind Würde eine andere Macht ihn zu 
de« Verbpleneo anhalten wtlien, so dürfte er sie aus die- 
sem Grunde abweisen. Wen» aber eine andere Macht (sie 
sei, welche sie wolle,) den Menschen lip^bij^^en mdehtezai 
denjenigen, was er soll, so dürfte er an und für sich bei* 
nesweg^s Widerstand leisAeji, dean die zwingende Macht he-^^ 
riefe sich auf die Vernonfliige Nodiwendigkeit dessen, wozu sie 
Qothiget. (Man denke derMilitainrerpfliehtung.) Wohl aber Wird 
aa^interadieiden sein, ob dasjenige, was der Mensch soll, eio 
Erzwingbares ist. Wenn dieses kein Aeusseree ist ^der 
wenn eM wesiiatlich den Willen, es zu tbun, fordert, daba 
ist das Notfaig^ aaf Unmögliches gerichtet «ad der Menaeb 
darf es zmniickweiaea. ^Glaube^sfreijieit.) Auf diese Weise 
entsteht eine Art Dürfen, welches in der Freiheit von deai 
Zwaaga zu jenem Sittlkhen bestehet , das aus dem Willen 
hervorgehen soll. Durch das <jebot und Verbot wird aber 
laut ider Erfafarang, dtf gaiize iSphäre des Könnaas nicbt' 



*) Das Dürfen dessen, was der Mensch rticht soll, ist kein ur- 
sprÜngliciMS^ sondern. aur ein pontivf«. Die Staatsgewalt ke*i» 
nänilipb iQur das allgemein Erzwin^are ins Kechtpgßset? aufneh- 
men, folglich oleibt manches vor ihr erlaubt, was es vor dem 
Innern Forum des Gewissens nicht ist. So entsteht jene Dishar- 
monie Ton äussrem Recht und Moralität, wiilche Einige zu 
einem totalen Unterschied voa beiden erbebte. 
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ausgeföllet. Es' (ileibt noch rin Rest physiseheir Möglich- 
keit, der ein Gleichgültiges ist. Dieses Gleichgültige ent- 
hält ein reines Belieben und gehöret um so weniger zu dem 
Wesentlichen des Menschen , da es vielleicht nur in der 
menschlichen Begränztheit seinen Grund hat, und bei d^r 
höchsten Entwicklung des Geistes aufgehen kann. Auf kei- 
nen Fall wird das. sittliche Dasein des Menschen yerietzet, 
wenn von diesem Belieben etwas genommen wird^ nur darf 
es nicht verkürzet werden ohne einen vernünftigen Grund. 
Wenn aber eine moralische Nothwendigkeit zur Beschrän- 
kung der natürlichen Wilikühr nicht^ vorhanden, so darf 
auch der Mensch darauf bestehen. Dieses reine Belieben 
giebt eine dritte Art Dürfen, dus oft über alles theuer ist. 
(Z. B. Gewerbefreifaeit) 

B»0 Sachenreelit. 

Damit der Mensch existtren kßnne, muss er Gebra^ucb 
von der Sachenwelt machen dürfen. Dieses Recht geht aber 
.nicht blos überhaupt auf Sachen, sondern auf concrete 
Sachen, denn sonst würde es In der That sich nie verwirkr 
liehen können. Weil ^'edoch jeder Mensch ein gleiches 
Recht besitzt, so hetriffl es nur Sachen, die ein anderer 
noch nicht ergriffen hat» Sachen, die ein Andrer besitzt, 
können nur von diesem erworben werden, d.'h. mit dessen 
Einwilligung. Ein Vertrag über Mein und Dein muss da- 
her frei stehen. Eine gänzliche GütergemiBinschaft kann nur 
von den Einzelnen selbst ausg.ehen , und blos als der Aus- 
diruck der Liebe und Freiheit (wie bei Gatten) bezwecket wer- 
den, weil ohne ausschliessenden Besitz der Sachen es keine 
lebendige Entwicklung der Individuen, keine. Freigebigkeit, 
keine Sparsamkeit, keinen 'Erwerbeifer giebt. Wie schoo 
Aristoteles*) bemerkte^ vernichtet jede übertriebne Einheit 
die Harmonie „grade so, wie wenn man die Musik, die eine 
„Zusammensetzung mehrerer Töne sein soll, in die Wieder-, 
„bolung eines einzigen verwandelte ,'^ oder als wenn man 
„den Wohlklang eines Verses dadurch vermehren wollte. 



'') Pol. 11, d. Garres Uebers. S. 92. 



'41 

yjdass man anstatt einer passenden Zusammensetzung mehre-, 
„rar Fusse einen einingen Fuss brauchte**^ Inzwischen muss 
nicht alles Eigenthum ein Jtltrenges Privateigenthuni sein; 
an pnancben Dingen genügt der ]^iessbrauch* Das strenge 
IMvateigenthum ist jedoch natürlicb bei allem, was der Ar- 
beit, dem Fleisse der Menschen «eineQ Ursprung, seifttn 
We'rth verdankt, wie schon Locke bemerkt hat. Heber das, 
was der Mensch in die Welt, gesetzt, steht ihm die unbe- 
grenzte Befugniss zu und er mnss darüber verfugen und 
testiren können nach seinem B^ie(>en* Was aber die Natur 
Vielen gewidmet hat, soll der Einzelne nicht in seine reti^ 
Willkühr ziehen. £lin« östreichisches Gesetz . nöthigit daher 
den Grundbesitzer^ sein Grpndstiick zu verkaufen, wenn er 
es. drei Jahre unbenutzt liegen lassen. 

]l»a QeaellaeliAff areelit. 

Der Mensch ist von der Natur nicht zur Einsamkeit 
bestimmt^ die Verschiedenheit der Geschlechter, dieHülflbsig- 
keit der Klmien und der Aken bezeugt es; die Vernunft 
dringt zur Verwirklichung sittlicher Zwecke auf ein freund- 
liches Anschliessen Einzelner an Einzelne. Daher gebort 
auch das Recht der Gesellsdbaft zu den allgemeinen Men- 
schenrechten. 

Die Gef ellscbaften (Genessepschaften) sind jedoch zwie- 
facher Art. Einige haben eine sittliche Nothwendigkeit, andre 
nicht. Die letzten (meist öconomische Gesellschaften) sind 
eine Sache des Beliebens für di6 Einzelnen. Die ersteren 
sind nicht reine, beliebige Vertragsobjecte. Hieher geboret, 
zunächst die Familie, als die Genossenschaft von Mann^ 
Weib und Kind, welche das Erbrecht zur sittlichen Noth- 
wendigkeit erhebt. *> Ferner gebort hieher die Kirche, als 
die sittliche Genpssenschaft des Glaubens und der Andacht. 



*y Mieü man die sittliche Bedeutung' der . Famiße nicht erkennt, 
muss die Begründung der Uechte der filtern ugd Kinder schwer 
fallen. Di« Römer sahen nur BUernrechte ein, weil sie das 
Kind als natürlichen Zuwachs' der Bitern ansahen. Kant (Rechts- 
lehre, 113) gründet die Elternpflicht darauf, dass durch die Zeu- 
gung ein Mensch wider Willen auf die Erde gejietzt werde und 
also das zum Leben Nöthige. fordern dürfe. 
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Der Memoh würde loein reales BeeiU; beeif^eR) wenn er 
es nicht vertheiiligei dürfte. Die Vertheidigfaig ist •l>er 
nar ZurüdtweisMig einer Reebtsverletsiing. 

Jeder Menseh Imt dieses Reehc; es moss hiel* Jedermann 
gleich sein, denn em Recht ist wie das niedere. Die Jtecbts- 
V9rtheidignng ist im Staate entweder eine K4age vor dem ein^ 
gesetxten Gerich; oder eine Nodvwehre. Die Notbwehre Iritt 
dann ein, wenn die geriditlicfae Hülfe nicht moglieb ist Sie 
setzt also einen Zwang vorai^, der aaf der .^telie absaweh-^ 
Pen ist. Grotins' ^) behanddt sie daher sehr passend al« 
eine Art Prtratkrieg/ Der Ajigegriffene macht hier den 
Richter ip eigener Sache, und'muss daher als sjurechendes 
Gesetz sich betragen. Er hat ako zurvorderst die Absiebt 
der Rechtsverletzung zu ermitteln, und sodann das Maass 
des Zwanges darnach zu bestimmen, wodurch er entweder 
der angedrohten Verletzung zifvorkommeq , oder aber den 
geecbebenen Angriff zurückweisen , und gegen die Fortdaner 
der bösen Absicht, sich sidier stellen kann. Die Notfawehre 
en^jreckt sich entweder auf die , Person des Verietzers oder 
auf seine Bachen, und Ae geschieht entweder durch den Be* 
drohten nelbst, oder durch einen andern« (Denn jeder Mensch 
hat das Recht, eine Rechtsverletzung zu bekämpfen, glaicli^ 
viel gegen wen sie gerichtet ist. Ja Jeder kann eiOeir un- 
rechtli^hen Handlung^ entgegentreten, wenn sie auch von 
dem Verletzer nn seiner eigenen Person begangen wird. '£« 
ist erlaubt, einen Mitmenschen am Selbstmorde bu biilderni 
und gestattet, denjemgen festzuhalten, der sein eigenes Haus 
mutfawillig in ASche legen wpUte.) 

me l^eroeMedenli^t der Baelite. 

Die Menschen bringen gleiche Befngniss ^or persönli- 
chen Freiheit, Sachengebrauch und Genossenschaft auf die 
Welt. Aber sie verwirklichen und benutzen sie nicht gleich, 
daher müssen die Rechte der Menschen matcjriell verschieden 
sein, indem einige mehr erweii>en als andre, einige mehr 



*) De jure padt et belli. Libr. I. c 111. ft. >. 



Talent beattsen |ils «ndte, «inig^ deli Gebcaiich der Freikeit, 
durch >oder genfen ihre Schuld irerlieren. Die Idee, alle 
MensdMui im Steate in gleichem materiellem Hechte su ,€r- 
haken, ist eine OhhnäM, die gegen die NaturN streitet wie 
ge|fen die au aller Ci^ilieation und Tugend erforderliehe 
fteibung der. Kräfte; nur das Yertheidigangsreofat Jcam^ und 
soll gleichbleiben. *) Doch darf die Verschiedenheit der ma« 
teiMlen Rechte nicht so sein, dass sie das Menschenrecbt 
dabei verletzt. ^lles Mehr and Minder i^t FerWerflich, 
das der Menschenwürde zu» nahe tritt (Sdarerei, I^eibeigen^ 
Schaft ist «»Bht zu duMen.) Es ist von Wichtigkeit, hier- 
ober ein Näheres auszusprechen. 

Ute WndMruBff der Rechte. 

Die Ungleichheit der Rechte Jkowmt eotwedu* von der 
Minderung der Rechte Einzelner, oder von der Mehrung der*- 
selben her. 

Was die Minderung der Rechte anbelangt, so kann die^ 
sdbe rechtlich dort eintreten, wo der Grund derselben^ der volle 
•Gebrauch der Yernunfk;, nicht ganz anzui^hn^n ist. Dieses 
ist jiunächst derf^all bei den Unmibidigeii, Wahn- und Blöd- 
sinnigen upd Verschwendern. Aus Vorsorge für das Recht 
wird solchen Individuen eine Rechtsbeschränkung aufgelegt 
die aber mit der Vrsache aufhört. Wo ein. unsittlicher 
Wille sich ausspricht ^ geht noch deutlicher der Grund des 
Privatrechts ein, uod die austheilende Gerechtigkeit mindert 
hier (zur Strafe) die im Allgemeinen zugewiesenen Rechte. 
So wird die Freiheitsstrafe über Verbrecher verhängt, so 
Zwangsarbeit auf einige Zeil zuerkannt. Der i eigentliche 
bürgerliche Tod d. h. die Aufhebung alles und jedes Rechts 
einer Person kann nach dem Vorhergehenden nur dann er- 
folgen, wenn der sittliche Wille völlig verloren ist. Da nun 



*) Bin neurer Schrifttteller , Gross (Naturrecht S. 310) setzt die 
▼emünftigfe Rechtsgleichheit im Staate daher nur dareia, ,,daM 
alle Büi^er unter gleichen Umständen gleiche Rechte haben und 
dass es keinem Bürger verwehrt sei , sich in die Umstände zu 
versetzen , mit welchen gewisse Rechte verbunden sind/* Doch 
würde sich kaum dieser ;8atz äberall beibehalten lassen, nament- 
lich nicht der Schluss. 
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aber ein solches monilii^ches Verderben weder bewiesen, 
} noch gani und gar abgeleugnet werden kann, so bleibt der 
bürgerliche Tod, der die Hinrichtung als seinen Volhrag nach 
sieh zieht, ein rechtlich zweifelhafter Fal|. Umsonst eifert 
Beccaria dagegen und fragt: wer denn das Leben eines 
Menschen in Menschenhand gelegt habe! Wir antworten 
^a nicht etwa mit Sonnenfels*) in einem tragikomischen 
Kalkül: „im Staatsv^rtrag gab 1 sein Leben im Fall eines 
schweren Verbrechens in die Hand des 2 und 3; 2 das (^ei- 
nige an 1 und 2; und 3 seines an 1 und 2^ folglich hat die 
gemeinsame Gewalt das Leben für alle drei erhalten/' Nein, 
wir sagen, dass bei einer vdlligen Verderbtheit keine äussere 
Sphäre rechtlich zugewiesen werden kann, und dass daher 
das solchermassen personenlose Wesen, gleich dem Thiere, 
der Sicherheit d<$r Menschen weichen rauss. In welchem 
Falle, jedoch der sittliche Wille erloschen sich darstelle, 
bestimmt die Staatsgewalt in ihrem Strafgesetze. Sie wird 
indessen wahrscheinlicher Weise selbst wider WHlen so wie 
Rousseau **) verfahren, der die Todesstrafe umständlich ein- 
setzte, aber, gleichsam mit weggewandtem Gesichte, in die 
Worte ausbrach : maü je iem^ que mom coeitr murmure et 
reiieni ma plume. 

Ute Be v»^ reell tti^ UM n^. 

Nach der Natur der Dinge müssen die Menschen im Er- 
werbe der Sachen, wie in der Anschliessung an andre einen 
verschiednen Erfolg haben. Auf diese Weise entsteht un- 
gleicher Besitz, ungleiche Ausbildung, ungleiches Ansehen. 

Ueberall, wo es darauf ankommen wird, für das gemeine 
Beste zu rathen oder zu sorgen, wird jene factische Ungleich- 
heit . der phjsischen und geistigen Gfiter von höchstem Ein- 
flüsse sein. Der Zweck fordert die rechten Mittel; das ge- 
mftine Beste kann aber nur erkannt und rerfolgt werden von 
solchen, welche eine Burgschaft geben für ihre moralische 
Haltung, für ihre gemeinsinnige Richtung, für ihre Einsicht 
in das Vernünftige. Deswegen ist es in der Vernunft ge- 

*) Gniadsitxe der Polizei. §. 171. \mm. m. 
^j D« contrat social Krr. II. chaaip. V. 



45 

gründet, dascr nicht alle Einwohner eines Landes in Besag 
auf das gemeine Beste gleich viel zu sagen und einzuwirken 
haben. So wie die Minderjährigen und Frauen wöm activeii 
Bürgerthume ausgesehlossen Werden, So können es much die-« 
jenigen, die durch ihr abhängiges Verhältnisis. keine Gurantie 
für unabhängige Gesinnung geben oder deren Geschäft die 
nöthige Einsicht in das Atlgeineine nicht gestattet (Dienst- 
boten, Tagelöhner, kleine Handwerker und Krämer u, s« wO* 
Auf diese Art entstehen die Vi^rrechte, die insofern naitürlich 
und vernünftig, sind, als sie zum gemeinen Besten nothwen- 
dig sind und nichts weniger als eine Rechtsschmälerung der 
Nebenmepscfaen m siqh schliessen* Einen recht 'deutlichen 
Beweis, dalts die Menschenrechte und die Hechte, die über 
sie hinausgdien und Vorrechte darstellen, keine allgemeiniDn- 
sein können und müssen, entnimmt man schon daraus, dass 
selbst die eifrigsten Vei^tbeidiger der absoluten Gleichheit 
in Staaten einen Unterschied zwischen Staatsbürgern und 
Schutzgenossen zulassen. — Dieses leitet auf ' 

Das .Sffeiitllehe Recht. . 

„Der Mensch darf nicht willkührlichem, Zwang unter- 
liegen, seine änssre Unterordnung muss durch seinen sitt- 
lichen Willen begründet werden, soll sie rechtsgültig sein; 
Daher ist im Staate jede Gewalt nur insofern rechtlich, als 
sie auf dem Gemeinwillen ruht; nur was Alle und Jeder In. 
sittlicher Weise wollen, kann über Allen und Jedem verpfiich-' 
tend steheh.^^ — Seit der menschliche Geist dieses, politische 
Axiom aufstellte, ist über die Art, ihm ein Genüge zu 
leisten, heftiger Streit. Die Einen fordern ein wirkliches 
Uebereinkommen Aller zu einer Vereinigung, Verfassung und 
Unterwerfung (Factum untenff, conititutioms, subjectionüguej, 
indem, sie einen Gemeinwillen nur auf dein Wege der freien 
Votirung Aller finden zu können glauben. Andre erkennen 
keinen andern gemeinsamen, alle Einzelwillen einschliessen-: 
den ^esammtwilien als 3en Willen Gottes und meinen das 
Recht iet Oberherrschaft aus der von Gott verliehenen 
Madit ableiten zu können. Die Ersteren verwechseln den 



GemdDwiU«« mit dei» aUgemainen fileliebeii, da^ eine Qii-' 
märe i^y und die- Andren öbarseben, dasa der WUle GoU«« 
hicfat zunächst durch Faeta, sondern in der Vernunft sich 
ankündige»' Der atlgemeine Will» ist dasjenige, ^itas afli» 
IMiensehen . als Veclimftwesen w^len müsseil. Und jeiU , 
Mackt, die* das realisirt, was der Mensck w^ienl muss, ist 
daher ansuecIsMnen als eine sokhe, die der iif ensch als sitb^ 
liches Wesen woUen muss und der er als . siläichcst Wesen 
sieh' zu unterwarfen hat. Die meliscfaliciie Freiheit beruht 
mcht pAif absolute« Unabhängigkeit, sond^fin' auf UnabfaängigN 
keit Ton eubem Zwange zu: dem, was nieht moraüsoh nodb« 
wendig ist (S^ 39.) Zu dem- Moralischnothwtedigeft kann 
der Mensch gezwung^t weirden, falls es >rzwlagbal*^ ist. 
(S. 39.) Hiei^ans ergiebt sich von sdbst, wie eibe reehlliche 
(d» h» verpflichtende) gemeinsame Gewalt und Aatoriifit zum 
Dase»n gelange, nämlich nicht duireh äussre Cenvenienz, son** 
dem dnrdi« ino^pe Gerechtigkeit und yemunftigkcMt. Das 
Nachstehende soll dies verdeutlichen, indeiii es van dbm 
Wesen und der rechtlichen Yerfasitung der öffentlichen Ge^ 
wält ausfuhriiohr bandelt« 

VFe»en nnft Temirkllrhims der Stlmte- 
Oewult: SoQTerftiietfit. 

i Der Mensch ist durch seine Vernunft verpflichtet, sich 
za demjenigen zu vereinigen,, was jecier Mensch der Ver- 
nunft gemäss wollen muss,. uild nur durch vereinte Kräfte 
erzielen kann. Sowahr nun aber der Mensch den Staat woU 
len muss: muss er auch eine höchste leitende Gewalt, eine 
bestimmte Anzahl von Befugnissen über und gegen sich, 
wollen: denn diese ist das noth wendige Mittel zur Errei- 
chung des Staatszweckes, wie sich aus der Betrachtung -des 
Staatszweckes und der durch iho bedingten Functionen er- 
kennen lässt. 

Inlinlt de» Staatazweelce»» 

Der Staaiszweek ist der Inbegriff dessen, waa durch 
4en Staat realisirt werden solU Der Mensek fesst aicbr dea 
Naturzweck, sondern ledigliek dea Veraunftzweok ins Ai^, 
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nämlich: Regelung des if£«ebea Dasehit und Verwirkliehang 
des allgemeinen Ctuten. Maiiebes und das Hodist« wkd un- 
mitlelbar duiish das Zusammeideben und Zusflunmenwirken 
der Einadnen erreicht Schon daa ainnliche Wohlergehen, 
der Lebensunterhalt Aller ist ein Bedultat freien Verkehrs. 
Da6 Siuliobe bildet sich durchaus von Unten. Tugend 
wächst nur: auf dem Bod^t d^ individuellen Freiheit; eine 
von oben ervwjangne ist. keine, wie Cbkia. lehrl« Kunst, 
Wissenschaft) IMjrgion bttden den rOreiklang der iGi^ister, 
der sich diirch jede Nationalbildung ziehet. Nun aber ist 
die öffentliche Macht nicht hn Stande, diese drei wunderarti-, 
gen Manifestationen der menschlichen Urkraft zu erzeugen ; sie 
erblühen von selbst im Volke. Andres jiind Vieles aber for- 
dert ()urcha^s eine besondre Verniittelung von Oben. Dieses 
nun , was die Thätigkeit. einer Obrigkeit bedingt, liegt zwar 
nicht vollständiger im allgemeinen W^Ueti, als dasjenige, 
was ohne Vermittelung eines Obern durch das blosse Factum 
des^. Zusammenlebens erreichbar ,ist; es kündigt sich aber 
empfindlicher an, weil es eben ohne höhre Vermittelung nicht 
zum Vorschein kommt ,^ weswegen c^a yoi^.ugaweise als 6e- 
meinwille, allgemeiner Wille (volonte generale) bezeichnet 
wird. Es lässt sich auf folgende Postulate zurückfuhren : 

1) Abmessung des Rechtsgebietes, ßecht und Uh- 
recht erkennt der Mensch durch seine . Vernunft Von 
selbst bilden sich also die Rechtsbegriffe und stellen 
sich als Religion, als Sitte, als gemeingültiger Gebrauch 
in der rohest^n Zeit h^aus. Es gilt aber, diese Begriffe 
vernünftig zu fassen, die entstehenden Zweifel zu lösen 
und dem Unrecht seine Strafe zu sichern [ 

2) Verecflung des rechtlichen Zusammenlebens. 
Mit dem fiewusstsein ein^ Rechtsphäre ist die mensch- 
liche Vernunft nicht abgefunden. Der sittliche Geist 
fördert ein höheres, schöneres Dasein, Vehvirklichung 
eines besseren Zustandes. Zu diesem Rehtife erheischt 
er denn Sicherung der bemrasenen Reclrtsphären durch 
Entfernung der niöglkhen Störungen, Besdiülznng und 
Erleichterling des Erwerbes und Genusses der Sachen- 
weit, Förderung der aUgemeiaen Ausbildung der Fähig- 
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keiten, der allg^m^eeir Erlangung moraliseher.Gäter, der 
gegenseitigen Erweckung und Ri-bauung der Geinülher. « 
a) Schutz des Innern Rechts- und Wohlstan- 
des gegen Sussre Mächte und Bemühung um 
Verbreitun^g eines allgemeinen llec'hts- und 
. Wohlstandes auf Erdeii. . Der Mensch geht aller- 
4iings snnädist auf ein vernünftiges Dasein für sich, aber 
er innss yernioge seiner Vernunft für Alle begehren, 
was er für sich als Einzelner in Anspruch nimmt« 

4) Herstellung eines Vermdgens zur Deckung 
aller zu einem sittlichen Dasein erforder- 
lichen Anstalten« Die sittlichen Zwecke sind nicht 
ohne materielle Güter zu verwirklichen. Diese aber in 
gehöriger Fülle, ohne Beeinträchtigung der Einzelnen 
sicher zu machen, gehört zu den dringendsten Anforde- 
rungen, die der Mensch ^n den Staat macht. Obgleich 
nur ein mittelbarer Zweck, ist das öffentliche Vermögen 
doch ein unmittelbares Postulat der Vernunft« 

Reaultirende Befugniaaie« 

Damit den eben angeführten Postulaten des allgemeinen 
Willensi Genüge geleistet werden könne, muss dieser auch 
eine Reihe ihnen entsprechender Befugnisse statuiren, welche 
als moralische, über den Einzelnen stehende,, Gewalten (Ho- 
heiten) anzusehen sind: 

1) Das Postulat der Bemessung des ' Rechtsgebietes setzet 
die Justizgewalt (Justizhoheit) ab ; dieselbe ist keinez-, 
wegs die Befdgniss , Recht und Unrecht zu machen, 
sondern nur die Befugniss, Recht und Unrecht zu ver- 
deutlicheii,, festzustellen, die Vertheidigung der Rechte ' 
in der Form roher Selbsthülfe aufzuheben und in ge- 
richtliche Form zu kleiden und den Uebelthäter als Feind 
de^ Rechts zu verfolgen. 

2) Das Postulat des sittlichen Zu- und Wohlstandes setzt 
diePol|zeigewalt (Polizeihoheit) ab. Das Wort, seit 
dem 16. Jahrhundert dem Griechischen entlehnt und in 
Gebranch, deutet glücklich auf eine innre Verfasaung 



AI« Unter dep Worte: StajM: sowohl c|a«f Irdische i als 
des UeberirdUcbe verstanden wurde , war die Polizeige«T 
w4lt positiver, uiiifassender wie bente %n T^ge, wo durch' 
daj¥ ChristeothuHi der Staat in Kirche und ^tmt im 
engem Slnpe sich «onderCe» «^ 4^r glaube ^ die A/i* 
dacht« die innre Gesioming d^r Kirche unheuiigestdlt. 
wurde^ Nun ist die Polikeigewalt nur auf negatives 
Einwirken ^beschränkt, nämlich die Heinraungen und Ver- 
derbnisise des sittlichen Geistes in Kunst, Wisseoschsfir 
und Kirche zu entfernen; 

3) Das^ Postulat der Beschützung und Erhöhung des^lecbts- 
iind Wohlstandes gegen fremde Mächte begründet die 
Krieg'S- und Friedehsgewalt, (äussre Hoheit). Der 
Einzelne, muss entsagen der Selbsthfilfe gegen fremde ße- 
leidigui^gen, der persönlichen Unterstützung auswärtiger 
Potentaten. Das Organ der Gesammtheit entscheidet 
übei: Verkehr, Aus- und Einwanderung, Krieg und Frie- 
den. Jeder Einzeln^ bort auf den, Ruf, der ihn im. Na- 
men, des Staates unter die Waffen rufet und unterwirft 
sich den Normen des gerechten Kampfes.' 

4) Das Postulat des öffentlichen Vermögens oder Einkommens 
fuhrt zur Finanzgewalt, (Finanz- Hpheit) **). Diese 
ist keineswegs ein Obereigen tbunisrecht über alle Sachen 
im Staate, vermöge dessen Sachen' fiir Staatszwecke an- 
gesprochen und verwendet werden könnten. Dieselbe 
ist vielmehr nur die rechtliche Befugniss^ vo|i den Gütern 
der Staatsgenossen Beiträge zur Existenz des Staate« 
zu erheben und Staatsgüter zu bilden. 



^3 Schon 1581 erschien Lai^terbekens Regentenbuch , eine Anwei- 
sung zu löblicher Regierung und Polizei. Die Begriffs-Be- 
ütieunung des Wortes ist kochst verschifiden » es mögen wpM 
100 Definitionen existiren. Der Verfasser des Grundrisses des 
Polizeiwesens, Nürnberg 1813, yer^leicht daher das Wort ge- 
wissen chinesischen, d^en Bedetiteng idie Gklehrtesten nickt 
erlernen«» 
**) Das Wort Finanz kommt von finis, eiaej^eistung, wie riKog, 
Im Mittelalter hiachte man daraus das Verbum finare und das 
Substeativem : finencis, fisatio. i * 
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Vmitfpute^kemüe^ formale Qewmlien* 

Die anffdfahrten Befugnisse gestalten sich formell in 
zwei Gewalten: die gesetzgebende und die vollzie- 
hende. Es kai^n nämlich keine Geltendmachung jener Be- 
fugnisse stattfinden y ohne dass einerseits ausgesprochen 
werde, was i^^ verbindlicher Wille fQr die gesaramte Gesell-. 
Schaft sein und von den Einzelnen nöthigenfalls erzwungen 
werden solle, andererseits aber das veranstaltet werde, was 
j ene Norinen auszuführen und gegen Hindernisse von Seiten 
Einzelner, die der Vernunft ihre Willkilhr entgegensetzen, 
zu vertheidigen vermag* 

Die gesetzgebende Gewalt isl eine reingeistige, indeni 
sie blos Allen erkennbar zu machen hat, was der allgemeine 
Wille sei. Diejenigen Schriftsteller, welche den allgemei- 
nen Willen (vohnti generale) als Allbelieben (volonti de$ 
tous) liinstellen: können diese Gewalt nur als Abstimmung 
Aller sich denken. Da aber der allgemeine Wille ein ob- 
jectiver ist und kein rein-subjectiver und ^ concreto in dem 
Staatszwecke und seinem Inhalt bestehet, so ist klar, äass 
die Fassung, Festsetzung desselben (Gesetzgebung) eine über 
individuellem Belieben stehende Function und Gewalt ist. 
Die gesetzgebende Function unterscheidet sich übrigens in 
die Acte des Gesetzantrags (Initiative), der Berathung 
und der Sanction. Die Sanction ist ein wesentlich - ob-, 
jectiver Act. 

Die vollziehende Gewalt ist eine nicht blos geistige, 
sondern auch physische Gewalt, denn äie schliesset Zwang 
gegen Widerstand in sich, besitzt pecnniäre Mittel und ver- 
fugt über äussre Kräfte. Ohne physische Kräfte ist eine 
vollziehende Gewalt nicht denkbar, so lange nicht der all- 
gemeine Wille zugleich der subjective Aller geworden und 
jegliches Hinderniss des Sittlichen von Seite der Aussen weit 
verschwunden ist. Die vollziehende ' Gewalt loset sich in 
drei untergeordnete Gewalten auf, nämlich I. die aufsehende, 
2. die erkennende, 3. die vollstreckende, denn zur Realisirung 
des allgemeinen Willens ist die Ueberwachung aller Hand- 
lungen und Verhältnisse, die Anwendung des Gesetzes auf 
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die zuwiderlaufenden Haiidlungen, die We^räuniung des dem 
Gesetz Widerspcecbenden nöthig. it 

' Nicht wenige Schriftsteller nehmen die erkennende 
Gewalt, manche sogar die aufsehende Gewalt *) aus der voll* 
ziehenden Gewalt heraus und stellen üie als eine für sich be- 
stehende dritte Gewalt -shin* und schaffen auf diese Weise 
eine Trias politica. Es ist jedoch einleuchtend, dass zwi- 
schen Gesetz und Yollzug ein Drittes nicht sein kann* 

In Bezug auf die Stellung beider Gewalten herrscht die 
Ansicht, die gesetzgebende sei wichtiget als die vollziehende. 
Destütt de Tracy ^*) bekämpft diese Ansicht und nimmt den 
Vorrang far die vollziehende Gewalt in Anspruch. Die 
Wahrheit ist wohl, dass sie beide noth wendig, also auch 
gleich wichtig sind/ 

Attribute dtfr üftaatsyewalt. 

Der Inbegriff sämmtlicher aus dem StaatszWeck fliessen- 
der Befugnisse und der von ihnen ausgehenden iilewalten ist 
die Staatsgewalt,. Staatshoheit, Majestät, nach dem Romani- 
schen auch Souveränetät genannt* ***) Dieselbe ist ersichtlich 
als Inbegriff von der Vernunft postulirter Befugnisse keine 
reinsubjective Gewalt, die von einem Individuen als sein 
Privat-Eigenthum, als seine Privat-Macht angesprochen wer-« 
den könnte, sondern ist als etwas Objectives, durch die Ver- 
nunft Aller für Alle Gegründetes anzusehen, das Einzelne 
nur zum Besten Aller innehaben und ausüben können, **^*^) 



*) Schmalz, Wisseitschaft des natürlichen Rechts^ 1831, S. 370. 
♦♦) Commentaire , livre XI, chap. 3. 

***) Bodinus schrieb sein Werk erst französisch (1S76}, dann latei- 
nisch (1584). In der lateinischen Ausgabe nennt er die Staats- 
gewalt JVtajestas, in der franzi^sischen Ausgabe: Souverainetä. 
Dieses Wort kommt von Souverain, ein Vorstand, Grosser. 
Unter Philipp dem Langen Messen die Vorstände gewisse^ Hof- 
stellen: Souyerains. (Menage, dictionnaire, II, 497). Bei Dante 
(Inf. 22) heisst soverano ein Fürst schlechtweg. Die Vorsteher 
der Klöster hiessen ebenso. Im mittelalterlichen Latein sagte 
man Superanus für Princep». (I^udwig, Rieliqu. Mscr. Tom, Vlll, 
p. 221). 
****') Die Staatsgewalt wird nach zwei Seiten hin als etwas rein 
' Subjectives angesehen. Rousseau folgert aus dem Umstand, 
dass der Staatsgewalt der allgemeine Wille ;&u Qrunde liege, 
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Die Staatsgewalt 181 die hoehste Gewalt im Staate^ 
denn was im Statute steht, das st^t unter ihr. Daher kom- 
men ihr die Attribute der llBabbängigkeh, der Unverant- 
wortlichkeit und Unwiderstehliehkeit zu. Die' Staatsgewalt 
muss nach I^nen und Aussen unabhängig sein; denn 
ward sie nach Innen oder Aussen abhängig, so würde Mim 
nicht den allgemeinen Willen repräsentiren, oder wüte nidit 
die wahre Staatsgewalt, sondern diese wäre in der Macht 
zu sehend welche die höchste Bestiitiraung in steh schlösse.. 
Wo die gesetzgebende oder vollziehende Gewalt zum Theile 
von einer auswärtigen Macht ausgehet: herrscht nur halbe 
Souveränetät und der fragliche Staat ist in diesem Falle ein 
inte^rirender Theil eines auswärtigen Staates oder eines 
Bundesstaates. Die Staatsgewalt ist ferner für die Einzel-^ 
nen die höchiste Instanz; es kann keine Appellation gegen 
sie eingelegt werden-; köraiÜB 4iil geschehen, so müsste die 
höhre Instanz, die wahre Staatsgewalt sein. Doch ist damit 
nicht gesagt, dass sie eine unbedingte, grenzenlose^ von je- 
der Verpflichtung loi^gebundne Gewalt sei. Sie ist ja cfben 
als Inbegriff bestimmter sittlicher Befugnisse wesentlich be« 
grenzt und sobin nichts weoigejf als eine rechtliche All-Macht. 
Ihr stehen gleich sittliche Befugnisse der Untergebnen gegen- 
über. Der Staatsgewalt muss sich endlich jeder Einzelne 
unterwerfen und ihr ein Zwangsrecht auf Gel)/c»rs$^ einräu- 
mefi* Denn was die Vernunft als moralisch-^ji^hfiffendig er- 
kennt, das muss auch ^ei Einzelne wollenr.^^pä|(,'falls er in 
subjectiver Willkühr ihm entgegentritt » ein Zwangsrecht 



sie inhärire nöth^endie der Qesammtheit und jeder habe seinen 
Bubjectiven Antheil. Um diese Ansicht zu rechtfertigen, nimmt 
e/ nur auf eine Gattuifg der bestehenden Staaten Rücksicht^ 
erklärt Theoerätien für blosse Fictionen, Brbreiche für Ausar- 
lung;<>n*und hebt auch aus Deniocratien nur das Passende her-' 
vor. y. Haller leugnet die Reidität einer objectiven (abstracten} 
Staatsgewalt und sieht nur darin die individuelle Macht eines mäch- 
tigen Einzelnen oder einer mächtigen Körperschaft, die nach 
dem Grundsatz des Stärkern durch Mehrzahl entscheidet, v. Haller 
muss desshalb auch nur auf • eine Reihe von Staaten sich ]^e* 
schränken, Wahlreiche für Ausartungen erklären uild Republiken 
ganz^ falsch darstellen. Die absolute Differimz des Rechts in 
Monarchien und Repabliken in dem HallerNMhen System ist eine 
wahre Rechts- Kttlxweieag. 



wMer sieh anerkdiDeii. Eine besondre silbjeetrre Ueberein- 
knnft ist zur Begründung der Unterwerfiing nicht nöthig, wo 
diese ak eine Pfiieht hervortritt« ^) 

Peraonificatiim der Stoats^ewiilt» 

Ins ^eb^n und in die Wirksamlceit tritt die Staatsge- 
walt nur durch ihre Piersonificatlon , d. b. durch ihre Inne« 
habung und Ausübung von Seite einseelner Individuen. Ob- 
gleich sie in ihrem Wesen eine objective Gewalt, so wird 
sie doch in ihrer Erscheinung zur snbjectiven Gewalt, näm- 
lieb zu einer solchen, 'die in individuellen Händen liegt« 

Die Verwirklichung der Staatsgewalt d. h. ihr Ueber- 
gang auf einzelne Individuen, ist ein geschichtlicher Process« 
Einige sehen einen Vertrag als die historische Basis an, 
denn sie sagen: „alle GeWatt ist ursprunglich individuell, 
,,eine Gesammtgewalt kann nur entstehen durch Uebertra- 
„gung von Seite Aller an bestimmte Individuen.^* Hiegegen 
ist ^ nun zu sagen, dass ein Vertrag zwar hier und da die 
Personification der öffentlichen Gewalt in der That bewirkt 
hat, aber niöht alle Personificationen entstehen auf diesem 
Wege z. B. nicht in Theocratien, nicht in Patnmonialstaa- 
ten. Einwilligung wird allerdings gefordert, aber diese ent^ 
steht bei vernünftigen Naturen durch die Vemünftigkeit 
dessen, was die Einwilligung erlangen soll, oder auch durch 



Dieser wichtige. Grundsatz ist zuerst von Fichte (Grundlage des 
Naturrechts«, 11 , 186) ausgesprochen worden. Die neure deüt- 
iKshe Philosophie hat ihn jedoch erst eonaequent entfaltet;, dl« 
französische Doctrine gründete auf ihn die Souverainete de rai- 
son, welche Hoyer CoUard der Souverainete du peuple ent- 
gegenstellte. Odillod Barrot hat einsi in der De^utirtenkaimnei 
daigegen sich erhoben und gefragt: „wer bestimmt, dass etwas 
Ternünftig-nothwendig seit Di« Abstimmung kann es allein auf 
terbindliche Weise. Also kommt man immer auf Uebereinkohft 
Aller zurück, wenn Pflicht, Gehorsam, Recht in Frage steht/* 
Royer Collard schwieg; er häite aber antworten können: dass 
die Verminft wie das Maas« aller Wahrheit so auch die Quelle 
alles Gewissen sei und das Moralisch -Nothwendige einer Be- 
stätigung von aussen nicht bedürfe. Die Abstimmung und EiA- 
'Willigung kann zu defn Vernünftigen doch immer nur führen^ 
weiin die Einzelnen des Vernünftigen gewiss siifd, folglich ist 
diese Anforderung einer Bestätigung des an si^h Vernünftigen ein 
logischer Kreislauf. 
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die blosse Einwirkung der Natur (zum Beijspiele dient dife 
Einwilligung der Kinder zu d'er Macht der Eltern, über si6}. 
Wäre ein Contract das nothwendige Vehikel der Verwirk- 
lichung der Staatsgewalt, so wäre diese auch keine physich 
und moralisch nothwendige Erscheinung , sondern etwas Rein- 
willkuhrliches und Beliebiges, was sie doch nicht ist. Die 
citirten Verträge haben ihre sittliche Bedeutung, denn der 
Mensch darf zu dem sittlich Nothwendigen auch seine äussre 
Zustimmung bekunden, aber sie gründen nur nicht erst 
die Staatsbefttgnisse und ihre Verwirklichung, sondern be- 
thätigen das durch die Vernunft und die Geschichte Be- 
gründete nur. Wäre dieses nicht, so würden sie auch keine 
allgemeine Gültigkeit haben können, da ja derlei Verträge 
immer nur zwischen einzelnen hervorstechenden Individuea 
ohne speciellen Auftrag der Uebrigen geschlossen werden« 
Die Verbindlichkeit dieser Verträge beruht also auf ihrer 
Vernünftigkeit und daraus geht denn auch hervor, dass auch 
ohne contractliche Basis eine rechtsverbindliche Personifica- 
tion der Staatsgewalt stattfinden könne. Was eine morali- 
sche Noth wendigkeit in sich trägt, bei dem ist nur das 
wesentlich, dass es hervortrete; und es ist meist gleich- 
gültig, wie es hervortritt. Das Wie ist und bleibt ein 
Resultat geschichtlicher Vorgänge, eine Folge gewisser Ein-r 
flüsse der natürlichen Verhältnisse und historischer Indivi- 
duen. Die Cofitracte sind nur die äusserlichen Abdrücke und 
\irelthistorischen Monumente solcher geschichtlichen Ein- und 
Zusammenflüsse. (S. 26.) Die Verwirklichung der Staatsge- 
walt geschieht nach den Thatsachen der Weltgeschichte in 
folgender Art : Der Staat springt nicht fertig aus dem Chaos 
hervor, sondern gestaltet sich stufenweise; er beginnt meist 
als Naturstaat und erhebt sich nach, und nach zum Vernunft- 
staate. (S. 24.) Eben so tritt. von der Staatsgewalt erst der 
sinnliche, dann der moralische Theil hervor. Erst entwickelt 
sich bei einer gegebnen MenschenzaM eine bestimmte Autorität 
gewisser (physischer oder moralischer) Personen durch Aner- 
kennung gewisser Eigenschaften, die in gegebnen Verhält- 
nissen Ansehen und Vorzug verleihen. Diese Autorität ist 
noch nichts Rechtliches, aber, eben so wenig etwas an 



sieb Rechtswidriges. Eine bestimmte Aulorilät wird Bur 
rechtswidrig I wenn sie auf Unterdrückung Andrer ruht, wie 
die Autorität des Herrn über den Sclaven^ ausserdem Ist sie 
als Mittel des Moralischen sogar an sieb sehätxbar, wie die 
Autorität der Eltern über 'die Kinder«'') Wenn die be> 
stehende Autorität, sei es aus eignem, sei es aus fremdem 
(äussern) Antriebe, sich auf die Erreichung der Vernunft- 
zwecke richtet, so wird sie die Gemeingewalt, die öffentliche 
Gewalt, welche eine Bereehti^ng erlangt und verpfliditend 
ist. So gestaltet sich zur öffentlichen Gewalt, was bis da- 
hin Innefaabung eines bestimmten Einflusses, einer gewissen 
eignen Macht gewesen ist« **) 

Bie IndividueUe niUI die Tolke-SrnverftneOU;. 

Die Personification der Staatsgewalt ist in juridischer 
Beziehung auf zwei wesentlich verschiedne Arten möglich. 
Entweder geht die Stäatsgewtilt auf ihren Träger ganz und 
für immer über (sie individualisirt sich in einer Person und 
den ihrigen) oder nicht. In ersterem Falle sind die Träger 
der Souveränetät Souveräne, sie besitzen die volle Maje- 
stät ' In letzterem Falle sind die Inhaber der höchsten Ge- 
walt nur zeitweise Verwalter und es bleibt die Staatsgewalt 
etwas intelligibles Objecti ves , etwas tJn verkörpertes, 
welches' man durch juristische Fiction entweder der Na- 
tional-Gottheit zuweiset (Tfaeokratie der Juden, deren Souve- 
rän Jebova) oder der Gesammtheit (Volkssouveränetät). Die 
individuelle und die V o 1 k s - Souveränetät schliessen sich 



*) Hätte im «ITten Jahrhundert Filmer in selbem Patriarcha nicht 
rleitph behauptet, die Gewalt sei etwas Hechtliches und 
Locke nicht gleich entgegnet, sie sei an sich etwas Ungerecht 
tes: so gäbe es tausend Irrthümer weniger. 
*'^) Sehr schön ist das bei Folybius, Uist. lib. VI. cap. 4^6 ange- 
deutet. Er lässt z. K. die Einherrschaft zwar auf hervorra* 
gende' IndiTidualität sich gründen , aber erst durch Anerken- 
nung der Gewalt nach de?* Idee des Rechten und Sittlichen zur 
BariKeiX werden. Er theilt 1. c. Cap. 3 daher alle Herrschaf- 
ten in drei gute und drei schlechte, für welche er die jetzt noch. 
, geltende und herrschende Bezeichnuiig : Monarchie und Tyran- 
nei , Arifttocratie und Oligarchie , Democratie und Ochlocratie 
aufstellt. 



IMM, vN«r ^ BMe Mfibr Weie« zdgt; HH» sieh dmSoove^ 
ffthetöfi fixitt.ib ben^mMn In^iTidiieti » kann aie nicht in 
der Masft« wollend gedneht werden mtd umr^ekeiirt. Allere 
dilig« hak die Masfe phrjrsiscbe Gewult und kann c^n Seo- 
veräfi fitütten : aber äonveränetat ist nieht mit blosaer pby- 
sif^er Gewalt identiseh, sondern »te i^telU die be/echti|(Ce 
c^erfite' Gewalt im Stoatftverbande 4ar. Di» Zmeknngen fai 
deh Lttndem, wo nian beide. SonrerSnetäten zm verbinden 
Mrebte'^ iind Tt^lgtÜtige Zeugen für jene natürliche gegen- 
seitige AaSftcbliessnng. Wie in neater Zeit mi^ncfaie Seiirift* 
•Cidief irorzttgsweise' der individu«Men Seuvm^ainelit huldi- 
gen, weil als solche die Staatsgewalt t^)ko«nnien sicJk ver- 
körpere und die ausgebildetste Organisation erlange, wäh- 
rend äte «b VoHnitenwn&tetil nm baHb organisfart und voll- 
endet erscheine *) : so wollen Andre nui* der Volkssonveräne- 
tät rechtlichen Bestand einräumen und sie selbst für reine 
Monarchien gleitend machen. **) Zum Thfile gehört Kant 
hieher^ indem er die Staatsgewalt in ihre Beständtheile auf- 
lösend^ von dem Haupttbeile , d^r gesetzgebenden Gewalt, 
schlediterding^ behauptet , sie könne nur b^im Volke sein. 
„Da von ihr^^, sagt der Königsberger Philosoph*^**}, ,|alleii 
Recht ausgehen soll, so muss sie durch ihr Gesetz schlech- 
terdings Niemand Unrecht thun können. Nun ist es, wenn 
Jemand etwas gegen einen Andern verfugt, immer mög- 
lich, dass er ihm dadurch Unrecht thue; nie aber j in dem^ 
was er über sich selbst beschliesst. (Volenti non ßt injuria.) 
Also kann, nur der übereinstimmende und vereinigte Willen 
Aller, sofern ein Jeder über Alle und Alle über einen Jeden 
eben dasselbe beschliessen, gesetzgebend sein.^' Bei tieferelr 



*y Heg«l, NatUBrecht und iUaatk^wiasenftchaft , §. 2T9. S. 285. 
**) Diese i^lir« von der Vollias^mirerfinetät gründet »ich offenbar 
diarauf» data die Thetrrien und Grundsätze der republicaaischen 
Griedien und RöMer auf die germanrsclien Kei«be' übertrafen 
wurden. Daher ttit das PriAG;ip der VoUcssou^eränetäl. bei aüea 
Schriftstellern des Mittelalters, wie U\ Vielen Verfassungen z. B. 
in der Arragunischen zu finden. Hanke (Uistor. Pol.2eitschr. II. 3.> 
geht daher zu weit, wenn er den Jesuitlen die Ausbreitung des« 
selben zuschreibt; Buchanan, Lauijg;uet schrieben vor Mariana. 
♦♦•) Rechtslehre, II. Th. 8. 46. 
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B^ti^aebinftf fttdlM sitb dt« IrrtbSiiier dieset* Ansicht zur 
Gttiüge bAfäins, iiämlicb , das Reeht wird hier als nichts Po» 
sitivte, dnroh die aUgenrnD« V^rnalift G^ebnes, sondern 
nur 1^ ^twaa Negatives^ auf einstiüniiges Belieben Gegijin- 
de«es angesehen f sohin wird auob das, was Alle and Jeder « 
wollen, nicht, vto^ei allein ist, in dem gteocht, was Alle 
an4 ieder «ollen, sondern in der willkührlichen Ueb«rein* 
Stimmung Aller und Jedes, die su den foetisdien Unmög- 
lichkeiten gelsbört« , ' ; 

BeclitebeeitilmTiumseii über PeMtz imd 
Aiwfkbiiiiff der ütaat^sewalt. 

Bei der Personiiica^n der Staatsgewalt ist Gefahr, dass ' 
der subjectiVe Wille »im objectiven erhoben werde, statt um* . 
gekehrt.* Daher dringt die sociale Vernunft nothwendig auf 
gewisse äussre Normirnngen^ die eine Garantie gegen jene 
YerweeHslnng abgeben sollen; Die Vernunft fordert jinr, 
dass derlei Bestimmungen ins Leben treten; ihre nähere Be- 
sehaffenheft ist Klugheits- nicht Rechtssache. Diese Bestim- 
mungen gehen bei der Existenz einer Stmitsgewalt von dem « 
Inha^ der.Souteränetät hus; sie gehüken ins Bereich der 
gesetaegeb^iden Gewalt. Daher erscheinen sie denn als Ple- 
biscim, wenn Votkssouveränetät herrscht, und als Edicte, 
wenn die Souvc^netät eine indiyiduolle ist./ Inzwischen ent- 
geht der, Gewalthaber nie dem Einflüsse hervorstechender 
Persöntichkeiten; der Impuls zu jeiien positiven Bestimmun- 
gen geht daher f$Mt immer von unten aus und dieselben er- 
wachsen daher fast immer ans Coiwpaetaten nn^ Uebereink^fi£> 
ten. Es ist nicht ^oralisch^noth wendig, daSs jene Gmndbe- 
stimmungenf der öffentlichen Gewalt in der F^cmn des Contractes 
(Gmn^vertrag, nii^t zu verwechseln mit Ur- oder Staat^vertrag 
S. 26) erscheinen, aber es darf für' vortbeilhaft gelten, indem 
die Gewissheit rein va^nimftiger Feststeiinng erhöhet wird. 

llferrneliaftnlientittinAuiigeii. Ite^itintitHt 
und Unu^patlön. 

Die Innehabung der Staatsgewalt heisst Herrschaft. Da 
nun der Besitz ' der höchsten Gewalt heftig» Leidenschaften 



gleich angesehener und sobin äasserlich daia befftfaigter Pel*^ 
sonen erreget und diese sowohl den Frieden der Gesieliscbaft 
als die reelle Verwiridiehung der obersten Gewalt, stören 
könnten: so ist es nothwendig, dass der Uebergang der 
Staatsgewalt von einem Subjecte zom andren auf ein feste, 
genaue und jede Herrschbegierde zügelnde Weise normiret 
werde. Die Norm heisst Herrschaftsgesetz, Successionsord- 
nung bei erblicher Majestät. 

Das Wesentliche jeder Herrschaftsbestimmung besteht 
darin, dass eine reale Personification der Staatsgewalt durch ^ 
sie gewährleistet werde. Daher muss auch der Uebergang 
der Staatsgewalt in herrschföhige Hände bezweckt werden. 
Eine Herrschaft setzt (Vgl. S. 54) dreierlei voraus, nämlich 
zunächst Autorität gebende Eigenschaften, sodann die Aner- 
kennung dieser durch den Volksgeist und endlich die Rich- 
tung auf den Staatszwek. Weder genügt der blosse Besits 
jener Eigenschaften (Gaben des Glückes, göttliche Gnade), 
noch die blosse Anerkennung vom Volksgeiste; alle drei 
Jü^omente sind nöthig, di^mit die Personification der Staats- 
gewalt als eine baltbare sich herausstelle.*) Man pflegt 
meist die dritte Bedpgung ausser Acht zu lassen, \l^eil sie 
leicht vorauszusetzen ist; doch fahrt dieses oft genug irre. 
Eine noih^i^endige Bestimmung jedes Herrschafitsgesetzes zie- 
let dahin, dass das Herrschaftsrecht Muer dum;h das Gesetz 
berufenen Person nicht Mos durch den Tod oder durch Ab- 
lauf der bestimmten Zeit erlischt, sondern auch Jurch ihr 
Wollen und Thun. Ein physischer Zwang zur Ueber- 
nafame oder Beibehaltung der höchsten Gewalt lässt sich nicht 
als Regel aufstellen , weil personliche Freiheit auch dem ^ 
Spuverän gebührt. Die zur Herrschaft Berufen^ als blosse 
Automaten des objectiven Willens anzusehen, wie jn man- 
cher modernen Verfassung der Fall, widerspricht der Ver- 
nunft. Nur wenn eine solche Collision der Pflichten eintritt, 
dass die Uebernahme der Gewalt für das in Frage stehende 



*) Man ersieht daraus, dass die Bezeichnung: vun Gottes Gnaden 
ebenso viel Wahres in sich schliesst, als die Bezeichnung : durch 
Volkswillen. Aristoteles statuirt mit Hinsicht auf Alexander 
schon eine Art göttliches Recht der Herrschaft. Pol. IH, 13. 
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iDdividamni als absolute Pflicht sich herausstellt, kann frei- 
williger Entsagung oder Abdankung widersprochen werden« 
Auch durch die T hat kann das Herrschaftsrecht für eine be- 
stimmte Person erlöschen. Die Befugnisse, ' welche die 
höchste- Gewalt ausmachen, sind moralisch-noth wendige und 
stellen dah^r für die sie besitzende Person keineswegs blosse 
Rechte, sondern auch Pflichten dar. Sowie jene Befug- 
nisse gar nicht ausgeübt werden, welche die Staatsgewalt 
ausmachen, so ist keine Staatsgewalt sichtbar vorhanden. 
Es wird dliher bei Nichtausübung der höchsten Befugnisse 
ein Uebergang derselben auf ein andres, die oberste Bedin- 
gung erfüllendes Individuum moralisch nothwendig, gerade 
so wie bei einer gältigen Entsagung« 

Wer der positiven Bestimmung gemäss zur Innehabung 
der öffentlichen Gewalt gelangt, ist legitimer Machthaber, 
wer gegen die positive Bestimmung, Usurpator« Der letztre 
hat Gehorsi^m weder zu fordern noch zu erwarten ; aber den- 
noch kommen einzelne Fälle vor, wo eine Herrschaft g^gen 
das formelle Gesetz zur nothwendigen Anerkennung gelangt 
und zur Legitimität* Diese Anlomalie aufzulösen, war Hugo 
Grotius zuerst 4>emüht. Er leitete die moralische Möglich- 
keit einer ungesetzlichen Herrschaft aus dem Satze ab, dass 
unter zWei moralischen Uebeln das Kleinere zu wählen sei. 
Favorinus aber sagte schon, dass ein Bürgerkrieg schlimmer 
sei , als eine unrechtmässige Herrschaft. *) — Offenbar be- 
handelt Grotius die Rechtsfrfige hier als eine Frage des 
Nutzens, was gefehlt ist. — Spätere Schriftsteller lösen die 
Schwierigkeit durch die Berufung auf Mie Volkssouveränetät 
und meinen, dass durch die Zustimmung zu der neuen Herr- 
schaft die alte ihre Rechtsgültigkeit verlpren habe. £s ge- 
nügt aber anzudeuten, dass das Prindp der Volkssouveräne- 
tät nur in bestimmten Staaten obwalte , die erwähnte Ano- 
malie hingegen gerade in Erbreichen fast allein sich ereigne« 
Es gi^bt ^ nur eine Auflösung des Widerspruchs und das 
scheint folgender. Die positive Bestimmung über die Inne- 
habung der Staatsgewalt ist eine menschliche Satzung und 



*) De jure pacis et belli, 1, cap. IV, {. 19. 



hat ihre moralische Nolhwendigkeit darum aar in der Ueber* 
einfttiminnng mit dem aa sidb Rechte» und Möglichen. Nun 
aber ist an sich eiae Herrschaft niur möglich, wenn diephy- 
sischri^(H:alischen Grundbedingangen vorhanden« (S.^.> WeM 
nun aber der fonnellegitime Saccessor dieser materialen Bedin« 
gongen ermangelt, während ein andrer sie geltend machte 
und das Gesetz fiir diesen Fall nichts bestimmt hat: so tritt 
eine Abweichung von der pcHtitivon Bestimmung in Folge 
geschiditlich^r Ereignisse sehr leicht ein*"); die Satzung 
sinkt in diesem Falle, weil «le der die Menschheit treibende 
Geist als thöneme Form zerbricht. In Anerkennung eines 
höheren Waltens unterwerfen sich die Einzelnen der neuen 
Gewalt, die durch ihre Ternünftige Wirksamkeit, wie durch 
ihr Bestehen eine natürliche Nothwendigkeii in sich trägt. 
Mit diesem steht in Zusammenbang, dass man iieve Herr- 
schaften d^rch die Zeit sich legalisiren lässt, wie Besitz ohne 
positiven Titel* Das durch sich Bestehende trägt an seiner 
Stirne das Siegel der natürlichen Ordnung und GesetzmäMug- 
keit; was nicht durch sich bestehen kann, ist nicht das cod- 
crete Naturgemässe« 

»eglenuiyibeaiiinaiiiwgeiu C^rcauae dea C^eltorattma. 

Die Ausübung der Staatsgewalt heisst Regierung. Die 
Regierutig ist mit der Jlnnehabung gegeben. Das Regi^ruags«- 
recht des Herrsdiers kann aber zmtweise ruhen, z. B. bei 
d«r Minderjährigkeit des Herrsebers oder bei einer die Re* 
gieruBg unmöglich machendem Krankheit. Für solche Fälle 
ist eine Vormundschaft od«r Regentschaft das Postulat der 
socialen Yernnnft. ()as regierende Individuum kann die ihm 
obliegenden Staatsgeschäfte nicht allein besergea, es bedarf 
einer Ansidil dienender Kräfte (Beamten)» Die Staatsbeamten 
sind die Organe des Regenten, er ernennt sie oder bestätigt 
sie wenigstens, denn das Anstellungsrecht ist ein Ausfluaa 
des Regiemng»reobts; aber ihr Yerliältniss zu ihm ist kein 
reines DienstcontrtHHrerbältniss, sondern vielmehr ein »oter 



*) Usurpationen kommen bei schlechten Verfassungen am häufig- 
sten vor. 



Ifseiinotbwctp^ge« , xd. h. ^reb den ^aatsxweck be«tiinintes 
und beslIiiiHibarefl. *) 

Da die Aüs&bung der Slaatsgewalt dar^ M«ii»eben ge- 
scbiiSlit, die aeben dea allgemeinea , vernünfllgen Zweeketi 
reiae Frivatzwecke verfolgen und die Staatsgewalt nur den 
moraltacbttolblil^endigen Gesamintwillen ausdrücken soll: so 
erbellet von selbst die Nothwendigk«tt «iner besohdern Be^ 
Stimmung der RegMitengewalt , obne welobe die Gesellschaft 
das sicbere fievusstseius des i^erqiinftigen Daseins niobt fSb* 
len kann. Der Regent ist mit seinem recbtsgültigen Wollen 
an die Staatsgewalt in der Idee und sohin an zweierlei ge* 
bonden, erstens an den Staatszweck und an die obersten Be- 
fugnisse, die für ibn Pflicbten sind, zweitens an die Rechte 
deir Einzelnen« Eine Regierung, die Mos Privatzwecke ver- 
folgt, die Befugnisse der böchsten Gewalt nicbt als Pflichten an- 
sieht, beisst despotisch; eine solche, welche die Rechte der 
Einzelnen nicht beiachtet, beisst nach der Art, wie die in den 
kleinen griechischen Republiken erwachsnen Alleinherrscher 
Crv^awoO meistens verfuhren, t y r a h n i s e b. So wie die gesell- 
aehaftliche Vernunft eines Volkes sich ankündiget, dringet sie 
auf äussre Bürgschaft gegen Desp^otie und Tyrannei. Anfänglich 
begnügt sie sich indess mit einem Eide des Regenten auf das ' 
allgemeine Beste, auf die. gewisisenhafte Handhabung der 
obersten Befugnisse und die besondern Rechte , sowie auf 
eine Huldigung für diesen l^all ***), später aber geht die For- 
derung auf bestimmte Festsetzung der Regierungsrechte qml 
der Formen ihrer Ausübung (Grundgesetz)« Eine solche FeiSt- 
aetzong ist mit allen Staatsformen verträglich; Russland hat 
ao gut Grundgesetze als Frankreich, Schubert fahrt dereii 
sogar 9 an. ***} Ihr nOthwendiger JnhaU ist, dass durch 



*) Manche Schriftsteller maehea aus dem Anstellungsrecht eine for^. 
male Gewalt, die Aemtergewalt. Mit Unrecht, denn in einem 
Staate wie S. Marino könnte der Regent ohn^ alle Beamte re- 
gieren. 

^*) Aristoteles HI, 9. Die Eide und Huldigttngsformeln schlössen 
oft eine V. sehr grosse Begrenzung d^c Regierungsgewalt in sich. 
Bedimis (de repubh I, c. 8) rügte die KrönungsfeierliehkeHen In 
Kärnthen und Arragönien als der Majestät unwürdig und ihr 
widersprechend. 

«*•) Schubert, Sjtaatskunde von Europa, I, at9 — ISS. 



^ie der Regent in Privatverhältnissen dem Gesetz unterwtMr- 
fen, Abtretung des Eigenthams nur in dringenden Fällen 
gegen Entschädigung fiir zulässig erklärt, 4te gesaininte Wirk- 
samkeit an feste Normen gebunden und die Anklaj^e gegen 
Behörden und Beamte gestattet wird. Die Verantwortlidb- 
keit dcfr Behörden ist eine der alterwichtigsten Bestimmungen, 
denn ohne sie ist immer Gefahr des Missbrauchs der Gewalt* 
Da die Beamten nicht Privatdiener sind, so kann auch ihnen 
die Verantwortlichkeit für jedes Gesetzwidrige so aufgelegt 
werden, dass sie selbst ein Befehl der Obern nicht entschul- 
digt. In England gilt dieser Grundsatz und auf ihm. rUht 
grossentheils der andre: King kan na do torong. Die Ein- 
schränl^ungv des Regenten durch eine Volksvertretung ist 
keine allgemein nothwendige Bestimmung, denn auch 
ohne diese kann bei vielen Völkern das Bewusstsein einer 
vernünftigen Obergewalt sich entwickeln. — Eine gerechte 
Forderung derselben erwächst jedoch durch Missbrauch der 
Staatsgewalt von Seite des Inhabers: aus dem Unrecht des 
Eikien entsteht öfters ein Recht für den Andern, Die meisten 
magnae Chartae sind so entsprungen. — Ob das Grundgesetz 
aus freiem Antriebe des Herrscher^ ob in Folge eines äussern . 
Impulses , ohr in Form eines Edictes , ob in Form von Con- 
tracten zwischen Regenten und Stimmfuhrern des Volkes lier^ 
vortrete, ist in rechtlicher Beziehung gleichgültig. Der Re- 
gent ist an seine Bestimmung gebunden; die Formel „/Zeor 
lege omni solutus^^ konnte nur in politisch unaufgeklärten 

' Zeiten aufgestellt werden, denn an das an sich Rechte (na- 
türliches Rechtsgesetz) und an das zur Ausschliessung der 
Willkühr Gesetzjte (Grundgesetz) muss jeder. Regent sich 
halten, wenn er i^icht den Anspruch auf sittliche Berechti- 
gung zum Zwange gegen die Untertbanen (S. 46; 55) verlieren 
will. Doch darf darum nicht jede Abweichung vom Grund- 
gesetz die Untehhanen zur Aufkündigung des Gehorsams 
berechtigen. Das Grundgesetz ist eine Menschensatzung und 
hat als solche seine innre Gültigkeit nur in der Ueberein- 
stimmung mit dem an sich Rechten und Vernünftigen. Ist' 
nun ein positives Grundgesetz diesem entgegen und dem 
Staatszweck hinderlich und die legale Abänderung unthunlicb: 



go ist die Abweichung nicht von der Art, das« der Regent 
efne Handlang beginge, die ihn als Despoten oder Tyran- 
nen bexeichnet. Und nur eitle Despotie und Tyrannei ist 
es, was die Bande des moralischen Gehorsams lockert. Nur 
in arger Verblendung konnte Jacob L den Grundsatz leiden- 
den, unbegrenxten Gehorsams erheben, der seine Dynastie 
suletzt um den Thron brachte: aber nur in ähnlicher Geistes- 
befangenhek konnte in der französischen Rerolution der 
Grandsatz absoluter Gehorsamskündi|g;ung bei jedem Eingriff 
des. Regenten aufgestellt werden. Wie oft ist nur Irrthum, 
was böse Absicht scheint und furchtbarer ist oft der Wider- 
stand als der Angriff selbst! Ein moralischer Widerstand 
tritt nur ein, wo das Dulden das sittliche Dasein, den.Ver- 
nunftzweck der Gesellschaft gefährdet. Im Allgemeinen strei- 
tet aber die Vermuthung bei allen Handlungen d^s Regenten zu 
Gunsten desselben und nur, wo dem Moralisch-Nothwendigen 
widersprochen und dfis Unrechte ^zum Rechten gestempelt 
wird, weicht diese Vermuthung für ihn*^) 



*) Das Nachdenken über die Grenzen des bürgerlichen Gehorsams 
ist erst durch das Christenthuni angeregt worden, denn die Alten 
überliessen ohne Weiteres den widerrechtlichen Gewalthabef und 
Unterdrücker der Privatrache (Tyrannicidium). Als die Christen 
^den heidnischen Gewalthabern ungerne gehorchteif, erging an 
sie die Mahnung: „alle Obrigkeit sei von Gott und auch \ien 
„bösen Herren müsse man Folge leisten/' r Das Tyrannicidium 
ward als Mord erklärt und verworfen. Doch ist nach Gründung 
christlicher Staaten ein Jus resistendi factisch anerkannt wor- 
den: der Papst selbst entband christlich«? Völker Öfters des Ge- 
horsams gegen kirchenfeindliche Gewalthaber, in der ' Arra- 
gonischen Verfassuns; ward sogar das Jus resistendi bei der 
Huldigung den Stände^ vorbehalten für den Fatt der Tyrannei 
(y si no, no). Thomas von Aqdino stellte im IS". Jahrhundert 
daher die Ansicht auf, der bürgerliche Gehorsam habe allerdings 
bei Verletzung göttlicher und menschlicher Gesetze eine Grenze, 
aber der Widerstand sei meist ärger als der Druck, den man 
als Strafe für Verschuldung hinnehmen könne (de regim. princ. 
1. I, c. VI). Nach den Spaltungen zwischen Fürsten und Völ- 
kern, die im 16. Jahrhundert in Folge der Reformation in meh- 
rem Ländern eintraten, wurde die Frag«« über die Grenzen des 
Gehorsams lebhafter. Ruchanan (d^ jure regni apud Scotos), 
Languet (vindiciae contra Tyrannos) nahmen das Jus resistendi 
von Seite der Protestanten, Bodinus und Maiiana (de regno et 
regis institutione) vo»n Seite' der Katholiken in Anspruch. Der 
letztre kam selbst in einem Falle auf das Tyrannicidium Zurück, 
im 17. Jahrhundert trat eine Reaction ein. Hobbes forderte un» 
bedingten Gehorsam, weil Im Staatiivertrag der Unterthan sein 






Dm* Inbegriff desMii, wodurch die famebabaog und Aus* 
fibung der böcbsten Gewalt bestinyat worden^ heiist die Ver- 
fassung« Die erste Verfassung eines Staates ist das Resul- 
tat Ton Ereignissen 9 die die Ehicheinung des Staates auf 
einem gegebenen Erdgebiete und unter einem g^el^enen 
Volke verwirklichet haben« Diese Urrerfassung bildet ge- 
wissermassen den groben jÜiariss, den die folgenden Zaiten 
und Geschlechter nach ihren Ansichten und Bedürfnissen um- 
gestalten« Keine Verfassungsform ist lur. ifie Ewi^ett ge- 
schaffen, jede muss sich ändern wie der Mensch und die 
Erde. Es ist daher ein wahrer Frevel an dem Geiste, der 
die Menschheit regieret, wenn man wie Heller das Eaatum, 
welches der Urverfassung eines bestimmten Staates zu Grunde 
liegt, als das Wahre und Ewige dermassen aufireefat halten 
will, dass jedes CSesets und jede Zuthat als ein Unreeht er- 
scheine, sobald dadurch die Spuren jenes Factums im Ge- 
ringsten verwischt werden« Doch muss man es beinahe, 
^wenn mai^ mit Aristoteles*) die Identität des Staates blos 
auf die Verfassung , gründet« Man kann nicht genug gegen 
diese Ansicht ankämpfen« Allerdings ist weder das Land, 
noch das Volk allein das Kennseichen, dass der Staat« der- 
selbe sei; aber nodi weniger kann die Verfassung das einzige 
Merkmal sein, sondern ein Staat ist so lange derselbe, als 
nicht mehrere Elemente desselben vMlig geändert wurden« Jede 



Crtkcil ober Redit luiil U»rechl aa de« Regestea absetreten 
bab«. Das Tyrasakidiiiai mard ail f t m ri« für uMBonüsch er- 
kuMt« aber das jos resisteadi voa iJucke, voa Alreraoa Sidoey 
(Discoarsea c«»aceraia^ t^ouTeraaMat) dcarto effiSgreicher Ter- 
ibcid^st wad bis aaf weaige Aabiam des Hobbea^scbea Satzes 
aa ye aa iaia a. — Der bedeute»dsle Fortacbrttt , dem die sociale 
Veramlt gesiacbt bat, bestebt off««ibar daria, dass aiaa jenes 
jes resisteedi aut der |>ersöaticbea SiebetMt d« Herrscbers zu 
Tereiaigea sacbte «ad ia K i ^a a d saierst des Graadsatz auf^ 
stelke: «4>cr Uamcber kaaae aicbt üare«bl tbaa, die Miaister 
aetea ▼eraatwarDicb far .Ules^, vodareb der ^idorstaad aa ge- 
s t tz i kbe Scbiaakea gekaa^ wordea ist, wibread soast der 
»^idtffiftaad «Mist aam Aalitaad ead xam Iksslan der socialeo 
Orda ai^ gB fc br t bai> 
•) RaL lU, U 



a»d«^,AiU|infali(|vMeim^^ und PerfiettibilMfrl 

cUfi Staat^. \ Hi^^t*) $tmlM:4mi fieser AfifIchiMfairm 

Das R^cht, die Verfassung zu^^nf^ern, ist offenbar eiii 
ausschliessendes der gesetzgebenden Gewalt Steh^, diese bei 
dem ganzen Volke (in der Republilc) , so ^rrd entyv^der ^ ein 
Weiser damit beauftraj^t (wie Plato freilich iiinsons|t! von 
den Cjrenäern) oder es wird ^^fie constituirende Ve^ain^n- 
lung gebijdet (wie in Nordamerika uful. höchst ^}inge^cbiokt 
in jFrankreich 1,701). In einer absoluteo Moniirchie erlaß?! 
der Fürsjt die n^u^ Verfassung^ i^ eiiner beschränkten geliif 
sie ,von dem Fürsten und den Vertretern des Volkes aus* 
Häufig wird iiber e^ne jede Verfassungsi^eränderpng.zwisclten 
Herrscher und Volk unterhandelt, daher ^er Uftmf ^Cruifid- 
vertrag^^; aber eine^neue Verfassung ist etwas Qeifet^Iif^ie);« 
ni^^hts ReinconventionelleSf Die Verfassung inu|^s, festf^ebe^^ 
damit eine lebendige, vernünftige Gewalt ins L<^ben ^vetei 
Di^ Willkühr,^ und sei sie die Aller^ darf nirni^er.ijpehf ilu, 
nahe kommen. Würde man, wie Kinige thuei)*^ dem Vplkci 
eine unbeschränkte Befugnis^ zu Neuerungen eiqräuwei^,«^ 
mjSgste.inan nothwendige^ Weise /das Gesetz ^s(^tuirei>; 99>fas 
die M^orität Will,, muss, die. .Minorität hinnehm(ßn,'V .^9 
aber st.eht geschrieben, d^ss der Wille der Mehrzahl , der >allr; 
gemeine, d. h. vernünftige Wille ^ei| ;Monte^quieu vß|*muthet 
mit Fug^ dass das Vernünftige . el^er in der Mii^ojrität des 
Volkes 8ic|[i jankiindi^e. ""^^ Und ^selbst, wenn eine ^ualiiCi? 
cirte Mehrheit verstander^ wird<^ bleibt es .ein frevel, die 
MiDoritÜt den Lapnen der Mehrzahl zu. opfern.,, Wenn nun 
die, ^enderan^g, der Verfassung, durchausr-nuir auf gesetzl,ic;hem 
Wege, aus Grün(i|en der yernunft ,vor. sich geilten soll^ ..sp 
ergiebt sie^ ,V99 selbst, dje ungesetzliche A^nderung ode^. 
Umwandlung sei ein Attentat auf (|(Bn Qrganifini^Ef der fiUg;^ 



' '♦y D4dit 'Äe gi^lÄi: 'Tinüt ^."«O^^"-' ' ^' ' ' '' '^'^ 

r*^ HoblMs/ sIeUk Kueits^ darb ^rndnibgi; ^er iMolut«h D9<«r#eis^ 

( fuB^ ^er Mjnderzalil unter ,dl€ Mehr zf^M, auf, weil eryjpn den) 

rancip der Furcht und U ebermacht ausging. De civc. 



«üitaMV^fiittnfil^ obm w«l<lieii da» 4i5faeM Dai«fii im 8lMt6 
«in IJaMögiielMfir inu Jede scMt^ Gewaltliiai kehrt die tn^ 
ratischeB Verhältnisiie um; IMe an der VwfMsaiig hftngMi, 
werden für sie kändpfen. Burgerkricrg i»i die Folge*. Es 
Iftsen sich die moralischen Bande, Riechte nndi Verbindlich- 
keiten gehen ans, einander. Ein Bruch alles Heiligen ist 
idso der Wahre Namen jener Unthat. 

Der Angritf auf eine gesetzlich bestehende Verfas- 
sntig kaidn sowohl vom Herrscher^ als vom Volke ge- 
sdiehen. - Wenn der Herrscher die Schranken« der Regterong 
auf eigenmächtige Weise niederreisset, in solchem Falle 1l>e* 
findet er sich für seine )^enöli ausserhalb der Sphäre der 
Unwiderstehlichkeit. Nie wird aus diesem Crrnnde eine Yer- 
l^hBung durch den Herrscher jene furchtbaren Folgen mit 
sich fHhren, welche eine Umwälzung von unten als erschwe- 
fisnde Umstände begleiten. Wenn der Umsturz der Verfäs- 
snng von unten ausgehet, so hat der Herrscher zwar das 
Recht , alte mSglichen GefWallmittel zur Vertheidigu^ desf 
B^fet^lienden aufkubieteti, und was die Empörer Errichteten^ hat 
keinen rechdtlshen Bestand; aber es kann kommen, dass 
Anrch dftsEteignlss die ganze Rechtsordnung in Auflosung ge- 
(i&. Wie Sehr nftmlicÜ die Verfassung, als bestehende R^chts-^ 
Ordnung, über Gewalt Erhaben sein soll: isö wdchk dieselbe 
dbdh nicht selten der physisichen ' üeWalt. t)ie Zerst^rimg 
Ä^rsi^lben Wfblgt nämlich 'durch gewaltige Naturereignisse 
(z.\B. wehti '^ine. totale UeberschWemmung das' Volk 'in die 
FreViiA^ zerstreut), durch Kriege (wenn der f*ein4 'd<^; liand 
6robei^ nhd iifnverlefbO und 'durch Cmporunff.' tjngctachtijlt' 
man von keinem Hecht der Masse zii\gewalti^amem Umstürze 
i6(pi^dheti kann ; sb ertfail^ Abch ein solcher dtii^ch die roh^' 
Sfärke fleii^^eTbeh; det' Hei^rscher'wtrd vertrieben, die j^isis 
itfdiiies Hen^dherrec^ti; zen^ort, die bestehende 'Ordnung z6r- 
träilorfneti, die' Giifeed^ Schweigen, das Gewissen isi die ein- 
zige Richtschnur den Bessern. Die Anarchie ist idber -ein 
Zostand, welcher der Natur. „iin^ (|er V^rniMiß .glqifQk&^r 
wideinpri^dy;, )dAher biUeti^iitdi a» korser Sek WBM|eff'e(ine 
üet(^e Autorität, WrihOif^ J^U ^d«^ efn^^np^t^^soir Hostel- 
lang der Rechtsordnung sich jeder unterwirft. " ^^meo^JTerr- 



sdbM- kttt die GawahbAt «»gto data Utm HeiwitlMfi mditw 
vMtetM, d«feiit sie kt niolit sowpM der Grund; aU blMi<d#r 
Anlass zur neuen Herrsehaft gewesen. Aneh ist 6hs Volk 
im Ganzen nicht für sie responsabel; nur die Tbäter sind 
die Schuldigen, deren Nachkommen schon nicht mehr. 80^ 
erkennt tnaa denn, wie Gewalttkatenim: Staate ai^e Bechtie 
lösen, vieue herbsifahre» Icdimea* Nur darf iiiah< dabei *v4mv 
keiner Berechtigung der physischeni Obiniicbtifsiii^ben, > wie 
Anbäsger revoIutijönä|rer'Prin«ipien"BloU erlaubeiii Das iWas^i 
ser aerafeort häufig eine lasel uod enzengt .eine-aena;<^isi das^ 
etwa eine Berechtigung .des Wa^setvf :!Von' der Art aber ist 
Jie Rechiswirkung der Betolutiooeiii-. n . ..-> 

Das TUIkerrecht. " ' 

Di^ VieUMet d)6r Staaten bewahrheitet^rdaasitdat listige- 
aafErden in eiit^r lebendigen Gegenwirkung seiiiiMr KräfM 
dargestellt werdea aolL ladem di^ Staatsgewalt, jadacb Jbei 
dem Blkk aa^ ^Aussen . andeve Maaten ^wahrnfiiiniti ;örwaeU-K 
8^ ibr. gana^eigientjiääilidbeP^idilenaaid Reobtie^ gegen ^dia 
Menacban urid Staaten« ^ Wäre 4m W^am ^es^jStaateaiin* 
ria^r eiffzigeft Crscbefaiang auf die £rde:|^ekommen,Hso dürft« 
kein Bürger aus'deMi Staate- Irelto^ denn es ist jai eiaa> 
Pfii^, • airter des. ^ehrsobafi des Recbtsgesataeil < aui leben. 
Ans deaaielben Grunde wirde dagegen die ^taatsgewblt tber^ 
hgt sebiyiden EiDtfittiVon.jedeia Individuo^Mda» Aüssir al|dri 
BedilititerbiMaag lebtty za.begebren. Oaabari der Staat iar 
▼ieUüicberrGastaksiobiTai^irldichte^ aakalin 4» einz^neStaäs« 
weder, die« Ansurnttdroogab^jirfat -verbieten, notb die^'£i«4t 
wandfuag aafii&tbigaak Dte allen Skaalen, die; sieh gewisser«' 
mastea atteia anf.dar Welt • wähntefti^isahen daniia die' Aus^^ 
waadrung iils ^ai' «grösate.Vapbii^eni lan; Das ibeutiga slaa^ 
ti»n¥oUe' Europa . ^cb • .roa* Batsbtswegciit ? von i diesen Maxiiiiant 
vdUig: ab^ add niinaMi dk Au^^ und fiiatM^drutig in. diet 
Sphäre. 4^ burgerlicbien JFmheit äufj G^am onidehtig Assel» 
jedocb Kant ;die|ifB ilnmanität iak ein aogenanniies .W«ltbür^ 
ganr<cht«auf^ dbtotaili sokbai kaaaM ja sobbn darum niebd 
geben, weil der Mensch ein Staatsbürger sein jiam» -»«'^Zar 
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den'&Mgei» SiaaUii^ T^lUt «ieh der Siaat wife Mensth «itoi 
MeiMeh<Bn. Es ist^^an^: imgi wenn nuin niili*^toiii bcd«iH- 
samen Worte n ; ^ 

did , Weltgeschichte ist das Weltgericht^ 

die BehaupJtang. aufttellt, da«8 die Staaten Uns aach Xatuir- 
gesetzeit; kiuf einaader einzumriricen haben^de^stak, das&es 
mir ein Heobt dcA Siärberen unter ihnen gäbe. Jeder Staat* 
hat die^ unmittelbare Akifgabe , das 'Recht auf Erden zit rier.^ 
wirklichen^ und er •ivürde sie schlecht erfiillte, , wenn^ er es 
nnr uhter /den uni«[rgebeiien einzelnen, .realisii^fin wollte« 
Gründet sich doch das Recht überhaupt auf die noih wendige 
Erscheinung des Geistigen auf Erden! Bios das aiialystische 
Verfahren träg^ di^ S/^uU«. wemi un»das,Son^recht als das 
Erste erscheint/ Von vorii herein müssen wir das Ga\ize zu- 
erst setateoiiund dag Einzelne als seinen Bestandidieil denken. 
Dahei^ wüvde detr Staat, als ekie retile Privatrecbtsanstlill 
aufgeivsst^f als einC^ebiibde oluie Grund erseheinen. Gesetzt 
aber, dasa^der' Staat mir der Pri?atre<^te wegen Torbanden 
wäre^ ^ovnuiMie^s^bst In dieser Hinsiehit fein Staat.den an- 
denv wenigstens »^ behandeln ^' dass die^ Einzelnen in' ihreo 
Rechten nicht gekiüEQkt werden^ In jedem Falle «unterliegen 
al«o die Staaten dein Recbtsgesetse." De« Umstand^ dätss sie 
mystieche* Personen ''sind^ bat eigentHcfa gar nichts lu, .sagen,, 
denn die'^Staateli besebliessen und handeln doch nus durch 
physisohe- Personen«« Muti aber .jiiindet dteae^ imnietdar das 
Gesetz 4ier Vernunft',' welchen Charakter sie Mcb bekleiUea 
mögen. Afystiscbe Personen dürfen -daraih nicht nrimoralidob' 
handeln , weit — ' sonst die ftingtrenden Iwdkvidoen unmora* 
lisch sein dürften. Wartfin etnp^wt uns. Wohl das Unreeh 
des Monarchen am meisten^ Nicht AEuiim, weil iKe Volks« 
Staaten Ton dem^Rechten) freigesprochen sind, sondern dämm^ 
nurv> 'ireil 'detii'Unmutb. eine^ bestimmte Persqn weiss und' 
triflft.'-T~ Bs^iebt daher ein' Völkerrecht. Dasselbe bildet 
den ' finbegriff 'dessen i A^elcbes notfawendig ist, dänrif diar 
Coexist^nztAsp Staaten nach der VemuaEtgieregdto sich an^ 
kü^igei«nndi ddn sittliehen Geist der Mensohheit sum' Vor-^ 
Schein bfiiage, • '.,,..»-•. p- /-t. »J/. ■•. • w/ , v •-. 



Der IMkimere Veric^ter der iMaateii. 

Wie 'aller Rechtsstand unter den einzelnen Menschen 
darauf 1>eruh et,' dass sie als freie \Personen angesehen wer- 
den, so kann aWh der wahre Rechtsstand ünWr den einze|-* 
neu Staaten nur davon ausjj^ehen, dass siiäi isich als morali" 
sehe. Personen behandeln.' ' Jeder Staat hat also gegen den 
andern zunächst' das Recht, fSr sich und diirch sich d. h. 
selbststündig zu sein. . 

Aus' dMi R^hte der Selbststähdigkeiit bdet der stalft^- 
liehen Persönlichkeit fliesset das Recht d^r^ Preifacftt, def 
Gt«iGhh^it, lihd delä T^^ntoriutliSi Dm R^^t' tfei^Treilleit 
eines Staates beistehet darin, dass er Von dem XVilUn eineis 
fremden Stäaies nttfat ' gebunden ist,' wenn er selbl^n nicht 
durch einefi Vertrag zu seinem eigenen Willöh ^rl^b^* hai 
oder ihn nicht als absolut notbwendigert- Willen 'anerkennen 
muss. Diesem Rechte widerstrebt jede wijikfihrliche Eimni- 
schung in die innern 'Angelegenlieiten.' Nur in dem Falle, 
wo Tof k und Regierung im Zwiespalts elh^ rechtlfche Ver- 
mittlung zur Sicherheit del* übrigen Staaten bedingenr, haben 
fremde Staaten eine Befugniss zur Zwischenkuiift (Interveif- 
tion): also im NotliMle dürfen- die Nachbarn mit beWafiiieter ' 
Hand herbeieilen, doch ist difelses lediglich ein Ausftlss des 
Vertheidigungsref^htes, Welches^ die Prävention zutässt; *) ' 

Das Recht lier Gleichheit äussert sich dafrin'^ das« die 
i^aaten gtsiche Ansprilche auf den politischen Vei^kehr ha- 
ben. Diese' Gleichheit verhindert: jedoch keineswegs ^ dass 
die Staatteh nach ihrer Macht verschiedenen Antheil' all deti 
Weltangelegehheiten und versehiedm^ Geltung erlangen. In 
Krieg- und in Fried^hsgescbäfteh wifd der gri)sse StäWt vor 
dem kleinen beigezogen werden. Solehe tlSherfe" Geltung hi 
natfirii(^ und gerecht. Nur wird diei^e wi^Ugeschiehtliche 
RiJle weder blos nach Lätiderümfang , noch allein nach deif 



*} Diese Ma-xiine billigt^! selbst Btigfand in seiner Note vom' löien 
'> Januar 1831 g«S«n. daa auf fteal TrclDpauetf '< Cdngres» auage- 
sprochne Princip der . Intervention. Vgl. Poiitz , Gesch. de^ 
l&rop. Staatensystems'CStaatswissensch. VII) S.'56i. 



EinwiAi»elm«IA»*'aljgtltuti Irwh^ lönwifi^^ Oänirittttt nur 
Land ui|id Leute drücken auf die Schmale, pon(^rn aqdi der 
Geist y^^uc)^^ d«>«r Glanz ,^ej^ Thaten. Daher \»t pine Rang- 
ordnung v^eÜe^^Je^cht, nock zweckmässig.^ . Die zu diesjem 
Zwecke (^ingesf^ts^jte. Coinnnis|^iofi cle9 Wierier.^ iQpngress,^ fiat 
hinlänglich erfahr^ii , .wie ^gefährlich . einerseil^ , und ^ wie un^ 
nüt^ aQdrersei^ es sei^ irg?.Qd eine Stelle vorzuzi^heQ, oder 
ein Vor und Nach zu unterscheiden. 

Das Territori^lrecht umfasset die Befugniss , alles iin 
Staate liegerUI# ^tAwi -bIs • ^^n - g^Moiseilds 'Ganzes nach 
4li/sg^n,.W y^^etjBn» Jtpgofiprn dei?. fi^ta^t etee Mttlicbe Per- 
son df^rifteUef ; hon^mt jhni auch zu:,i J^fanlfHue. SaN^hen* in 
BejS|it^ ^u, ;|^eh]p|i^ns un4 sie in öfii^tljqhQs Eig^nthum jm jv^^ 
Yfßndelp^^ ;^s .versteht sich |edoch. vop ^Belbst, diM»» wedar 
djti^; ba^fburische Strandrec^ti noch die Bj^io^htigniig: bewohn- 
f^r l^seln( , fich jr«si;|heidigen lässt» d^ nur herrenlosOi Dinge 
der Ergreijfung! föhig aii>40 

BieTertrftffe. 

^^ Im, Vertrage gewinnet der St^fit d^ entffthiedeBei» Aus« 
dn»^: Sj^es freifu Selbst, iii^iyi ;,d^i|i i&e selhstiitänidlge 
^fäl^ j(|e8 Staiits wirksam 1iervar(;ritt. ; . . 

Staaten sphliwiKeB Vertrflg^ eben so wi^' finziBlae Men- 
s^d^en juiter einan^^V) : und sie «ind nicht wed^er wie diese' 
gehalten^.,. sie zii, erfüll w«, Seit Cicero Jiahen ^w^ whctt 
Mehrere zu^, beweisen versudit, dass der Sl^at die Verträge, 
die e^ ejfqg^t, für )viderrufli(^ ansäen d,a|rf, wewi dw Vor^^ 
thei] g^en die Erfüllung streiten AUein sotcbe irrige Ao^ 
siciit^pJbedicfen >keiwr .weitern Widerlegttng, wena erwiesen 
wprden ist) dass die Natur. der inystiscbeo Pers<]tnea Icepne 
^^ußUj^^Vie von den Gresetzea der Vernunft ,nach sich ziehet* 
Sollt^; ^P^ » Wider|:tifliohk0it 4ar »SuatenFetträge eufie Begdl 
wer(ieii9,<:Sp ^.vriirde die^. iftenschlißhe Cieselischjift im ihrem 
Laufe zum Ziele ;d0r Hun^anität:ptö.i«lich stiUe^ stehen müs*» 
sen. Denn die Verträge' sind es, welche die Völker zu 
einem Ganzen verbinden, und einen iebhi^ften Austausch der 
geistigen und physischen Göter zu Stande bHiigen» Ohne 
Verträge' a^tt\s<ihliie^sen mussien die' Nationen in eingezäunten 
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Eü-dstrMwi Wimnm^fw und. ^t^wmietn^ £^ fiele ^erHeÜHll 
der Nioroliseken Well» dee gegeoeeilige V^rewen wegt wd 
j^f^ dw f^ell^aUee jViBseriEMi Qneb eiflb« KlMM"*) W. delM* 
veJJib^iii|nea:il0ehii 'WAtimier/d^ Hf^UgkeiU der Vertflige M* 
tar Uie^^iXieme jrecheetiHflHl «^ eiefeoh «i^d» daae eie imm^ 
fligmdjcA^W Aeweifi «uNwen« JM^^^w ;lprde^ die Reeble« 
kxüftigkeil der Steatetive^äge einige B^duigudg^ Per G#* 
gfvmfapd ejpM ^aceiif^ecMregi»» mefs 4M|mliob ein AbcrftbMree 
«nd ^eeWi^b^ eeim JOie .NiifiAe JstJceinJOItfeiByt der Vetw 
tfi^liet . eben so wenig, die.. P/iiMn eine« EiMeieeOk £iiie 
Auenabme 4ea€|H die A»eli0f<9rwgt{dei- Yer^recber^ die wM 
^Onfin.Si^ate in den mi^m ^^hiMfkPi^»^ , (Mer 3!heile. 4ei 
Staatsgebietes kann jedoch aus höhern Rüclcsicfaten eoilM« 
hin wyrdei^ vv^nn ,4^^,(;eflK)hflfMr^. IffjjgeateUt.wirdft auf ihren 
fiiileii» V9k bl rihm ^ odej; : 4ie»elb^. ^^ vecäiun^tD« J^erfter 
«men d^ WiUe hßi4ßt»ßit» (Sßhwig ensgenpc^beA .Kein, fi« 
giebt ewifobeii $ta8lte^ keiMafiefl^^ lJebefeifikSpfte< Oeir 
WfUe ifitebarom da^ wirMAcb^mirJ^den, ^m« Zumig^ 
BMmg> J^^i^Nff» MWk% (MiAHTi dMfi oQmbeC) «itfefHi 4» ve* 
dem,^oii¥eni^e.<fH^gebtf > M -.;:... - . , .. '• 

J[>pf9.Stiipt(ii|i,verlrftge er|,öp6l|e% W^.die Priv^o^nyMetl^ 
tii^Ue dufe\^4i^^^^^^W if^t^ fM^ih dnrph.4en ecrfiidH 
teaZlvi^ tb^Is dusd» deo'JijiAtrHt ein^r ^uflös^^dei) (^entri 
lic)ien jeder, tgeheiWitn^ Be^iogung^t. ^ils ei^ifli^h ideiscfa die 
pbyi^^cb^ ia4er ^orfilisohe Uei^öglMshkeit der Leietui^^ Diese ' 
Uium^glieb|^i4 eiiofet gj^wjöbeli.ch bei einer Coltisiw 4er 
Yertfilge, .^Hm sie isA^^^hi« jfi^mF<me;iroi;ban4em weeH 
dieLeisMig der .Erhaltong d^, Stetes widerffpricht. Denn 
eiO'fPecipceiii: jnepbt iw^er /U^n^MvUcbe ßecUngung«; >dmi 
die Fen||iroohefie JUeistnng fha. »aUm^ nipbi aufbebe. .Um. 
e|«re« ^u leisjben, ist es ja no^^Wi^ndig, dmui.ider^rbiiiipdcvae 
seina Existens behalte. ,,; , // 

Die Vertriige treiben das Recht der Gesandtschaften her- 
yer. Sollen iHämlich Staatenyerträge geschlossen werden, jio 



*) Rechtflehre, S. 100. 



müssen- did Sduveralner einfttttter mit BM¥dHiiiftcil9igtelt be^ 
schicken. D«8 Reicht, Qesfltidt» abzuöHiien , Jiegt ^ dem 
B«grifife 4er S^lbststäüdigkefti Dto^fKcht, GelianAe atMtf^ 
n^inefi) ergifebt sich iri^s def NiMbwendigkelt <l^'t¥eni^ge. 
Wenn ein -Staat gar keinfe B^xhihuug^n tn atfd^d 9iaateti 
haben wHi, so wird cfr «It^ings Vbii keititfiM ^salidtsißMtfte» 
rechte wissto, isiliettt'es 4st- sehr die 'Frage, oh ii^gend eine 
Staatsgewalt eine solöhe Abgescbl<MiMrileit dnl*cbffttrcfli kantig 
ohne die wichtig^sten tnlereiisen derAfatioti znverlehien, ctd^ 
ohne am Geiste der Mensuliheit einen" Prevet » beg^^en; 
^obaM jedoch ein Staat in- den Vertt^hr eingeiveten ist, so 
bannet ihn dieser Schritt ^ auch iti dto Kreis dc^frd'gHdlen 
Rechtes.. ' ' '•' ■' 

Gesandte repräseiitiren die Söoieraine in dein Maassli^ 
ah ihre Vellmacbten liluti^n. In^fem dieselben ihre Steaten 
re^räseniiren, müssen sie angesehen werden, Als ob sie nidtt 
in dem Staate^ Wo sie sich befinden^ wirklich ^iiitU*en. Sie 
haben-' sonach das dop|ieIte Recht ihr UirreHetxlichkeit und 
der Exterrifofiatität. Das^ Le^tere ehthfttt die persdnlidie 
Abgabenfreiheit, die sogenannte Qaartierfr«1heit, die Jtfris* 
diction übet^ die FaralHe n; ^: w.', wodurch der Bejgriff seine 
Realität gewinnt. Wenn gleich dies^ Rechte nur ih Besng 
anf ^e Repräseiitiition liufgekommen, und aus angeschwemmt 
ten Gewohtiheiten auserlesen sind, so'Jftest sich doch' niöht 
verkennen, dass äie im Einklänge mit der Idee der Gesandt- 
schaften stehen, und ^ogar wesentliche -Erfordetniiiis^ bilden; 
Denn ohtie- sie worden die UnV^rhandldng^n auf keinie Weise 
so fi*ei vor sich gehen, wie das Rechtsgeiset^ begehret. Die 
Gleichheit der Staaten bringt es mit sich, da^s das Gtis^ändi- 
Sdhaftsceremonial nur nach dei^i Vdllmachtsgrade und nach 
der 'Zeit der Ankunft b^timmt werde, wie dieses auf de% 
Wiener Congresse ausgemacht wurde. ^)' 

Die ittreftlgrkefteii nnter #taateH. 

Die Yerträ^'e der Staaten enthalten, neben den Iteimen 
des Güten, auch den Saameii des Streites, welcher als ^in 
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iioth.w6it4fges ^dbdJ-kefiAegül'spniiigdb. wegen geduldig muss 
ei«ag«^ -Dl4irdMi. 'Wenn ein 8tü»t dfo.aMlefrn in irgend, 
einer skrt'tMklich bedVebet* <xleri veiletzel, se httC dei" andei'e 
Ais ileißht deil:2^8tt|^ gegen ^Irn^nm ihn sür ilherkennong 
des bedrohten* Beditei^, oder lani Ersätze -4es Schadens ^ii 
Dödiigeii. 01eZii^Miignitlid^ini8seii.'deinARgfifiv entsprechen. 
Eir^wirl tMifor 'hftnfig^fiie Wiedotnahtteer des Rntsögenen, die 
Bescfttagnahole ^er gegneris^^hea- Gälxir, /and die Widferv^r- 
geltenrg genügen» Weim jedecfa diese* Mittel nicht zareichen, 
eder wenn 'der i[«cM1i4^hi0n ^^filciitens €efoht drohet, dUrth 
mnss 'ea aum 'Kdni^evkemlHie«» 

Der Krieg ist gewissiermassen ^n Z^erreissen, eine 
Entsweiiing «des inens«hbeitltchen Gahicen« Daher dei^ 
Naxie Mlum von daeibim nni^'JtciiefA^ vou den Virelon "*)• 
Wie- die snfaJectiTe ;A{nsioht der neuen Welt den Kri^g im 
Allgemeinen 'iTenwirft, so sebrorhob ihn die alte Wfelt. 
Kemö Religion, ifie ihn nieht jgebililgt^ seibist' «ks Christen- 
thdni steht %in nicht entgegen^ : So i^el ist > auch gewii^s, 
^asa er dben so wenig absolut yer^'^arflii^,'-als absolut preis- 
wördig ist. fir aeffst5ret manohtnal blähende Staaten, nber 
siefaet" andere gsoas. £r lässt zuwMlen Völker ' VerwHdem 
und gädw3hnet andere ^m da« gräsalishe Handwerk des kunst- 
T<41enf Mordens, "aber oft rührte er yer#ei«Mi€hfe oder er*' 
sturrte Völker, wie die itetbe des' Engels^ den l^ieb B^tbesda« 
Er mähet die inensoblichen Individnen schaarenweise, abdp 
er erfirisdiet zugleich mit dem blutigen Tban die '^Mafifen 
Gemutbeir der Lebeiklen. iMan kann« ihn aho^dait Störmetf 
gleich: .setzen, die zerstörend- dahin >fiB3iren^^ aber täm Ejide 
nur-vdie Luft «einigen ^d das Gedeihen der Pflanzenwelt 
bef&Mienii Sb^ lange- diese A^dit die^ historische ist, so 
Iange;(magrjefler sich bedeok«in, den CSebfäudi de» Krieges 
sdieolutzuiverwerfeiil« Er mnsa >?t<^lm6far ah srttlicheiNothwehr 
unter Staaten ängeseheh 'und zeitlich Tertheidigt werden; 

lOa der Krieg das^ Leben dei^ Einzelnen in die Schanze 
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«cblAgi^ 4o 6rg«bei^«Mh:.jnirei Geaetie iiir ibtl, eiytM«^ diik 
•r.yoo Recfat9 MregM» gefiUm werden «B^eitea»^ *<i«s«.M^:«ei»« 
idJ^emeiM SmIm Mk In dMwm F«Ue tsti jedtfc^ r den die 
S^^^tdgemiit alt dfir allgimieiiie tUtlicb« ^Ik mSMmrt^ 
zum Ergveife» 4er Wa^a und lAir Daribriagung iscAra« i«h 
dividodileti L^beat tetkilick v^airbartdeDt Jat iilichlljicbeiK Krttoga 
ftfetbH dia>^lioii Mi «a/uf«ffi. D9$ Aiiktiiid^^|f.4te Kmgai 
g^ voü deiii Soavenailiui, iden» »I ihM:«riNaial «itb dAT 
Staat als ein ladiviiMuai, deick iat idi^'ErUiraftg deüalban 
an: dem Feiari kein weaeadiohes fidbi*d^raiss>^ denn^jar «dtt 
ja nur auf dei{ Grund einer oMeftbavan ,R(Bobiav«rLitziHig 'afh 
folgen. Der Verlauf des Krieges muss mit seinein End- 
zwecke, Herstellung Iks Beclfls, in'i^tein Einklang sein. 
Dairayis ergiebt aieb!^ dass die tddtU«ha Gewidl «k^ev *$thad- 
Ucher sbid dar^ «Is hofthiilFettdig.<isl|' nocb^^ganf Ändert,; alt 
geg^n i Sträileafde^ geriehtat Werden >vteiiaB. Dwr.^Kliegiig^ 
braueb iHnas iedto^ der die Waffen ttägt^ basa«jel^ libd Um 
lebren aibbt rtnr tcteht, soiideaA «udi geireobt mit ibtien iittM> 
z^ehe^. Si^ hui^ soleble Erkeitaiaiss nicAbt jn jedMi Säie^ 
gßr Mut^Mmt «alch ta keine» siiUiahen <Krieg 4enJ(M^ Skit 
Webd^Ni^ muss gesiehbttt werdari) ;iaenn ^er nidit.iaelbst oiuii^ 
Waffen die tödtlkhetßewaUbcföfidert. Oamm.werda» Klric^ 
spiMe stienge :behandriu Ea ist aber «uMsacbt^ wanfii.aiiB^ 
eiae;rBeatrtif»^(g «rleididn^ oboe daas «ie eigene iCntertba-*^ 
nen, sohin Vetflltber siad; dMn^ da 4ie List im Krieg», 
eriäohet iaiv i«> Mnn die AttispfthMg «liebt als ein Verbm^ 
ehe») soedern.ani^ als eki /geOhriii^b^Etr^ ieindliebec iAjngritf 
angefltahen ttreadeo«*) (teeweit die EinselMn fiia'8taaliit><de& 
Krieg tia $0Mdmn fväofteny darf 4er Feiad aacb dito ßMfone» 
ttAd 6«ter der EinMÜnen gaeifba*, wemn efe. der ^Kvaeckinül 
sidi> fbriagM; ibdeEtobetang ist dber aar >ans einen :awei^ 
^hßU Geiiehlspaiakle ^zu Ireohlferligea , entweder ak Entais 
jl&r «erlittenen Sobadeiy, oder ,al& prineniteiide^Mindmang «der 
gi^mliaahte >Gewak. Die Einzelnen miisaen eieb bier'dair 
Nothwendigkeit.tfagiii urid 4ie EfinverleäMng an 4in freiMUft 
Staat' ecdulden als ^ioe Folge ibrea Krieges^ Ihae sitdicbe 



*) w. Kamptz, BiBitr. zum SteaU- and Vdlkeiur. Tli. I. 



Verpflichtung erwächst durch die Gerecbtigtdsit cTl^riieoeli Ober- 
gewalt. (JS.öä.) : . - 
.Hie, ]Veut]?iiLtiA,4« 

Ei» Krieg ist ^o %o MricMlS«« Ereigilwfl^ dmw «th^Staa^ 
ten mehr od^r weniger. daran ein lüberessci' hidbidm. fitfwiek 
iera es sich am das Recht' haiiddt', dürfen «de *ÜMilk ihre 
yerauttluBg antueten^/ tfa^Ua thHtigin AntheiÜnabniha. Nur 
diurf kein Böa4nis8 aiit janer Maobt geachlpsMia ^v^Mden^ du 
offl^nbar tm Unrtohte steht». Dm, jedMi der.'Krieg awisehan 
aad^n Staaten für daä rdritten kein €ieidig6kigea ist,' sd 
kann>^feagt Wisrden, oh er das Becbt einer: afasololie» Neo^ 
ttafililt aäspreahendarfe« 

. So Vidi int ga^ss, dam jaddr Staat <fie eigne .firfaakiiBg 
und das eigne Wohl mnisoinehr au bäaohtea hat, iW^ er 
ein concretes Dasein des; Sittlichen enthält. Eint Staat -wird 
dahär nentrU bieibcm , wenn das Heieht ungewisiList; denn 
ia diaaesi Falle ! giebt as .nichta^ waiBt ihm den-Antfaitil^us 
Pfficht maohien kannte. Aus demselben Grunde ^kddie NIbq* 
tralität gesthttet sem, ureniiidas Radkt .ywar .gewiss, r^ber'dek? 
Bechthabi^nde obhehin der Sfärkara ist* Ja Isie. Avnrd s^fast 
datin Erlaubt s^, Wenn der RechdbabeiKla /der Schwäoher^ 
ist, aber der 'aasebendcf Slaat durdi seinen :Beitiitt4deni$iag 
nicht 'vefsdiaflan kann. W^nn jedoch der Teehthabeade Thaü 
sebwächar ist,* und ein Staat ihn* daroh :seinto^rBeiiritt lotm 
Starkem machen' kantt, so scbeiilt didser -verpftiobtet; aadan 
WaJSen greifen. ; Das ist ja die Aufgabe dies Staatesylidas 
Radbt zu rtotisnreii. Jeder soU so ^eky als er ,e^ kann, 
nach diesem Kiele hinakrabeiK Würde au^sb in däm gegeheaeA 
Falle ein Beeh« dar Neutralität zagestaa|den, so wäia keine 
Haffnuag, jden Rechtsstand unter den Staaten .aafrecht' au ^er*« 
halten. Auf die Spitze des Sch^rertes Wäre das (sittHcba 
Wohl gestellt- und jeder kiibiw Herrscher von kriogerlscfiieil 
Talenten eingelliden^ einen Staat m^di dem andern 'zli er- 
obern 'und auf umgestörsten Thronen seinen Safii zu 'den 
Wolken aufirariditen. . 

Der Frieden. 
Der Frieden ist der neue Rechtsstand, ciei' durch den 
Process der Waffen zur Wirklichkeit konraito sali. N«r so 



au^^c^fasst kann er mit den ällern ScbrafiUiteU^^rn ; als der 
Zweck des Krieges betrachtet werden. Versteht niarf aber 
unter d^m Frieden blös' daii Aufhören' der Feindseligkeiten, 
so< s«h^iAt er offenbar so wentg der Zweck »des Kriegei, als 
die Gesundheit der waiiiie Zweck der Krankheit ist. 

Sbll der Frieden eine rechdicbe Bedetitang haben^, so moss 
er allerdings den alten RechtsstiUid nea, od«r ekieb neneil 
Rechtsstand gültig macheik. Darauis folgt, das» der Friede 
swtsehen den Streitenden eine« Ziis^md gründet , der an die 
Stelle des früheren tritt. Es können in^ dee* Folge' keine 
Ansprüehe' m^r aus dbr Vergangenheit y «ondem mir «wi 
dein Frieden erhoben werden. Wollte man dips degentHeil 
behaupten, sn gäbe es durohauB nur Waffenstillstftnde^ keine 
Möglichkeit, das Recht' fest lu steUen; 

Da der Frieden in einem Vertrage iimsthen den Streik 
tenden geschlossen wird : so kann- es 4en AnseheiA haben, 
dass der besiegte Theil an den Vertrag nicjit' gebunden sei, 
weil er dmrch «Gewalt sum Absohldss genötbigt w«rde. In* 
dessen ist am erwägen, dina» der RechtSv^letzer dem Zwange 
AusgesetEt bleibt. Wurde der Krieg blos eines zweifelhaften 
Re9ht8 wegen untemonimen : so war der Ausgang ja das 
Goitesurtheil , auf welches man die Sache stellte. Nhr in 
dem Falle, dass^ der kühne Rechtsverl^zer den Beteidigten 
niederwarf und im Friedensverträge zur Verzichdeistnng 
nöthigte, darf man behaupten, dass dem Vertrage das we- 
sentliche Eirforderniss der freien Einwilligung fehle , und 
kekie Verbtndlidikeit für de^ UeberwundeneU habe. Andere ' 
Ansichten würden das Recht des Silärkern wieder einfuhren 
und doch — herrschen andere.'*') Man f&rchl;^t, die Sicher* 
heit aller Verträge ' zu erschüttern , aber man vergisst^ -dass 
es Mittel giebt , der ErfUlinng sich zu vei^wis^rern. Auf 
doppelte Weisfl! kann der Steger bewirken, das» der Besiegte 
bei dem Vertrage bleti>e; erstens durdr Besitznahme der 
Kräfte.^ 4ve' eine Uebermacfat befürchten' lassen; zweitens 
durch zureichende Garantieen , vorüglicb anderer mäohttger 
Staaten. 



.*) Selbst ftei-KlttWr:, a. a. O. tli.ill.'£.^2. 
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Ann denn Ge«ag(eii eriiN&llet sugieich, dass ein FHeileii 
irar dann «einem Zwecke gBnz entsprechen kwn^ wenn er 
»Is* eine allgemeine Sache^ von den wortfuhreniden Staaten, 
anterhandelt wird. 

Die Staatenffericbteborkeit» 

Man kann ew^ifdn, ob'ein^ang#iiiefn#i', ewigef Frieden, 
wie iba seit S, Pierre *) und KiMitr) scl\QnjM)) viele edle 
Geisler Irüumten, in dieser Zeit sicli aU jener Zustand da^* 
stelle, den hersustellen die .Regierungen i*echtlidii Vffurpfljcbtet 
sind, ^ebmt die Unruhe aus der Uhr, und sie folgt nicht 
luehr dem Fluge der Zeit. Die.Kriege scheinen in der höhern 
Ordnung, vor der die Einzelnen nur Tropfep im Meere sind, 
ihre Begriindung zu haben. Allein dessen ungeachtet ist es 
richtig, dass das Recht unter Staaten dnich Vereinigung unter 
eine bestimmte RechtoVdnung einen positiven Boden gewin- 
nen muss, wenn es vollkommen werden soll. 

^ • B ä S t a a t e n y t e m. 

Die Staaten sollen heraustreten aus dem ^^aturstande^ 
in wiBlcbem sie sich gegen einander befinden , und den 
blossen VerkeJiiri: in eine^ Reohlsgeaellscbeft verwandeln. Un- 
streitig darf behauptet werden, dass die Stiftung einei; sol- 
chen Rechtsgesellschaft ^ als eine moralische Pflicht der ein- 
'zelnen Staaten sich vernehmen lasse. Die eipzelnen Staa- 
ten werden indessen ihre Selbstständigkeit m bewahren 
Sachen qnd mit Recht allen solchen Vereinen sich ^ nti^ieben,^ 
in welq^en jene gefährdet werden kann. Die Stiftung eines 
Staatenvereins ist daher nur eine weltgescbichtUche Aufgabe, 
deren Losung die Zeit und die Gestalt der Verbältnisse her- 
beiführet. ^ . V . 

Die Mitte} und Wege,, durch welche^ der Lenker der 
Geschichte, die Staaten aus ihrer Isolimng ziehet und an 
einander knüpft, sind mannigfaltig. 
- L Es entstehen und entstanden Staatensysteme apis 



♦J Prbjct de paix perpetuelle, ItlS. 
♦^ Zum >tt igen Frieden, ilW. 
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den Grunde 4et gemeiliaftinen AbslaiiMiiuag. 80 btstfeUten 
die iifriecbisQhett Staftien das BaDdesgericbt der Ampli^ty«^ 
nea; «o erCiussitti sioh die deutschea Staaten iia deutacheii 
Bunde. Freilich entwickeln sich solche Staatensysteme aus , 
der Auflösung eines Nationalreiches, aber die Einheit in der 
Vielheit isT ofenbar eine tfoheie. ' 

■ ''■ 2. Eine gemeinsame Stellung nach AusNften, eiile ge- 
meinsame Gefahr, ist ebenfalls im Stande, ein Staatemsystem 
zu gründen.' Von diefiie^Art ist derBundj den nlich Bolivar'« 
Absicht die ainerikaniscfaen Staaten stiften lallten. ' 

3v l)ie Religion bildet zunächst geordnete Staaten^ 
vereine, ^enn eine Lehre in vielen Staaten sich ausbreitet, 
so empfangen (fiese etwas Gemeinschaftliches. Dieselbep 
Begriffe von Gut und Böse, Recht und Unrecht erfüllen die 
Herzen und dienen zu öffentlichen Principien. Ist nun gär 
das Haupt der Kirche ein gemeinscliaftliches, so werden die 
Verhältnisse der gläubigen Staaten zu dem hocbpristerlichen 
Stuhle bald organisirt Mjltt'elst ^iner aligemeinen Kirche 
kann zunächst ein allgemeines Staatensystem in die Er- 
äcbeiiiung' treten. i' > 

^m,n #tii«^t eug'er i eil t« ' 

[' Der Eild^^ck eines Staatens^ätems^ilhrinss die Darstel- 
lung eiiie^. hiVt^ der Selbstständigkeit harnlonirend^fif^ Staäteti- 
geii^htes 'söin; denn erst mit dem Dasein bines solchen hBch- 
ibh 'Tribunals wird ^ das Recht unter Staaten auf Etden'iiicht- 
bar. Es höret auf, tlos als' eine Völkersitte, wiö die Rtiqü^it^ 
im gem^tnen Leben, für den Gewissenhaften da asii sein; 
oiid -g^^iöttef lau^h d^e Änerkehh'üngfdfer kühnen Cfeistei', 
die 'in d^ Üebersprihgen der GrenzcSb Sich' ^ufi/ziia^cAäiBh' 
j^flegen. Insofern jedoch das Staatenger^cht nur die Fräiiht 
de^ Stäl&tefiVereins Dild^t. gilt' auch von ibiti die Behauptung, 
däss eis iküt äh %Htk GescSbicbtliches, a[ls ein' Gewordetie^,' 
keines weges als ein Erzi^hgries Öder Gc^macliie^ zum Vor- 
schein körtim'in diirf. '' ' ' ' '' ' ' 

Die Geschichte zeiirt mehrere Formen, unter welchen 
es bis jetzt sich entwickelte, und furdei: «iob: entwiweln 



Staaten vergleidiiMi. 

1. Oie er^te f'orm fst dre <ler "ftbsoliiten-iJiiiversaf- 
Monarthi«. Ein Staat* 'gen'innt solche Üeberiiiacfht fibef die 
anderen,, dass er tu ihrem ScHinnvogt tind Sdiiedsriehter 
ridh anfwerfen darf. Wie die gr^si^ern Planeten' ihre Tra- 
banteffi tiaben und lenken, so Iritl der grosiie Staat dfe Mei- 
nen om sich gestalten und regieren. 'Es waren iinm^ kühne, 
gfossartige Eroberer, <He diese Idee 9ns Leben m' ffihfen 
Siichlfeti, und ihretwillen mit eisernen ftlssen idie Gereditig-^ 
kfiV^ deren Priester läe werden Wollten, hiedertraieii. In- 
dessen wfirde ailch ki der Hand eines friedlichefi^ Monarchen 
der Oedanike sein^ lleffthrfidhk^ 'licflidteh , denn wie sollte 
tAiMt der ^upreme "Staat die GeWalt 'öfter tiifssbraudh'en, seiii 
hesondereisi InteiHesse voransötzeh, ja-woM gar die NsilionaUtä- 
ten tieMdtgm und vernichtend * 

2. Die zweite Form ist die einer Staaten - j^oljarchje« 
Nach dieser hat jeder 'Staat in ^einer allgemeinen Gerichts- 
versammlung Sitz' und Stimme, und die Mehrheit entscheidet 
über die streitigen Angelegenneiteh. Solch e|n Gericht, muss 
äil^^61eicfaen bestellen, wie Heinrich iV. heabsichtigt haben 
soA *) , oder es wird tiäld das Urtheil des Starkeren die 
Schwachen unterjochen, 'fiine materielle fäei<;h1ieit der 
Mächte ist aber etwas Unausführbares, wo nicht Unmög^ 
liebes, und so wird ein solches Völkertribunal in der Wirk- 
lichkeit fast ohne Ausnahme zur — Staatenaristocratie, Hier 
verbinden sich die grossen Mächte, das Recht in den Welt- 
theilen zu realisiren. Den grossartigsten Versuch liefert der 
heilige Bund. Dass dabei die Grundsätze des Christenthums 
als die Richtschnur angenoromien wurden, erhöhte eben so 
sehr den prac^ischen Werth, als die moralische Bedeutung. 
Allein was bürgt fjir die Fortdauer der freundschaftlichen 
Gesinnung oder der guten Absicht, was hilft die Schrift, 
wenn di^ Auslegung verschieden ist? 



*) Das Document für Heinrichs IV. Idee ist ein Brief Sully's vom 
J. i603. jMan zweifelt ah der Aeehtheit dieses Briefes. Flassan, 
histoire de la dipiomatie fran^aise, 11, 39t. 



3. Di« itHimf an «Ue omsHtationdlit Monaccfaie et&oaenuh 
Form ist diejenrige, ^ die Europa das Mittelaher Undiirch in 
Anwendung, sab^ uod, eiiiport über aiMiei|i¥eiljge jMi9Bbrs|iiche, 
völlig zerschlagen hfiU Die Hierarchie h^t.föii denMiiem8c|i^ 
lieben^ Geisjt viel Verfuhrerischeil , . v(iß neyre Historii^er 
(Hqrter> lofioceoz lU.) und die St. Simonisten beweise^. Da 
qämiich aus einer allgemeinen . Kircfie i e^i) yollk9iinni^enß^ 
Staateiisystem.slch hefvorbiLden (lanq, ^iid.der Hohepriester, 
als, Ue wahrer des gottlicfi^n Wortes;, wohl m Stande, .ji^t, 
jenes Zutrauen zu erwerben^ welches, dei^i. ^taatenricl^tei: ;fn 
Tbeil werden mi^sste,, jene UnpartheilichMit ibu bewahrftp« 
dt^ weltlichen !V)achthaberD maiigelt, jene Autorität zu «xr 
halten , die richterlichen Ausspi;üchen laicht, fehlen darf» Aß 
scheint Vielen die Hierarchie ebenso ein Postulat. df^r ^pchs^ea 
menschlichen Entwic^LluQg $ein ^u.l^pnnen,^.wie Ficbtß ß&.voa 
der Theocratie behauptete. Sie sagen^ das Staa/teosjstem Wjurfh» 
durch sie ein AbbilJ(l des Planetensystems, in welchem die ein- 
:^elnen Sterne, selbstständig und von eigentbümlicher ^ege^ 
tation, um die allbelebende Sonne wandeln, die wieder juit 
«illen Planeten sich um einen höhern Mittelpunkt ,d<'ehe|^ 
iVatürlich (das braucht nicht erst erwähnt zu werden) iüt^hj^r 
nur von einem Ideale die Rede, und keineswegs dabei hf^% 
an das römische Pa^tthuin zu denken. . ,, j, _ 



Die iltaatükani»!;. 



089 moralUch Notbwendige bildet gewissertiuiBgeii nur <le^ 
Grundriss des Staates. Er muss nun erst in Stein und Hols 
aaf einem gegebnen Territorio ausgeführt werden. Dieses 
ist dar Geschäft der Staats kuhst. Dieselbe ist eine freie 
Kanst des menschlichen Geistes,, erstens^ weil dieselbe zwai* 
die absoluten und dem IVTenschengeiste gewissermassen ein- 
gegebuen Ideei^ als Leitsterne befolgt, aber wes^tliidl die 
Erfahrung, das Resultat der Vergleichung und d#r Reflexio»^ 
also Selbsterworbnes anwendet*);, zweitens, weil sie uicht 
Mos das Wissen der Erfahrungen, der «u beobachtende 
Regeln und Rücksichten voraussetzt, sondern auch einen ge- 
wissen Takt, ein gewisses Geschick, mit einem Wort ein 
geniales Können bedingt. Staatskänstler müssen so gut 
geboren werden wie die Bildner in Ton und F^rbe« Die 
Theorie der Staatskunst folgt der practischen Staatskunst 
aller Jabrhundeirte fast noch bescheidner nach als die Aesthe- 
tik den schönen Künsten aller Zeiten. Erst wenn der voll«» 
kommendste Staat durch die pr actische Staatskunst hergestelk 
ist, kann jene sich definiren, als die Lehre, „das Ideal de$ 
Staates zu verwirkli(dien^S ^'^ Pölitz **) unter anderu schrieb» 
Wüssten 4i^ gelehrten Leuten die den JMund so voU nehmen, 
in der That dasjenige, was sie zu Idireo vorgeben: so müsste 
man sie, wie sie sind, mit Heften und Büchern von dem 



*) Bei Wolf, der im StaaCsreeht slles Specielle, selbst dss Pttderhr 
der HsfMre, als Gegenstand d^r Naturrechts deducirt hu^f hsn 
die Staatskunst nichts Eignes zu thun, sie i«t da unfrei. 

**) Staatswissensehaften 1, 8S9. 

6 
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j^atheder auf den Ministerstuhl versetzen. Folgt aber die 
Theorie auch nur bescheiden den geschichtlichen Resultaten 
der practischen Staatskunst, so erhebt sie doch d^n gerechte- 
sten Anspruch auf die Achtung der Praxis, denn sie ist ja 
eben das System der politiflHÜien Erfahning der Menschheit, 
das der Praxis den Spiegel vorhält. 

Die Staatskunst hat einerseitSs die Staatsgewalt so zu 
organisiren, dass sie zur Erreichung der Staatszwecke in den 
gegebnen Verhältnissen am geeignetsten ist, andrerseits hat 
sie die bestorganisirte Gewalt so anzuwenden, dass die Zwecke 
des Staates auf das vollkpniinenste in den gegebnen Verhält- 
nissen erreicht werden. Die Staatskuni^t theilt sich daher in 
die Verfassufigs- und Regierungskniist; die Theorie 
hat sofain diese Abtheilung zu befolgen. 

Die Terfassungrskunst« 

Die Verfassungskunst hat zu ihrer Aufgabe, die Staats- 
gewalt in und an bestimmten Personen auf das pai^endste 
zu verkörpern und für ihre Functionen die zuträglichsten 
Organe' zu gestalten. Dieselbe hat keineswegs blos die Ge- 
setze der Mechanik anzuwenden, wie diejenigen behaupten, 
die den Staat als eine blosse Maschine ansehen; Viel- 
mehr ist die Verfassung als ein moralischer Organismus za 
betrachten, weswegen denn auch von den vorhandnen Ele- 
menten der Gesellsciiaft ausgegangen und daraus bis zum 
Staatshaupte hinauf und wieder hinab zur Gesellschaft Glied 
an Glied organisch gefugt werden rauss. Früher verfuhr die 
Theorie freilich anders; sie beschränkte sich darauf, ein 
Verfassungsideal im Allgemeinen zu ermitteln und überliess 
der Praxis die Sorge, die wirklichen Staaten nach diesem 
Muster zu formen. Die practischen Idealisten verfuhren dann 
mit den Staaten wie die Wilden Amerika's, welche die Köpfe 
ihrer kleinen Kinder zwischen zwei Brettern dem Monde 
ähnlich machen. Und doch hat der grösste Idealist des AI- 
terthumsy Plato, schon den Grundsatz aufgestellt, den Cicero 
für göttlich hielt, nämlich, dass man seinem Vateiiande so 
wenig als seinen Eltern Gewalt anthun solle. 



89 
, Oberste Oruiid«iatze. 

Die Grundsätze aller Verfassungskunst lassen sich auf 
folgende drei zurückfuhren. 

CS r « t e r €( r u ii d a t K. 

Die Verfassung des Staates bat ihre Wurzeln in den 
Volksverbältnissen zu suchen. Daher muss auch die Organi- 
sation der höchsten GeM^alt an die Stände und Corporatio* 
Den oder Gemeinden sich anknüpfen und keineswegs glau* 
ben^ ohne rechte Constituirung dieser sich selbst gehörig 
ausbilden zu können. Die Staatsgewalt ist nur als die 
Krone der socialen Entwicklung anzusehen und nie darf 
irgendwo eine Kluft zwischen Volk und Regierung durch 
mangelndes Eingreifen der beiderseitigen Lebensorgane hel"- 
beigefiihrt werden. So wie also die höchste ' Gewalt sich 
von den Volkswurzeln emporschwingen soll als Gewächs- 
krone, so soll -auch das Geäste ■ — das Behörden w^sen t~ 
sich wieder schützend^ kühlend, nicht aber Licht und Luft 
raubend, zu den Wurzeln niederneigeh. Hiegegen Verstössen 
die meistert geschHebenen Verfassungen unserer Tage, die 
darum meist Papier und zwar sehr theures bleiben.. Privat- 
gebäude errichtet man durchaus von unten nach oben, man 
legt erst den festen Grund, fuhrt dann die Mauern auf und 
erhebet dann den Giebel. Die Staatsgebände liebt man häufig 
umgekehrt aufzuführen. Im Anfang giebt man nämlich eine 
Charte, darin eine Repräsentation des Volkes und sogar ein 
Wahlsystem. Erst dann denkt man an eine Provinzialver- 
fassung und ganz zuletzt an eine Commtinalordnung. Frei- 
lich ist es so kein Wunder, dass eine solche Verfassung 
überall hinket und zuletzt fällt! 

Zweiter C^run^satx» 

Die Staatsgewalt muss in ^iner bestimmten Persönlich- 
keit ihre Spitze erlangen,, ihre Einheit. Das Prindp der 
Herrschaft ist das Vertrauen. Wo kein Vertrauen , da i^t 
keine . andre Herrschaft als die des physischen Zwanges denk» 
bar. Es kann daher eine solide Herrschaft nur begründet 
werden bei einem Volke, das noch Vertrauen zu bestimniten 
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Menschen hat De9litl it Tracy fik^« «mgekehrt das 
Misstrauen als Prineip aller Verfassung, und meinte, das sei 
die beste Verfassung, wo auch der Schlimmste nicht schaden 
kann.*") Das ist ein sehr falscher Grundsatz^ da das Ver- 
trauen durch keinerlei Meebanismus sich ersetzen lässt und die 
Clausein des JMisstrauens jede Wirksamkeit der Stfiatsgewalt 
b^mmea. Nur ist kein kindliches Vertrauen erforderlich; e$ 
soll vielmehr auf die Möglichkeit des Missbrauches gesehen 
und daher fUr iie Ausübung der Staatsgewalt eine vernünf-* 
jtige Begrenzung getroffen werden. , Volker in rohen Zustän* 
den sehen nur auf Herrscher, die ihnen gefallen, und geben 
ihnen unbedingte Gewalt; weise Völker fordern auch Herr* 
scher, die autoritätsiahig sind, aber sie denken nebenbei an 
Grundgesetze, selbst in Monarchien. . 

Dritter €(ruiiid«at 2* 

Der Herrscher übt die Staatsgewalt durch seine Ofgaae 
aus, die Behörden. Daher müssen die Fäden derselben in der 
Band des Regenten sich sammeln , damit der Regent nicht 
blos Heriißcher, sondern auch Regent seir Das in dem 
Kampfe gegen Karl X^ gebildete Sprichwort: Ve E(^ r^gne 
et il ne gauvernepoi wird nicht nur leicht unthunlich, sondern 
auch leicht gefthrlich. Die Leitung aller Handlungen der 
Behörden (Verwaltung) ist ja die Regierung im engern Sinne« 
t)ie Behörden der Regierqng müssen bis in die Fundamente 
de^ Gesellschaft reichen, aber dafür müssen auch die Organe 
dieser wieder bis an die Behörden langen, d. h. die Gejuein«* 
den find Stände sollen auch ihre Interessen den Behörden gegen* 
über (anf Kreistagen u, s. w«) wahrnehmen können. Die Staats« 
Verfassung (Staatsform) wird oft nun: von ' der Herrschafta« 
Einrichtung (Herrschaftsfprm) abgeleitet, aber andre Einrieh- 
tungen sind häufig eben so. bedeutend. Die Staatsform wird 
nämlich bestimmt zunächst von den Volksformea, dann von 
den Herrsehaftsformaa^ weiter yon den Regierungaformen, 
endlich von den Behördenformen. Aus diesen TbeiKonnen 
erwachsen die Tetal» oder Staatsformeii. 

*) CMumciit. J^i, 2. 
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Die V0l]£«foTmeii. 

Das Volk ist in der Regel älter aU die Regierung , da* 
her haben denn anch die organiftcben Yerhfthnisse desselben 
stets elnffn entscheidenden Einfiuss auf jede Organlsimng 
der Öffefitliehen Gewalt ausgeübt. Wenn aber die einmal 
gegebnen. Zustände 2u Grunde gelegt werden, wie sie auch 
entartet sein ni5gen, so wird nur eine schlechte Einwirkung 
erfolgen ; man darf daher nur den gegebnen Volksorganismus in 
seiner Reinheit, in seiner geistigen Wesentlichkeit erfassen« 
Demnach soll denn von Ständen und Communitäten mit sich- 
tendem Aug^ gehandelt werden. 

Stäftdit'sind die Grappirungen, iti> welche üe ftevölke^ 
rang eines Lande« lerfällt, wenn sie die ersten Anklänge 
der Cultitr berfihren« Fände man 'das Gletchniss nicht m 
bisarr, so dOrften wir diese Gruppirungen den KlMigfi|[i]ten 
vergleichen i die nuf einer mil Sand bestreuten Glasflädie 
eitstehen, sobald man ihr Töne enlieckt. Der Anfang iai 
fiist immer der, dass ein Thml den Beden besitzt und ein 
Theil dient fär Lehn. Die Gfilergemeinsohaft iaC nimUdi 
stltene Ausnahme» Wenn Einige Capital geaamtnelt haben, 
10 legen sie es auf Gestaltung deih Stoffe far eigne Rechnung 
oder auf. Umsatz der Waaren* So^ iLoeimen Gewerhs« und* 
Handelsleate hinnoy die sich neue Lohnarbeiter dingen. Oaa 
gesättigte phynsciie Bedürfniss.lässt das geistige erwacheh 
ttBd nach Befriedigung strebend Es entstehen daher nach 
■ad nach Individuen , die durch das Angebot geistiger Gölet 
(oder persönlicher Hülfeleisiüligen) Bkt physische ihren Unter- 
halt finden» nämlich Künstler ^ Lehrer, Aenrte, Keohtsbei'- 
Uaad^ u* 8. w. Diese verschiednen Volk^klassen entwidceln 
lieb iamieff und überall «id müssen daher als die natüriiohen 
Stände angesehen werden« ^ 

Die natürlichen Stände verwendeln sieh im VerlactfB der 
Zeit in historische^ wenpi sie nämlich vnterschekleade Attri« 
bste sieh beUegen dürfen« Wie die den Acker bearbeiten» 
den Einwohner kleinre Grundstücke erwerben, wenn auch 
nor von den grossen Grundbesitzern gegen gewisse Vitpflich- 
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tungen, so treten sie aus, dem Verhältniss blosser Diensdeute 
und es entwickelt sich ein Bauernstand. Das Zusammen- 
wohnen der Gewerbs- und Handelsleute mit ihren Arbeitern 
an Plätzen, wo der Grundbesitzer nicht seine Gewalt 'übt, 
ruft den Bürgerstand ins Leben, an Welchen ^ich, gewisser- 
massen als höhrer, die Künstler und die Gelehrten aller Art 
anschliessen, falls nicht durch den Besitz von grossen Kir- 
chen- und Universitätsgütern sich ein besondrer, abgegrenzter 
Priester- und Gelehrtenstand entwickelt. Die Grundbesitzer 
erheben sich meiistens zum Adel. Der Leser fragt: Was 
ii^t der Adell Diese Frage ist seit uralter Zeit aufgeworfen 
und verschieden beantwortet worden« Der alte Aristoteles*) 
schon bezeichnet den Adel als „fortgepflanzten moralischen 
und physichen Reichthum'^; und obgleich ein VRderspruch 
in diesen Merkmalen obzuwalten scheint, sind sie doch ohne 
Zweifel ganz richtig. Vermögen und innre Würde sind nicht 
von Haus aus disparate Begriffe. Ohne Vermögen kann der* 
Mensdi seine Fähigkeiten schwer entwickeln, die Umgebung 
nicht leicht kennen lernen, den öffentlichen Geschäften wenig 
obliegen, kurz seine Seele nicht losreisen von der 'indivi- 
duellen Sorge und sie noch weniger auf das Allgemeine 
richten. Die politische Tugend im Grossen stützt sich also 
in der Regel auf physische Mittel« Pflanzt sich nun das 
Vermögen in einer Familie fort, so muss sich auch der gei- 
stige Vorzug vererben; besonders in rohem Zuständen, wo 
die Cultur noch ^ keine allgemeine ist, sondern sich nur von 
Familie zu Familie durch väterliche Lehre, Beispiel der VoN 
fahren und Tradition überträgt. Selbst die Körper beginnen 
bald sich zu unterscheiden. W&hrend die groben Arbeiten 
dem Armen eine kümmerliche oder gemeine Gestalt auf- 
drücken, wird der Vermögende eine feinere, schönere Aussen- 
seite gewinnen. So schön der Adel in Polen, so hässlich 
der gedrückte Bauer! Auf diese Weise treten die vermögen- 
den Familien in der Urzeit jedes Volkes bald als ausge- 
zeichnetere Geschlechter hervor und werden als eine höhre 
Race (des Tempeldienstes oft allein befähigt!) von den 

*) Pol. VI, T. 



gadcBckten^ Klassen amgesehen. Dies ist der Grund des 
Adels, und er wkläri, warum fast kein orthömliebes Vcflk 
ohne Adel gewesen» Wo es, keinen, giebt , da ist die 
Bildung nicht Ton unten begonnen worden, wie x. B. in 
Nordamerika.. Hat aber ein Adel sieh so ausgebildet, dann 
wird er leiebt su einem hiistmrisehen Stfinde, dessen Prädicate 
die Gewalthaber weiter vertheileln. (I>er Bri^fiadel, wie der 
Dienstadel sind Institutionen, die dem urthümlicKen Adel nur 
angefügt werden; Geldadel ist eine blosse Metapher.) 
' Die Stände, (Adel, Burgerstand, Bauerstand u. sv w.) 
sind insoferne gedeihliche Organismen, ak sie das Volk in 
^gemessene Kreise weisen, in welchen jeder unter und bei 
seines , Gleichen sich behaglich föhlt, und zugleich jedem 
Kreise eine eigenthümliche Geltung imd Wirksamkeit ver- 
leiben, . wodurch > eine gewisse Beharrlichkeit der Zustände 
und Zufriedenheit mit dem Bemessenen sich verbreitet. Sol- 
len aber die historischen Stände den Yortheil eines solchen 
geregelten Volksdaseins gewähren: so müssen sie nicht auf- 
hören, als natürliche Stände zu < erscheinen. So wie die 
Stände im Verlaufe der Zeit Attribute bekommen, die sie als 
Nafurorganismen aufheben, so werden sie den gr5fi»ten Reit. 
zur Unzufriedenheit und Veränderungssucht erzeugen und zur 
Auflosung treiben. ^ Schon die alten Politiker wollten durch 
voUige Verknöcherung der Naturstände , durch das Kasten- 
wesen, ein stabiles Volksleben begründen und haben meist 
das Gegentheil bewirkt. • Die Kämpfe in Athen, von welchen 
die Sage spricht , . waren gegen das kastenartige Wesen ge- 
richtet. Die Desorganisation des französischen Volkes wurde 
im vorigen Jahrhundert nur durch das Unnatüriiche der 
historischen Standesverhältnisse veranlasst. Namentlidi darf 
der Adel ja nicht durch Privilegien,. Diplome und gesetzliche 
Veranstaltungen vvon^ der Naturbasis gerückt werden, auf wd* 
eher er ruht, nämlich von. der reinen Ueberlieferung. Er 
ist ein Product der Volksansicht in ursprunglichen Verhält- 
nissen. Wie die Meinung des Volkes, sich aufklärt, so ist 
der' Adel schon historischfertig und wird nur dann angefoch- 
ten, Wenn en die inzwischen an Vermögen und Bildung gleich- 
gewordnen Bürger erdrückt: Er hat nicht tläs^ Beste der 



amietn Klassen zum Endü^eek) ab«r, indiffiftrent dastehend) 
befördert et es doch lange mehr, als man später glanbt. Er wid- 
Buet sicK nämlich dem Oeffentlichen, wo die andern Klassen 
hiesu weder klug, noch rei<^ g^n^g sind, verhindert den 
Despotismus der einzelnen Gewalthaber, spornt den Wett- 
eifer d«r Gebildeten oder VermSgenden des Bttrgerstandes 
und bereitet eben durdi allea dieses abstcbtsles ein hdheres, 
freieres Volksleben vor» Die Urvölker ohne Adel hatten 
nie freie Yerfassnngenr 

Bfe€(emetsidieiu 

Duroh die Stände bildet sich eine gewisse Ui|ters<Aei- 
4atig und TheiluBg des Volkes: das- Znsammenwohnen auf 
einem bestimmten Territorium führt jed^h wieder eine ört- 
liche Berührung uttd Verbindung hervor, welche die Gemein- 
den ins Dasein ruft. Die Gemeinden sind eine notbwen- 
dige Ergä^lsung der Stände. W« »idit alle Stände sich in 
Gemeinden concentriren, da müssen die Stände au Kasten 
werdeiu Dagegen können Gemeinden wohl bestehen, wenn 
auch die ursprung^ehen ständischen Unterschiede vertilgt 
worden sind, oder wenn gar keine sich äusserlidi festgestellt 
hatten I wie snm Beispiele in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika» 

Die Gemeinden sind die Gmudmauerii jedes Staatsgebäu« 
des» denn sie enthalten die festen, unwandelbaren Elemente 
des Volkslebens! Die Gemeinden sind Familien im Grossen« 
Wie.euuselne Personen sich mt einer Familie bilden, so biL> 
den sich ^ Fmiilien zu emer Gemeinde« Die Gemeindeil 
haben dah^r znrAu%äbe, das gemeinschaftliche geistige und 
materielle Interesse aller Mi^lieder durch gemeinsiniiige 
Werkthäligkeit, durdi liebende Aufopferung zu fordern* Die 
Gemeinde bat eine Zoohtgewalt, eher keine Justi^gewalt, sie 
bcrätb das Beste, aber sie erlässt keine Gesetze« Wenn mm 
Gameinde Waffengewalt, Legislatur, Justiz, freies Bes^eue- 
rungsrecht besitzt, so ist sie keine Gemeinde, so ist sie ein 
Staat. Hat aberningekehrt, die Geineinde keine Befognias, 
gemeinSasies Wohl au berathen nnd es durch Zimammenthnn 
und Zusammenwirken wa fordern, so ist sie auch keine 
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Gemeinde, sondern nur eine Ortschaft, rin Hftuserlianfe von 
gewisseni Umfange. 

FSr die Berathang nnd Besorgung des gemeinschaftlichen 
Interesse organisirt sich die Gemeinde auf zwedunässige 
Weise. Die Gesammtheit der Mitglieder mnss ein verwal- 
tendes Organ haben; dies ist der Magistrat, der die B^ 
Schlüsse der Gemeinde vollxieht. Zur Fassung der Gemeinde« 
Beschlüsse irasB <Ke Gemeinde sieb in einen ftlhigen Aus- 
schuss, in eine Gemeindeversammlung gestalten. Hiebei 
werden gewisse ClassilScationen der Einwohner eintreten 
müssen. Die Besitzer der Grundstücke werden vor dei| 
blossen Inliegem als näher interessirie sich herausstellen. 
Es werden vielleicht selbst die Ständeverhältnisse sich gel- 
tend machen. Auf dem flachen Lande wird in die Gemein- 
den der grosse Grondbesitxer immer berücksichtigt und heran- 
gesogen werden müssen. Die kleinen Ortschaften machen 
nicht einzeln, aber gauweise ein vpllendetes Ganze. Die 
Vorstände werden immer gern in reichen und nnentgeltlicli 
dienenden Grundherrn gesucht werden. Die Betrdber der« 
selben Gewerbe werden sich in Städten, fast immer zu morali- 
schen Einheiten erheben, die als besondre Corporationen oder 
Innungen sich äusserlich entfalten. Moralische Personen zu 
eonstituiren ist höchst vortheilhaft , weil man einer Masse 
physischer Personen, die keine Yirilstimme haben kdnnen» 
wenigstens einige Haltuag verschaffen kann. Wo nur Ver-. 
mögende zählen, ist die ungeheure Mehrheit eine blosse 
S,amme von reinen Nullen. 

Die Gemeinden müssen um so mehr in die Staatsver- 
fassung verwoben werden, da ihr' freies Leben die Staatsge- 
walt vor der Eifersucht einzelner ihr untergeordneter Kreise 
bewahrt. Es ist merkwürdig, dass gerade un^ sogenannten 
liberaleii Regierungen, z. B. in Frankreich, der Gemeinde- 
organismus am meisten beeinträchtiget, unter einigen abso* 
luten Regierungen aber auf das entschiedenste freigelassen 
wurde, z. B. in einzelnen Städten des türkischen Reiches. 
So viel bat die Geschichte überall gelehrt, dass das freire 
Commnnalleben der Staatsgewalt eine frische znfriedenreg- 

lYolkskraft zur Unterlage verlieb, das zerstörte Gemeinde- 



1 



90 

leben aber eine gewisse Unlust , und Un kraft der Beydlke- 
rang mehr oder weniger zum Vorschein kommen Hess. 
Manche meinen, dass die Commtinalfreiheit nur in Republi- 
kep am Platze sei; Preuss^n, dessen Minister Stein (wegen 
der Communal-Ordnung vpm Jahr 1808) Dahlmwn *) den wah* . 
ren Städteerbauer genannt hat, mag das Gegentheil lehren. 

Die Herrfiichaftidforiiieii» 

Wie die öffentliche Gewalt am besten bekleidet wer- 
den könne, steht selten in Frage, denn die Herrschaft ist 
meist ein vollendetes Factum; steht es aber in Frage, so 
ist nur mit Rücksicht auf den Geist und d^e Organisation 
des Volkes gehörig zu entscheiden. Die Alten Sagten kurz- 
hin: die Besten sollen herrschen (Aristocifatie) ; Alexander 
antwortete in diesem Sinne auf die Frage: wem er sein 
Reich hinterlasse, einfach und gross: „Dem Würdigsten/^ 
Aber nicht aus moralischem Element allein erwächst die 
öffentliche Gewalt, sondern sie hat auch einen physischen 
Bestandtheil. Die Tendenz zum allgemeinen Besten ent- 
scheidet über die rechtliche Würdigkeit der Herrschaft und 
begründet die moralische Noth wendigkeit des Gehorsams: 
aber die Fähigkeit, die zur Realisiruifg des Gemeinbesten 
nöthige Autorität zu erwerben und zu behaupten, entscheidet 
über die physische Möglichkeit der Herrschaft und die poli- 
tische Würdigkeit. Den rechten Willen haben Viele, die 
rechten Mittel Wenige, daher beruht die Herrschertanglich- 
keit, den rechtlichen Willen vorausgesetzt, auf den Merk- 
malen, die Autorität bei dem Volke verleihen. Diese Merk- 
male sind theils persönliche z. B. Tapferkeit bei Kriegsvöl- 
kern, theils dingliche z. B. Grundbesitz bei den Engländern. 
Ja diese Merkmale der Herrschertauglichkeit sind nicht ein- 
mal stehend, sondern sie wechseln mit dem Geiste des Vol- 
kes, bis erbliche Succession sie gewissermassen fixirt. ^*) 



♦) Politik 1, 217. 

**) Diese meine Ansicht bat Mehring in seinem schätzbaren Buche: 
Der Formalismus in der Staatslehre, Stuttg;art IdSS» angefoch- 
ten. Er meint, dass nur der Wille des Gemeinbesten die Herr- 
schertaugUchkeit bezeichne; jede Herrschaft, die auf Vermd* 
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Deswegen ist denn gewiss überall die Frage: wer soll 
herrschen, Einer oder Mehrere oder möglichst Viele, erblich 
oder auf Zeit, nicht rein im Allgemeinen zu entscheiden. 
Die Formen der Herrschaft werden ursprünglich durch den 
G«iiit und die Einrichtung des Volkes bestimmt. 

CSin- und Tiel- (Adels-, Tollu- und Cknuisclite)- 
Uerrmehatt. 

Ob Einer oder Mehrere, aus dem Adel oder dem Volke 
oder gemischt, die Staatsgewalt bekleiden sollen, wird ur- 
sprünglich, ehe nämlich eine politische Erfahrung gemacht 
worden ist, durch die Natur und Beschaffenheit der Volksver- 
hältnisse zu Tage gelegt. Alles hängt davon ab, sagt schon 
Aristoteles *) , ob eine Familie vor den übrigen sich aus- 
zeichnete und den Glanzpunkt des Volkslebens bildete oder 
nicht? Ob mehrere Familien imponiren und die Geschichte 
des Volkes construiren oder nicht? Wo ein Haus, ein In- 
dividuum alle andern überstrahlt, da ist ^ie Einherrschaft na- 
türlich, denn es kann ja den andern nicht gelingen, sich 
Autorität zu erwerben. Wo mehrere Familien einzeln, oder 
zusammen (als Kaste), sich in das Ansehen theilen, da tritt die 
Aristocratie ins Leben; es ist dieses in ackerbauenden Ländern 
häufiger der Fall als in handeltreibenden , weil in diesen sich 
in einem bestimmten Handelsplatze ein herrschendes Commu- 
nalwesen bildet. Soll in Handelstädten Aristocratie bleiben, 
müssen die künstlichsten Mittel angewandt werden wie in 
Venedig, v. Haller geht zu writ, wenn er die Democratien 
immer nur als herrschende Stadtgemeinden ansieht; aber in 
der Regel sind die demokratischen Verfassungen aus städti- 
schen Verfassungen hervorgegangen. Ein Gleiches lässt sich 
von gemischten Herrschaften behaupten. Wo Adel und ge- 
meine Stände gemeinschaftlich die Herrschaft besitzen, ist 
in der Regel anzunehmen, dass der Staat von einer $tadt 



gen u. 8. w. beruht, eine despotische, r^^informelle sei. Gewiss ist 
es bezeichnend, dass der würdige Verfasser desshalb, weil er 
in der Staatsgewalt nur das eine Moment, das Moralische aner- 
kannte und nicht das andre, das Physische, die stanze politische 
Geschichte als Entwicklung reiner Despotie ansehen muss ! 
•) Pol. 111. c. 6-12 (Garve's üebers. 282—285). 
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daher die Despotie (Gewalt su eignem, nicht zu öffent- 
lichem Besten) erleichtert. Doch wird dieser Mangel aufge- 
hoben durch die grosse Stabilität der öffentlichen Ordnung, 
durch , die Abwesenheit der Parteienkämpfe bei aller Wahl7 
herrschaft, und durch die Verschmelzong der öffentlichen 
und Privatinteressen, diev den^ £rbherrscher nicht so auf pe- 
cuniäre Privatvortheile für seine Familie sinnen lässt wie 
den blos zeitigen Herrscher. Im Allgemeinen ist aber die 
erbliche Vielherrschaft nicht im Stande, diese Vorzüge «o 
zu gewähren wie die erbliche Einherrschaft. Die Erbaristo- 
cratie muss in sogenannte Oligarchie entarten. Die vor- 
nehmen Familien werden nur zu oft verfahrt, ihr Interesse 
dem allgemeinen unterzuschieben, da ihrer mehrere sind und 
ungleicher Macht. Weil sie nicht, gleich dem Monarchen, 
über Neid erhaben stehen, so argwohnen sie in jedem auf- 
strebenden Bürger ihren Gegner und treten mit trotziger Fe- 
stigkeit allen und jeden Neuerungen entgegen. Aus dem 
verzeichlichen Trie1>e der Selbsterhaltung bekämpfen sie oft 
selbst das Gute, weil es ein neues ist, und versteinern so 
mit dem Vledusenschilde ihrer ererbten Vorrechte die gesell- 
schaftliche Entwicklung. Die Wahlaristocratie wird durch 
die Nothwendigkeit der Wahl mehr auf populäre Haltung 
gewiesen. Daher artet sie nicht so aus und daher ist auch 
die gemischte Herrschaft meist für die Erhaltung der Aristo- 
eratie selbst ^nstig. Immerhin gehört aber sehr grosse 
Umsicht dazu, eine Aristocratie vor dem aufstrebenden Volke 
zu sichern, denn Adel und Volk bezeichnen zwei Hälfte^, 
wovon die eine (^del) durch die fortschreitende Entwickluhg 
des Ganzen immer kleiner, immer schwächer, die andre (das 
Volk) immer grösser, reicher; gebildeter wird. So wie bis 
zu einer gewissen Stufe die Aristocratie sich von selbst er- 
hält, so kann sie später nur durch sehr kunstliche und den 
Adel fast aufhebende Mittel sich erhalten. Da das Vermö- 
gen das Hauptfundament des Ad^ls bildet, so muss Adel und 
Majorat zuletzt identisch werden. Damit aber ist ausge- 
sprochen, dass man die Jüngern Söhne und die Töcfhter hiebt, 
adlich bleiben lassen darf, wenn nicht Sinecuren zu ihrer 
Versorgung nöthig werden sollen. Die Aemter müssen zu- 
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letst mit den Nichtadligen getheilt werden ; da aber der ple- 
bejische , Staatsmann mühsamer, dnrch grdssre Auszeichnung 
allein sich aufschwingt, so wird sich leicht ein Vorortheil 
zu Gunsten der Plebejer bilden, wobei der Adel verlieren 
muss. Um aber doch den Adel als das Edelste erscheinen 
zu lassen, wird man am Ende an grosse Plebejer den Adel 
verleihen und dadurch den A^el aus einer Geburtssache zu 
einer politischen Sache umwandeln müssen. Ein Fehler von 
Seite der Aristöcratie — und dieselbe wird von dem immer 
br^ter fliessenden Strome des Volkes verschlungen! Die 
Schweizer Verfassungen können Beispiele liefern so gut wie 
das alte Athen. — Eine ganz andere Zukunft hat die Ein- 
herrschaft« Nur zu bald wird jedes Volk die Gefahren der 
Wahlmonarchie inue und dringt auf die Erblichkeit. Die 
Erbmonarchie giebt schph allein Krafteinheit nach Innen und 
Aussen und eine rüstige, ungehemmte, von einzelnen Mäch- 
tigen unangegriffne Verwaltung! Daher wird denn auch zu- 
letzt Idee und Gesetz, was anfänglich 1>losses Factum gewer 
seU) nämlich die Erblichkeit der Krone. Inzwischen greift 
nicht gleich die beste Erblichkeit überall Platz. Die Erb- 
folge bestimmt ein Seniorat, Majorat oder eine Primogenitur* 
Das Seniorat entspricht dem rohern Zustande, wo das Alter 
mit Weisheit zusammenfällt. Das Majorat stützt sich auf den 
Glauben an die physisch^ Fortpflanzung der geistigen Tüch- 
tigkeit. Die Primogenitur ist Resultat der Erfahrung, da 
sie die vielen Thronerledigungen aufhebt und zugleich die 
ThiTonstreitigkeiten vermindert^ Die Ausschliessung des weib- 
lichen Geschlechts ist historisch -natürlich; die Zulassung 
wieder nur Resultat der politii^chen Erfahrung« Das Gleiche 
gilt von den VormtMidschaften und Regentschaften für die 
luindeijährigen Thronfblger. *} Die erblich^ Succession in 
ihr«r heutigen Ausbildung ist fast gar nichts Traditionelles, son- 
dern durchaus ein Erzeugniss der geschichtlichen Abstraction. 
Man entfernt sich sogar nicht selten von d^n natürliehen 
Erfordernissen , die in alter Z^it alles überwogen.. Die Ur- 
sache ist offenbar darin zu suchen, dass die früheren 6e- 



*} Reit^meier» Grundsätze der Reg^ntachaft. Beriin, 1789. 



sdilechter daditen: es komme auf die Hemoher alles an» 
die modernen Vollcer aber meinen: wei^ herrsche, sei fast 
gleichgültig, wenn nur gut regiert werde. In früheren Zei- 
ten waren die Herrscbaftsformen die wichtigsten Gegenstände 
des politischen Nachdenkens; heut xu Tage «ind es: 

Die Regrierangr^formeii. 

Die Regierung verhält sich lur Herniohaft, wie der Ge- 
brauch sum Besitse. Die Ausübung der Staatsgewalt durch 
den Herrscher ist entweder durch keinerlei äussre Veranstal- 
tungen innerhalb des öflfentlichen Besten gehalten, oder es 
wurde die Gewalt dem InnehalM^r nicht absolut anvertraut, 
sondern dieselbe entweder cur Ausübung unter verschiedne 
Innehaber vertheilt oder aber ihre Ausübung in einzelnen 
Punkten an die Mitwirkung bestimmter Organe gebunden. 
So entstehen drei Formen, %u regieren, welche man die ab- 
solute, die getheilte und die beschränkte Regierungs- 
weise nennen kann* Die absolute Regierung ist mit allen 
Herrschaftsformen vereinbar, denn es kann wie ein ein- 
zelner Herrscher, so eine herrschende Corporation voUa 
Gewalt äusserlich unbeschränkt haben; doch tritt sie bei 
einzelnen Gewalthabern häufiger ein. Die getheilte Regie- 
rung setzt stets eine Polyarchie voraus, denn theilen lässt 
sich die Gewalt nur, wenn Mehrere sie zusammen besitzen. 
Die beschränkte Regierung kann ebenso gut bei einer Viel- 
herrschaft, als bei .einer Einherrschaft stattfinden. Fürsten^ 
die in einigen Dingen an Stände gebunden sind, unterschei- 
den sich in Nichts von regierenden Adelssenaten, die zu ge- 
wissen Dingen die Volksversammlung zu berufen babeii. 
Merkwürdig ist, wie der wichtige Unterschied iSwiscIlen ge- 
theilter und bes<^hränkter> Regierung, auf welchen ich einiges 
Gewicht lege, in der Praxis viel klarer erkanat wurde als 
in der Theorie. Die römische Verfassung nach Vertreibung 
deß Königs war eine beschränkte Regierung des Adels. Die 
Regierungen des Mittelalters waren gleichfalls meist be- 
schränkte. Durch die englische Revolution Wurde der Unter- 
schied zwischen beschränkter und getheilter Regierung zwar 
zu grossem Nachtheil für ganz Europa zweifblhaft, aber auf < 



dem ^Wiener CoDgresse wurde doch der Unt^erschied sd^e 
in den Verhandlungen Über die Errichtung deutscher Stände 
wieder klar hervorgehoben und in der Schlussacte der Wie- 
ner Ministerialconferenzen- vom J* 1S20 in einem besondem 
Artikel deutlich ausgesprochen,'*') Die mangelnde Einsicht 
in diesen Unterschied hat die Theorie der constitutionellen 
Monarchie in grobe Irrthümer yerfallen lassen. 

Ute absolute H^glewmmgm 

Da ursprünglich die Herrschaft auf ganz besondre, Auto- 
rität gebende Eigenschaften sich gründet, so ist auch ur- 
sprunglich die Regierung, sie mag nun eine monarchische, 
oder poljarchische sein, absolut. Was man Vorsorgliches in 
alter Zeit oft findet, ist die kurze Dauer jeder Gewaltübung. 
Doch mag diese kurze Frist den Bekleidern der öffentlichen 
Gewalt nicht blos aus Misstrauen gesetzt sein. Zur Beschrän- 
kung der Ausübung führt immer erst bittre Erfahrung des 
Gewaltmissbrauches. Wären die Regenten Götter, so würde 
die absolute Regierung, so gewiss sie die ursprüngliche Form 
ist, eben so gewiss die einzige Form bleiben. Weil aber 
die Regenten Menschen sind, und zu ihren Organen eben- 
falls nur Menschen nehmen können, so ist die absolute Re- 
gierung eine völlig zweideutige Form. Vortrefflich, wenn 
sie nicht entartet; unerträglich, wenn sie verdorben ist, denn 
in dem Giftthaue, wodurch eine Nation von oben herab ent- 
kräftet wird, verwelken alle Blüthen des gesellschaftlichen 
Lebens, und wird das lachende Gel^iet des Staates gar bald 
in eine freudenlose Steppe verwandelt. Die Entartung der 
absoluten Regierungsweise besteht darin ^ dass sie, welche 
nur die unbeschränkte Ausübung sittlicher Befugnisse (der 
Staatsgewalt) ist, ziir Ausübung unbeschränkter Befugnisse 
sich gestaltet und eine Art irdischer Omnipotenz erwachsen 



*) Artikel 57. JOa der deutsche Bund mit Ausnahme der freien 
Städte nur aus souveränen Fürsten besteht, St» muss, dem hie- 
durch gegebnen Grundbegriff zu I'^ölge, die gesammte Staatsge- 
walt In dem Oberhaupt des Staates Tereinigt bleiben und der 
Souverän nur in der Ausübung bestimmter Kecbte an die Mit- 
wirkung der Stände gebunden werden* 
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läsät^, bei welcher in jedem Falle inancheriei Willkühr ui^ 
Missbf auch, za befSrchten steht»*) Einett deutliehen BeWeit 
gab der Dictator Franefa in l^aguay. Daher entättand eine 
Abneigaog gegen dieiieForm derBegiemhg, welche* dieselbe - 
schon in alten Zeiten hie und da in den Anschein einer an 
sich verdorbnen gebracht hat. 

Die Herrschaftsformen haben auf die längere Wohhhä- 
tigkeit oder auf die frühere Verschlechterung der absoluten 
Regierung einen merkwttr^en Einflass. D» Erbaristocratie 
beschleuniget am meisten die Ausartung;^ derselben^ weil im- 
mer die erbliche Vielherrschaft zur Absondemng vom allge- 
meineo Interesse, und zum Ankämpfen gegen den Strom der 
verändernden Zeit angetrieben wird. Die Erbmonarchie häU 
dagegen die absolute Regierung lange gut und frisch , weU 
der £rbmonarch nicht durch die Natur der Sache zur Oppo^ 
sition gegen die Interessen der Mehrzfihl genöthiget ist^ fer- 
ner, weil der Tod den .entarteten Monarchen einmal hinweg- 
rafit und Aussicht auf eine bessere Regierung öfi^et, endlich, 
weil die Energie der Regierung auch von Missbräuchen sich 
eher losaureissen v)ermag* Wahlherrscbaften bewahren die 
Güte d^r absoluten Regierung darum am längsten, weil die 
Wahl selbst gegen ganz ilnwiirdige oder unfähige Regenten 
schützet« Zugleich zerstöret sie das Grundübel der absolu- 
ten Regierungsyireise, den heranschleichenden Wahn, als sei 
das Volk eine Art Eigentfaum des Machthabers. In der De- 
mocratie artet die absolute Regierung höchst selten aus, 
wenn nicht die Wahl des regierenden CoUeginms an sich 
. eine fehlerhafte ist. Daher macht schön Piaton die Bemer- 
kung, dpss die DemocVatia an sich am wenigsten genüget, 
aber dafür am weni^ten sich verschlechtert. Selbst in der 
Wahlmonarchie dürfte die absolute Regierung sich länger 
TOrtlieilhaft bewähren. Ein absoluter Wahlmonarch ist we- 
nigstens am ehesten im Stande, daa böse Gefolge einer Für- 
stenwahl zu bannen. Polen ging unter beschränkten 



*) Absolute Regierung (regimen abaolutuiii> und absolute Gewalt 
(»otestas abBolutä) sind zwei ganz rerscMedii« Dinge, werden 
aber zuteilen im £rfolge einerlei. Darauf zielr das moderne 
Wort: Absolutismas. 



WablfüjrateA an GruwdQ^ und es erwuchs anter ab8olut0nj 
die auf eine sehr kindliuhe Weise^ mitunter wegen komischer 
Verdienste (der Sage na«b), enrwälilet wurden.,. 

Wie auch die Herischaftsfarmtn die absolute Hegiet 
rongswdse hinhalten mögen, die Ausartung selbst hört nicht 
auf sin drohen und man kann diesen Uebdstand nicht damit 
zadpcken, dass man auf die ),A,ebnlickkeit . mit der göttlichen 
ond häuslichen Begiernng'^ hinweiset*. In neuerer Zeit trägt 
man sich mit einem Arcanum, welches sie über jedes Ver^ 
derben hinaus stellen soll. Dieses ist die Pressfreiheit.*) AUe 
Vortheile, welche die Regierung^ für sieh von derPxe^s^ 
frmheit ziehen kann, besteben in folgenden: Die freie Presso 
führet die eifrigste Controle über die Gewalihaber und ihre 
Organe* Mit mehr als Argusaugen verfolgt sie ihre Sitten, 
ihre Gesinnungen, und nöthige^t sie, etWas zu taugen oder, 
absutreten* Sie bereitet eine offentlidie Mieihung« und bil* 
det durch sie die politischen Anlagen. Nur wo die Presse 
frei sieh be,weget, gi^bt es neife Einrichten, tief wurzelnde 
Maximen und einen öffentlichen Geist. Sie arbeitet der Re- 
gierung vor^ indem sie alle Maassregeln be8{Nricht, und durch 
vielseitiges Beleuchten die Wahrheit zu Tage fördert. Die 
Gewalthaber erfahren die Wünsche der Mehrheit diese aber 
vernimmt die besseren. Gründe der Begiei^ung. Daraius ent* 
steht eine gewisse Popularität der Verwaltung. — Wenn 
man aus diesen Vortheilen glei^ folgert, dass dl^ Press&ei- 
heit das aussphli<9ssende Präservativ einer jeden Regierung 
sei, so handelt man- offenbar voreilige > Am wenigsten läsi^t 
sich behaupten , dass die Pressfr«heit die absolute Regierung 
fehlerfrei mache, denn gerade die absoliite Regierung $cheint 
von der Presse leiden zu können. Die strenge Controle über 
alle ö^iNitlichen Personen mag wohl zur Besserung zwin- 
gen, aber auch die Autorität eischuttern, welcher die abi^lute 
Regierung am wenigsten entbehren kann. Die Presse trägt 
allerdings zur politischen Bildung bei, aber auch zur politi- 
schen Yerbildüag, die gerade t^ absoluter Regierung, 
lamal in Monarchien, selbst unter den besseren Köpfen um 



*) Le Troftne (Ordre naturisl, 1717) stellte diese Aesicht zuerst i^af. 
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sich greifet. Das viele Sprechen verflacht öfters^ statt su 
unterrichten, nnd die gediegene' Belehrung schöpft intin nie 
ii^ den Blättern des Tages, die dem Augenblicke huldigen» 
Die Presse kann durch ihre rasche Prüfung aller Regierungs- 
inaassregelii leicht die Regierung erschweren. Allerdings 
entwickelt sich in dem Processe der Meinungen die Wahr-- 
heit, allein die Regierung kann das Ende nicht immer ab- 
warten; ihr erstes Gebot heisst schnelles Handeln. Die 
Presse kann daher mit d^r Regierung oft im Streite stehen, 
wo diese recht verfuhr, und ihr unverdiente Gehässigkeit be- 
reiten. Hascht die Regierung nach Popularität, (und mnss 
sie es nicht zum Theilel) so läuft sie Gefahr, in den Stru- 
del inconsequenter Ansichten gezogen und darin begraben 
zu werden. Gewiss, mit der freien Presse allein ist nicht 
alles gethan, und sie kann schon darum keine genügende 
Garantie einer guten Regierung sein, weil sie selbst einer 
Garantie bedarf. 

So wenig aber die absolute Regierungsweise als eine 
immer vollkommene anzusehen ist: so sehr muss man ihre 
zeitweilige Wohlthätigkeit selbst bei hochgesteigerten Vol- 
kern erkennen. Es giebt Zustände, wo die absolute Regie- 
rung allein Rettung schaffen kann und die getfaeiUe oder 
beschränkte Regierung ins Verderben fnhrt. Wenrf das Volk 
in wüthende Parteiung fällt, wenn die guten Sitten gesunken 
sind und schlechte alle Repräsentation unlauter machen: da 
kann nur eine absolute Regierung helfen, denn es ist da ein 
guter Regent wahrscheinlicher als eine gute Volksversamm- 
lung. Die Institution der Dictatur von Seite der alten Rö- 
mer gründete sich auf diese Erkenntniss. Noch deutlicher 
erkannten solches die Römer später, in der Zeit ihrer gröss- 
ten Entartung, unter den „guten KaiserA'S die ein goldnes 
Zeitalter herbeiführten. Auch darf die wahre Fehlerhaftig- 
keit der absoluten Regierungs weise nicht, wie häufig ge- 
schieht, in Dingen gesehen werden, die eigentlich sie zu- 
nächst gar nicht angehen. So werden häufig die Viehregiere- 
rei, die Ausdehnung der öffentlichen Vorsorge auf jeden 
Schritt und Tritt der Burger, der Hochmnth einer unbewach- 
ten Beamtenschaft als Nachtheile der absoluten Regi«mngs- 



loi 

weise beseichnet; doch können diese Uebel auoh bei matw 
beschränkten Regierung yorkoiBiaen und pflegen aqch nicht 
jeder absoluten Regierungs weise anzukleben, z« B« höchst 
selten der dempcriltiselien. Gerade der absolpte Regisnt ist 
am ehesten im Stande, diese und andre Miisbrftuche auf das 
kräftigste zu bekämpfen. 

Ute ipetlietlte Re^ierunip« 

Die getheilte Regierung ist fast, so alt, als die Polyar- 
chie, aber die richtige Vorstellung derselben schreibt sich 
von heute. Die Alten fassten sie ganz einseitig auf. Die 
Theilung geschieht nämlich entweder mehr in Bezug auf die 
Personen, oder. mehr in Rezug auf die Gewalt Im ersteren 
Falle bilden . die Regenten mehrere Körper für eine Seele. 
Im zweiten F,alle wird die Staatsgewalt in ihre Theile auf- 
gelöst, und die besonderen Gewalten werden abgesondert 
ausgeübt;, jeder Theil des regierenden Körpers hat dann 
seine besondere Function. Bei den Alten herrschte nun die 
erste Art der Theilung vor. Darum fielen sie so leicht in 
den Irrthum, als sei nicht die Theilung der Gewalt, sondern 
die Formirung des herrschenden Körpers die Hauptsacbe. 
Der Kampf zwischen dem Adel und Volke führte dahin, ein 
Collegium und eine Gewalt vorzüglich dem Volke, die an-^ 
dern Collegien und die übrigen Gewalten vorzüglich dem 
Adel einzuräumen. Als man- über die beste Zusammensetzung 
der Regierungskörper nal;hdachte, kam man auf die Wahr- 
heit, däss die vollziehende Gewalt in der Hand eines Rinzi- 
genL an Kraft und Schnelligkeit gewinne, und man schlug 
nun für die executive Gewalt eine physische Person vor. 
So begehrte man auf dem Markte, wie in den Schulen, nicht 
so sehr eine Theilung der Gewalt, als eine gemischte Herr- 
schaft. Nach Plato sollte die Monarchie und Aristocratie, 
nach Aristoteles die Oligarchie und Democratie verschmol- 
zen werden. Polybius^) fiihrte mit Bezug auf die römische 
Verfassung eine neue Ansicht aus, nach welcher ein voll- 
kommner Staat die Monarchie, Aristocratie und Democratie 
gleichgewichtig entfalten soll, weil jede einzeln ihr Böses 



♦) Hist. Ubr. VI. Cap. 2: 
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Mke wie Eisen de» Rost umi eine Verfassa^g also desto 
leichter entarte, je einfacher sie ist. Er hatte Cicero nnd 
tasählige SchrififsteHer späterer Zriten zu wörtlicben Nach- 
hetero. Doch Bodinus *") trat schon demOrakelsprvM^e entschie- 
den gegentther. Quoniam haet dtseipHna maarimai tn republiem 
iumultui eiere potesty aecuratius nobheit tt mbtüius €Xpli- 
eanda. Mit diesm Wort^ öffpete er die strenge Prufting 
einer Ansicht, dif allerdings ihre bedenkliche Seite hat. 
Man muss unwillkührlich an den Schneider, denken, der 
ein Kleid machen sollte, welches Mantel, Ueberrock und 
Frack zugleich sei. Das Zeng, wurd^ verschnitten, and 
das unbequeme Kunststüqk verdriesslioh an dep Nagel gehängt. 
Da, wie jedem k\tix^ die Monarchie \ja modernen Sinne des Wer* 
tes wesentlich darin bestehet, dass ein Einziger diegesammte 
Staatsgewalt besitzet, so erkennet man leicht, inwieweit von 
einem monarchischen Elemente die Rede sein kann. Ca fällt 
in die Augen ^ dass die getheilte Regierung i^nd die strenge 
Monarchie sich durchaus nicht vereinbaren - lassen; Mich 
diinkl;» sagte schon Bolingbroke **)j die Einführung einer wah- 
ren und bleibenden monarchischen Ma<cht würde die aristocrati- 
sehe Verfassung sowohl als die democr^tiscbe zerstören, so 
wie ein grosses Licht ein Ueiineres verdunkelt. Wenn Polybius 
und Cicero die königliche Gewalt neben einer Aristocratie und 
Democratie für möglich hielten, so ging es darum noch an, 
weil die alten Könige Roms, Sparta's nichts weniger waren 
als die vollen Staatsoberhäupter. Unter Monarchen versteht 
>man, aber heut zu Tage Souveraine, nicht blos eitizeln 
stehende Machthaber wie etwa Dictatoren, Feldherren oder 
Präsidenten sind. Daher kann man auch heute zu einer 
Monarchie keinerlei wirklich getheilte Regierung reimen 
ohne Widerspruch. Anch die Nothwendigkeit einer Mischung 
^er Aristocratie und Democratie ist -^ Phantom. Die Zu- 
sammensetzung des r^ierenden Personals kann ja nur von 
den Umständen abhängen. Es können Augenblicke im Volks«^ 
leben erscbein^jn, wo die Herrschaft unter wenige ph;)rsische 
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Personen .getheilt Verden muss. In 4w EWgel wird friilkli, 
eine Combination der Aristocr^tie und Demoeratie zum Dia- 
SMO konvnien, aUein man beweise^ daas dieselbe eine AnU 
gäbe aller Völker und Zeitea abgebe. Wo d^ eigeodicben 
; arisifieratiscben JClemente mangeln, wird die PolyarcMe gewisi 
democratischer Natur sein müssen, denn es ist gans gewiss 
ntcbts gefabrlieher, als die imptoviaation einer Aristocratie. 
Die yer&8fi|ung der vertiniglen Staaten von Nordamerika k«t 
anch die Welt belebrt, dass eine Democralie mit woblge- 
iheilter Regierung die innigste Bewuadenmg ablocken könii|». 
Locke hat das Verdienst, dass er bereits in der vergötterten 
Mischung der Herrschitftsformen das Wesen erkannte und die 
Theilong der Siaatsgewalt selbst als das Princip der Verfas^ 
snng ankündigte. Montesfuieu brachte aber wieder die Drei- 
theilong der Gewalt mit den drei ausgezeichneten Formen deir 
Herrachaft in Verbindung, und erläuterte* den Grundsatz dardi 
die eagUscbe Conl»titution, die er übrigens nict^ richtig anfge» 
ÜBSst hatte« Deswegen sind zwei Dinge bis heutigen Tag noch 
aidbt allgemein anerkannt wotden, erstens, dass dieThei-, 
lai^ der Staatsgewalt nothwt^ndig eine Vielberrscfaaft voraus- 
setzet, aweitens,,das9 die Theilung der ^taatsgewnlt blos 
die Regierung angeht land die Mtechung der ELurrschafts- 
fonnen keineswegs fordert, sondern ni^r zulä^st. 

Die getheilte Regierung zeichnet sich durch folgende 
Eigenschaften aus. Es entstehet ein gewisses Gleichgewicht 
der Machte ein Cellegium pontroliret das andere und ver-* 
hotet seine Ausartung. !2agl«ich tritt ein förderlicher Wett- 
eifer ein, ^on dem das Volk die reichsten Früchte ärnt^. 
Dieser Vortheil ist der getfaeilten Regiairu^^ so eigenthüm-' 
lieb) dass die Herrschaftslonu nicht im Mindesten etwas 49r 
SU ihut, Ja die getheilte Regierung wirket günstig auf die 
Herrschaft ein. ' Sie erhält die aristocratische^Polyarchie in 
der gedeihlichen Mässigung, ufid verleihet der democratischen 
die nöthige Festi|^eit. Die Hauptschwierigkeit bestehet 
darin, dass bei der getheilten Ausübung leicht die Einheit 
der Staatsgewalt verloren geht und eine Disharmonie der 
Gewalten wohl gar die Auflösuag nach sich ziehet. Wenn 



von Regierang die Rede ist, sagt Sieyes*), so ist Einheit 
allein Uespotismps, Trennang allein Anarchie, nur Tren- 
nung itiit Einheit giebt die gesellschaftliche Gewähr, ohne 
welche keine Freiheit fest begründet \kt. — Diese Gegensätse, 
Trennung und Einheit, auszugleichen , ist aber keine so 
leichte Aufgabe! 

Damit eine getheilte Ausfibung ohne Gefahr für die 
nöthige Einheit und Energie der öffentlichen Gewalt Platz 
greifen könne, ist vor Allem die Theilung der Staatsgewalt 
auf solche Art einzurichten, dass die einzelnen Theile oder 
Gewalten ihrer eigenthümlichen Lebensverrichtungen, wie be- 
sondre Organe eines beseelten Ganzen, sich erfreuen. Die 
Staatsgewalt zerföllt formell in gesetzgebende und vollziehende, 
materiell in Jnstiz-, Polizei-, Aeussre- und Finanz -Gewalt. 
Die ob]>ctive Theilung nach den materiellen Bestandtheilen 
lisst ein Ineinandergreifen der einzelnen Gewalten nicht er- 
warten. , Von dieser Theilungsweise lisst sich« mit Rousseau 
sagen: „man erzählt von den japanischen Gauklern, dass 
„sie ein Kind in Gegenwart der Zuschauer zerstucken und 
„nachdem sie ein Glied nach dem nndern in die LuCt.ge- 
„worfen, das Kind wieder lebend und ganz fii^f die Erde 
„fallen lassen. So sind beiläufig die Taschenspielerkunste 
„unsrer Publicisten. Nachdem sie den Körpeip dbr Staatsge- 
„walt serstückt haben, setzen sie ihn, wer wdi^i wie, wie- 
„der zusammen.*^ Daher sind die formellen Unterschiede 
den neueren Theilungen der Staatsgewalt zu Gnmde gelegt 
worden. Die blosse Unterscheidung der Staatsgewdt in die 
gesetzgebende nncjl in die vollziehende kann jedodi auch 
nickt genügen, weil dort nur reiner Wille, ^ier aber viel 
an umfiissende Macht wäre. Deswegen ist allgemein die 
liditeriiche Gewalt als eine besondre Gewalt verfiassungs- 
missig hingeslailt worden. Diese sogenannte THm$ fUUea 
ist inswisdien ancb noch nicht ansreichoid, um in der Pra- 
xis alle Fnncliotten der Staatsgewalt danrasidlen. Wird 
nämlich objeedv die Staatsgewalt getholt, so bleiben von 



*) IHOilMclie SchriflM tmi d€«i i n e tic ii M IMcffaMsM- Clisleri) ge- 
94UM«i^ i79€. Bmdit über das GaraaU^caels der repriaesti- 
r%adea VtrMMualiMis. Tlu II. & 319. 



jedem ionern BestandtheOe noch/ einige Reste unTertbeilt xu- 
räck. Dem gesetzgebenden Körper kann man doch die Ent- 
scheidung ibeiiKrieg und Frieden nicht geben, welche aber doch 
die wichtigste Erklärung des allgemeinen Willens ist. Der 
richterlichen Gewalt kann die Begnadigung nidit verbleiben^ 
welche doch bei der Gebrechlichkeit alier mens;chlichen Ge- 
setze öfters moralisch nothwendig ist Der vollziehenden^ 
Gewalt scheint wieder die Anstellung der Richter nicht wohl 
anvertraut So findet man denn bei jener Dreitheilung 
der Staatsgewalt noch eine vierte Gewalt nöthig und man 
hat sie in der That meist eingeführt, hier in der Person der 
Censoren und Ephoren, dort unter dem Namen der Gross- 
wähler, wieder anderswo gar in der Gestalt der Auguren und 
Orakel, die ein politisches „Ja^^ oder „Nein^^ auszusprechen 
hatten. Diese besondre Gewalt, die bei einer äusseren Thei* 
lang al& Rest sich ankündiget, läuft auf das Dasein eines 
höchsten subjectiven Willens hinaus, ohne welchen den Thei- 
len der Maschine der lösende und bewegende Atbem fehlte, 
der ihre CoUisionen und Stockungen zu beseitigen vermag. 
Clermont Tonnere ist der Erste gewesen, der auf die Noth- 
wendigkeit einer subjectiven Gewalt im Staate hindeutete; 
es geschah von ihm in der constituirenden Versammlung, 
als die Theilung der Staatsgewalt zur Sprache kam**) — ^ 
Es ist aber mit der gehörigen Theilung der Staatsgewalt 
no^h nicht Alles gethan, es muss noch eifa richtiges Verhält^ 
niss der einzelnen Gewalten getroffen werden. Montesquieu 
glaubte, dass die einzelnen Staatsgewalten im besten Verhält- 
nisisre stehen, wenn ^ie einander im Gleichgewicht erhalten. 
Er wollte sie also so gegen einander abgemessen, dass keU 
aes stärker sei als das andre, keines, sich bewegen könne, 
ohne das andre. Dieses Coordinations-System der Staatsge- 
walten bietet aber bei verwickeiteren Volksverhältnissen 
keine Garantie der Einheit des öffentliche^ Wirkens und der 
Harmonie der Gewalten; Godwin/*) nannte es beissend ein 



*> Recueil des opiniuns de Clermont Tonnerre, lt9i. IV. B. Benja- 
min CotoBtant ad^ptirte und verbreitete den Gedanken einer sub- 
jectiv entscheidenden Gewalt. 
*^) Godwin, Inquiry concerning political justice» 1192. II, 60. 



Drathptfpp^spiel , das mit lebendigen Mensche» sich nicht 
ausfuhren lasse. Sieyes*) stellte diesem Systeme das System 
des ZasammeHwiilcens entgegen, wornach ^ihe Gewalt in £e 
übrigen eingreifen nnd über ihpen stehend si^ zasammenhal<p 
ten solle. Diese über den übrigen Gewalten seh webende 
Gewalt kann nur die oben angefahrte subjeetlve sein, die 
deshalb kiuch einer physischen Person allein übertragen wer- 
den soll. Der monarchische Triangel, schrieb Sieyes darüber 
an den amerikanischen Schmähredner Payne, ist für die Ein^ 
theilung der Gewalten geschickter, als die repnblfkanisdi^ 
Plattform^ Aber anch hieriti herrschen grosse JVIissverständ«» 
nisse, indem man diese subjective Gewalt als Constitution 
nellr monarchische bezeichnen zn können glaubt.*^) Denkt 
man sich die physische^ Person, die die Gewalten verbinden 
soll, als einen wirklichen Monarchen, so spielt man mit 
Worten und Vorstellungen; entweder meint man es nicht 
ernst mit der Monarchie , oder unredlich mit der getheilten 
Regierung. ••*) 



^> gimmtl. Werke, 11, äti. 

♦^ Schon Clermont Tonnwe nannte jene Gewalt die Königliche) 
man glaubte Volkssouveränetät und Erbhefrschaft, Mitregierung 
der Volksreprasentant^n und Eiiih<>michaft rereinigen au können, 
wie es noch heu^ Viele .glauben. 

***) In dem Qrade« als Englands Füraten seit der Reformation von Gott 
und unbeschränkt (Jacob's I. Formel) sein wollten, in dem Grade 
wurde Ton der Opposition alle Getvidt al« eine vom Volke über- 
tragne ausgegeben und das Volk als der immerwährende Souve- 
rän, jeder Herrscher nur als ein Delegat angesehen. Nach deni 
Sturz der Stuarts wurde daher dte Volkssouveränetät proclaniirf 
uad dieselbe in die Dedaration pf rights übertrstgen. So kam 
der Grundsatz dec Theilung in die englische Monarchie; er wurde 
liber in der Praxis nicht conseqoent verfolgt. (Vgl MoKtveran, 
histpire de l'Angleterre 1816. Paris 1819. 2 B.) In Frankreich 

f* lg pian 1189 gleich weiter und wenn auch in der Charte vom 
18t4 die Volkssouveränetät der souveränen Monarchie wef* 
chen musste, so wurde doch in der Charte von 1830 sowohl die 
Volkssouveränetät als auch die reelle Theilung der Staatsgewalt 
zwischen König und Kammern hergestellt. In allen Fällen ist 
aber hiebei eine Reservatio mentalis unterlaufen. Die Einen 
dachten, die Vplk^souverääetät solle nur als eine befriedigende 
Phrase stehen bleiben, der Monarchie aber keinen Eintrag thuen ; 
die andern meinten hingegen, man mi^sse den Namön und die 
Ehren der Monarchie beibehalten, der Ruhe und des Friedens 
wegen^ eine reelle Moni^rohfe werde doch nicht besteben. 
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Die beschränkte Regierung besteht wesentlich darin, 
dass die Staatsgewalt ungetlieilt bei einer (physischen oder 
moralischen) Person wohne , dass die Ausübung aber in be^ 
stimmten Punkten an die Mitwirkung bestimmter Yolksorgand 
(Stände, .K«nniem, grosse Räthe u. b« w») gebunden sei« 

Es ronss sonach zwisdben dem Herrscher und den iteitwir-* 
kenden Orgarien des Volkes keine Mitherrscheft gedacht 
werden können ; vielmehr muss die Wirksamkeit der letste^ 
ren ohne den ersteren nichtig sein« Der Herrscher beruft 
die Volksrepräsentanten, er vertagt ihre Sitzung, er löst sie 
auf; nur tnuss er jedenfalli nei^ Versammlungen alsobald 
ausschreiben« Die VoUcs^organe herathen über bestimmte An* 
gelegenheiten , schlagen seilet Einschlägliches vor, aber der 
Herrscher behält ein absolutes Veto. Wird dem Herrscher 
nicht das Recht ertheilt, die Prc^ositionen der Votlcsorgane 
zurückzuweisen, «o tritt eine Mitherrscbaft ^a und es giebt 
keine Monarchie, sondern nur eine Polyarchie. Mirabeau 
widersetzte sich daher lebhaft der Abschaffung des absoluten 
Veto ; allein der minder aufgeklärte Geist der Uebrigen drang 
durch und wir bekamen nach Frankreichs Vorgange consti* 
tationeile Monarchien ohne absoluledi Veto (Sps^nien, Portii^ 
gal). Wie wenig sie genfigeh' konnten , ist bekaimtt Dae 
absolnte Veto des Herrschers macht es dagegen thualioh» 
dem Volksorgane gleichfalls ein Veto eimiuräumen gege» 
bestimmie Mi^ssregel» den Regierung. Vielen scheint es, 
dass die Regierung idlemai geheilt werde, wenn die Yölk»'* 
Organe audi ein Veto erhalten. Der Schein beruhl; aber 
auf nnklaren Vorstellungen 'von der getheilten Regierung^ 
Dm Veto des Herrseheirs ist ja ganz andrer Art als jenes der 
Organe des Volkes. Der Herrscher verweigert die Sanction 
einfach, ohne Angabe der Gründe, und es darf in der laufen- 
den Session die Sache nicht wieder vorgelegt werden. Die 
Repräsentanten haben aber erst nach vollständiger Discussion 
abzustimmen, sie geben die Gründe an, der Regent kann es 
versuchen, eine neue Versammlung einzuberufen und deren 
Zustimniung zu erwirken. Eine getheilte Regierung setzt 
Coordinirung und völlige Selhstsitäadigkeit der. Mitwirkenden 
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voraus. Wie kann ab^r diese oder jene hier beidenVolks- 
Organen dem Regenten gegenüber behauptet werden? — Da- 
gegen ist es nicht schlechterdings nothwendig, dass die Vollos- 
Orgatie ein volles Veto besitzen. In manchen Verfassungen 
wird ihnen nicht einmal die Initiative (das Becht Gesetxe 
vorzuschlagen) ertheilt, sondern nur die Begutachtung über 
vorgelegte Sachen (Propositionen) eingeräumt». Umprünglich 
waren die Stände in den Monarchien wohl nur beratliender 
Natur. Das brittische Oberhaus wird noch beut zu Tage 
formell zur „Einholung des Käthes in schwierigen Fällen*' 
einberufen; aber frühzeitig erhielten die Stände eine decisive 
Stimme und zwar zunächst in Steuersachen. Wenn einmal 
die Noth wendigkeit einer Beschränkung der Regierung ein- 
trat, so kann offenbar auch eine blosse ideale ^Beschrän- 
kung, wie sie die Mitwirkung blos berathender Stände dar- 
stellt, schwerlich zur Befriedigung des Volksgeistes ausrei- 
chen. Zum ersten Anfange aber mögen solche Stände em- 
pfohlen werden; denn alles soll flur nach und nach ins 
Leben kommen.*) 

Femer mnss die Mitwirkung der Volksorgaae nur in 
bestimmten Dingen stattfinden. So wie die Volksorgane alles 
und jedes zu berathen und zu entscheiden bekommen, so er- 
halten sie die volle Mitregierung und die Regierung nimmt 
sonach ebenfalls die Form der geth^Iten an.- In England 
wurde die Mitwirkung der Stände auf das Innre beschränkt, 
über das Aeussre haben diese nur iadir^ct mitzusprechen, 
nämlich, wenn es als Ausgabeposten erscheint. Diesem Bei- 
spiele folgten die modernen constitutionelien Staaten fast 
alle. Doch dürfte die Frage sein, oh nicht der Umkreis der 
Geschäfte noch viel asu gross bemessen worden? - Selten kann 



*) f«*ür «ine blos berathende Stimme der Volksorgane sind Zacharfiä 
(Vierzig Rücher vom Staate, XVIII, 3. 4.) und Anciilon, ^er sie 
lär gleich wirksam hält. Der alte, caustische Scheffer C^^ber 
Manches kn Dienste 1802, I, 217) erklärte die Postulaten-Land- 
tage für engliche Frühstücke^ die man den Ständen vorsetze, 
um ungestörter vom Landesbesten Mittagsmahl halten zu können. 
Für blosse Kreis- oder Provinzial- Landtage mag eini^ blos b«r 
rathende Stimme eher genügend befunden werden, weil bei einer 
^cisiven Stimme leicht die Einheit der Maassregeln durchs das 
ganze Land verloren gehen könnte. 
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man alles erledigen, vieles wird über das Knie gebrochen 
und es sehleieht sich ein sehr seichtes und leichtfertiges Ver- 
fahren in die wichtigsten Angelegenheiten ein. Bekanntlieh 
wurde auf dem Wiener Congresse von Seite Preussens ein * 
Minimum ständischer Rechte gefordert, unter welches sie in 
keinem deutschen Staate sinken sollten. Es war darin An- 
theil an der Gesetzgebung und an der Bestenmng enthalten. 
Ich möchte hingegen ein Maxiraum ständischer Rechne auf- 
stellen. Es sollte nämlich die Mitwirkungf der Stände nur 
auf das sich erstrecken, was Person und Eigenthum der 
Staatsbürger unmittelbar angeht. Nur in diesen Dingen sind 
die Privaten zunächst interessirt, nur von diesen Dingen sind, 
sie vollkommen unterrichtet, nur über diese Dinge ist eine 
Abstimmung durch Repräisentanten des Volkes vernünftig und 
natürlich. Was speciell Technisches in den Verwaltüngs- 
gegenständen ist z. B. Militärieinrichtungen der stehenden 
Truppen , diplomatische Verhandlungen über allgemeine 
Staatsinteressen , die Redaction der Gesetzbücher u. s. w. das 
alles ii^uss über den Horizont einer Volksversammlung gehen 
und fordert eine specielle Bildung zur glücklichen Besorgung. 
Immerhin würde der Wirkungskreis und Einfluss der Stände 
noch sehr gross sein. Es fiele nämlich in denselben die 
Einwilligung*) zu Steuern, Anleihen und Veräusserungen 



^ *) Die Theilnalime der Stände an dem Finanzwesen bildet ein 
eigentbümliches Recht der germanischen Stände. Anch in den 
alten Staaten mussten die laufenden Bedürfnisse mit dem Ertrag 
der Staatsgüter und der Z^Ile gedeckt werden^ eigentliche 
Steuern — directe Abgaben aus dem Vermögen der Bürger — 
fanden nur ausserordentlicher Weise , nämlich bei einem Kriege ^ 
statt. Aber dennoch stand ihre Ausschreibiing der Regierungs- 
behörde , nicht der Volksversammlung zu. In den germani- 
schen Ländern ivard aber frühzeitig j«der Zuschuss zu den 
6omänen und Regalien von den Ständen« erbeten und verwilligt, 
wenhalb die Steuern hie und da Beeden hiessen* Das Recht der 
Stände in Bezug auf Steuersachen entwickelte sich in Deutsch- 
land'^und England höchst verschieden. In Deutschland besorgten 
die Stände auch die Erhebung und Verrechnung der Steuern. 
Dagegen wurden die Abgaben in die ständigen und unständigen 
getheiit. Die ersteren unterlagen der Verwilligung der Stände 
nicht, sondern nur die letzteren. Die Beurtheilung der Ausga- 
ben und überhaupt des ganzen Budgets stand nicht bei den 
Ständen. In England beliess das Parlament die Steuerverwal- 
tung den Regierungsbehörden und controiirte sie nur. Dafür 



von Staatsgiitern , die Zustimmung au solchen Gesetzen und 
Nonnen, welche auf die Person und das Eigenthum der Bär* 
ger unmittelbar einfliessen, eodKcb die Bosch werdefiihrung ' 
und die Anklage gegen 'die Verwaltung, (die in allen Staa- 
ten Platz greifen muss, denn der Grüdsals: „der König ispt 
unverletzlich, die Minister sind verantiyortlich''* ist nicht blos 
in constitutionellen Monarchien anwendbar, er ist vielmehr 
ein allgemein anwendbarer, den jedoch erst die neuro Zeit 



nahm man die jährlicbe Verwilligung des gesamtnten Budgets 
der Ausgaben und Einnahmen in Anspruch und behaul^tete zu- 
letzt sogar das Recht völliger Budgetsverweigerung im Fall des 
Misstrauens jgegen die Chefs der VerwahungT Die neuern con- 
stitutionellen Staaten nahmen dieses an. — Prüft man die ständi- 
schen Hechte in Bezug auf das Finanzw(»sen unbefangen, so wird 
man schwerlich ableugnen, dasf ihre historische Gestaltung hier 
und dort etwas zu wünschen übrig gelassen. Das Besteurungs- 
recht ist ein wesentliches Majestätsrecht; man kann also der An- 
sicht nicht beipflichten, die das Beisteuern ganz ins Belieben des 
Volkes stellt. Nur das kann man einräumen , dass die Regie- 
rung nicht ohne Zuthun der Stände Geld fordern und ausschrei- 
ben müsse. Es ist nicht rathsam , dass die Stände die Steuern 
selbst verwalten, denn sie sollen ja die Verwaltung nur cpptro-' 
liren, nicht aber sie zugleich selber theilen. Sie verlieren durch 
Theilnahme an der Verwaltung sogar die zurControle ndthige 
Unbefangenheit. Eine Ausnahme könnte nur eintreten, wenn die 
Steuern den Mitgliedern der Verwaltung verweigert werden 
müssten; in diesem Falle dürften die Stände eine besondre Coo»- 
mission für ihre Erhebung und Verrechnung einsetzen. Die Ein- 
theilung der Steuern in ständige und unständige hat gegen sich, 
dass eine gehörige Prüfung des Haushaltes darunter leidet, in- 
dem nur über die unständigen Aus- und Abgaben berathen wer- 
den kann. Inzwischen muss die Berechtigung, das gesammte 
Budget aus blos politischen Gründen zu verweigern, der Krone 
sehr gefährlich erscheinen. Der Reeent wird abhängiger von den 
Ständen, als gut ist, er hat nicht freie Wahl der Minister, wenn 
die Stände diesen ohne Weiteres das Budget verweigern können. 
Viel weniger bedenklich ist die Büdgetverweigerung als Maass- 
regel des Widerstandes gegen eine ungerechte Regierung. Kom- 
men die Stände zu der moralischen l)ebei;zeugung , dass .dem 
Ansinnen oder dem Verfahren des Kabinets resistirt werden 
müsse: so ist die Büdgetverweigerung noch das einfachste und 
mindest bedenkliche W^erstandmittel, zumal, wenn die Steuern 
zur Bezahlung der Gerichte, der Lehrer u. s. w. unter Aufsicht 
der Stände forterhoben und verausgabt werden. Canning, dieser, 
wie der östreichische Beobachter sich ausdrückte, bis zur Ver- 
messenheit talentvolle, Staatsmann meinte freilich, man dürfe 
einer schlechten Regierung ohne Weiteres die Subsistenz verwei- 
gern, denn keine zu haben, sei besser als eine schlechte. Doch 
möchte wohl bei dieser Ansicht das beste sein, dass sie laut der 
Geschichte nicht zur Praxis kam ; man hat oft mit Büdgetsver- 
werfiingen drohen hören, aber sie erfolgten nicht. 
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ins L«ben^ rufen kotifite, da tn den alten kleinen Staaten 
die jedesmaligen Regenten seihst «die Administratoren ge- 
wesen sjuid.) 

Es ist naeh dieser scharfem Begrenzung des Begriffes 
einer beschränkten Regierung Zeit, ein Wort über den Wertb 
derselben aaszuspreoben« 

Der Grundgedanke dieser. Regierungsfomi sielet dabin, 
dass alle Vortheile der absoluten Regifrungswei^e erbalten 
and alle Nachtheile derselben beseitigt w^den. Der Re- 
gent soll keine getheilte, moralische Person sein; es soll 
vielmehr die höchste Gewalt pur eine sein, weil in der 
' Einheit die Kraft ruhet und die Kraft, die Macht von der 
höchsten politischen Bedeutung ist. So, schrieb Thiers die 
Ges<?hiehte von Florenz, um das letzte Wort seines Meisters 
Talleyrand zu bestätigen* Man erzählt nämlich, Talleyrand 
habe auf dem Krankenbette, um das oberste Princip befragt, 
•ehr eifrig ausgerufen: lajbrceetencörelaforee. Um aber 
diese Kraft, diese Gewalt nicht drückend werden zu lassen, 
sieht der unverantwortliche und unverletzliche Herrscher nur 
an der Spitze der Geschäfte ; ihr Detail besorgt ein frei von > 
ihm erwähltes Ministerium, das die Rechenschaft abzulegen 
bat« ' Eis mag wohl kommen, dass die Repräsjentatipu des 
Volkes auf die Wahl influirt, aber nie soll es kommen, dass 
die Wahl, die der Herrscher ydlsieht, als solche angefoch- 
ten werde : sonst ist die Herrschermacht nur eine scheinbare. 
Die Vertreter der Regierten wirken zu wichtigen Gesetzen 
wie zu den Auflagen mit, damit jeder wisse, woftir er au 
zahlen und zu leisten habe und seine eigne äusiierliche Zu- 
itimmung zu Lasten und Obliegenheiten abzugeben scheine. 
Darum wird die öffentliche Gewalt ihre Energie nur in der 
ofientlichen Meinung suchen und finden und das Land sohin 
ekle populäre, aber auch kräftige Regierung au gewärtigen 
haben* «-- Es darf jedoch keineswegs verschwiegen blähen, 
dass znjr meehanischen Vollkommenheit dieser Einrichtung 
ein einträchtiger Geist zwischen Herrscher und Volk noth- 
wendig sei. Misst^auet die Volksvertretung dem Herrscher, 
eo wird sie die nothwendigen Prärogativen deseelben in . 
Frage stellen und beeinträchtigen» Misstrauet der Herrscher^. 
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80 wird bei iei factigchen Schwierigkeit, die Ministerialver* 
antwortlichk^it gegen des Herrsehers Willen in Anwendung 
zu bringen, der Herrscher Mitte] und Leute wissen, die Re- 
präsentation auf eine passive Bolle herabzosetsen. Die 
beschränkte Regierung treibt zwischen absoluter 
und getheilter Regierung umher. — Die Form d^ 
Herrschaft ist für die Güte der beschränkten Regierungsweise 
Jedoch nicht gleichgültig. Eine Polyarcfaie lässt sich nicht 
so gut beschränkt, denken als eine Monarchie. Da nämlich 
die Vielherrschaft meist in einem kleineren Lande stattfindet 
und die Mitglieder des regierenden CoUegii (Senat, kleiner 
I^ath) meist sich in die Verwaltungsgeschäfte selber theilen ^ 
so ist die Maxime der blossen Beamtenverantwortlichkeit 
unausführbar und es lässt sich sonach mannigfache Reibung 
zwischen Herrscher und Volk schwer vermeiden. £ine be- 
schränkte Monarchie sichert dem Herrscher eine heilige und 
unverletzliche Stelle über allen Parteien beäser. Der Souve- 
rän wird hier in seiner Hohe von den, Wolken nicht berüh- 
ret, die unter ihm an einander stossen, falls er sich nicht 
unvorsichtig in den Streit mischet. Wie 'auch eine falsche 
Richtung die Nation stimmen mag, die Majorität kann ihm 
nicht entgehen, wenn er nur über den Parteien stehen bleibt* 
(Man denke an Konig Wilhelm IV. in England.) Zugleich 
ist gewiss, dass er in dieser seiner scheinbaren Zurückgezo- 
genheit sich nicht auf persönliche Unthätigkeit und Ohn- 
macht reduciret sieht.^ Er lernt in den Debatten die Mei- 
nungen des Landes wie die besten Talente kennen,, er erfahrt, 
was er wollen nncl wen er\ brauchen kann. Damit gewinnt 
er die Mittel, seine reale Macht auf unberechenbare Art sa 
verstärken. (Es genügt an Louis Philipp zu erinnern.) — 
Dass in einigen monarchischen Ländern die beschränkte Re* 
giemng nicht zur rechten lebendigen Wirksamkeit gelangen 
konnte, ist schwerlich als schlagender Grund dagegen aufzu- 
führen, da, von mangelhaften fUnricfatungen abgesehen, der 
einträchtige Geist fehlte, den wir als bewegende Kraft zum 
Mechanismus dieser Form erheischten. Wenn der Herrscher 
unbeschränkte Gewalt von Gott festhatten will und die Reprä- 
sentation unter monarchischen Floskeln die Volkssouveränetat 



als ihren poUtisbhen 6eheinigla«beii nfthrt , wie in Frank-? 
reIcK unter Carl X«, da ist' diese Vef Fassung gewiss unr 
möglich, d. h* unausfiihrbfir. 

Viel fcfimnnt AUf die Repräsentation des; Volkes an. Es 
ist hier eine weise Zusammensetzung und ein passender 
Geschäftsgang von ausserordentlicher Wichtigkeit. — Die 
Verhaiidlungen müssen zuvörderst einer wphlbemessenen 
Oeffentlichkeit sich orfreuen. Wenn die Verhandlungen 
ganz geheim vor sich geh^n , so kann dje Bepräsentar 
tion dem Volke nicht das Vertrauen auf die Sicherheit; sei- 
ner Rechte gebend vielleicht wird, «ich in der That eine 
ministerielle Bearbeitung derselben gar zu leicht« Keiiies* 
wegs sollen aber die Verbandlnngep vor einem gar zu grossen 
Publicum vor sich geben; es bekommt dann das Ganze ein 
gar zu theatralisches Aussehen, wie die französischen Kam- 
mern lehren. Zur Vorbereitung der öfientrichen. Discussion 
müssen für alle wichtigeren Fragen besondre Commissionen 
gebildet werden, die die Gegenstände zu prüfen und begutr 
achtend deir Gesammtheit vorzutragen haben. Die öffentliche 
Discusi^ion ist kaum wichtiger. Für die Leitiing der Ver- 
handlungen sind aus dem Schoosse der Versammlung geeig- 
nete Individuen zu bestellen, welche das Wort ertheilen, . Die 
Minister müssen beiwohnen und mitsprechen düjpfen. Je weni- 
ger Reden gehalten und je niehr eigentliche Debatten ge- 
pflogen werden^ desto besser ist es Daher ist es gerathener, 
vom Sitz aus, als von einer Bednerbühne sprechen zu lassen. 
Die Abstimmung kann nur nach Köpfen geschehen; die ge-> 
h^ime ^at oft eben so viel für sich als die öfientliche. . Ein 
Reglenient muss über alles dieses klar sich auslassen, ohne 
ein solches muss ^s stürmische Auftritte geben. Duinont er- 
zählt in seinen Denkwürdigkeiten über Mirabeau, dass er in 
einem kleinen französischen Städtchen alles in .Aufruhr traf 
wegen der Wahl eines Deputirten; er habe dann ein Beglement 
dem Maire aufgesetzt und die Wahl sei so ruhig und rasch 
vollzogen worden, dass eine öffentliche Belobigung erfolgte. 
Wie sehr schadete nicht der französischen Nationalversamm- 
lung der Mangel dAes voraus bestimmten Reglements? — 
Was die Zusammensetzung des Volksorganes betrifft, so 
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möMen wir nmatändlicher dburubor handeln, da sieh ineh- 
rere Systeme (Formen) denken lassen. 

Zur Mitwirkung an der Ausübung der Staatsgewah in' 
bestimmten Punkten kann entweder ein Ausscfauss aus den 
Ständen oder ein Ausschuss aus den Gemeinden und Kreisen 
oder endlich ein gemischter Ausschuss, halb aus bestimmten 
höhern Ständen, halb aus den Communen berufen werden. 

Wo das Volk in der Form historischer Stände besteht, 
da ist es ganz natürlich , dass man sein Tert^etendes Organ 
dem Herrscher gegenüber aus (meistens längere Jahre fun- 
girenden, der Geschichte nach meist an speciellen Auftrag 
der Committenten gebundenen) Repräi^entanten der Stände 
zusammensetzt. Man hat bei dieser Verfassung den grossen 
Vortheil, dass man bestimmte, concrete Interessen zur Ver» 
tretung bringt und dass man durch gewisse Zahlen Verhält- 
nisse auf ein Gleichgewicht dieser Interessen hinwirken 
kann. *) Leider ist nur die Gestalt der historischen Stände 
meist von der Art, dass durch ihre Repräsentation oft nur 
höchst ^ einseitige Vortheile in Reibung kommen, das allge- 
meine Beste dagegen oft völlig auf die Seite gestellt wird. 
Dies hat dem ständischen^ Systeme so bittre Feinde zugezo- 
gen z. B. Rousseau, der alles und jedes ständische Princip 
als den Keim der Oligarchie, der furchtbarsten Zurücksetzung 
der Einzelnen, angesehen hat. Es ist eine eigenthümKche 
Erscheinung, dass die Menschen wie von einer finstern Macht 
getrieben werden, das Kind immer mit dem Bade zu ver- 



*) Ursprünglich oiachte jeder Stand eine Curie aus, und es'uurde 
nach Cui'ien abgestimmt. Dies war fast nöthig, weil der Bürger- 
Stand nnr mit wenigen Köpfen reprSsentlrt war und folglich Bei 
Abstimmung nach Kopfzahl ganz ohne Anschlag bJieb. Eine Ab- 
stimmung nach Cunen ist aus denselben Gründen heut unräth- 
tich, aus welchen die Theihing der Stände in drei oder yfier 
Kammern unthunlich ist. Dafür muss aber jeder einzelne StiMid 
eine proportionirte Anzaiib Mitglieder erhalten. Hierauf ist 
bei der Verfassung der Preuss. Provinzialstände sehe geachtet. 



g^Uittea. Sie sahen Adel, Zünfte u» 8. w. entmien und 
raben nicht, bis die letzte Spur alles StSnilischen versohwan* 
den. Vergebens' rufet der, welcher in den Spiegel der Zeit 
gesehen, dass man in vielen historischen Organisationen di^ 
Grundlagen d^ freien Volkslebens zerstöre; sie hdren 
nicht, der subjective Qeist des Tages fragt mj^h nichts 
Objectivem, 

diejenigen, welche noch an dem ständischen Systeme 
hängen , fojrdern daher immer erst eine Reforyn 4er htstori^ 
sehen Stände» Sie wollen die Vertretung der Stände so ein^ 
gerichtet haben, das» nur solche Stände tnr Sprache kom- 
men, in wddien das Nationalinteresse' sich in einer beson- 
dern Grestalt ausspricht, und dass diese Stände die absfi^cten 
Ideen der Volkswohlfahrt gewissermassen concret machen. 
Am denkwürdigsten ist der Gedanke Ancillon*s, der <Ke 
Stände nach dem Maassstabe des EigeiMhume constituirt wis- 
sen will. Er sagt f^lgend^s*): „Die verschiedenen Arten 
des Eigenthums geben einem jeden Stande verschiedene An- 
sicfaten und verschiedene Forderungen an die Geis^Uschaft. 
Das unbewegliche Eigenthum , wenn es Landeigenthum ist^ 
und man auf dem Lande und von demselben lebt, giebt ietk 
Gemüthe eine^einfache sittliche Stimmung, dem Geiste ein 
behanrliches Festhalten an dem Alten, Hergebrachten, Be- 
stehenden, dem Character leidenschaftlose Ruhe ^nd nücln 
teme Besonnenheit. Diese Klasse der Staatsbürger bildet 
eine Kraft der Trägheit, welche die Staaten in ihrer Bahn> 
festhält und verbindert, dass sie aus einem Wirbel in den 
andern geschleudert fyerden. Allein dtese Kraft der Tiüg^ 
heit, wenn sie nicht mit einer ihr das Gegengewicht halten- 
den ^hwungkraft gepaart wäre, würde zur Unbeweglichkeit 
führen, diese Unb0weglichkeit würde eine jede fartgchreitende 
Entwicklung und Vervollkommnung der gesellschaftlichen 
Ord&ung hindern, und das politische Leben würde nur ein 
Scheinleben se^n; Das bewegliche Eigenthum hält dem Un*- . 
bc|;vreglichen die Stange» So wie mit dem Letztern das Er- 
haltongsprincip verbunden ist, und das Beharrliche im Staate 
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repräsenürt wird» ist mit dem erstem ^as Bewegungsprineip 
gegeben, und wird das Fortschreitende^, VeränderUcbe reprä- 
senlirt Das bewegliche Eigenthum ertheilt den Besitiern 
weniger .Vorliebe für das Alte, mehr Neigiing za Verftnde- 
jruDgen aller Art. Dabei laufen die Klassen, die . ikir beweg- 
liches Eigentbum haben , weit weniger Gefahr bei gewagten 
Neuerungen im Staate« Im schlimmsten Falle kann der 
Handwerker, der Künstler, der Kaufmann sehr leicht aus- 
wandern, und mit seinem Talent oder seinem tragbaren Ver- 
mögen sich anderswp niederlassen. Es giebt also swei Eie« 
mente einer wahren ständischen Repräsentation, nämlich swei 
Hauptarten des Eigenthums, welche sich gans dasu eignen, 
die zwei Hauptinterf Sssen eines jeden Standes zu vertreten 
und geltend zu machen. Diejenigen, die kein Eigenthum 
besitzen, sind /eigeutlich Fremdlinge im Lande und können 
wie Reisende angesehen werden, die heute' hier sind, und 
morgen dorthin wandern^ Wenn sie au«h . durch Abstam- 
mung mit der Nation verwandt sind, «o sind sie doch nicht 
innig mit ihr verbunden, weil sie keine Bürgschaft weder 
ihres Verbleibens noch ihrer Theilnahme an der Erhaltung 
und an dem fortschreitenden Flor des Staates geben.^^ 

Je blendender die Darstellung ist, in welcher Ancillon 
seine Ansicht entwickelt, desto noth wendiger ist die strengere 
Prüfung derselben« Zuerst ist klar, dass das Eigenthum nicht 
an und für sieb als rodter Mammon vertreten, sondern nur 
als das Theilungsraaass der Stände behandelt werden M^t 
Nach seiner doppelten Beschattenheit vereiniget es angeblich 
die vecschiedenen Stände in zwei Hauptklassen, die alle In- 
teressen der. Gesellschaft vollständig enthalten können. Darum 
soll auch das ständische Organ nur aus Ständen des beweg- 
. liehen und unbeweglichen Eigenthums bestehen. Es kommt 
daiauf an, nachzuweisen^ dass das Eigenthum allein den 
Ständen jene Färbung gebe, die sie in zwei Reihen abschöi* 
det, und den Individuen jenen Charaoter verleihe, der sie 
vorzüglich zuiu Mitwirken in Gesetzgebung und Verwaltung 
befiihiget. Ancilloirs Dednction ist offenbar mehr geistreich 
als wahr. Es ist ausgemacht, dass nicht das Eigenthum 
selbst jene grossen Wirkungen hervorbringt, die im beige*. 
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legt xwerden. Patriotismus ist nicht reine Fracht des Be- 
sitzes, sondern aiich ein Eneugniss des geistigen Erbes der 
Menschen. Kahii auch kein Bettler sich zu höherem 6e- 
meinsinne schwingen, so kann es doch der vermögenslose 
Gelehrte oder Priester, falls er nur ein Einkommen geniesst. 
Auch gestaltet nicht der Besitz , sondern die Nutzung den 
Character. Dies lässt Anotllpn zu, indem er voraussetzet, dass 
der Landeigenthämer ^üf dem Lande und ton dein Lande 
lebt. Wurde er in den Städten sein Leben. zur Hälfte ver^ 
bringen, so wäre der eigenthtimliehe Geist auch nicht mehr 
vorhanden; Die Erfahrung 'bestätiget dieses Qberall. Daher 
durfjten consequenter Weise nicht alle Landeigisathümer zur 
Vdrsammlung gezog^i werden, sondern nur diejenigen^ die 
in der Regel das Land selber bebauen , i* h. die kleineren 
Gatsbesitser, die Pächter, die Bauern. Die Grundherren, 
welche die eigentliche ländliche Bildung des Gemuthes 
und Characters nicht besitzen, wären nicht wählbar. Der 
Landiuann beweiset allerdings eine auffallende. Anhänglich-^ 
kett an das 'Hergebrachte und Bestehende , aber das Pbäno* 
men lässt sich nicht daraus erklären , dass er eine eigne 
Scholle hat und sie pflägt und besät, Sem «Geschäft hat 
zwar das Eigenthümliche, dass es ihn fromm macht. Er 
arbeitet nämlich im Bunde mit der Natur, und wächst im 
Vertraaen auf die Kräfte ausser ihm auf. In jedem Augen« 
blick wird er an den Schö|>fer erinnert; der Wind, der seine 
Bäume bedroht, der Regen d®r seine Saaten erfrischt, die 
Sonne, die die Früchte reift, mahnen ihn beständig an die 
Endursache der sichtbaren Welt. Allein die Reharrlidikett 
bei dem Alten entspringet nur aus Mangel an, geistigem Ver- 
kebre. Die Ansichten der Väter vererbei^ sich auf die Kin^ 
der; die yonirtbeile schlagen tiefe Wurzeln;' der Geist ver- 
gleichet nicht, prüfet nicl;it; die Denkkraft gehorchet dem 
Gefühle« So erwächst denti jene gemüthliche Kraft der Träg- 
heit,- die dem Verfasser das erhaltende Princip abzugeben 
scheint. Man Werfe aber in das Landvolk einen tieftreffen«- 
deft Zweifel, eine lichtende Brandfakel, und es wendet äeine 
Hartnäckigkeit rasch gegen das Bestehende. Ich deute auf 
die Bauernkriege und andere Uni'uhen des Landvolks. Der 
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reithe GraniUierr, der stiMtisehe Aofklftning and Sitten aa^ 
BuiiBit, seigt die gerahmten Eigenschaften nar in sehr gerin- 
gem Grade und (wie Aneillon selbst bemerkt) dort haupt- 
sächlich, wo die Unbeweglichkeit des Landeigenthums darob 
gewisse Einrichtungen (Fideicomisse^ Majorate) fester steht* 
Allein ist es denn das unbewegliche Eigenthuni, welches 
den grossen Grundherrn so anhänglich an das Alte ntacht? 
Oft ist es nur Unbekanntschaft mit den neuen Ideen, noeh 
öfter blos das Vorrecht. Wer etwas vor andem Menschen 
voraus hat, der steht beständig im Zustande der Vertheldi- 
gung, und bildet einen natürlichen Gegner aller Neuerungmi. 
Der Adel wird imiper dem erhaltenden Prinoip anhängen, 
so lange er noch ein Vorrecht su rerlieren hat. Man nehme 
dem Adel die PriTilegien, und er wird Irota auggedefantem 
Grundbesits aufhören, das Bestehende zu veirfechten. Er 
widersetat sich dann wohl der fortecbreitenden Bewegung, 
aber nur, weil er die rückgängige verlanget* I>er Grundb^«- 
sits, als solcher ist also nur insofern für die Vertretung 
brauchbar, als er stehend gemacht werden kann, um gleich- 
artige Bürger in die Versammlung einsufuhren. TheUbare, 
veräasserltcke Landgüter begründen gar keine .Stabilität* 
Pas bewegliche Eigentkum ist an und für sich keia Princip 
der Aenderung und Vervollkommnung; wer nur bewegliches 
Vermögen besitzet, verlieret bei grossen StaaU Veränderungen 
gerade das Allermeiste. Der Grund und Bodea geht nicht 
verloren; wenn die Frü<;hte eines Jahres unter den Hufen 
der Pferde sinken, so ämtet der Besitzer doch die des näch^ 
Sien Jahres* Dieser Sicherheit ist auch der Landeigenthünier 
sich stolz bewusst* Wer aber fahrendes Vermögen besitzet, 
läuft in Unordnungen Gefahr, alles einzubüssen. Der Kauf- 
mann, der Fabrikant, der Handwerker kann nur dann Ver-> 
ättderungen herbeisehnen, wenn er ohne Vermögen ist. Der 
wohlhabende Gewerksmann sieht in jeder Störung der bei- 
stehenden Verhältnisse die grössten Verluste vor Augen. Die 
traurige Flucht in das Ausland ist aber den Grundherren 
nielM bitterer, als dem Städter* Die Neigung zum Neuto, 
die man bei den Besitzern des bewegliehen Vermögens wahr* 
aiasrnt, steht also in gar keiner B e zie hung zu dem Vermd- 



gen, sondern fliegset nur au» dem lebhaften Gfiete, der den 
künstlichen ßroducenten .beiwohnen niuss, aus d&t Masse von 
Vorstellungen und Begriffen, die von allen Seiten dem Städter 
sustromea« D^r Sinn des Städters ist ein durchaus weit* 
lieber, denn sein Geschäft führet ihn nicht immer sn den 
Schwellen das Mysteriums. Ffist nichts empfängt er unmit^^ 
telbar aus den Händen der Natur; Menschenhände spannen 
schon den Faden, den er verwebt, bämmerten das Metall| 
das er formt, brannten die Ziegeln, womit er mauert. So 
ertönt selten der alte Spruch:. „An Gottes Segen isrt Alles 
gelegenes der über so vielen Dorfthüren geschrieben steht 
Ukid diese mangelnde, religiöse Lebensweihe ist der einsige 
Gmnd des leiehtfertigerri Gharacters der Städter« 

Wenn wir nkht irrten, so lösen Ancijlon's Sätse sieb 
alle in sieh selber auf, und bedürfen keiner weiteren Wider* 
legung. Nur darauf sei noch besonders hingedeutet, dass 
er nur den materidlen Ständen, gar nicht den geistigen Stän« 
den Fähigkeit su gemeinnütiigem Einflüsse snschreibet. Ge- 
wiss ein arger Verstoss! 

BfM SjMteuk der retnen fSiteUveriretfmg. 

Insofeme die möglichste Verallgemeinerung und Ge^ch* 
lieit die Losung der jetsigen Entwicklung geworden ist, trei- 
bet allerdings die Zeit zu dem Systeme, nach welchem die 
Volksvertreter ohne Rücksicht auf ständische Verhältnisse, 
meist auf eine nur kurze Zeit (2 — 3 Jahre) ^nd ohne Ver- 
pflicfitung auf die Aufträge ihrer Conmiittenten gewählt wer- 
den. Es h^issf dieses System das reine Repiäsentativ- 
aystem, weil* das Volk im Ganzen als das Vertretne gedacht 
and die Gemmnden u^d Kreise nur nach ihrer Kopfzahl, 
also nach ihrem Verhältniss zur Gesammtzabl berücksichtigt 
SU werden pflegen« Weil es den Vereinigten Staaten ent- 
lehnt worden ist, heisst es wohl auch das aaierikanieehe ' 
System. Aber nicht jede llerrschaftsform wird dem Organe 
des Volkes diese Gestalt ^ulassen. Die Aristocratie stimmt 
nur mit dem ständisclwn Systeme, denn die Existenz geord- 
neter Corporationen verbürgt die ihrige. Hier kann sie thei- 
len, mn zu herrsche^ oder vielmehr, die Stände theilen sich 



selbst und; lassen die Aristocratie waltön. Die Monarchie 
dagegen tritt gerade dann als das dringendste Eednrfniss 
hervor, wenn die Ordnung aus dem Yplksleben entweichet, 
denn die Monarchie giebt Einheit. Jemebr die Untejrschiede 
der Bürger verschwinden, desto höher hebt sieh die' Kraft 
der RegiPTung« Erscheint ja selbst in optischer Hinsicht ein 
Gegenstand dfesto kleiner, je grossere Dinge ihn umringen; 
desto grösser, je kleiner seine Umgebvfng. Der Erbmonareh, 
meint zwar K. L. v. Haller *), müsse sich auf erbliche Stände 
stützen, damit ein Aehnliches überall i^ich darsteHe. Doch 
der Monarch als ^er fortwährende Stellvertreter des Staates, 
wird auch in dem Gegens9tze erwählter Stellvertreter des 
Volkes einen Punkt der Vergleichung finden ,' so die erb^ 
liebe Krone als ein Natürliches, Oi^[aniscbes erkennen lässt. 
Das wäre eine jämmerliche GrundfiMte des Tl^rones,,die nur 
durch den Anblick erblicher Stände dem Dasein eines erb- 
lichen Monarohen sein Befremdliches nehmen soll. Wief 
wenn die Vorzüge erblicher Kep^äsentanten bezweifelt, be^ 
stritten werden, niüsste da nicht der Monarch schon erbe- 
ben I Die ewige, klare Sache der Monarchie muss nicht an 
Pirekärefr, Zweifelhaftes gebunden werden. Es ist wahr, das» 
die Erbmonarchie fast überall mit erblichen Ständen umge- 
•ben war, es ist vielleicht sehr vortheilhafr, wenn der Thron 
auf stofenweisen Organismen ruht, aber es ist nicht noth- 
wendig. 

Es erhellet also, dass das repräsentative System mit der 
Monarchie sich vereinbaren lässt. Aber das ist die Frage, 
ob eine Beschränkung durch Repräsentation in engerem 
Sinne nnter allen Umständen zweckgemäss bnd genügend 
sidi erweisen kann. Man wendet gegen die reine Repräsen- 
tation ein, dass sie öfters entweder keine reale Vertretung 
zulässt, oder aber die monarchische Gewalt niederdrückt« 
Nicht ohne Grund erhebt man diese Einwürfe; $|ie £rfiil|rang 
selbst redet ihnen das Wort. 

Es ist nämlich gewiss, dass die Repräsentation oft eine 
sehr zufällige und wenig befriedigende Vertretung abgiebt. 
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Jede reine Vertretung, lässt eine sehr grosse Ansahl unbe- 
rührt. Ain Si^gsten stellt sich die Sache, wenn das Wahl- 
recht auf die Steuersurome basirt ist tfnd ebenso die Wähl« 
bieirkeit In Frankreich sind bei der Erfordemiss von 300 Fr. 
directer Steuer für die Wähler und von 500Fr.iiir die Wählbar 
reu nur 235,000 Personen unter 32,000,000 Wähler, nur 80,000 
w|Lhlbar. ' In England, wo man blos auJT Einkommen sieht, fst 
. dagegen eine Million Einwohner wahlfähig. , Je mehr man 
die Gemeinden als Wahlkörper constiiuirt, desto leichter ist, 
das ganze Volk bei der Wahl zu interessiren« Giebt z« B. 
auch eine Zohft nur eine Stimme, so wird sie doch von 
allen Mitgliedern gegeben» Es geht ferner keine ^Versamm- 
Ittäg hervor, die nach einer politischen l^roportion abgemes* 
sen ist, sondern man weiss gar nichts, als dass eine gewiss^ 
Anzahl hochbesteuerter Individuen an einem Orte zusammen 
kommen wird. Ob sie Gelehrte, Geldbesits^, Grundeigen* 
tbümer, Kaufleute, Beamte (!) sind oder nicht I das schwebt 
vdUig im Dunkeln , und wird sogar far gleichgültig erklärt^ 
obgleicb es eine Sache von der höchsten Wichtigkeit bleibt. 
Nach dem Stande, nach der Lebensart, richten sich die in- 
dividuellen Ansichten, auf diesen beruht aber die Richtung 
des stellvertretenden, Organes. Die Nation hat demnach we* 
nig Bürgschaft, dass die Versammlung das allgeiheine Wohl 
nach dem besondern ermitteln werde. Jeder Bestfeuidtlml 
der Gesdlschaft befürchtet vielmehr, dass . sein besonderes 
Interesse unberücksichtigt sein werde. So erscheint denn. die 
Repräsentation vor dem Throne als ein Sachwalter der Na- 
tion, der sich über seine Kenntntese, über seine Beschaffen- 
heit gar nicht ausweiset, sondern nur eine g'anz allgemeine 
Vollmacht vorzuzeigen hat« Je gi^sser der Umfang und die 
Einwohnerschaft des Staates ist, desto weniger fühlen die 
Einzelnen sich vertireten, während in kleinen dünnbevölkert 
ten Reichen allerdings das Bewusstsein- reeller Vertretung 
Platz gewinnen kann. 

Die Regieriing wiiyl durch die Unsicherheit der Majori- 
tät geiiöthiget^ bei den Wahfen heimliche Umtriebe vorsu-> 
nehmen, um Männer von günstiger Gesinnung in den Verein 
SU bringen» Sie wird ferner unablässig sich hüten, das Heft 



den Vertretern der Nation im Gmngtlen «ahe zu bringen, 
um es nich't so verlieren« So kann di» Repräsentativsyatem 
Jeicht daxn gemissbrancbt werden/ einen Siindenbock der Re-* 
gierung su erschaffen. Was der absolute Regent nicht leicht 
zu gebieten wagt, scbmnggdlt der beschränkte durch die Be- 
prttseiitation in das Gesetsbuch. Die Ausgaben mehren sieb, 
die Schulden wachsen von Jahr zu Jahr, alles mit Hülfe 
der Bepräsenianten, die keine speciellen Mandate besstsen 
und keinerlei Verantwortlichkeit auf sich haben. Fehlt der 
Regierung wegen irgend etwas die Pc^olarität, mii»linfen 
die ^Versuche, die Majorität zu gewinnen, so artet die Ver* 
tretung leicht in eine absolute Opposition aus« Je grösser 
der Einfiuss der Regierung bei den Wahlen, je nachgiebiger 
das Organ bisher gewesen ist, desto wilder tritt nun die 
Reaction auf« Ein blindes Rekamjrfen der Staatsgewalt er^ 
scheint völlig als 'eine PjQicbt, als ein Kennzeichen des Pnr 
triotismus Was auch die Regierung vorschlage, die LeideB^ 
Schäften setzen sich entgegen; Grände werden nicht gehört; 
die Grenzen verachtet. ' Die Versammlung verwandelt «cb 
in einen wogenden See, der das Ufer überschreitet und Zer- 
störung mit sich führt. Zwar giebt es ein Mittel, diese Auf- 
brausung der gährenden Kräfte zu mindern, man läsist näm- 
lich die Repräsentanten des Volks in zwei Kammern sich 
thcAlen und zügrit eine Kaminer durch die^ andre/ So.theilt 
sich der norwegische Stortbing, der auf reiner Reprltoeiita- 
tion beruht, durch Wahl in den Lagthing und Odelstfaing 
und empföngt durch diese EinricfauDg, ohiie irgend eine arW 
stpcratiscbe Zuthat, eine nicht verwerffliehe Mässigung« Was 
inzwischen bei Norwegens ganz einfachen Verhältnissen zu- 
reicht (und reicht es immer zu?), dürfte bei verwickeltern 
Verhältnissen schweriich auslangen. Zum mindesten müsste 
man sicher sein, dass die zweite oder höhere Abtheilung des 
Reichstages aus den erfahrneren und angesehneren Mitglie- 
dern besteben werde. 

Dieses Urtheil über reine Repräsentation deb Volkes 
vor dem Throne wird um so mehr befremden, da Wir eine 
V^ksherrschaft nach dem Repräsentativsyst^ne so sehr aus- 
gezeichnet; haben. Allein das Auffallende schwindet, weim 



193 

man d«n irfigeheoKii Untemehidd «wischen einem Regenten 
find einem blossen Volksvertreter in das Auge fasst. Wer 
zur Regierung berufen wird, all deti können )ceine Ansprüche 
einer besondem Vertretung erhoben werden; er muss sich 
nothwendig sum Allgemeinen erheben, und nichts bctücksieh-' 
tigen als sein Wissen und Gewissen. Es ist also vorthieil- 
baft, wenn der regierende Körper in der Republik nach dem 
Reprftsentativsysteme gebildet wird. Wer aber die Nation 
gegen die Regierung vertritt, der hat mehr oder weniger die 
Natur eines wirklichen Stellvertreters. Wenn ihm die Wäh» 
ler auch keine specielien Mandate mitgeben, so betrachten 
sie ihn doch als ihren Mandatar, und beklagen sich über 
ihn, je weniger er sich von dem besondern Interesse seiner 
Constituenten leiten lässf. Je mehr also die Wahl eines 
Abgeordneten nach dem Repräsentativsysteme geschieht, desto 
ungenügender fällt die Repräsentation aus. Wenn die Re- 
präsentanten das regiei*ende Coilegium bilden, s^ haben sie 
alle Rücksichten gegen das Volk, die ein Herrscher hat, aber 
sonst erfohrefl sie keinen Einflnss von Aussen. Wenn di^ 
Repräsentanten aber , an die Seite der Regierung berufen 
werden, haben sie keine Gefahr von Seiten des Volks zu 
befürchten, aber stehen unter der nachdrücklichen Einwir- 
kung der Regierung. Repräsentanten im engem Sinne des 
Wortes, müssen daher gnfe Regenten und zweifelhafte Abge- 
ordnete darstellen, wenigstens in grossen Staaten. 

Itaa i^miffelKle oder» Xweikanunensyctem* 

Da das ständische System bei dem Zwiespalt der histo- 
rischen Stände sehr häufig unanwendbar oder bedenklich 
wird und doch der Vortheil eines stehenden Characters der 
Repräsentation in die Augen fällt, und da das reine Reprä- 
sentativsystem nur in sehr einfachen Verhältnissen ausreicht, 
ungeachtet dasselbe die Redürfnisse des Augenblicks am meisten 
sichert: so ist denn das gemischte, vermittelnde System zum 
herrschenden in den neuern europäischen Staaten geworden. 

Dasselbe beeteilt die Repräsentation ftum Theil aus den 
Gemeinden und Kreisen (Grafechaften), zum Theil aus vdr- 
handnen Standespwsenen, denen eine Virilstimme iia öflSrart- 
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Kcb^ Lebeir gebührt. Die' Paire sind^niebto andres als No^ 
taUJitäten, die einzeln zählen, während andre nur summa*- 
rjsch zählen. Den ächten Pair macht daher die Volksge- 
isehichte, indein sie eipatelne Familien mit grossem Grund- 
vermögen zum hobeii Land^sadel constttuirt oder aber einen 
solchen Stand ode^r eine solche Corporation ~(z* B. die Lau- 
desu^ii^ersitäten in Hessen) ins Leben fuhrt, dass die otfent- 
liebe Meinung ihm oder ihr eine Viriistimme einräumen musa; 
Die.Pairscbaft kann eine erbliche sein, aber sie muss es 
nicht sein, da ja dieselbe nicht immer eine persönliche' ist. 
Auch in England sind Repräsent^ivpeers, nämlich (i\e Ver- 
treter der schottischen und irischen Lords. Immerhin aber 
muss die Pairschaft ein natürliches Attribut sein; wo es reine 
Gunst und Auszeichnung ist, wie seit 1831 in Frankreich» 
da wird vdie Pairskammer zu einem ministeriellen Zusatz zur 
Deputirtenkammer zu Gunsten der Krone, dem keine leben- 
dige Thätigkeit beiwohnen kann.' Efienso muss die Paine 
im Volksgeiste wurzeln. Wo di^ öffentlii^he Meinung ihr 
Dasein nicht zuläs6t, da kann sie auch nicht zu öffentlichem 
Vortheile zu Stande kommen, sondern dient blos einem star- 
ren Privatinteresse.. Nur indem auf gedeihliche Weise 
cfiiB Repräs^ntatioir zum Theile Virilstimmen Jn sich schliesst» 
kann sie dec Vj^rgangenheit oder vielmehr deiii Historischen 
im Volke ihr volles Recht in der läegenwart verleihen und 
sohin eine Vermittelung des Alten und Neuen begründen. 

Die zwei VjBrschiednen Theile des Volksorganes müssen 
nothwendig gesondert berathen' und stimmen 'und sohin zwei 
Kammei-n constituiren. Nicht nur fordert es die Rücksicht 
auf ein bedächtiges Verfahren, sondern es wird a^ch durch 
die Grnndverschiedenheit nötfaig. Durch Zusammenbringen 
verschiedener Theile in einem One würde oft nicht Ver- 
mittelung, sondern vielleicht öfter. Verfeindung entsf^hen; 
nur darf die Sotiderung nicht verfuhren, die beiden Theile 
in totale Gegensätze ausbilden zu wollen. Sie müssen zu- 
samnien wirken; will aber eine Kammer blos conservativ, eine 
blos umändermd, eine blös aristoc^^atisch, eine blos democra- 
tisch sich zeigen,' so kommt es zu keinem glücklichen Er- 
folge» Die Kammer der Gemeinden muss den Anffuig machen, 



denn sie stellt die MaMb mit ihreä nenen Forderungen und 
Bedürfnissen dar« Die Pafirskammer macht den Besohhiss, 
da sie ^ das Besondre, Gewonnene darstellt und dieses erst 
im Lichte des Aligemeinen gewürdigt wird. Sie wird x«r 
zweiten Instanz, weil sie au^ den durch Vermögen unabhän- 
gigsten , durch' gesicherten Besitz ruhig sich- gleichbleibend- 
steil, durch h^hre Bildung einer wördigen Haltung beflissen- 
sten, dem Throne nahestehendsten Personen gebildet wird 
nnd sohin einer lidheren Autorität sich erfreuen mUss. 

Das Zweikammersystem ist in England mit jener Zu- 
fälÜgkeit, mit d» alle Ideen bei den Völkern sich zu ireali- 
siren scheinen, ins Leben gsetrelen« Die zur Rücksprache 
(ParUamentum) geladoen^ Stände ^^ Herren, Pridaten, Graf- 
schafts- und Städtedeputirte (seit 1265) — «onderten sich um 
so mehr, da die letztern ausschliessend in Steuersachen zu 
stimmen hatten (1292). Die Gemeinen,. wie sich die Depn» 
tirten der Communen und Grafschaften (letztere ritterlichen 
Standes) nannten, nahmen in dem Versaninilungshaus die 
unteren, die Hef*ren und Bischöfe die oberen Räume ein. 
So zerfiel das Parliament in Unter- und Oberhaus. Dieser 
Organismus ist der Prototyp fast aller neuen politischen Oiv 
ganismen geworden. Er wurde theilweise in die aitiefikani-^ 
sehen Colonien verpflanzt und ging abbildlich in den beiden 
Häusern des Congresses zu Wassii)[gton wieder auf; er 
wurde 1814 nach Frankreich übertragen und sein Same fiel 
in einige benachbarte Länder. Ueberalt aber wurde in den 
eonstitutionellen Monarchien die Bemerkung gemacht, dass 
das englische System desto grössern Nutzen brachte, je reit 
ner es den obwaltenden VolksFerhältnissen zufolge in An- 
wendung kommen konnte. Wo mian die awei Kai^imern am 
abweichendsten von der englischen Idee constituirte , erzielte 
man das Wenigste. Die Pairskamuier hat eine dreifache 
Aufgabe, erstens soll sie. einen stehenden, erhabnen Character 
in die Rt»präsentation bringen, zweitens als zweite Instanz 
die andre Kaminer moderiren, drittens ein Mittelglied zwi- 
schen der Krone lind den Forderungen der Masse abgeben. 
Nur zu oft ward blos ein Zi^eck ins Auge gefasst und 
dann verfehlte man alle! ' 
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% Aofih daaZweikamiiiersysteni roiiM Mäi^el haben. Nicht 
daas es sie hat, darf in Verwundrung setien, «ondern das^ 
wäre in Wahrheit erstaunlich, wenn es keine Mängel hätte. 
Es fragt sich nur, ob die Vortheile des Systems die Nach* 
theile überbieten? Es scheint, dass man diese Frage nach 
der bisherigen Erfahrung dorchaos bejahen mnss* *) 

Das Erste, was man dagegen aufbringet, bestehet in 
den Widersprächen, die zwei' Köpfe auf einem Rumpfe nach 
sich ziehen. )/Sän sagt, dass die beiden Kammern nothwen^ 
dig einander bestreiten und besiegen müssen; man fägt hin- 
zu, dass am Ende eine Kammer die Oberhand über die andre 
gewinnen, und sie ganz auf die Negative beschränken könne« 
Beides wäre von grossem Nachtheile, wenn die Regierang 
eine getheilte wäre, aber die Folgen sind sehr zweifelhaft, 
weil die Regierung nur eine beschränkte ist. Erstens, sollte 
ein Streit zwischen beiden Kammern obwalten, so wird er 
nicht leicht ein feindseliger sein, denn die beiden Kammern 
dürfen ja durchaus keine reinen Gegensätze abgeben« Ein- 
mal wird die erste Kammer widersprechen, das andre Mal die 
zweite« Dadurch wird nichts erzeugt als grosseire Besonnen- 
heit und Umsicht in (ien Vorschlägen. Der Fall, dass die 
eind Kammer stets l>ejaht, was die andre iremeint, wird nicht 
leicht vorkommen. Gesetzt aber, dass eine Spannung zwi* 
sehen beiden Kammern diese Unnatürliehkeit herbeifuhrt, so 
kann doch daraus noch keine offenbare Gefahr entstehen. 
Die zwei Köpfe sind nicht absolut, über ihnen steht das 
Oberhaupt, und, bewirkt durch sein Anschliessen^ an eine 
Parthei, dass die Gesetzgebung — nicht unterbrochen wird. 
Zweitens, wenn wirklich eine Kammer die Obmacht über 
die andere erlanget, sich der Initiative in allen Geschäften 
bemächtiget, so kann sie doch der andern Kammer die Ne- 
gative nicht entziehen, welche von so grosser Bedeutung ist. 
Es kann mithin keine Massregel durch beide Kammern 
gehen, wenn sie auf eine entschiedene Weise einseitig wäre. 
Nehmen wir jedoch den Fall an , dass nur eine Kammer 



*) Vergl. N. Journal von Deutschland, red. von Fr. Buchholz. 
Bd. XII. S. 400 — 420. 
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bestohet, so werden gaiui andre ^ebel entspringen. Die Re- 
gierung muss da unmittelbar mit den Repräsentanten streiten; 
verwirft sie einen Vorschlag noch so xar^, so erbittert sie 
doch die Vertreter gegen sich; verwerfen dagegijn die Re^ 
Präsentanten einen Vorschlag der Regierung, so versetsen 
sie den Organen des Herrschers einen Schlag, der sie oft 
aaf lange hin lähmst. Es ist daher von unendlichem Nutxen^ 
wenn der Herrscher statt der »weiten die drittelnstanz bildet, 
damit er nur hödist selten sein Veto aastusprechen habe« 

Das Andre, was man gegen iwei Kammern einwendet, 
besieht sich darauf, dats oft die Minorität die ''Wirkungen 
der JVfajorität erlangen müsse, indem die iiberwiegende Stirn« 
menmehrfaeit einer Kammer öfters der entgegengesetzten Ma- 
jorität nur eiiier Stimme in der andern Kammer unterlieget* 
Man kann dieser Bemerkung das Treffende nicht absprechen, 
'allein sie verliert ihr Gewicht, wenn man bedenkt, dass auch 
bei der Existenz einer einzigen Kammer ein einzelnes Votum 
den Ausschlag giebt. Am Ende geht durch diese Ueberstim- 
mung nicht viel verloren. Wurde nämlich ein Vorschlag 
mit sehr kleiner Mehrheit zurückgewiesen, so liegt darin 
eine Aufforderung, in der nächsten Session den Vorschlag 
zu wiederholen. Dadurch geschieht es, dass wirklich gute 
Vorschläge, für die sich die Mehrzahl nicht bedeutend ausge- 
sprochen hat, blos auf einen Zeitpunkt venschoben werden, 
wo die öffentliche Stimme ihnen günstiger sich ankündiget. 
Ein solcher Verzug ist so wenig ein Uebel , dass ihn viel- 
mehr die Staätsweisheit oft sehr laut fordert Freilich wird 
hiebei vorausgesetzt, dass die Vota, die den Vorschub ver- 
anlassen, nicht blos zählen, sondern auch wiegen. Aber 
nur dann sind die Stimmen ohne alles Gewicht, wenn sie 
ohne vorhergegangene Debatten abgegeben werden. Sobald 
hingegen eihBt für und gegen' den bezüglichen Gegenstand ge- 
sprochen wird^ k&nn man wohl annehmen, dass jeder Votant 
nach Gründen gestimmt habe. 

Das Dritte, was man dem Zweikammersysteme vorwirft, 
gehet dahin, dass die Trennung der Vertreter auch getrennte 
Ansichten über die Angelegenheken erzeuget, und beide 
Kammern der Einsichten beraubet, welche sie vereimgt 



besessen hätten. Doch es ist nnnidgUch, dass die Ansichten . 
der Kammern in der Regel ganz diter|giren können, weil die 
Kammern verschieden, doch keine G^fensätse sein sollen ; die 
Verschiedenheit der Ansichten wird sonach nur eine solche 
sein, die durch doppelte Pi^fung aber dieselbe Sache sich sa 
ergeben pflegt, und in keiner Beziehong einen Schaden mit 
sich fähret. Wären die Sitzungen beider Kammern geheim,, 
die Debatten der Publicität entzogen, dann allerdings könnte 
manchmal eine schädliche Divergenz dun^reifen; da je- 
doch wcinigstens die Repräsentantenkammer gtaz öffi^ntlicb 
disctttirt und das Wichtigste in der Pairskammer ebenfidls 
verlautbaret wird» so werden die Ansichtien sich weit öfter 
vermischen und ergänzen. Aus demselben Grunde lässt sich 
auch bestreiten, dass die Trpnnung der Vtotreter einen Aus* 
fall von Einsichten nach sich ziehet; was die hervorragen« 
den Talente in einer Kammer äusserten, wird ja daselbst 
nicht begraben, die Redner der zweiten Kammer heben die 
Gründe auf, und fuhren sie aufs Neue vor. Alle diese Vor- 
wurfe treffen also nicht das Zweikammersystem, sondern den 
Mangel an Oeffeiitlichkeit. 

Das Vierte und Wichtigste, was man entgegnet, gilt der 
Verschmelzung des ständischen und repräsentativen Systems. 
Weit entfernt davon, beide Partheien zu befriedigen, söU 
das Zweikammersystem beide beleidigen. Die Anhänger der 
reinen Repräsentation sollen Klage erheben, dass man die 
Aristocratie' aus der einen Kammer ziehe, um sie in eine 
höhre zu versammeln, dass man daselbst dem Adel, dem 
Clerus neue Bedeutung verleibe, ja wohl gar antinationale 
Institute (wie die Güter der todten Hand und die Majorate 
sintI) statt abzuschaffen, befestige, statt für immer zu verbie- 
ten, begünstige, wieder einführe. £)ie SUmde hin wider sol- 
len sich beschweren, dass entweder nur die höchsten za 
neuem Leben kommen oder nur ein ungeheures Vermögen 
däm Bürger den Eintritt in die ständische Kammer zu Wege 
bringe, dergestalt dass mehr wie bei dem reinen Reprisen- 
talivsystem alles Gewicht auf das Metall gelegt werde. — Was 
die Anhänger der reinen Repräsentation betrifft, so verges- 
sen sie ganz, dass die Kammern keineswegs Wie reine 
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Aristocratie Ufi4 Pemooratie einaader.igegenqjber sAehen «ol- 
len. Die P^rsl^aiiinier wäre verloren, wenn aie wirklid» 
¥001 Kastengeist besM^lt würde. Ihr« Aufgabe ist v>ielindir^ dw 
Rabe einer höhern Stellang dem Winde ephemerer Meinun« 
gen lind Wünsdie entgegen zu halteiw ., Allerdings wird <4ei« 
Adel hie und da zu neuer Bedeutung konlhiän, aljteia w^mm 
soll er allein seine ni^tiirlichen VorzügiB nicht aiiwenden-dfir-' 
fenl Würde das Vorurtheil nicht 'oft dem würdigsten adeli^ 
gen Candidaten^ die Repräsentantenkamnier verschliesseo, in«^ 
dem es in <hr Regel den onadeligea Bewerberif « lieber v^mr- 
trautl So würde das bestfe 'talent, das grdsste Veitn^eft 
ohne politische Anrechte verharren , weil der Besitzer aus 
▼ornebmer Familie stammt und in diese Abstalmmmg Ton> 
notablen Personen eine EUire setzt. Wenn durch denrClenis 
das Intfliresse der Kirche wieder vertreten wird, so. können' nur 
Halbwissery die es zu den Wörtern: Pföfterei, Dunkelei^ g^-* 
bracht haben, daran ein Aergerniss nelui^en;'idenn* ilUr ivetin 
Priester \an der Gesetzgebung Theil haben, ist Harmonie des 
Geistlichen undWel^icheU itiaglieh: Es gehlst Verblendung 
dazu, das Kirchliehe als ^in Gletchgültigei den Lkien'Preis 
geben zu wollen. Die^ alten Missbräuclie sind ^keinerseits mehr 
zu besorgen. Der Adel braucht weder attssehliessend liegende 
Güter, noch ein Vorrecht auf die Slaatsainter zü.jbesitzen^ 
um eine reale Existenz zu habea, utid derClerus Isann' an 
der bürgerlichen Gesetzgebung Theil nehtte«, ohne eme 
Verfinsterung der Geister anzudilobeOi Man spilte sich schä« 
men, noch iaonier nicht von dem ' äns8*rstei( Extremci zdrü^k^ 
gekehrt zu 6ein und Reden zu halten, als «landen^ wir noch 
im sechszehnten Jahrhundert« Aber die Majorate? die Guter 
der todten Hand? Man etfertei g^g^R siC) weil sie ^ der Bo- 
dencukur und Vermögensvertheilung hinderlich befanden wur^ 
den. f AUein es ist hier ja nicht: di& Bede; von^ lauter Major 
raten und gestiftetem Gütern, siAidern nur von den Gütern 
der Pairs. Diese Aasnahme wird nur eineo - kJeüien Theil 
des Territoriiims treffen, und bei der grossen Verbreitung 
der technischen BÜdung-, bei dem lebhaften Güterverketpre 
selbst dem Oecondniisten nicht «lehr anstossig sein; gi^ 
zu, dasii At fiin die;politische^Freiheit.erforderliehiiBtj 
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sa mwm «laR gar ntdit fragen , ob einigä Stteke Kartoffeln 
mehr oder weniger angebaut werden« -^ Was die Verteidiger 
der Stände wieder anbriangt, so ist nicht su' wundem, dass 
sie das grosse Einkommen, welches ein Pair, ein SenatoV 
besitaen muss, in hohem Grade erbittert, denn Alle stipuli- 
ren gern mir isolohe Eigenschaften, die sie selber besitaen. 
Indessen wird grosse. Habe so lange poUtisohe Yorauge er^ 
halten, so lange sie ein „Vermögen,^^ bildet. Das 0eM 
hat die vielen Differensen des Lebens ausgeglichen, aber 
dech einen desto gewaltigeren Unterschied gegründet. Dem 
ist nicht an entgehen. Wer den Staat als ein irdisoheä Pro«- 
duct erfassen lernte, findet es natürlich, dass selbst die Stoffe 
eine tiobre Geltung erreichen. Es ist nur eni Doppeltes so 
vermelden, dass das Metali nicht ohne den Geist etwas 
bedeute, d. h. «dass keine Oligarchie deir Reidien, ab soldier^ 
Plpita; greife, und dass nicht mehr Eigenthum gefoi^dert werd«^ 
als der 2we«k'dordiaus erheischet 

nie BeKördeiaforinteYi^ 

Der Regent kiMin in Staaten, die nur einigen Umfang 
haben, blos die Fäden aller ^taatsgesohäfte in seine Hainl 
nahmen; die specielie Abwickelung muss er einem ihm ant 
Gdtote stehenden Personal (Beamtensehalt) übertragen. Thei- 
Inng der Staatsarbeit ist die C^nadbedingung ihi*er sichern 
Leistung; so müssen denn Gescbäfitfleiweige (Branchen) gebil« 
det und fiir diese bestimmte Personen neben einander gestellt 
d. h. Rehj»rden gebant werden. Die gute Organisation der 
gesammten Behörden ist eine äusserst wichtige Aufgabe und 
sie tritt im Verläufe der Zeit immer bedeutsamer henror, da 
der iadividuetle Einfiass dos Gewalthabers selbst durch di# 
modernen Constilatiotten immer mehr aus dem Vargruad* 
gedrängt wü*d« In Rezug auf den Aufbau des Behörden« 
q^esens sind zwei Kragen xn lösen, erstens, in welober Art 
die Geschulte vertheilt' werden sollen, zweitens, wie man dia 
Behörden fiir die G^sohäfistbeile constituiren nsiasel In B%*^ 
ang auf die Geschitftstheiking herrs(dian uwei Syatenfe, das 
sogenannte C^ntri^t.und das sogenannte ProTinzial* System* 
In Bteigwil die iiinre Einrichtuqg der Behörden hemokM» 
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wi^dei' awei S^stemcf^ da« Collegial- and das Bureapi^SyaCMi, 
Hi«Ton soll nun äiisfiihrlieh gebandelt werden. 

Ba« Central- und Provinzlal»9y(rtem. 

Die Venvaltang der Innern AngelegenheUen i^egt A«f 
«ine zwaüacfae Weise eingerichtet und betrieben zu wer* 
den. Entweder wird aus de» Mittelpunkte ^usgegungen, und 
auf di^ in der Peripherie li^nden Punkte in gerader Linie 
fain^wirkt; oder der Umloneis wird in gewisse Flf^eben ab* 
getbeilt und aus den Mittelpunkten dieser Flächen eine An* 
zahl y^bindungslinien zuoi Centrum des Ganzen gezogen» 
Entweder werden die Behdrdea nur nach den OiNschäften 
unterschieden, überall gleich gestaltet, alle von jilder Brao^he 
unter dieselbe Centralbehörde gestellt und in den untern Be* 
gionen höcbsteim einer Controle von Kreisr eder Provinzial« 
Ständen , abdr keiner Mitwirkung unterzogen; oder die Be* 
borden haben in versehiednen Theilen des Staates eine rer-^ 
scbiedne Einrichtung, einen verschiednen GeschSftskreis, 
stehen unter verschiednen, den Provinzen eigentfaümlichen, 
höchsten Instanzen und haben meist Kreis* und Provinzial* 
Stände, aas Repräsentanten der Compaunen «nd Stände, coo* 
tcolirend, in localen und prQvinzidlen Interessen b^rathead 
zur Seite. Das erste System der inneapn Verwldtnng heisst 
das Central- oder Realsystem ; das andre hei«pt das Pro* 
vinzialsystem.*) 

Das Centralsystem nimmt den Vomug einer mechoni* 
sehen Vollkommenheit in Anspruch. Wie in einer Masdnae 
ein Theil in den andern greift, jeder aber in d^m bestimm- 
ten Krei$e sich ungehindert bewegt, ohne d^ andern zu 
stören, alle Theile von einem Punkte aus beherrscht werden 
köanea: so und nicht, anders 4sollen die Behörden zusammen* 
hängen, wirken ujod gemeinscheftlich geleitet werden. Es 
gebort offenbar eine bedeutende Kunst dazu , ein solches 
Werk zu bauen, und es kann daher fSr einen Beweis der 
polittschen AttsUldung angesehen werden. Inzwischen hat 
eine solche kunstreiche Verwaltnng gegen sich, dass sie alles 
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Ldben an einen Ort dränget und der Hauptstadt des Staates 
alles Mark i^us den Provinzen zufShret. Die Capitale boret 
sehr leicht auf, da$ Herz des Landes zu sein, von wo das 
Blut nach allen Richtungen sich in die Glieder verbreitet, 
und wird vielmehr ein Polyp, der alle Kräfte absorbirt und 
verdirbt. Ferner duldet die CentralverWaltung häufig wenig 
oder gar keine Rucksicht auf die Individualitäten der Län- 
der und ihrer Einwohner. Sitten und Gewohnheiten, Sprache 
und Religion müssen auf die Seite treten^ damit die Gleidi^- 
förmigkeit der Verwaltung Platz greifen k5nne. Daher mass 
in Staaten, wo versqhiedne Stämme wohnen j Wo die Theile 
eine verschiedne Vergangenheit besitzen, der hödiste Wider* 
willen dagegen sii^h ankündigen Selbst die Gemeinden wer- 
den bei diesem S)rsteme keine grosse Selbstständigkeit behal- 
ten können; ihre« Vorstände werden zu reinen, von oben 
bestellten Localbehörden herabgesetzt sich finden. Provin- 
zialstände für die Pro vinzial Interessen werden ebenfalls nicht 
oft^gesehen. Ja die Centralisation aller Behörden giebt dem 
Minister eine so grosse Hebelkraft, dass der Despotismus, 
der. aus der' Verfassung getrieben wurde, in der. Verwaltung 
sich leicht aiiaetzen kann. Deswegen waren es nicht immer 
kühne Reformatoren, wie Friedrich ,^ Joseph oder Napoleon, 
soiidern auch geiheinherrische Naturen, welche diesem Ver- 
waltungssysteme zustrebten» Der Despotismus, bemerkt Mon- 
tesquieu, kann überall keine Mannigfaltigkeit leiden, sondern 
wünscht allenthalben nur das Eine, das ihm geföllt und be- 
liebt, anzutreffen. 

Das Provinzialsystem bat im Gegensätze zu dem Real- 
-Systeme ein repuMicanisches Prineip- in sich. Es schont über 
alles die Sitten, die Sonderrechte, die Eigenthümlichkelten, 
die Freiheiten der Gemeinden und der Stände. Nur bei dem 
Provinzialsysteme pflegen Kreis- und Landtage angeordnet 
zu werden. Es bringt aber zuweilen der Mannigfaltigkeit 
die Einheit, der Vergangenheit die Gegenwart, der Gegen- 
wart die Zukunft zum Opfer, denn die Thefle des Staates 
werden in ihrer scbrofien Fremdartigkeit erhalten, die Ver- 
suche der Annäherung und Ausgleichung ganz unterlassen. 
Ferner niuss der geringe Nachdruck, der der Regierung in 
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Bezug aaf <Uie provinciellen uiid cemmunalen Behörden xa^ 
i^tebet, gros&en Verbesseruagen, die ans dem G^sichtspankte 
der allgemeinen Wohlfahrt ansgehen, öfters unübel^teigllohe 
Hindernisse in den Weg legen. Endlich föUt jn die Ang^en, 
dass die Provinzialverwaltaixg einen grösseren Aufwand nach 
sich ziehet, der nicht in allen Fällen durch die bessere, 
mehrfachre Verwendung aufgewogen wird. 

Im Allgemeinen und beide Systeme ganz schroff' einan^ 
der gegenüber gestellt, wurde sich schwer entscheiden las* 
sen, welches System die Regierung befolgen solle. Allein 
sobald auf die besondern Verhältnisse Rücksicht genommen 
und das Eckige abgeschliff'en wird, ist es leicht, ein bestimm«- 
tes Urtheil abzugeben. Wenn der Staat keinen allzu beden* 
tenden Umfang hat, wenn die Sprache, die bürgeiiichen Ver- 
hältnisse, der frühere Zustand dieselben sind, so wird dem 
Realsysteme der Vorzug gebühren. Es kann unter diesen 
Voraussetzungen alle seine Vortheile entfalten, ohne dass 
irgendwas die möglichen Nachtheile hervorrufen müssl«. Sehr 
wohl lässt sich eine Controle und ein Beirath der Provinzial« 
behörden durch Kreis- und Provinzialstände' damit verschmel- 
zen, denn dieselben beziehen sich ja nur auf locale und pro« 
vinzielle Angelegenheiten, über die der Rath der Eingesesse- 
nen von Vortheil ist, und bedrohen die Einheit der allge- 
meinen Maassregeln nicht. Maii findet unter absoluten Re- 
gierungen eine Selbstverwaltung der Communen und ein Zu- 
sammentreten der Kreis- und Provinzialstände häufiger an- 
geordnet bIs unter beschränkten und gethellten, weil abso* 
lute Regierungen in Communalfreiheiten und Provinzialstän- 
den Surrogate einer Nationalvertretung erblicken, beschränkte 
Regierungen aber in ihnen nur hemmende Regungen des Lo- 
cal- und Provinzialgeistes sehen. Doch haben jene Politiker 
nicht Unrecht, die da sagen, ^ass Reichstage ohne landschaft- 
liche und gemeinhettliche Einrichtungen einem Haupte glei- 
chen^ das auf schwachen oder gar keinen Füssen steht.**) 
Dahw hat IH^ auch Frankreich einen Schatten von dorn- 



♦) V. Räumer, im Herme», St. 12. S. 192. In Frankreich vertritt 
diese Idee vorzüglich Fiev^e (lettres de ^Organisation munici: 
pale, 1821). ' 
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Buinal* und DepartemetitalTerfassuiig angenommen. — Oa« 
gegen muss das Proviazialgystem xnr Anwendnng kommen, 
wenn versehiedne, giridi starke Volkssfämme im Lande 
wohnen, welche mit einander wenig oder nichts gemein ha- 
ben wollen, oder wenn die Begierung neue Provinzen acqoi- 
rirt, die ihre frnhren Einrichtungen beizubehalten verlangen, 
endlich, wenii der Staat einen gar zu grossere Umfang ge- 
wonnen hat» Wenn der Sitz der höcfasiwn Behörden den 
Bürgern gar zu entlegen ist, da sehen diese sich den obera 
Behdräen ohne bohre Aufsicht überantwortet and müssen Zeit 
«ind Geld in reichrem Maasse daran setzen , wenn sie ihr 
Recht in der letzten Instanz lynchen wollen. Sollte znfHIlig 
den Bürgern selbst keine Beeinträchtigung widerfahren, üo 
müsste doch der Gang der Geschäfte verlängert und verzd* 
gert werden. Die russische Regierung käitapft mit doppelten 
Hindernissen, seil das Centrum der Behörden, statt in der 
Mitte des Reiches, in einer Rcke desselben sich befindet, 
und sie entsehloss ftich bereits, einci Seetion der Centriiistelte 
in die ^ alte Hauptstadt abzusetzen. Allein bei jedem Schritte, 
den sie in der Administralaon vorwärts thnt, iiiuss sie erken- 
nen, dass sie nur bei dem Provinzialsjsteme stehen bleiben 
kann. Natürlich ist auch das Provinziatsystem nicht in hddi- 
ster' Schroffheit anzuwenden. Es wäre für die Einheit de^ 
Staates gefilhrlich, wenn die Communen „Staaten im Staate^ 
bildeten , wenn bei der Anwesenh^ von Retcfaständen die 
Provinzial - oder Kreisstände über locale und, provinzielle 
Angelegenheiten hinans berathea oder eine deci^ive Stimme 
behaupten könnten. Nur wehn eine Nationalvertretung fehlt, 
BUig die Macht der Kreis- und Provinzialstände oder Con* 
•eils erweitert werden. ^ 

Bfireau- unil Colleg:tenzirzteini. 

Die Behörden sind Systeme von Aemtern, Stellen, die 
einzdne Beamte ausfüllen. Es können nun die Branchen 
auf eine doppelte Weise zusammiengestellt werden, entweder 
So, dass der Chef einer Behörde alle Mitglieder nur als seine 
Gehülfen zu betrachten, sie um Rath zu fragen, aber selbst 
den Beschluss zu fessen, sie zu Geschäften zu ve;r wenden. 
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dber all«s allmii zu vertreten bat, aikk eo, daes^didlidheni 
Beamten über die Atigelegenbeiten ttmit dem Voteitt eiiiee 
Cbefs- berathell, dufch Stimiiitoiiiehrheir enUeheiden und der 
Chef nur bei gleicher Stimmenzahl den Atissehlag giebl» 
Die Behdrdeliform erster Att heit«t die bur eauartige ^ die 
mweil« Form die ooU^ialkehe. Ob diese, ob Jen« den Ver^ 
ang terdiene oder für diese oder jeile RegieriRigsföriA sieh 
^ besser eigne i ist die Frage. 

All ^^ f&r sich betrachtet babeik beide Behördenform^il 
ihm eigenthühmltehen Vomige und Mäi^ei. JDie Collegieh^ 
form slebelt eine reifere Ueberlegung^, IHsst Itetere €l)*ttnd* 
Sätze difreh die Ddbatten sich entwiekeln, bildet dui*eh dilfsls 
audf^die jöngem T&lente, schliessei die Witikähr iso wie 
iMiSsere Elnw^kkungen auf die etnateld^ MitglifiAeit faeii gttthB 
aus und gestattet ein stufenweiaes Verföeken 4ei^ fieanrlM 
üestziihaiten, M^elebes d^m Beamtenstand^ einen fesfereh Sinn 
verlebet ;^ aber es bfingt euie grosse Laif gsaitikelt d#s 6e^ 
sehäftsganges mit sieh, duldet mandies unn-ütze Mitglied, das 
die Uebrigen übertragen nrassen, bringt die InainoHbllitftl 
der Beüintm mit sich^ sobwäehi die Verantwortlk^fakeit jedeit 
Etozebien und vertbeuert die 6es<ÜiiAsfubning wdbl aiA itetf 
dritten Thetl« *) Oie Büreaurform giebt eine sfelme^^ RrafteiA^ 
beit oder Energie, be/lchleunigt den Ldaf der Ges^fte, firtellf 
die Uaterbeamten mehr zor freien Verfügung des Cbefs, 
die C^hefs zur Yerfägung des xMacbthabers und stellt sohin 
elfte Sehr wirksame Verantwortliahkeit Aeit Behdrden auf,' 
dagegen^ lässt es viele Willkübr und Uebereiiuitg zu, 1*^^^ 
breitet sehr leiebteifien gewissen herrideheii Geisf^ vei-aAlliiirit 
Tiele ttild iü der Hegel eben nkbt vortb^hafte Vers^lituti'^ 
gen und V^abschiedungeii., macht das VorwärtiSH^ckeifr dett 
Beamten so unsicher, dass ts «ft ndr als Suche de# Gtmst 
oder der Verbindung erscheint, fONt verträgt deswegen auclr 
nberall so ung^me Widerspruol«^, ds^u die Biireaukratie hk 



*) Benzenberg ((^eldhaushalt Preusaens; berechnet die DikasCei'iaW 

verwalfurtg Presssf^na ^i! T Gr. prp Ko^^,' die fVanz(>ftitfcfie Bü- 

, r#8|a v«ru altunc zu 2|, diegaose iusre Verwallf ng Pr^uMsm. 

zu 5| Or. pro Kopf, die französische Bureau Verwaltung zu iGr. 

' proti<yi^f. Vgl. r.MalchifB, Politik ider hitif^rh VerirakUtig 1, io. 



liie gflilimiuftte alljtr H^rrsdiaften verffufen ward^v -^ An sich 
b^tradbtel etnj^ehlt skh daher d\» Collegienfonii (ur Behotw 
den, i die rorsuglieli zu< befathen und! au erketnien, kaben, 
z. Qi die Gerichte, der Staatarath; die Böreauform eignet 
sieh dagegen mehr für Behörden , welche mehr zu handeln 
als zu berathen, mehr z« bescMiessen als zu entscheiden 
haben, wie z.:B. die Finaazbehorden. Für solche Beherden, 
die in gleicher Art zu berathen.uod zu handiein haben, em- 
pfiehlt sich eine Mittelfonai, welche für die lanlend^ Ge- 
schäfte die Beh^e in Secttonen zerspaltet,., deren. Cheb 
büre^uartig. eiUes abthun, für wichtige Berathöngen at>er alle 
Sec^ionen zu ^iiem Cellegium zusammentreten läi^t. Nur 
muss jdie Trennung der Geschäfte mit . Geschick bestttemt 
werdefi, soast.wird allerdtngs entweder ibis Eine oder das 
Andre 4ei| Zweck verfehlen. ^ . 

Die Form der Behörde kann.iucht impiief blos nach den 
Geschäften und deran bester Besorgim^ dlein ehtschieden 
werden ) scmdern will zuweilen «och eine Bueksicht auf die 
geaammte Verfassung des Sualies. Wenn die Verfassung 
dem Volk^ eirie gewisse Theilhahme an bestimmten Functio- 
fien i^ öffentl^eban. Gewalt gestattet und.sohiu eine Garan- 
tie der Volk^freih^t giebt: so kann die- Büreauform bei den 
meisten Behörden, mit Ausnahme der Gerichte, in Anwen- 
dung kommen, ohne dass eine Klage darüber laut werden 
4äi^t^. f)iß Piovinzial- und Kreisbehörden können ganz be- 
sonffecs dfmti ibüreauartig sein, wenn Provinzial- und Kreis- 
stftnde (Conseils der Eingesessenen) ihnen zur Seite stehen^ 
beraubend und .co»troliread. Absolute Begierungen , zumal 
Monarchien, werdrä dagegen^ zur Belruhigung des Volksgei- 
^te^ V^ie zur Vermeidung der sehr, lästigen Büreaukratie wohl 
darfin thun, die reine Büreaufotm oft zu vermeiden. In ab- 
soluten Monarchien isjt, eigentlich die Organisation d^ Be- 
hörden der für das Volk wichtigst^ Theil ibr ganzen Staats^ 
Verfassung. Die Staatsbeamten können da nicht in die Will- 
knhr des Herrschers gegeben werden, ohne dass die gesummte 
Begierung eine willkühfliche zu werden Gefahr laufe. Die 
gesetzliche Ordnung des Staatsdienstes, der Ani^teHuilgen, 
Entlassungen, Beförderungen u. s. w« ist da eine Garantie 
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gesetzlicher Regienmg« Daher «iiMi in ahsoiilen Monarchien 
gerade die günstigsten Bestinuniingen für die Staatsbeamten 
am Platze« Uebrigens wird es unter allen Umständen gat 
sein, die beiden Sjsteilie nie in ihrer ^usserst^n Schroffheit 
anzpwenden; rfi^ier soll man auch bei einem Collegialsysteme 
das Princip der Inaiiiovibilität nur Gerichtspersonen schlechthip 
ang^deihen und das Vorrücken nur auf den ersten Stadien 
¥om Dienstalter abhängen lassen, ebenso aber| adch bei 
einem Büreausystem weder die Entiassbarkeit der Beam- 
ten zur Regel beständiger Dienstküodigung erheben rtoch 
das Avancement ao gar keine Stufenleiter knüpfen. Der 
Beamte muss als'Organ des Regenten diesem zur Verfügung 
stehen "*) und. der Platz ist es, der den Mann braucht, nicht 
umgekehrt; also ist eine allgemeine Inamovibilität (Unent- 
lassharkeit) und ein beständiges Vorrücken nach den Diienst- 
jahren ein politisches Unding; es verdirbt die Beamten, in- 
tern es ihnen ihr Aii\t zu ihrer Pfründe macht. Nur der 
Richter muss anders gestellt sein, dumit dem Publicum 
seine' Unparteilichkeit über jedem Zweifel erhaben schdne. 
Wenn aber auch Entlassung wegen Untüchtigkeit oder Be* 
förderung vor allen Uf brigen wegen grössrer Geschicklich- 
keit zu der erledigten Stelle nachgegeben werden darf: so 
kann es doch nur schaden, falls dieses Princip in seiner An- 
wendung den öffentlichen Dienst gar zu iinsicher erscheinen 
lässt uhd am Ende die edelsten Kräfte und Gemüther von 
der Dienstlaufbahn abschrecker. 



Es ist im Allg€meineii deshalb nicht zu bUligeti, wenn Beamte 
zu Volksvertretern gewählt u erden dürfen. Entweder stimmen 
sie stets mit der Regierung und yerfalschen dann die Repräsen- 
tation uder sie isetzen durch ihre AmtskenntniFse die Regierung 
in Verlegenheit und verfälschen ihre Dienststellung. Ihre Zu- 
lassung scheint blos nöthig, weil man den Volksorganen eine 
mehr positive Wirksamkeit zuweiset, sta^tt einer mehr negativen 
(Böses abwehrenden) und sohin der Verwaltung kundige Män- 
ner nicht entbehren kann. Der englische Gebrauch, dass Pärla^ 
mentsglieder, die ein Amt annehmen, neuerlich sich einer Wahl 
' unterziehen müssen, sicheit recht gut das Volk; die deutsche 
Einrichtung, dass die Regierung erwählten Beamten den Urlaub 
verweigern darf, schützet aber nicht sonderlich die Regierung, 
die am finde den Urlaub nicht verweigern kann, ohne Verdacht zn 
wecken. Nur die Minister gehören allemal in die Kammern, weil 
sie Rede und Antwort Sit stehen and Aufschlüsse Bu geben haben. 
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Die lijtAiitsformeii» 

Aus den Formen des Volkslebens, der Herrschaft, der 
Regierung nnd der Behörden erwachsen die Stuatsformen. 
Diese sind keineswegs reine Cotnbinationen der Angeführten 
Theii-Formen , was schon daraus hervorgeht, dass in dem 
Bewasstsein der Menschen bis jetzt nur hauptsächlich drei 
Staatsformen (absolute Monarchie, Republik, constitutionelle* 
Monarchie) hervortraten, Wfihrend sicb^ unzählige Combinatio- 
nen denken lassen. Das eigentlich entscheidende Merkmal 
der Staatsformen besteht in der herrschenden Ansicht über 
das Verhäitniss zwischen Regent und^ Volk. Steht der Re- 
gent unter der Gesammtheit der Regierten, so ist der Staat 
eine Republik; die Volkssoureränetät ist das Kennzeicheti 
derselben. Steht der Regent über der Gesammtheit, herrscht 
Individual-Souveränetät, so ist der^taaf eine Monarchie. (Die 
erbliche ^ehrherrschaft ist nur eine Missgestaliung der in- 
dividuellen Souveränetät). Doch ist ein totaler Unterschied 
zwischen absoluter und constitutioneller Monarchie ; ein Unter-» 
schied, so gi^oss ivie die zwischen beiden liegende Republik. 
In der absoluten Monarchie reichen die Organe der Gesell- 
schaft nicht bis zum Regenten hinauf, in der cohstitutionel- 
len Monarchie reichen sie aber vollkommen hinauf nnd be- 
stimmen zum Theile die Bestimmungen des Regenten mit. 
Das Verliältniss zwischen Regent und Volk entscheidet also 
den Character (die Form] des Staates; keineswegs die blosse 
Herrschaftsform. In einer Republik kann man sieh gar 
wohl einen einzelnen Regenten denken, j^der Dictafor ist 
es; und in einer Monarchie können ausnahmsweise mehrere 
Regenten sein^ wie das römische Kaiserthum immer mebrel*e 
Cesaren hatte. (Die Oligarchie ist eine zerstückte Monar- 
chie)» — Es dürfte von Wichtigkeit sein, den Geist der vor- 
waltenden drc^i Staatsformen nach den Thatsachen der Wel^e- 
schichte näher zu charaoterisiren. Daher Nachstehendes ! 

pte afiflioliite Monar eilte. 

Die absolute Monarchie ist der einfaehste Staat. Sie 
lässt nur eine Regierungsform» (fie absolute, und eigentliefa 
nur eine Herrsdiaftoteoi) «fie Einbercsohaft, in« Die iintern 



Behörden können zwar Volksständen und Contmnnen gegen- 
fiber geiätelU werden; die obern nur dem Herrscher selbst. 
Das BiM der absbluten Monarchie ist daher der Kegel. 

Dennoch ist der Geti^t der absolutien Monardiie l^usserst 
mannigfatög ; sief nimmt so viele Gestalten an^ als es leitende 
Ideen der Autorität giebt. Man unterscheidet daher patriar- 
chalische,- geistliche, kriegs- und landesherrliche Monarchien. 
Jede dieser Monarchien hat ihre eigenthümlichen Züge« Man 
sehe China an und man eriiält ein ansgefSbrtes Muster pa« 
trtarchalisther Monarchie. Das Volk hat keinerlei andre 
urthümliche Organisation als die des Familienlebens. Weder 
finden ttdi stttndis^e Einrichtungen , noch freie Corporatio* 
nen. Der Monarch ist der Vater Aller und übt Vaterrechte . 
und Vaterpflichten ober die Einwohner« Gottesdienst, Er«* 
riehung, Industrie^ /alles steht unter ihm und wi^rd von ihm 
geleitet. Die Sitte ist das Gmndgesete. Die Regieruilg 
wird durch die Behörden naich dem Beal* und zum grössten 
Theil nach dem Collegialsystem vdkogen. Die Beamten 
haben eine Art Amtswürde, aber darum doch keinerlei Selbst« 
ständigkeit. Ein' jäbrlicihes Examen ist über sie verhängt^ 
d^n Schlechtbestehenden trifft mitidissten^ das Bambusrohr, 
Von einer Controleder Provinrialbehörden durch eine Pro* 
vinxialrepräsentation ist natürlich nicht die Rede. China's 
Verfassung ist der Prototyp derjenigen, welche gewisse, der 
Völkerbevormundung huldigende Schriftsteller des vmgen 
Jahrhunderts angewiesen haben! — Die geistliche Monarchie 
untersM^eidet siich von der patriarchalischen dadurch, dass ii| 
der Regel die Kriegsgewalt einem besondern Stande wid' 
einem besondern lläuptling anvertraut ist, der nicht selten 
den gröffiiten Theil dm* Regierung an sieb rejmst, wie das in 
Japan in uralter Zeit geschoben ist. Wo Oberpriestertbnm 
und Feldberrnwürde zusammenfallen, wie in den Muhamme- 
danischen Staaten , pflegt der Charaoter des Staates mehr 
kriegerischer als geistlicher Natur zu sein. In den geistli- ^ 
dien Staaten sind meist ständische Verhältnisse sehr ausge- 
prägt und der Adel hoch bevorrechtet. Die geistlichen Herr* 
scher erlangen ihre yi^ürde in der Regel durch Priesterwahl, 
die wahlfähigen Priester sind &st inmier ans den Adelsfaroilien, 
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^ daher des Uebergewicht der adligen FamilieD^ Die Behör- 
den sind in geistlidien Monarchien meist grosse Collegien, 
mit geistlichen und weitlichen Mitgliedern. Doch pflegt 
ebenso häufig eine gewisse Communalfreiheit, wie ein Bei- 
rath der Stände vorzukommen. Machiavelli glaubte, dass 
die geistlichen Herrschaften die leichteste Existenz haben 
und ein Sprichwort ^sagt: unter dem Kmminstabe sei gut wofa* 
nen, doch muss man eine Klasse hievop ausnehmen, das ist 
die d^r deniienden und ehrgeizigen Köpfe, wie denn Averroes 
jede geistliche Herrschaft als eine tyrannische bezeichnete. *) — 
Die kriegsherrliehe Monarchie kommt mir sehr kurze Zeit 
in. reiner Gestalt vor, wie wir sie bei den' Mongoilischen Für- 
sten kennen und verabscheuen lernten, sie geht in die 
landesherrliche über, sobald der Kriegesfiirst mit seinem 
Kriegervolke sich in dem' eroberten Lande aiederläs^t* Der 
gesammte Boden wird zum Eigeathuni des Erraten erklärt, 
er wird sohin .Landesherr. ^Dooh vertheilt er den Boden so- 
fort unter seine Leute a^ur Nutzniessung gegen fernere Kriegs- 
dienste. Das Lehenswesen ist eine Erscheinung, die zu den 
natürlichsten gehört. Daher ist dieselbe nitht etwa blos bei 
den Germanen des Mittelalte«s hervorgetreten, sondern überall,' 
wo ein Kriegesfürst ein Land in Besitz genommen oder ein 
Landesherr , ein Kriegsgefolge zu seiner Vertheidigung sich 
schaffen milsste. Bei den Malayen finden wir ein Lehens- 
wesfm, das nicht viel weniger ausgebildet ist , , als das euro- 
päische wan Die kriegs- und landesherrliche (Lehen) Mo* 
narchie wird sehr seken eine absolute Monarchie lange be- 
stehen lassen^ Die Lehensträger wissen sich bald in den 
erblichen Besitz zu setzen, sie drohen, die Monarchie in eine 
drückende Oligarchie aufzulösen^ die Fürsten brauchen daher i 
bald Hülfe gegen ihre Mannen, verleihen deshalb an die 
Städte nmncheriei Privilegien, über Kurz oder LaAg erhebt 
sich eine Versammlung der Stände neben dem Fürsten ur|d 
die Form des Staates steht in Frage. 

Die absolute Monarchie hat eine grosse Fügsamkeit in 
Bezug auf die herrschenden Ideen einer Zeit. Der abseliite 



*) Averro<§8 > Parapiirasis in Piatonis cititateiii , ' iU2 , p, tut. 
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Regent hat die nieigte Macht, weithingreifeniie Umgestaltun- 
gen des gesellschaftlichen Lebens durchzusetzen. Ein Theil 
der Verbesserungen, deren sich die neuern Völker erfreuen, 
verdanken sie absoluten Monarchen. Deltwegen hat der uio* 
derile Geist mit der absoluten ]V(onarchie zuweilen ein Bünd- 
niss geschlossen und dieselbe zu einer Art politischen Idea- 
les, erhoben. Die „reine (d. h. vollendete) Monarchie^^ wird 
von vielen Zeitgenossen über alle Staatsformen gesetzt.* Man 
nennt die Monarchie rein, vollendet,- wenn sie ihren histori- 
sehen Ursprung verloug'nend , ganz allein auf den Staate- 
sweck sich zurückfahre . Dass eine solche reine Monarohio 
keine Chimäre ist, beweist uns Preussen, welches in der 
That den geschichtlichen Charactcfr abgethan und sich zu 
einom abstracten Staat in der Form der absoluten Monarchie 
gestaltet hat. Unter Friedrich dem Grossen wurde der An- 
fang gemacht, indem er im Landrechte den Staatszweck als 
das oberste Gesetz alles. Staatswesens hinstellte, den König 
als Staatsoberhaupt bezeichnete, dessen Rechte auch Pflich4 
ten sei^n , und den Staatshaushalt vom Familienhaushalte 
trennte. Unter Friedrich Wilhelm III. wurde der Staatsbau 
weiter fortgeführt und vollendet. Das Volk bekam eine zeit- 
gemässere Gestaltung: die historischen Stände wurden der 
druckenden Attribute entkleidet, die sie besasse»; das ge- 
nioine Volk zu einem freien Bauern- und Burgerstand ver* 
edelt. Die Städte wurden auf trefiSiche Weise emancipirt 
und zwr Selbstverwaltung zugelassen. Die Ausübung 4et 
Staatsgewalt erlangte durch weise Fonnirung der Behörden 
eine sdiätzbare Garantie vor Willkühr. Durch gemessene 
Vorschriften über Anstellung, Beförderung und Besoldung 
der Beamten ward ein intelligenter, gesetzholder Beamten- 
stand geschaffen. Ungeachtet der Verwaltung das Realsjstem 
zu Grunde gelegt wurde, hielt man bei der Abtheilung des 
Gebietes die historischen Erinnerudgen ziemlich fest und pr- 
ganisirte berathende Provinzial- und Kreisstände aus dem 
Grundbesitzer-, Bürger- und Bauernstände. Auf den Kreis- 
tagen^ die dem Landrath zur Seite gehen, überwiegen die 
Rtttergutsbesilzer entschieden; auf den Provinzial-Landtagen 
haben aber die Bürger und Bauern wo nicht mdhr, so doch 
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gleich viel Stimmen. So ist die Verfassung Preussens nnd 
man darf ihr wohl nachrühmen, dass sie den Cbaracter der 
absolnten Monarchie zu Ehren und Ansehen brachte. Es 
stellte ein Muster auf, dem sämpntliche absolute Herrselier 
nacheifern müssen. 

Ple Republtlc. 

Die republikanische Staaftsform ist die mannigfaltigste. 
Sie lässt nämlich fast alle Herrschafts« und alle Regierungs« 
formen zu. Nur die Erbherrschaft ist mit der Republik niebl 
▼erträglich. Das Wesen der Republik ist nftmlich die Idee 
der Volkssouveränetät und diese stimmt weder zu erblicher 
Ein« noch erblicher Viel «Herrschaft. Eine Erbaristocratie 
(erbliche Oligarchie) gehört zu den republicanischen Missge- 
bilden, wie die afrikanische Despotie, z. B. in Maroccoy sa 
den monarchischen j^erechnet wird. Nur die Wahlaristocratie^ 
womach der Regent unter -dem Adel von dem Volke gewähk 
wird, stimmt zur republicanischen Staatsform. Die Republik 
ist ein Staat allseitiger Erhöhung; ihr Bild ist der WurfeL' 
in der Aristocratie ist der Würfel auf die schmälere nr 
kiirzere Fläche, in der Democratie auf die längei^e oder brei- 
tere Fläche gestellt zu denken. 

Die Bepublik ist in ihrem Geiste nicht so mannigfaltig 
als die absolute Monarchie. Dieselbe ist immer nur aristo- 
eratisch oder democratisch. Die alten Republiken hätten das 
Besondre, dass »sie meist auf einen herrschenden Stamm sick 
gründeten und den Bürgern dah«r Heloten, Sclaren und Fremde 
zum Fussgestelle gaben. In dieser Beziehung ähnelte ihnen 
nur die polnische Republik, da daselbst der Adel allein das 
Volk ausmachte, die übrigen Landeseinwohner aber blos die 
müera phb$ bildeten. Schon in den alten R^ubliken musste 
der Adel bald die politischen Rechte mit den übrigen Stom« 
mesgenos^en theilen. In den neuern Republiken ist der Adel 
fast überall ganz verdrängt worden. Nur auf deil jooischen 
Inseln ist noch eine strenge Aristocratie zu finden, aber man 
weiss auch nicht, worin dort das Repnblicanisohe ^u" suchen 
wäre! Das aristocratische Element ward nm den A(ten 
durch Vermögen und Alter ersetzt. Der Aeoent, den die 
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alle Politik anf das Vermögen legte , ist in den nenern Re* 
publiken hie und da noch schärfer aiugeprägt, aber fast gant 
verflüchtigt hat sich die politische Auszeichnung des Alters, 
weil viellefcht die physischen und geistigen Verhältnisse der 
alten Leute nicht mehr dieselben sind. Das mittlere Lebens- 
alter ' ist in jeder Hinsicht jetzt das vorzfiglichere. In ge- 
wisser Beziehung könnte man behaupten, die Rechtsgelehrt- 
heit nehme- die Stelle des Alters ein ; denn in allen moderneki 
Republiken nehmen Rechtsgelehrte die wichtigsten WQrden ein, 
wenn auch nur in den deutschen Freistädten ein Theil des 
Senats schlechterdings aus Gelehrten bestehen muss. Die 
Deraocratie ist also die heutige Gestalt der Republik; aber 
dafür ist sie selber nicht mehr in der alten Gestalt vorhan- 
den« Das Regieren nach der Reihe oder nach dem Loos ist 
bei^ der räumlichen Ausdehnung der modernen Republiken 
eine lächerliche Prätension geworden, die Volksherrschaft 
gründet sich überall nur auf Repräsentation. In den kleinen 
europäischen Republiken ist das RepräseniatiTsystem nicht 
rein, d« h. es werden die Stände, die Tersohiednen Volks- 
klassen repräsentirt; (z* B. die Kaufmannschaft, die Znnft- 
bbrgMvohaft, die Landbewohner u. s. w.) In ^en amerikani- 
schen Republiken ist jedoch reine Repräsentation. Dieselbe 
schliesst alle Vorzüge der neuen Republiken vor den alten' 
in "sich; sie läpst^ nämlich politische Rechte allen Ein wob* 
nern ohne Rücksicht anf Geburt, Reichtham, Stand, Abstam« 
mung und Glauben zu und gestattet eine sehr bedeutende 
räumliche Ausdehnung der Republik. — Die ahen Republiken 
gingen vo^ dem öftentlichen Leben aus und beschränkten 
daher Oberaus alles Privatleben. Die neuen Republiken 
legen' alle die individuelle Freiheit zu Grunde. Aus dem 
Princip der grössten individuellen Freiheit erwuchs das über- 
wiegende Föderal-Prinoip der nenern Republiken, üie alten 
kleinen Freistaaten schlössen wohl 'auch Bündnisse zu ge- 
meinschaftlicher Vertheidigung, aber nur nicht zu gemein- 
schaftlicher Regierang. Die schweizer freien Staaten bilde- 
ten zuerst eine gemeinschaftliche oberste Regierung, die zwi- 
schen .den drei grössten Cantonen abzuwechseln hat. Die 
Vertheidigung gegen auswärtige Feinde war aber doch der 
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vornehmste Beweggrund. Ganz anders ging es in den Vertinig* 
ten Staaten Nordamerika'». Bei 6lem nnermesslicben Um- 
fange der nordaraertkanischen Republik liess sich vom Mittel- 
punkte aus eine Befriedigung der loci^len Interessen nicht errei- 
chen, blos darum wurden einzelne Theile in ihren Innern An* 
gelegenheiten zu eignen Staaten erhoben und nur das Auswärtige 
und das allgemeinste Innre der Bundesregierung übertra- 
gen. *) Ob die Bundesregierung, ob die Regierungen der ein-^ 
^seinen Staaten den grossem Spielraum haben sollen, ist die 
neueste Frage der modernen Bepubliken. Die Antönger der , 
möglichst grösslen Gewalt der einzelnen Regkmngen nen- 
nen sich vorzugsweise Democraten, verschreien die Anhän- 
ger der Bundesregierung (Föderalisten) als Aristocraten und 
gehen zuweilen bis zur Drohung der Auflösung der Bundee- 
gewalt (Nullificirer). Gewiss ist das individuelle Interesse 
nur dann am überwiegendsten, wenn der Aecent auf die Bun- 
desregierung nicht gesetzt wjrd; al^r eine grosse geschicht- 
liche Zukunft, eine eroberungsfilhige Macht, eine politische 
Hauptrolle kann nur die grössre Gewalt der Bundesregierung 
versprechen. Deswegen gilt in einigen südliclien Republiken 
Amerika's statt des Föderalprincips das sogenannte Central- 
prindp, wornach die Gesammtrepublik nicht in besondre 
Staaten, sondern nur in sich selbst verwaltemle Provinzen 
zerfällt. Auch in diiesen Republiken herrscht übrigens die 
grösste Rücksicht auf das Individuelle und X>6rtliche; die 
Communen haben ihre selbstständige Verwaltung, Abgeord« 
oete des Volkes stehen den verwaltenden Behörden zur Seite, 
deren Cbefi die oberste Regierung ernennt oder wenigsten«' 
bestätiget. — In Bezug auf die specielle Organisation der 
. öffentlichen Gewalt findet sich in den kleinen Republiken 
£iiropa's, die aus Städten erwachsen sind, noch eine Art 
Abbild der rpmischen Verfassung. Die vellzieheiide Gewalt 



*) Das Föderativsy stein unterscheidet sich von dend Bundesuesen 
der Griechen dadurch, dass hier eine gemeinsame Bundt^sregie- 
rung über den einzelnen Staaten steht, während in Griechenland 
es nur eine gemeinsc^kaftliche Anführung im Kriege gab. Die 
Griechen hatten Staatenbünde, aber die Schweizer und die Nord- 
Amerikaner haben Bundesstaaten. Den Unterschied von Bundes- 
staat und Staatenbund entwickelte Heeren (Der deutsche Bund. 
Göttingen, 1816) zuerst. 
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übt tiämlich ein Senat (kleiAer Bath in den Sehweiier Can- 
tonen) I dem mehrere Bürgermeister (in der Schweiz meist 
nur ein Scholtheiss) präsidiren. In den grossen amerikani- 
sehen Kepubliken, wie sie anch sonst abweichen mögen, fin- 
den wir dagegen eine deutliche, in den alten Republiken 
nidbt so wahrznnehmende Richtung nach möglichster Einheit 
und Individualität der öffentlichen Gewalt ; denn überall sind 
die Fäden der volliiehenden Gewalt in die Hand eines Ein- 
xelnen gelegt und ist diesem zugleich eine gewisse Tbeil- 
nahme an der gesetzgebenden Gewalt gewährt. Den Gefah- 
ren einer Volksversammlung ist überdem durch Spaltung des 
gesetzgebenden Körpers in öinen ^nat und ein Repräsen- 
tantenhaus vorgebeugt. Zwar hat eine solche Spaltung den 
Beifall der eifrigen Democraten nicht. Sieyes schon meinte, 
man setze zwei Köpfe auf einen Körper, damit einer die 
Fehler des andern corrigiren solle, aber die Folge sei, dass 
die beiden üöj^e sich überwerfen und bekämpfen. Inzwi- 
schen passt seine Schildenmg wohl nur auf gewisse Kam- 
mern in constitutionellen Monarchien. In den modernen Re- 
publiken sind die beiden Theile des gesetzgebenden Körpers 
viel zu gleichartiger Natur, als dass jene Furcht vor Wider- 
streit gegründet sein könnte. Am verschiedensten sind Senat 
und Repjfäsentai|tenkai|imer in Hayti , indem der Präsident 
die Liste fier Senatoren anfertiget. Docli ist in Hayti auch 
die Macht des Präsidenten so ausgedehnt, ab es irgend mög- 
lich war, ohne ihm den Character eines Monarchen zu ver- 
leihen. Er hat nämlich lebenslang die höchste Würde inne 
und darf, sogar seinen Nachfolger yorschla^en. Merkwürdi- 
ger Weise bat er aucb allein die Initiative -in der Gesetzge- 
bung; die Repräsentantenkammer nimmt an oder verwirft, 
der Senat decretirt die Gesetze. *) Gewiss hat die Individua- 
lität des edlen Präsidenten Bojer diese eigenthümliche Con- 
stitution des merkwürdigen Mulattenstaates herbeigeführt, 
aber sie passt auf die Verhältnisse Haytis gewiss ebenso 
sehr, als die abweichende Verfassung der Vereinigten Staa«- 
ten zu diesen stimmt« Vielen scheint sogar die Haytische 



'') Lips, Statistik ron Amerika, 1828, 8. 405. 
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Veriassong die grössere Gewähr ruhiger Zukunft und. fort- 
schreitender Entwicklung in sich su scbliessen und es lässt 
sich sehr Vieles fär diese Ansicht anfuhren. 

Die constttutlonelle ÜEoiuir eilte« 

Die constitutienelle Monar<^ie giebt in formeller Mannig- 
faltigkeit der Republik wenig nach. Sie fordert xwar eine Ein- 
herrschaft und» wenn sie gut sein soll, eine erbliche, aber sur 
Noth langt auch eine Wablherrsißhaft aus. . Ihre Regiemngs- 
form sollte die einer beschränkten Regierung sein, doch hat sie 
nicht selten die einer getheilten Regierung angenommen* Ihr 
Bild ist die Pyramide; sie theilt mit der Republik die breite 
Basis und n^it der absoluten Monarchie die spitze Höhe. 

Der G^ist der constitutionellen Monarchie ist so mannig- 
laltig als ihre Form. Dieselbe fusst nämlich entweder auf 
historischen Ständen und lässt nur eine Beschränkung des 
Monarchen zu, oder sie fusst auf einer sogenannten reinen 
Repräsentation und lässt die Volksvertreter die Gewalt bei- 
nahe völlig mit dem Regenten theilen , oder sie legt theils 
gewisse Stände, theils die Commune^i nnd Landbezirke der 
Volksvertretung zu Grunde und hält die Krone möglichst 
hoch über dieser, ohne ihre Mitwirkung nur auf einzelne 
Punkte zu beschränken. Diese drei Richtungen der consd- 
tutionellen Monarchie lernen wir am besten in ier schwedi- 
" sehen, französischen und englischen Verfassung kennen und -^ 
schätzen. 

Schwedens Verfassung bat die meisten historischen 
Elemente beibehalten, die aus dem Mittelalter stammen, 
ungeachtet sie in ihrer heutigen Gestalt auf einer Con- 
stitution vom J. 1807 beruht. D^s Volk, ist in d^r alten 
Form belassen, es scheidet sich streng in Adel (im Jahre 
^1818 etwa 1117 Geschlechter stark), Clerus (wozu die Ge- 
lehrten gehören), Bürger und Bauern; die Communen ge- 
niessen noch jener Freiheiten, die sie im Mittelalter alle be- 
sassen. Der König hat die gesammte Staatsgewalt, ist aber 
in der Ausübung der Gesetzgebung und Besteurung an den 
Reichstag gebunden, den sämmtliche grossjährige Edelleute, 
70 Geistliche und Gelehrte, 118 Bürger und 259 Bauern zu 
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beiioehen haben, aber vielleichl kaum die Hälfte wirklicib 
begttcht! was iDspfeim nicht schade^ als nach Ständen abge- 
stiniint wird«' Noch üben die Reichsstände die Aufsicht über 
die Verwaltung. Ein Bevollmächtigter der Reichsstände cour 
trolirt insbesondre die Rechtspflege. *) Die vollziehende 6e* 
walt steht swar uneingeschränkt bei dem Könige, aber die 
Ausübung ist insofern normirt, als er in allen Maassregeln 
von seinem Staatsrath Bericht und Rath abfordern muss. 
Die Richter können ohne Untersuchung nicht von ihrem 
Amte entfernt werden; andre Beamte sind amovibel. Un- 
geacl^tet die königliche Gewalt in Schweden im entschieden- 
sten UebergeWichte dasteht, ist doch der ' schwedische Mor 
narch derjenige constitutionelle Souverän, der am wenigsten 
seinen persönlichen Willen durchzusetzen vermochte. Es 
üben die Stände oft desto grössern Einfluss auf die Regie- 
rung aus, je gerfnger ihre Gerechtsame sind, weil i^ie in die- 
sem Falle desto eifersüchtiger oder strenger darüber wachen. 
Die Constitutionen sind im Leben sehr häufig ganz anders, 
als sie auf dem Papiere sich darstellen. 

Die französische Verfassung ist in ihrer neuesten Ge- 
s^lt (vom Jabre 1830) eine der abstractesten , insofern sie 
nämlich von den geschichtlichen Grundlagen weit absieht. 
Ein eigentliqher Organismus des Volkes existirt nicht. Die 
ständischen Unterschiede sind in dem Grade aufgehoben, dass 
die StraCe für die unberechtigte Annahme vpi^ Adelstit^ln 
durch' Kammerbeschluss aufgehoben würde. Eben so wenig 
herrscht eine eigentliche Communalfreiheit ; den Maire setzt 
die Verwaltufig ein, die Bürger setzen ihm (nach dem Muni- 
eipalgesetz vom J< 1832) blos ein paar Rätfae zur Seite, die 
wenig oder nichts zu rathen haben. Das Land zerfallt in 
Departements , die meist von Flüssen ihren Namen empfin- 
gen, diese in Arrondissemients, diese wieder in Cantoae. Der 
Eintheilüngsgrund ist Area und Kopfzahl. Der König hat 
die Majestät durch des Volkes Willen und Souveränetät. 
Demzufolge theilt er die Staatsgewalt mit den Kammern. 



*) Rik«t8 Ständers Justitiae Ombudsman. Forsel, Statistik vo^ 
SeKweden, 1835, S. 46. , 
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Der König hat jedoch entschieden den starkem Theil der 
Staatsgewalt; er ernennt die Minister, welche die FöIlKie^ 

. hende Gewalt unter ihirer Verantwortlichkeit verwalten und 
er ernennt femer die Mitglieder der Pairskamm^r nädi be- 
stimmten Kategorien iler Einwohner, so dass die Pairsi^m- 
mer nur als schwacher Dämpfer der Deputirtenkammer er-» 
scheint. Die Deputirtenkammer nimmt nur an der gesamtii- 
len Gesetzgebung Theil und fiihrt ausserdem blos die Aaf<^ 
Sicht und im Nothfall die Beschwerde über die Verwaltung: 
aber in der Wirklichkeit ist ihr Wirkungskreis W^it aber 
diese Grenzen hinaus gegangen. Inzwischen ist die Art der 
Zusammensetzung der Kammer meist so beschaffen, *dass die 
Regieniing die Kammer sich ohne grosse M3he dienstbar 
macht« Indem nur von den Hochbesteuerten unter den 
Hochbesteuerten die Abgecurdneten der Städte und Landbe» 
zirke (meist zur Hälfte Beamte!) erwählt werden, so ist 
die Einwirkung auf die Wahlen wie auf die Gewählten 
ebenso leicht als erfolgreich. Die Behördenrerfassung oft^ 
net. der Regierung hiezu ungemeine Hälfsmittel. Das A'incij» 
der Ministerverantwolrtliehkeit gilt als Grand für die allge- 
meine Entlassbarkeit und willkührliche Beförderang der Civil» 
dtener. Die Chefs der Departement alverwaltung haben^ mir 

^ Augen für den Minister; andre» ist Nebensache. Im Jahre 
1833 ist zwar eine Art Controle der Departemefitalverwal-^ 
tung durch Repräsentanten der Einwohner bewej^stelligt wor- 
den, aber sie kann nicht viel wirken. In sämmtlichen Can- 
tonen eines Departements wählen die eingesessenen Depntir- 
tenwfthler und Geschwornen erst ein Mitglied in das Conseil 
de Tarrondissement, das jeden Unterpräfeden controliren und 
berathen soll, dann ein Mitglied in das Conseil general, das 
den Präfecten controliren und berathen soll. Diese Conseils 
der Bezirks- und Departementaleinwohner haben nur das 
Recht der Petitionen und Beschwerden ; sie dürfen ^weder ge- 
meinnutzige Anstalten decretiren, noch Auflagen zu gem^i^ 
i^n Verbesserungen ausschreiben.' Unter diesen Verhältnis«^ 
sen musste m Frankreich eine Centralisation sich ausbilden, 
wie sie fast in keinem andren Lande zu finden ist; weswe- 
gen denn auch die Individualität des Königs wie die seines 
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ersten Minktors fast ia einer abspioten Monarchie luebt be- 
dentonder ist. Bereits empfinden das die denkenden Franzo- 
sen und es bat sich eine ztemlicb heftige Opposition gegen 
jene abstracte Centralgewalt und zu Gunsten des Localen 
und Departementalen y d h. des CJesohicbtliehen und Conci^ 
t«in ausgebildet, >die gewks früher oder spHter den Sieg da- 
Tontragen wird, *) 

Die englische Verfassung ist die einzige, die auf keiner 
geschriebnen , alles umfassenden Urkunde beruht, sondern 
vielmehr nur aus einer Reihe von alten Freibriefen und 
neuern Statuten sich entwickeln lässt. Der Mangel einer 
systematischen Aufzeichnung (Charte) rächt sich durch die 
Zweifelbaftigkeit und Unbestimmtheit mehrerer Punkte; je- 
doeh wird aller Schade dadurch aufgewogen, dass vielleicht 
eben wegen ihrer fehlenden Gesammtverzeichnung die Ver^ 
fassung tiefer in die Herzen aller Britten eingeschrieben da^ 
steht* Jener historische Sinn der Engländer, der sie alle 
Spuren der geschichtlichen Vergangenheit mit ängstlipher 
Sorgfalt bewahren lässt, ist auch der erhaltende Schutzgmt 
der politischen Institutionen, dessen Kraft sich nirgend dent^ 
lieher zeigte, als in* den Verhandlungen über Parlaments-, 

*) Der bekannte Chevalier sagte unter andern: „Die örtlichen 
Verwaltungei^ müssen wo^I unthätig bleiben, da sie allem fremd 
»lad wa» da« Leben der Oertlichkeit ausmacht, ihrem Gewerbsbe* 

V triebe, ihrer Thätigkeit in Hezug auf Künste und Wissenschaften. 
Die Centralverwaltung ist ein grosses Rad, das sich beständig 
umdreht, die Steuern regelmässig aufnimmt, die Armee recrutirt 
und mittelst eines Abdrückers nach d^m Belieben des Ministe- 
rium die Umlaufschreiben, Präfecten, Gerichtspersonen und Gen- 
darmen aussendet. Die Fräfecturen sind 86 kleinere Räder, die 
in das grosse eingreifen, alle denselben Durchmesser haben, mit 
derselben Schnelligkeit umlaufen und eine dritte Reihe von Rä- 
dern treiben, die man Mairi^en nennt und die wieder alle densci* 
ben Gang jiaben. Dies alles ist ein woHaus^jedachter Organismus, 
der einem Vaucanson zur Ehre gereichen könnte, aber es ist 
' darin auch eine verzweiflungsvutle Einförmigkeit. Die Sacbe 
wäre vortrefflich, wenn der Boden von Frankreiq}) etwa ein 
grosses, ganz flaches Viereck bildete, das man gleichförmig in 
S6 Bezirke abtheilte, welehe wiedenim in 8(1,000 gleich grosse 
Vierecke uhtergetheilt würden, alle bewohnt von Männern und 
Frauen gleicher Grösse, gleichen Characters, wahre Automaten, 

f naeh einem und demselben Muster gebildet: aber die Sache ist 
jibtcheulieh, ist armselig, ist todt, wean sie lebendigen Völkern 
gelten soll, welche sehr verschiedenartig beschaffen sind und ver 
schiedet Thätigkeiten übsn.** 
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Kirchen- und Corporationsreform» Die brittisebe VerfosAUfig 
liält eine musterhafte Mitte zwischen dem i^einhitttorisdien 
und dem reinratio^iellen Staatsprincip. • Das Volk hat noch 
die ständische Form, aber die Stände selbst sind völlig ttm- 
gestaltet. Im Volksleben sind drei Klassen zu unterscheid 
den: Adel , ^ höhr^r und niedrer Bnrgerstand. Der Adel ist 
nichts weniger als eine Kaste; nur zumTheil ist er Erbadel, 
zum TbeiIJst er Würdenadel (der Bischöfe und Ober-Richter); 
der Erbadel* pflanzt sich nur auf den Erstgebornen fort oder 
vielmehr nur durch das Majorat. Die Jüngern Söhne und 
Töchter oder vielmehr die Nichterben des Majorats gehören 
zum Adel nicht. Der Begriff der Missheirath ist deshalb in 
England nicbt bekannt und damit ist schon ein Hauptgrund 
der Unpopularität des Adels weggefallen. Der höhre Btirger- 
stand, die Gentry, umfasst die jungem Kinder der Lords, 
die Beamten , Gelehrten , Geistlichen , die Grundbesitzer, 
Bentiers und die Kauf- und Fabrikheiten. Dem' niedern 
Stande gehören blos die an, die ein unabhängiges Einkommen 
nicht besitzen, sondern durch Bedienung des Publicums im 
Kleinen oder durch eigne Arbeit isich erhalten müssen. Un- 
geachtet die Gentry fast So viel bedeutet, wie d^t niedre 
Adel auf dem Continent, machen doch die Gentry und die 
niederen Klassen zusammen die Coinmunalty aus. Das Land 
zpriallt in Grafschaften, die eine sehr volkgtbumliche Gaih- 
verfassung besitzen, ebenso haben die Städte, ^hre eigne Ver- 
waltung. Die Zünfte sind keine gewerbliche, sondern viel- 
mehr politische Corpdrationen ; sie haben nämKch einen be- 
stimmten Antheil an der Gemeinderepräsentation. Der König 
ist trotz der Ausdrücke in der Bill of rigths wahrer Souve* 
rän, alle Gerichtsbarkeit geschiebt in seinem Namen, erfuhrt 
Krieg und schliesst Frieden, er verwaltet das Innre. Seine 
Minister sind, verantwortlich , er aber ist unverletzlich, un- 
fehlbar, unverantwortlich.*) Zur Ausübung der Staatsgewalt 
bedarf er des Ober- nnd Unterhauses, die mit ihm zusam- 



*) Die Formel für das englische K^nigsrecht lautet wörtlich: ReSL 
est Pontifex maxtnius, summus regnt custos, ult^mus regni hae- 
res, omni praesens,' omnfpotesns, infallibilis. Zu diesen Aus- 
drücken stimmt keine Volkssoureränetät. 
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men den geaetsgebenden Körper copgtituiren. Das Oberbaas 
besteht ans sämmtlicben» en^ischen Xiords-nnd einer AinzaU 
der schottischen und irischen (weltlichen und geistlichen), 
Lords. Es ist zugleich oberster Staatsgerichtshof gegen die 
Lor^s und die Minister. Das Unterhaus besteht aas Abge- 
ordneten der Gndschaften und Städte (gewählt von den Ein- 
gesessenen mit einem reinen Einkomifien von 10 L. Sr. unter 
solchen, die' 300 L. St. in den Städten, 600 L.. St. in den 
Cirafschaften einnehtnen) und hat in allen Steuersachen die 
oberste Stimme^ Sonst war das Oberhaus einflussreicher, die 
Wahlen ins Unterhaus hingen meist von den iLords ab. 
Jetzt, nach der Parlamentsreform, ist das Uebergewicht ent- 
schieden beim Unterhause, ohne dass darum das Oberhaus 
ohne grosses Gewicht wäre. Da eine Vermehrung der Peers 
in England zwar beim Könige steht, nber wegen des Erfor- 
dernisses eines Majorates für jeden Peer sehr, wenig thun^ 
lieh ist: so wird das Oberhaus immerfort seine unabhängige 
Stellung der Krone wie dem Unterhause gegenfiber bebal- 
ten. — Das Ober- ubd Unterhaus controlirt insofern die Ver- 
waltung, als^es die Minister zur Rechenschaft zieht;' sonst 
aber greift es in die Verwaltung nicht ein. Diese aber ist 
in Bezug auf das Innre dadurch einer Volkscontrole unbe- 
dürftig, weil nur die Fäden in der Hand der Krenbeamten 
ruhn, die ganzen Kreisgeschäfte aber durch Lordlieutenants, 
Cherifs, Friedensrichter, die ganzen Localgeschäfte durch 
Mayors, Alderntens u. s. w. abgethan werden, die sämmtlich 
aus den vermögenden Eingesessenen hervorgehen und ihre 
Aemter ohne einen Gehalt versehen. Büreaucratie ist iiy 
England nirgend. Ungesetzlichkeiten strafen die Gerichte, 
jeder kann die Strafe dafür einklagen , Niemand darf sich 
mit einem Befehl der Obern entschuldigen» In diesen letz- 
tern Einrichtungen liegt der vornehmste Unterschied der 
englischen und französischen Verfassung, so wie auch die 
bedeutsamste Eigenthümlic^keit der ersteren. Man glaubt, 
dass das englische Oberhaus stiirzen müsse, wie dem Adel 
irgc^nd ein missbräuchlieher Einfluss entzogen werde; ich möchte 
dagegen behaupten, dass das englische Oberhaus so lange 
fest stehen werde, so lange der Adel in den Gra&cbaften 
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auf volksthümliehe Weise die wiebligsieii Aemter unent- 
geltlich bekleidet, denn dadofch wird die Aristoeratie am 
besten erhalten« 

H^firdigimS der iStaatefoniieiu 

Nachdem die einzdnen Staatsfiorm«^ in ihrem Wesen 
und leiste sur Geniige eharacterisirt worden, ist schliessKeh 
noch ein Wort Ober ihr gegensieitiges Verhldtaiss, nb«r die 
Ursache ihrer gewaltsamen Abänderungi^n , so wie über Äe 
wahren Mittel ihrer Erhaltung a^srasprechen. 

WiCrtliverhiiltotiM d<»r Stoatofpnnen» 

Insoweit die Staatsformen ihren Unterschetdungsgrund 
in dem Geiste des Volkes wurzeln haben, ist es natürlich, 
dass sie mne gewisse Ordnung bekunden und drei verschie- 
dene Cuhurstufen' bezeichnen. Die absolute Monarchie ist 
die Form d^ allmächtigen Einheit, und deutet auf jene Epoche, 
wo der Mensch theils Zähmung, theils Schuti; sunächst Tei<- 
, langen itiuss. l)ie Republik enthält die Form d«r Mnnig^ 
falttgkeit und bezeichnet eine Epoche, wo die Sicherheit 
errungen ist und das bunte Volksleben sich ambrettet. Die 
oonstitutionelle Monarchie ist die Form der Einheit in der 
Mannigfaltigkeit, und beäeichnöt eine Epoche, wo ^er in 
sich zurückkehrende Sinn der Gesellschaft das^ Bedürfiiiss 
eines Wechsellosen und Gewissen empfindet Die Geschi^Ate 
bestätiget durchaus diese Stufenfolge der Staatsformen* Alle 
Staaten, die sich an die graue Vorwelt anschliessen, zeugen 
Ton der monarchischen Form; nur waltet in den ältesten 
(Aegypten, Sina^ Indien) das theocratische Element, welches 
die spätem' (Babylonien, Assyrien, Medien, Persien) verloren 
s haben; selbst Griechenland war voll kleiner Herren. Erst 
hierauf nahet die Zeit der überwiegenden Republiken. An- 
deutui^en von constitutionellen Monarchien kommen vor, 
werden aber nicht ins Bewusstsein aufgenommen ; die Wei- 
sen jener Zeit unterscheiden nur Monarchien und Republi- 
ken. Eine ganze Wiederholung der bisherigen Entwicklung 
fährte zu der constitutionellen Monarchie. Die alte Welt 
ging unter; germanische Hände errichteten aus cten Trün- 
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liMni des römiacben Reiches neue Staittsgebftude; eioe neue 
Theocralie durchdrang sie alle; dann erhob sich die Gewalt 
der Herren gegen' den Staathalter Gattes ; mit den siegenden 
Herren begannen darauf die Völker den Freiheitskampf, und 
das Ende — ist die vorspringende Erscheinung der constitu- 
tionellen Monarchie, die aus monarchischen und volksthüm- 
Uchen Elementen erwuchs. Selbst ein Blick auf die Welt- 
tbeil^, die alle Culturstufen repräsentiren, beweitet diet ange- 
deutete Stufenfolge. In dem stehengebliebenen Asien über- 
wiegen dvä Monarcbien mit theoeratischem Anklang, der in 
dem (wenn auch zur VeiwUd^rung) fortgerückten Afrika sieb 
verloren hat; Amerika bietet uns den Anblick sahlreich^r 
Republiken, Europa aber enthält grösstentheils coosfitutio* 
Delle Monarchien. 

Wenn die Staatsformen eine gewisse Stufenfelge anaei- 
gen, so liegt der Gedanke nahe, dass sie auch eioe un«» 
gleiche VoUkommeoheit und Güte haben müssen. Allerdings 
haben sie einen verschiedenen Werth, wenn maii sie als 
weltgeschichtliche Producte betrachtet. Allein, wenn man 
blos ihre Wirkungen iu Bezug auf das Volk betrachtet, so 
muss man das Urtheil ßüleo, dass jede Staatsform, wena sie 
fir 3ie besonderen Verhjältnisse die passendste ist^ die voll- 
dcomroenste und beste ist Die Staatsformen sind Culturmes- 
ser, a^ keine Maassstäbe des Nationalglückes. Auch ist 
wohl entschieden, dass^ in jeder Stluitsform, wenn sie nur 
den besondem Verbältnissen angemessen ist, die höchsten 
Zwecke erreicht werden können. Dänemark verwandelte. sich 
1660 freiwillig in eine absolute Monarchie, und betrachtet 
nodi gegenwärtig diesen Schritt als die Quelle seines Wohl- 
standes, und England schreibt seine Blüthe von Kromwell's 
Dictatur. Die Republik hat blos darum das schönste Loos, 
weil sie die Periode der lebendigen Entfaltung eines Volkes 
bezeichnet. Sobald eine Nation zu sinken anfängt, fangt 
auch die republicanische Form an sich zu verflüchtigen, 
denn sie setzet durchaus einfache und ; starke Sitten und 
mne gewisse Eintracht der verschiedenen Volksklassen vor^ 
aus. Weil die schlechteste Art der absoluten Monarchie 
(die militärische) gewöhnlich die Republik verschlinget, so 
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sehen Viele, wie Algeraon Sidney ^), die Republik für etwas 
Vollkdinmenes, die abaöhite Monarchie für etwas Verdcdl»- 
liches an. Aber wie kann man der Mona^hie die Gräqel 
anischreiben, die aus der Entartung des Volkes hervorgehen! 
Diese scheusslichen Gestalten eines Caljigula, Nero und 
Domitianus, sind sie Ausgeburten der Naeht, oder sind si^ 
aus dem römischen Volke hervorgegangen? Ihre Unthaten, 
sind sie' nicht der Abschaum der öffentlichen Sitten? Wenn ^ 
ein Volk verdorben ist, so zieht es eine entartete Regierung 
nach sich. Wie das Unrecht den -Zwang ids ein Recht 
setzet, so der Volker Entartung den Despotismus der Herren. — - v 
In neuerer Zeft misst man die Staatsformen mit dem Maats- 
Stabe der Freiheit. Doch selbst in ilieser Beziehung haben 
die Staatsfdrmen an sich einen und denselben Werth. v Jeder 
Staat, welcher gut eingerichtet ist, gleich vid. welche Form 
er habe, ist ein Freistaat. **y Ni^r giebt jeder eine besondre^ 
Freiheiit Die Freiheit ist nämlich eine doppelte^ -die politi* 
sehe und die bürgerliche. Die Erstere ist Sicherheit vor/ 
fremder Willkühr, begründet durch tolksthümliche Institutio- 
nen. Die An()ere besteht in dem durch \ Gesetze verbürgten 
Genüsse eines ausgedehnten Privatrecbts. Die politische und ' 
bürgerliche Freiheit stehen in den Extremen einander eStge-^ 
gen, in der Mitte durchdringen sie einander* Welches Volk- 
die höchste politische Freiheit will, muss dem Genüsse der 
eigenen ^Ukühr zum ^grossen Theile entsagen; in Repu- 
bliken lernt man daher, die Freiheit hassen, äo sagt ein altes 
Sprichwort; Welches Volk die höchste bürgerliehe Freiheit 
erstrebt, kann /v^enig Oefientliches bj|»gehren. Die constitu- 
tionelle Monarchie giebt das Mittelmaas von beiderlei Frei- 
heit, aber nur gereifte Völker trachten nach der Mitte! — •' Aus 
diesem. Mangel einer absoluten Bedeutung der Staatsformen 
entspringt die Ansicht, dass nur die beste Form der Herr- 



*") Betrachtungen über die Regierungsformen, im Auszug von L. H. 

Jakob, Halle 1795, S. 259. , 

^*) Staaten, die keine Freiitaaten, sondern reine Z^angsstaaten 
(Despotien), sind entartete Formen; aber nicht jede Republik ist 
ein Freistaat, sondern gar manche Republik ist reine Despotie, 
wenn z. B. die Aristocratie in Oligarchie und die Democratie in 
Ochlocratie entartet ist. 
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sehaft und Regieirung ergriffen, und gar nioiil Viel 'gefragt 
werden solle, welche Art Staat daraus entstehe. Aber die 
Wahrheit Jst, dass die Staatsformen, obgleich sie nidhtsAb* 
solotes sind, doch die höchste Berücksichtigung fordern. Sie 
haben ja ihre Wnrxel im Geiste des Volkes! Welches Un- 
glück bereitete König Jacob seinem Geschlechte, weil er über 
die Person des Königs eine Ansicht bdiauptete, welche nicht 
die des Volkes wigrl Julius Cäsar war in der That der 
Mann, welcher Rom retten konnte, und er fiel zu den Füssen 
der Götter, weil er König heissen wollte. Republiken ent- 
standen und vergingen über Nacht, weil sie nicht in der An- 
sicht der Mehrzahl begrün4et waren. Die Constitutionsmacher 
mochten die Gewalt theilen, so viel sie wollten, Kammern 
berufen, so rasch sie konnten, die abs(4ute Monarchie kehrte 
zurück, sobald sie die Hände weggethan hatten. Der Zu- 
sammenhang der Staatsformen mit dem Volksgeiste setzet 
sie auch in Verbindung mit der Cnltur, die umgetrieben 
wird von den Stürmen, jdie über die £rde fahren. Schwierig 
ist es eine Form fest s^ halten^ wogegen der Zeitgeist strei- 
tet. Das^an sich Gleichgültige wird zum Uebel, wenn es 
gegen die allgemeinen Wünsche ist; das Beste trifft das 
Loos der Verkennung. Diesen Moden, die in der politischen 
Welt einreissen, verdanken wir die Scheinformen, womit 
man die wahren verbirgt, um sie zu erhalten. Leider! 
hat s<dehe Verhßhlnng meist eine, fortgesetzte Lüge und Ver- 
stellung zur traurigen Folge, wobei die öffentliche Moral 
schaden nehmen muss! ^ 

Ute Teränderan^eii der l^toatafpnnen. 

Da die Staatsformeo mit dem Volksgeiste >und mit der 
Voiksgeschichte Asammenhängen, so kann keine auf ewige 
Dauer Anspruch machen , sondern es kann eine jede einmal 
unpassend erscheinen und einer anderen den Platz räumen. 
Umsonst wird man die absolute Monarchie zu erhalten suchen, 
wenn das Volk eine gewisse Stufe lebendiger Bildung er- 
klommen hat. Die Republik wird nicht bestehen, .wenn die 
Ordnung aus dem Volksleben entwich. 

Es darf die Frage gestellt werden, ob die Staatsver- 
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äDditrungen nach einem '§;ewu»eii Gresetse geschehen I Platon *) 
bejahte diese Frage unbedingt. ,,Die Staatsverfasanngeffi (sagt 
er) verdanken nieht den Eichen und Wäldern ihren Ursprang, 
sondern den Sitten der Mensehen , die alles Udirige im 
Strome mit sich foitrmsen. Deswegen giebt es so viele 
Staatsverfassungen, als Gattungen unter den Mensehen . a^ind. 
Und wie die Memcben stufenweise vom Guten znm Bösen 
sinken, so die Verfassungen der Staaten.^ Aristoteles bestritt 
Platon und liess iodii den Irrthnm unberührt, nämlich, daas die 
Staaten blos von den Sitten der Bürger abhängen , niiihlaueh 
von anderen Umständen und Einflüssen.- Wäre der Staat 
wirklich blos 4er erweiterte Mensch, und änderte sich der 
Staat nur nach den Sitten seiner Bürger, so würde man gana 
mit Platon stimmen; allein ^e Geschichte lehret das €regen« 
iheil, und erkläret dadmrch jede Regdlosigkeit der Verände^ 
mngen. Doch darf immerhin die Tendens zu einer R^pel 
in den Staatsverändemnfen b^auptet werden. Ueberfliegt 
man die Staatsveränd«rangen, so erk^üt man in denselben 
jene Ordnung, die in der Stnfeafolge der StaatsfcNrmen sich, 
ankündiget Wir sehen in vielen Staaten ^die fortscfareiteiMle 
Bewegang ans der absoluten Monarchie in diellepuUik über^ 
gehen, und nach einem miaslungenen Anludiwinig snr consti- 
tutionellen Monarchie sehen wir die rükgängige Bewegung 
eintreten ihhI snr entarteten Einherrschaft zurückweichen.*^) 
Die regelmässige Umwandlung der Staaten wird am mei» 
sten dadurch verdunkelt, dass die Umänderungen häi^iger 
gewaltsam, als friedlich sind. Die Ursache sieht Aristo^» 
teles ***) mit Becht in der Bildung der Staaten, darin, „dass 
die Menschen bei Einrichtung der bürgerlichen Gesellschaft, 
nach gewissen Begeln der Gerechtigkeit zu handln gesucht, 
eine gewisse Proportion zom Maassstabe ihr«r EinrichtuBgeii 
genommen , aber nicht immer das wahre Bedit, das gehörige 
und passende Verhältniss haben finden können. Sa entstand 

I V 

*) Republ. libr. VliL - 

**) Poiybius (hist. 1. Vi c. T — 10) lässt schon die/ Monarchie zur 
Tyrannis streben , hieraus die Aristocratie entstehen und in Ott- 

farchie entarten, hierauf Democratie kommen und nach ihrem 
Verfall in Ochlocratie wieder Monarchie eintreten. "^ 
«**) PoLTl, f. Nach Garve's Uebers. S. 184. 
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oft eine Deinoccatte,'weil die, weiebe sie erriefateteii, Men- 
schen, die. nur in einer Hinsicht einander gleich sind, fUr in 
aller Hinsfcfat Tdllig glrich ansahen« Die aristoeratiBche 
Form entstand nicht selten, weil Menschen, die in einem 
gewissen Stfiöke Vorzüge hatten > glaubten, dass sie auch 
in allen andern Stucken Vorredite haben müssten u. s. w/' 
Ja, wenn ituob die Proportion der wahren Gerechtigkeit ge« 
fonden wurde, so ist sie doch nicht dauernd. £s verliei'en 
die Bürger die Vorzüge, die sie früher besassen; andre tre«» 
ten aus dem Stande der Gleichheit mit den Üebrigen. Eüne 
Familie kann sich im Laufe der Zeit über die^ übrigen schwin^ 
gen, oder si'e kann jenen Glanz verlieren, den sie früher be* 
sasaV Bei solchen Veränderungen kann die frühere Propor« 
tion nicht mehr für passend gelten }/ die Beeinträchtigten ver- 
langen eine neue Ausmessung der Verhältnisse, und setzen 
sie mit Gewalt durch , ureil sifff immer Mfider^tänd finden« 
Das ist in der That die wahre Quelle der Bevolutionen in 
allen Staaten. Was man sonst daf^r ausgiebt, bezeichnet 
Aristoteles sehr treffend mit dem blossen Namen der Ver- 
anlassungen. Ebrenkränkung der Vornehmen, übertriebne 
A^;a1>en, Verletzung der öffentlichen Sittlichkeit brihgen Re* 
Tolation^n zum; Ausbru^ch, aber machen sie nicht erst 
entstehen«-^ Der sittliche Geist verdammt die Revoliltion, 
weü sie, ,eine finstere Furie, dahin .schreitet über den zit« 
temden Erdboden^ und auf der falschen Wage der Gerech- 
tigkeit Verbrechen und VortBeile gegen einander abwägt«' 
Die Politik muss s|e fast npch mehr verwerfen, i^inmal 
setzt sie nur ein Uebel an die Stelle des andern, intt^m sie 
. im Kampf mit ihren Gegnern nur auf die Von^ge ihrer An- 
hänger denkfit, und deswegen die gerecht» Proportion auf der 
andern Seite verietzet* Zorn andern entfesselt sie die Lei* 
denschafiten, vertreibt die Redlichen, bringt die Hefe aller' 
Stände empor, und verschlechtert in den Menschen zugleich 
den Staat. Endlich hat die neue Regierung schwächeren 
Antheil im Volke, weil es den Gehorsam verlernte. Esmusi 
daher vieles von dem Abgeschafften wieder hergestellt wer- 
den, so dass zuweilen die Revolution durch Asche und über 
Leichen zu dem alten Zustande führt. -^ Die Revolution 
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geschieht heut zu Tage in zweifedier Form, entweder wäkt 
gie das Bestehende am , um ein Niedagewesenes an seine 
Stelle zu setzen, (eigentliche Revolution), oder sie stürzt das 
Bestehende über den Haufen, um das gewaltsam Abgeschaffte 
wiedereinzuführen, (Reaction). Die Parthei der Revolution 
sieht in der Vergangenheit nur „die Leidensgeschichte der 
von den stupidesten Bdsewichtern am Ndrrenseile herumge- 
führten Menschheit*^*) und geht darum in einen Titanen- 
kampf mit allem Ueberlieferten ; kein anderer Recfatstitd 
soll fiirder gelten, als die Vemunfi, und deswegen ehfi neues 
„Werde*^ die politische Schöpfung beginnen.^ Die Parthei 
der Reaction sieht durch dieses jahrhundertlaoge Streben der 
verwegensten Geister ein Inisfitut nach dem andern fallen, 
und nichts Besseres an die Stelle treten; sie sieht daher in^ 
dem neuen Weltlaufe nur eine ungeheure Verirrüng, und 
weiss kein Heil ausser der angemessenen Entwicklung je- 
ner Keime, aus welchen das, organische Leben des Mittel- 
alters 'herv(Nrgegangen war. So kämpfen die grossen Par- 
theien gegen einander und die eine reisst nieder;; was die 
andere errichtet hat. Aber der ruhige Fdrsch^, dessen A.uge 
in die Vergangenheit dringet, und in desseii Herzen der 
Glaube an die göttliche Vorsehiing und an die Vervollkomm- 
nung des Menschengeschlechts lebet, schwingt sich über 
beide Partheien empor. Wohl scheint ein arger Zauber die 
Menschen gefangen zu halten. Es ging ihnen wie den arg- 
losen Geselleia in jenem berühmten Gedichte. Sie sassen 
bei gemeinschaftlichen Weine , an traulichem Tische , Bei- 
sammen. Da trat unter sie der Geist, der stets verneint, und 
bot jedem Getränk nach herzeigner Wahl. Es waren Flani- 
men, die isie tinter kanibalischem Gesänge schlürften; die 
goldnen Früchte, die sie sahen und brechen wollten, waren 
Fleisch von ihrem Fleische. Aber der Zauber wird fliehen, 
die. Augen werden den falschen Schein verlieiren, und die 
Erwachten beschämt und gebessert hinaustreten in den hel- 
len Tag, wo noch die Sonne scheint, die^ Epaminondas und 
Carol. Magnus geleuchtet hat. 



*) Schlözer, Staatsgelehrtheit, Th. 1, S. 123. 
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Bie JBrlialtiing der Stmmtmtmrwaen» 

Wenn auch die Staatsformen nur , als «zeitliche und wan- 
delbare Formen erscheinen : so dürfen sie doch nichi ohne 
dringende Noth in Flass gebracht werden. So wenig man 
es Mlligen kann, wenn eine ToUig. ausgelebte Form mit 
Gewalt aufrecht erhalten wird, so wenig kann n^n es gut- 
heissen,' wenn man die Staatsformen völlig wechselt wie die 
Kleider, aus purer Mode. Es jst vielmdir eine wichtige Auf- 
gabe jeder Regierung^ die gegebne Verfassung möglichst halt- 
bar und dauerhaft zu machen. Man darf daher allerdings 
mit V. Haller eine Makrobiotik, eine Kunst, das staatliche 
Leben in gegebner Form zu verlängern, unter die wichtig- 
sten Gregenstände der Politik zählen» Zwar hat jede Staats- 
form ihre be!)sonderfi . Mittel der Erhaltung; doch giebt es 
auch gewisse allgemeiue, für aUe Staatsform^ gültige; die- 
sen letzteren widmen wir eine flüchtige Erwähnung. ' 

Die Herrschaftsformen haben an ihrer Bedeutung etwas 
verloren, wie schon bemerkt worden , aber dessenungeachtet 
ist (tie Persönlichkeit der Regenten immer noch vom hoch-* 
sten Einflüsse und zwar selbst hinsiclitlich der öffentlichen 
Meinung über eine bestehende* Verfassung. Wenn der Re- 
gent gut ist, so hält man auch die Verfassung dafür, utid 
umgekehrt, wenn die Regenten entarten, so erscheint die Ver- 
fassung fehlerhaft und des Unterganges würdig. Die Persön- 
lichkeit des Regenten wird zum Stützpunkte der Verfassung 
durch eine nationale, vom Geiste» der Verfassung beseelte 
Erziehung. Die Wichtigkeit derselben wurde von den Alten 
auf das Tiefste empfunden; Piaton gab seinem Staate gär 
keine andere Garantie, als die angemessene Bildung der Re- 
genten. Und sogar in den verrufenen orientalischen Staaten 
spielt die Erziehung der künftigen Herrscher eine wichtige 
Rolle. In Europii wurde darauf immer zu wenig gesehen; 
ja, die Völker brauchten Deutsche, Engländer, Russen und 
man machte die Prinzen zu Franzosen ; sie bedurften Könige, 
die den Staat leiten sollten, und man erzog i|ur Feldherrn. — 
Aus der Erziehung der Herrscher folgt das Betragen dersel- 
ben, welches das Bestehende laut der Geschichte so sehr 
befestigen hilft. Das Betragen der Herrscher wär^ jedoch 



TerkebrI, wemi es di« HerrscbaftsfertB gani schroff, uoge- 
fUlig zurückgji^iegeln möchte, es soll diese vielmehr den- 
jenigen äninuthig machen, denen sie weniger gefallen muss. 
Daher soll der König die Geringen mit Lentseiigkeit behan- 
deln, der Aristocrat dem Volke Achtniig bezeigen, das demo- 
cratisdie Haupt den Adel schützen, wenn er «ich in der Re- 
publik vorfindet. 

Eine jede Verfassung ist desto haltbarer, je mehr es ihr 
gelingt, sich auf den fortdauernd stärksten Theil des Volkes 
zu stützen. Jede Verfassung hat Freunde, jede Feinde; sie^ 
allen recht zu machen , ist unmöglich. Weiss der Regent 
nun an diejenigen die Verfassung anzulehnen, die nicht blos 
im Momente, sondern wo möglich für ewige Zeiten ei|ie 
feste Stütze ihr verleihen, so wird sie einer festen Begrün- 
dung sich erfreuen. In dieser Beziehung nun kann die Staats- 
gewalt nur zwiscken dem höclisten Stande (Adel, Optimaten) 
und dem Mittelstande schwanken, denn von der juiedem 
Klasse, die ohne' giustige uiid physische Güter ist, darf nicht 
die Rede sein. Weil ein Staat sich als ein ewiges Gemein^ 
Wesen ansehen mnss, so darf die Vei^fassang nicht auf dien 
Adel gestützt werden. Erstens ist der Adel nur in rohern 
Zuständen der stärkere Theil und verliert sein Uebergewicht 
mit der steigenden Cnitur. Zweitens kann der Adel nich^ 
begünstiget werden, ohne dass alle übrigen Stände zurück- 
gesetzt oder erbittert werden. Drittens wird ein mächtiger 
Adel sehr leicht übermüthig, and. bedrohet die Verfassung« 
Zwar handelt ein Capitel des Montesquieu von der Geneigt- 
heit, des Adels, den Thron zu vertheidigen , allein es führet 
nur drei Beispiele an, die durch eine Menge entgegengesetz- 
ter Thatsachen erschüttert werden. Die Verfassung auf die 
Reichsten zu stützen, .ist fast noch bedenklicher, da deren 
Zahl imhier sehr klein und ihr Einfluss meist sehr verhaust 
ist. Es ist daher notfawendig, die Verfassung auf den Mittel- 
stand zu gründen. Erstens bildet er die Majorität meist 
schon an sich und wird bei fortschreitender Cultur immer 
mächtiger. Zweitens, ist derselbe der ruhigste Theil. Grosse 
Reichthümer verlocken zu^ ehrgeizigen Entwürfen, und Ar- 
muth reizt zu Umwälzungen an. Alle Völker stimmen daher 
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in das Lob des Mittelstandes ein. Drittens kann der Mifttet^ 
stand von der Staatsgewalt herangezogen werden, otine dass 
die allgemeine Wohlfahrt oder ein natürliches Vorreebt dar«" 
unter leide. Di^se WAhrheiten dürften die Mit\^elt über« 
raschen, nnd doch' sind sie über zwei tausend Jahre «h^, 
schon von Aristoteles^) ansgesproeb^i« Die Slaatsge\lralt 
lehnt die Verfassimg an den Mittelstand an, indem sie Hh^* 
hanpt der Anhäufung des Vermögens die allgemeine WohU 
fahrt zur Grenze setzt, damit die Zahl der EigenthÜmer sieh 
erweitere, detn Adel keine Vorrechte auf die Staatsämter 
einräumet und durch verfassnngsnftässige Belofanangen (Or* 
den, Titel) den Adel afi den Thron, den Mittelsfand zum 
Adel ziehet und keinen Stand in Verachtung gerathen lässt« 
In Republiken lind constitutionellen Monarchien insbesondre 
muss die Staatsgewalt noch dahin streben, dass die Zahl der 
actiVen Bürger, die an den Wahlen Theil haben, mögliehst 
gross sei, die Depufkten zwar iiicht zu zahlreich, aber auch 
nicht, zu wenige seien, zwar nicht auf zu kurze, aber auch 
nicht auf zu lange Zeit erwählt werden und nach Umständen 
D^ten erhalten. Wo ein sehr wohlhabender Mittelstand von 
grosser Bildung vorhanden ist, da ist es unbedenklich, für 
Wähler und Gewählte ein gewisses reines Einkommen (nicht 
bids Grundvermögen oder Steuer) zu fordern und keinerlei 
Diäten zu bewilligen. So wie jedoch die Wohlhabenden' nicbt 
gehörig gebildet und die Gebildetsten nicht in der Regel' 
wohlhabend sich darstellen, wird es sehr gut sein, die Wah« 
len den Eingesessene!^ der Communen und Landbezirke un^ 
ter den Geistigbeföhigten freizustehen und diesen die An^ 
nähme der Wahl durch Bemessung von Diäten möglich to 
machen. Man erzählt zwar, Talleyrand habe ausg^nfen^ die 
französische Kammer werde viel kosten, weil die Deputiit^i 
nfiehti» bekommen. Er vergass aber, dass das Volk durch 
die Wahi die Diäten gebe, nicht der Regent! 

Diir Verfassung^ werden auch dadurch im Ganzen er^ 
halteii, dass man im Einzelnen zeitgemässe Abänderan- 
geti befördert* Verbesserun|fen in bestehenden Verfassungen 



*) Hol. W, 9; B«ch Oatvc's Uebcrs. S. 33)3. 
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hewea Aeform^n. Dieselben fugen entweifor etwas an, was 
föblbare* BedSrfniss geworden ^ oder schaffen etwas ab| das 
impasseiid gewordea ist* Sie folgen darin dem Gebote der 
, ewig wechselnden Natnr und des Causalnexns menschlicher 
Handlungen. Beide ändern die menschlichen Verhältnisse, 
und dictiren daher auch den Verfassungen, <Ue mit diesen 
harmoniren müssen, das Geseta der Vecänderudg. Jeder 
Reform ist aber durch die Staatsform die äusserste Grenae 
vorgeoeichnet und augleieh der Geist angegeben, in welchem 
sie geschehen muss. Nie darf sie aus blindem Verbesserimgs- 
triebe hervorgehen , denn jede unnothige Risform giebt die 
LosuQg au einer Reihe willkührlicher Aenderoage^, die das 
gamse Gebäude verwüsten kennen. In einigen alten Staaten 
durften nur die Alten über die Verfassung sprechen; in an«^ 
deren mtisste Jeder, der eine Neuerting vorschlaget wollte, 
den Strick um den Hals, erscheinen, um auf der Stelle err 
Würgt zu werden, falls er die Stimme des Volkes nichi ge- 
wann. Die neuern Staaten, die keine reinen Democratien 
sind, braacben so harte Mittel nicht aaaui^enden gegen po- 
litische Leichtfertigkeiten. Sie lassen die Bürger frei spce* 
vhen^ frei sdireiben; sie horchen nur nicht auf jede Prophe- 
tenstimme, die da aus einem Zeitungsblättchen, dort ^os 
einem Studierstübchen hervorschallt. Iniwischen müssen sie 
adber auf alle umterielleii Bedürfnisse sorgfältig achten, 
schädliche JVIissbräuche abstellen, so wie unabwe,i8sliche Zu- 
sAtae vornehmen« tVie sie deriei Reformen unterlassen, so 
werden die Regierungen später zu Veränderungen genüthigt, 
4ie weit über die Grenzen der Nothwendigkeit hinausgehen. 
Man hasst alles, was ein Hinderniss der Wünsche gewesen, 
mmn, ist blind gegep seine anderweitigen Vertheile, man achtet 
•ieht auf seinen Zusammenhang mit dem Ganzen und se 
«eisst man in toller Wuth nieder, was man später schm^Y- 
lieh vermisst. Frankreich hat zu allen Zeiten grossen Schaden 
4lavon genommen, dass es seine Constitutionen bei Strassen- 
Aufrnbr und kriegerischem Lärm aesarbeit^e. Owch PübeU 
gewalt wwrde der constituirendep Versammlung d|s absolute 
Veto des Königs entrissen, durch Emeuten die Erblichkeit 
der Pairie vernichtet, bei deren . Aufgebimg Casin^r Perier 



an eki einstctitigere» Geschieht appdKite« England muM 
M sieh dagegen sam gtossten Glucke anrechnen, das8 «eine 
Reformen st^^ratweise und nach gedämpfter Anfr^ang der 
Genrather erfolgten. Hätte loaii den lärmenden Parteien 
Folge geleistet« so gäbe ea keine ffigchöfo im Oberkailse^ 
keine erUiehea 9e9n , TieUeicht iywvhanpt krine Peers und 
was wäre dasin aus der brittischen Verfassiuig geworden 1 
Darch die Refonnen, die man in einzelnen Theilen des allea 
Englands vorgenommen h^t | ist das alte Wesen auf lange 
hin befestigt* imd veijängt Worden. -^ Um rohige und beson- 
nene Reformen zu aoterstfit^en, sind deshalb in den meisten 
neuem Verfassungen Zeiträume angegeben, nach deren 
Verlauf eine Revision der Verfassuog beantragt werben darf. 
Es soll durch die Gewissheit von zeitweisen Revisionen das 
Verlangen nach VeräBdefungen gedämpft wsrden. Nicht im- 
mer mag aber dieser Erfolg sich einstellen. . . 

Die Rej^ieraiiirskiinst. 

Innerhalb der Formen und Normen ihrer Verfassung 
muss die öffentliche Gewalt auf die Erreichung des Staats«* 
Zweckes angewendet werden. Die ^yirkliche Anwendung der 
Staatsgewalt anf den Staatszweek 4)ildet das Regierungswesen, 
welches so vielgestaltig ist, als die Staatsgewalt materielle 
und formelle Bestandtheile in sieb schliesst. (Das RegierungSf 
wesen ist theils ein materielles, theils ein formelles; das 
erstere tbeilt sich in Justiz-, Polizei-, Aeussres- und Finanz- 
wesen, das andere in Gesetzgebiiings- und Vei^altungsw^- 
sen). — Die Regieriingskunst enthält die leitenden Grund- 
sätze, wornach die Anwendung der Staatsgewalt, das ge^ 
sainn^te Regierungswesen sich zu richten hat. Die Regierungs- 
kunst ist weit entfernt, sich etwa wie die Rechenkunst aus 
einigen Begriffen entwickeln zu lassen. Allerdings behi^ip- 
tete Sonnenfels *) solches und betrachtete als Alpha und 
Omega aller Regiemngskunst daji im vorigen Jahrhundert 
aufgekommene Theorem, die Bevölkerung sei die Quelle des 



*) Orundfäkze der Polizei , llandluiig und Finanz , 8. 2. 



National- und StaalBwohks uiiil Mibia d«r Einflfaa der Maass- 
regeln auf die BeFdlkenin|f ibr Prüfaein; aber er brillirto 
mit dem vermeintUclMa Talisman nar so lange, bis Lüder **) 
dem politiscben Phrasenspiel in einer grändliehen. Unter- 
solang ein Ende machte. Wollte heut an Tage noch Einer 
n^it dem höchsten Gebote: vermehre die BevS&emng! als 
Lehrer der Regierungsweisheit^ auftreten," so wdrde an seinem 
gesunden Verstände geiweifelt werden» 

Oberste OrandsAtae^ 

Ungeachtet die Regiemngskunst nicht aof eine oberste 
Formel sich ztfrückfShreH ISsst, so .lassen sich doch gewisse 
oberste Grundsätze fSr sie aufstellen. 

flSrafer OruHAffAts« 

Der ersie Grundsatz gebietet, dass die Regierung nur 
den Staatszweck yerfolge und in der Verfolgung desselben 
nichts Unamralis^es ui sidi dulde. Es yersteht sich Ton 
selbst, dass sie keine unsittliche Zwecke verfolgen darf, denn 
sie wurde dadurch ihre Wesenheit verläugnen unä sohin das 
Recht auf Gehorsam verwirken. ' Allein siie muss sich nicht 
minder jedes unmoralischep Mittels enthalten, sollte es schein- 
bkr noch so sehr einem hohem, edleren Zwecke dienen. 
Denn da der Zweck die Mittel nicht heiliget, seben sieb die 
Organe der Regierung geuothigt, gegen ihr Gewissen zu han- 
deln, und von der Höhe' zu sinken, auf welcher sie stehen 
sollen. Die Unterthanen dagegen verlieren das Vertrauen 
zu dem sittlichen Geiste der Regierung, und entziehen ihr 
jene Achtung, deren Mangel sie nicht verschmerzen kann. 
Wo die moralischen Triebfedern schlaff geworden sind, tritt 
eben jener leidige Mechanismus, jene Reg^erungskunstelei 
ein, woran so viele Gfiter gewendet und wprait so wenige 
gefSrdert werden. Naturlich kohtmt es hiebe! nicht auf die 
Schulmoral an , sondern die Rede ist von der öffentlichen 
Meinung, d. h. von dem moralischen Urtheil der Mehrzahl. 



*) Kepositorium fQr Geschichte, Staatskunde, Politik. Berlin 18iK. 
Th. f. Heft I. 



Diese beleidigen, heisst si^h selbst' d6n Stab brechen. 
Machia^eili *) lehrte ^ dass es für einen Regenteaoft lEHshäd- 
liclh t .sei , tugendhallt zu s e i b , aber - immer v^tlheUkaft j es ' 
zu^eh^ine». Aber 'wenn der Schein vortheilhaft ist^ nnoss 
es nicht die Sache noch mehr'seinl — 

' , tlwetter Ojrundsata* 

Der zweite Grandsalz verbietet der Regiemng, den' Kreis 
ihrer Wirksamkeit über dasjenige kiliaus zu erweitern , wel- 
ches allgemenies Interessei PiJvatki:ltftea gleich\fti<ohl nnerreichr 
bar^ und ihr allein physisch und .moralisch möglich Jst Sch 
bdld sie felllein alles thun will, so geräth sie überaH ia Ge* 
fahr, die Rechte der Biirger zu verletzen, und unternimmt 
tausenderl^ Dinge, weldie die WbhlfiEibrt des Volkes zur 
Absicht und den bittersten Unmuth zum Erfolge haben« Die 
Regierung verwandelt sich in eine Regiererei, die' gerade 
einem aufgeklärten Volke am unerträglichsten ist« Wenn 
Payue* uaiji Godwin die Behauptung ai^tellen, da^s die Re- 
gierang dahihstrebeb müsse, sich entb^rlich zu machen, so 
können sie doch offenbar nur diese Regiererei i^Auge ba^ 
ben. Denn wenn auoh Schriftsteller^ die den Staat als eine 
blosse Assecuranz - Compagnie für das Privatrecht ansehen, 
leidit den Zeitpunkt herbrnwünschen können, wo es der kost- 
spidigen Anstalt nicht inehr bedarf, so können sie doch nicht 
die Regierung selbst wegdenken, ohne den Staat mit au&u- 
heben, und können also fuch der Regierung nicht vorschrei- 
ben, dass sie im Staftjte sich verschwinden mache. Dagegiea 
ist die heftige Dedamation gegen die Vielgesohäftigkeit der 
Staatsgewalt um so natürlicher, da schon Montesquieu das 
Vielregieren für eine um sich greifende Krankheit erklärte. 
Ein warnendes Beispiel liefert Slna*. Die dortige Regiererei 
konnte sich niur dadurch erhalten, dass sie bis in das Kleinste 
iok Anschein der väterlichen Vorsorge affectiret, allein ihre 
ottgestörte Fortdaaer trug dazu bei,. die Nation um alle leben- 
dige Emwicklttog zu bringen, und sie auf der Stufe, auf welcher 
aie älcfa vo» Jabrhunderteii befand, gleichsam zu vjersteinera« 
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JUrittev C^randflüta^ 

Der dritte GranikiM fordeit, das» die Il#gi^ning von 
bester KeoDtiiiss des Landes und Volkes ausgehe,. sUnd nichts, 
auf dal» Gerathewohl nnternebine« Ein berühniter Arst p«r>» 
siflirte gerne die eigne Wissensebaft Wird der Arxt zum 
Kranken gerufen, sagte er, so kommt er mit verbundnen 
Äugen, ein Stäbchen in der Hand, nnd sj;>ielt blinde Kuh« 
Trifft er die Krankheit, so genest der Kranke, triffi er den 
Kranken, so stir1>t der Kranke« Es ist gewiss, dass diejeni- 
gen, die am Ruder sasse», leicht mit dem goMsen Stählen 
Btfs Unkunde noch grösseres Unglück ai^cbteteo. Man musa 
es jedoch dankbar würdigen, dam das fiedürfniss der Volks- 
und Landeskunde in allen grosseren Staaten erwachte und 
(Ke Einrichtung der statistischen Bureaus begründete. Wenn 
damus ein bedeutender Nutsea entringen soll, ist uner- 
lässlicfa , dass die Einsammlung der Nachrichten geschickte^ 
ren Händen übertragen werde. So lange die gewöhnlichen 
Beamten damit beauftragt w^dmi, kann es weder an schfid- 
lichem Leichtsinn, noch an verdammüdier Lügenhaftigkeit 
fehlen. Der Unterpräfect von Beibün^'') hat keine Absur- 
dität aofgedeckt, die mcht auch an andern Orten begangen 
würde, denn üjberall werden die Unterl^ebörden Hochsuten 
und Todesfälle lieber fingiren, als zählen, den Viehstand, 
die Ernte lieber nach Gutdünken absehätsen, als aufnehmen» 
Und was soll die Regie#nng mit diesen Zahlen, wenn sie 
nicht durch sackkundige Bemerkungen erst eine Bedeutung 
erhalten? Will die Regierung eine wahre Kenntniss des 
Landes und Volkes, so mute sie auch bei diesen Beriditen 
nicht stehen bleiben, sondern das Licht der Publieität über 
alle Verhältnisse aufgehen Itissen; Die Oeffentliehkeit iat 
nicht blos darum einer Regierung nütdich, weit sie ein Be- 
weis von dem redlich^i Willen und guten Gewissen «ner 
Regierung liefert, sondern auch darum, weil sie allein eine 
genügende Vaterlandskande »löglich macht. Das Dasein ~ 
einei* Volksvertretung an der Seile der Regierung macht die 
Oefiendiekeit gar nicht entbehrlich, denn <;las Beispiel der. 



*) Sur l'adminifltration. Paris 1830. Vergl. Allg. Zelt. 1810. N^o. 172. 
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englhieb^n R«gkrurig lehret %w[ Genügei das« eine cMistitu* 
tionelle Regierung von der Oeffendichkeit ihre besten Waf- 
fen gegen j^de Oj^tntioii entlehnet. 

jDa# materiaie Megtervmgwwesen. 

ZuDäcbst müssen die Pfljchteh und Kechte des Regenten» 
die aus dem Staatszweck sich ergeben, und die ppthwendir 
gen Yeranstaltiingen zu ihrer Verwirklichung, mit einein 
Wort das Was, das Object, die Materie aller RegierungSr 
thätigkeit ins Klare gesetzt werden; die formellen Bestim- 
mungen über die VerwirklichÜDg jener Pflichtiii und Befug- 
nisse, das Wie der Regierungsthätigkeiien lässt sich darnach 
desto leichter bezeichnen. 

Dais Jastlzireseii. 

Da die Bemessung und Au&ecbtbaltung der Rechtssphä- 
ren das* nächste Bednrfiüss der Staatsbürger ist: so nitiss 
auch jede Regierung, sobald sie zum Bewusstseik ihrer Be« 
fugnlirae «nd Yerpfliohtungen gelangt, imteff allen ihreii im-' 
terial«» Verriofatungen die Justiz obenanstellen. Um diesen 
Zweig der oflentliehen Hiätigkeit haben ajach alle Regieni»- 
gen sieb eifrigst bemüht, ^ — Das Erste, was die Regierung 
lu leisten «bat, ist gesetzgeberischer Art, nämlidi das Recht 
unter den Bürgere festaus)et«en. Di^ Justizgesetzgebung ord- 
net das bürgerliche und peinliche Recht. Das Zweite ist, 
daas das Hecht tm concreten Fall ausgesproeben und ver-^ 
wkklicht werde. Dieses gescbieht durch die JiirisdictidB« 
indem unabbäagige Gerichte für bürgerliche und peinliebe 
Snchan orrichtct werdend Die ricbterliehe Function gebt 
über das iHirgerliehe und peinliche Recht hinaus; in jedem 
Staate sind «äiiilidi gewisse Polizei-, Finanz- uftd aadere 
AdmiBustntfirgesMze n5tbig, von deiren Uebertretung durch 
eitte gewisse Strafe abzusdirecketf^ ist, mrtn kann, nicht 
der Administration das Erkenntniss gegen die Uebertreter 
ohne Gefahr der letztern wohl überlassen und so schiebt sich 
zwischen das bürgerliche und peinliche Recht noch ein 
drittes ein, das Administrativ- Recht, . worüber entweder 
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b^A o 11 d er e Gerichte oder die gewöhnliohea erkennen«*) 
Die beste Justii wifd dort abwalten, wo das bürgei'iiche und 
peinliche. Recht auf der populärsten, allgenüein vcfrständlich- 
sten, dem herrschenden Rechtsgefiihl entsprechendsten Aus- 
druck gebracht worden ist, der Weg. Zum Oerieht Allen* offen 
steht, ohne muthwilliges Betreten herauszufordern, und auf 
demselben dem Unrecht die Strafe auf dem Fusse folgt. — Die 
Mittel, einen solchen Zusti^nd des Justizwesens herbei^ufah- 
ren, sind mannigfaltig; Nachstehendes zur Orientirung über 
einzelne Punkte. 

;, : ' U«^ biirgerlickeReeht. 

Das bürgerliche Recht betrifft' die persönlichen und säch- 
lichen Verhältnisse der Bürger. Von ihm hängt die bürger- 
liche Freiheit ab, die zur sittlichen Entwicklung des Men- 
schen gehört. Je grösser die Bedeutung des bürgerlichen 
Rechts für die Humanität ist, desto dringender ist die Forde- 
rung^ dass dasselbe nach keiner reinpositiven Grundregel ge- 
staltet werde. ' Ueberall^ wo das bürgerliche Recht nur. auf 
einem Aeussera beruht, erstarren die bürgerlichen Vei^hält- 
nisse lind begründen mit der Zeit eine traurige Versunken- 
beit der ganzen Nation« Wie herrlich sind die Länder und 
die Menschen, w[o die Polygamie herrschet, die Knechtschaft 
Platz, greifet, ungerechte Vorurtheile auf ganzen Stämmen 
ruhen! Und welche bejammemawerthe Lage ! Ob auch die 
Fluren lächeln im ewigen Frühlinge, ob auch der Himmel 
freundlich niededblickt aus dunkler Bläue, es tönt eine wim- 
mernde Menschenstimme, wie auf Ceylpn, die das Herz zer- 
reisst, und nach Montesquieu wie diese •— nur in der Luft 
liegen soll. Europa helfe diesen Völkern zu ^iner vemünf- . 
tigen Gestaltung ihrer stehengebliebnen Verhältnisse, und der 
Despotismus verschwindet daselbst aus S^t und Haus, denn 
es ist wohl thörigt, ihn für eine endemische Krankheit zu 
halten. Soll nun aber gleich das hürgerlidie Recht von der 



*) Senderbarer Weise nennt man die Gerichtsbarkeit in üebertretun- 

?en administrativer Verordnungen meist, namentlich in Oestreich, 
olizei- Justiz, da doch, ein ziemlich grosser Theil der Verord- 
nungen Ffnanzgesetze sind. 
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Yeraonft in letzter lostaiui bestiinint werden, so ist es doch 
wdt davon entfernt, überall eins oder dasselbe zu sein; vielr 
mehr muss es eine, doppelte GruQdfoi:in erlattgen, weil das 
y wnünftige in den Privätverbältnissen der Burger auf eine . 
zweifache Weise bestimmt werden kann. Entweder gdbt der 
Gesetzgeber synthetisch zn Werke^ indem er von eiaenl 
Höhern, das aus der Coei^istenz der Individuen erblSbeh soll, 
ausgehet, und darnach die- Verhältnisse reguliret, lod^r er 
Terfahft analytisch , indem er von dem Individuum^ anhebe, 
und nach sein^ Natur und gegenwärtigen Bestrebungen die 
Rechtsverhältnisse bestimmt^ Allerdings kann der Gesetz- 
geber auf beiden Wegen, zu demselben Resultate gelangeni 
allein in der Wirklichkeit werden zwei verschiedne Gesetze 
sich darstellen. Das synthetisch gebildete Gesetz erzielet 
feilte, sittliche Verhältnisse, und verfolget daher den meoaicfa- 
lichen Verkiihr.bis in das Einzelne. Es ertheilet die bür« 
gediehe Freiheit nicht als ein Ursprüngliches, sondern als 
ein Abgeleitetes, welches nur als Sphäre der Tugend einen 
Werth behauptet Das analytisch gebildete Gesetz dagegen 
will eigentlich gar keine bestimmte Ordnung des bürgerlichen 
Lebens einführen, sondern den Einzelnen vertrauend nur die 
particuääre Freiheit jedes Einzelnen dergestalt jnodifieiren, 
^s sie mit der gleichen Freiheit der übrigen .Rersonen be- 
stehen kann. Das Muster eines bürgerUchen Gesetzes der 
ersten Art seheint der jüdische Staat aufzustellen^ Alles 
war von der Mosakcjien Idee durchdrungen, dass. Israel das 
auserwählte Volk des einigen und geistigen Gottes sei« Je« 
dem Hebräer war in das Herz geschrieben, ^as^ er eiDen 
Diener Jehovas darstellen solle. Darum gab. das Land ein 
Lehen Gottes; det Einzelne besass > bloss den Niesehrauch. 
Und damit nicht strenges Privateigenthu^i die Einzelnen ent- 
fremde, mussten sie alle sieben Jahre den Armen^.die Ernte, 
nach siebenmal sieben Jahren den Schuldnern die Schuld 
schenken» Ebenso durfte kein Hebrä^ *2^m SQ)aveft\ wer- 
den, und die Herren mussten an heiligen Festen ihre Knechte 
bedienen. Und auf dass jeder Einzelne mit der Vergan- 
genheit und Zukunft der Nation sich verwachsen fühle, 
wurde Segen und Ehre auf den Altar der Familie gepflanzt. 



Gesehlecbtsregister knüpften die 6egeR#iMrt an dlie «V^rwelt 
an. Das vollkomniienste Bild einer bfirgettioken Gesetsge^ 
bnng der «weiten Art liefert das rdmiscbe Recht. Da das 
dieocratiscbe Element in Rom 8^!h frSh in* ein politisobee 
verkehrte, und die derooeratische Tendenz nach der Vertrei« 
bong der Könige die Oberhand gewann, so ninsste^eitie son- 
4erthümliche Richtung in dem' Character des Römenr zum 
Hanptinge werden. Das Hknn war s^n Reich; dort war er 
Herr, und was dazu gehorte an Personen und Sachen, bil- 
dete seine Herrlichkeit, sein Dominium. Erst spätere 6e-. 
setze beschränkten die elterliche Gewalt Das ab«oliite Pri- 
vateigenthum über die Sachen blieb selbst in der despoti- 
schen Kaiserzeit unangetastete Regel. Doch war das römi- 
sche Recht nie so negativ und leer, wie es etwa im C^de 
Nap&hön trsohemt, denn das bürgerliche Cresetz zeigte sidi 
keineswegs mit einer äussren Ordnung zufrieden, sondern 
setzte die Gerechtigkeit in den gesetzlichen Willen. *) Was 
dem Elgentbümer nicht schaden, dem Dritten aber nützen 
kann, war diesem vorzunehmen erlaubt.**^) Und es war 
verbeten, ein Recht zum Aegemiss einez Andetn auszu- 
üben. ***)—. Trotz der grossen Verschiedenheit beider €i«* 
sefsarten ist es Im Aligemeinen sefaiwer zu entsokeiden, 
welche den Vorzug verdienen. Es erhellet jedoch von selbst, 
dass die Gesetzgebung erster Art in Tkeocratien einheimisch 
sei, nicht minder in ar^stocratischen Republiken, denn, ob« 
gleich hier nur eine weltliche Richtung vorwidtet, so giebt 
es dodi ein Allgemeines, Oeffentliches, welchem g^näss die 
Privatverbältnisse gestaltet werden. Das Gesetz zweiter Art 
tritt gewöhnliclr als Gegensatz gegen eptartete Theoeratie 
ein. Einheimisch ist es in der Monarchie^ da hier die Staats* 
gewatt die IncBviduen so wenig als mogti<^ in Ansprach neh- 
men muss. In der Republik wird ^^ meist nur dureb die 
democratisehe Ricbtong hervorgetrieben, und häufig gdit übe« 
der bürgerlidiien Freiheit nnd Gleichheit die »itdiche Gestalt 
des Leben»' vmioren. 



^) L. 10. d# Just et jur. 
♦♦) L. 1. |. 5. de aqua. 
L. SS. d. R. V. 
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F e r o n e n jr e e li t. 

Montesqaieu machte di« Bentorkung, dass die Oeselit 
d^r Barbaren lautmr pertdnlii^ waren. Du int^eMen die 
Sachen nar in ihrec Verachmeiirang mit den Personen ge* 
«etaliche Objecte mrerd^n, ao ist 6s sehr natürlich, dass an* 
fftnglicb blos die persdnlieben Verbältnisse aofgefasst war«* 
den. Es liegt, w^n man will, in dieser Aaszeidinong des 
Personenrechts eine Weisheit, welche die a^fgeUirten Ge- 
setzgebungen von den barbarischen sieb aneignen sollten. 
In dw Bebandlong der persönlichen Verhältnisse offenbaret 
sich die doppelte Gestalt der biirgerlidien Gesetagebang am 
deutlichsten; Denn es triu dmrin ein corporirendes und ein 
isolirendes Priacip herror. Nach dem erstercni haben die 
persönlichen Verhäitnissii drei köipcvliche Mittelpunkte, Fm- 
milie, Stand, Kirche,* zu, deren iritllicber^ Ihurstellung die in- 
dividuelle Freiheit kleiner augemMsen ist. Nach dem awei- 
ten Prindp werden diese drei Corporationen, insoweit sfe den 
Individuen- Schranken setzen, mdkr oder weniger au%egeben 
and als^ Angelegenheit«! der Einzelnen angesehen. Es ist 
zwar oattt^lich, dass die neuro Zeit aHem Corporativen den 
Stab gelurooben hat, aber es höret dimim nicht auf, eben so 
einseitig als ungerecht M sein., Es giebt wobl luium etwas, 
das för den ganzen Staat eine so habe Bedeutung besijbset, 
als ifie Familie, und wie sehr auch dabea der Eintelne be» 
lästiget werde, so darf doch seinetwegen mcht leicht ein 
Ziegel vom häasliehea Herde genommen werden.- Die grossre 
Gewalt des Mannes kann nur dann unvernünftig seheiaen, 
wenn man vergisst, dass die Natur selbst den Unteni<Aied 
gebildet hat. Uebersdl, wo das weibliche Geschlecht den 
Fuss Uta dem Kreise setzte^ den die Natur ihm rorgezeich- 
net bat, gewann es mne Gewalt, die weder ihm aum Glüeke, 
üoA dem öffentlichen' Leben zum Wohle gerechte. Noch 
weniger als die Unterordnung der Wttber kann diii der Kin- 
der beleidigen, wenn man nicht etwa die Unmündigen gegen 
die Natur mundig macbt. Die Aufforderoag, den Missbräuohen 
d«r Mttsliohen Gewalt Torzabeugen, kann keine bedeutende^ 
sein, da die Liebe, auf welcher sie bendit, ihre Auslurtung 
hindert. Anders verhält ek «ich freilich mit dem Gesinde^ 



«und hier müssen die Grensen der bänslielwii Gewalt «eharf 
gezogen werden^ Doch ist es nicht wahr, dass G^aiir der 
Kneehtschaft die Famaiiaritäl. des Gesindes begleitet In 
Holland und England werden die Dienstboten . noch immer 
wie Theile der Familie angesehen und xuweilen an. Wahre 
FMnilienerbstüeke verwandelt, allein es herrücbt w^hl kanm 
irgendwo ein schöneres Yerhältniss swischfen den Herren mnd 
den Dienern. In Holland nennt die Magd den Hausherrea 
GrosBvateri die Hausfrau > Grossmutter, d^ Sdhne Vett^r^ 
die Töchter Muhmen, und die künstliche Yerwandtttshalt ist 
so innig, dato bei dem Brande des Amsterdainer, Theaters 
viele Diener in die Flammen stürzten, um ibre-H^reta su 
retten, oder mit ihnea zu sterben» Was d|e siätidisdien Kor- 
porationen anbelangl:, so kann ihre- recbtKebe ZuläasigkiMt 
wohl nidit bestritten werden. Wenn man sie anfeindet, so 
hat man es immer nur mit Ausartungen derselben zn ihuo* 
Die kirchliche Gemeinschaft wird mit Becht gebrochen, 
wenn sie eine totale Conformität der Geistnr erzielet und 
durch GlaubensinquisiAionen. die itonre Freiheit bedroht, b 
jedem andern Falle dürfte kein Versuch völliger U n kirch- 
lich k ei t um sich greifen, ohne in der That von «ngerecb« 
ten Absiebten auszugehen. «-^ Wie das coi^rir^nde Princip ißt 
bürgeriichen G^etsBgebung über die persönlichen Verhältnisse 
zu sehr herabgewürdiget wurde», so hat man das isolirende 
Prineip offenbar überschätzt. Gev^iss muss dasselbe Irübec 
oder später an die Stelle des corporativen Geistos treten, 
aber eben so gewiss ist es nachtheilig, gegen die Mängel 
desselben zu verblinden. Die Gefahr falscher. Gesiehtspiuikte 
droht bei diesem Principe überall, wie der flüchti^te Blick 
anf die modernen Gesetzgebungen bewmset« Allenthalben 
sieht man die Elbe zu einem bürgerliehen Vertrage herabge* 
setzt, und aus diesem Grunde von ihrer Heiligkeit entblösset. 
Die Scheidungen mehren sich, die Mi^ft' allein bindet noeh. 
Die Gleichheit der Gatten nähret die Streitigkeiten. Da 
kein Haupt : im Hause »ist, .muss iter ridftteijiche Ausspruch 
bei häuslichen Zwisten angerufen werden. Wie nohe^ liegt 
nun '^eich die Absufdität, auch die etlichen Pfliiehten ein** 
Uiigen tind deeretiren zu lausen 4 Die Pflichti^n der Eltern. 



seheo*' whr föblioh;beiVdrgehoben, aber den Kitodern Irin iifid 
wieder die Ffliokt der DankbarkiBit (Untergttitinog der Ekem) 
erlasjm! Mit dem C^de Nap0lefm*)'nnt9nmgt man jede 
Dienstmiethe auf Lebeasaeit , um keine Leibeigenschaft auf«* 
kommen «i laMfen, abe^ man Ültrir^ auch ans den Dienst- ^ 
yerhältnissen alle Familiarität, und untergräbt die htaslicke 
2iicbt und Ordnimg! Mit Reckt sprbht man von der.Ge* 
werb^imlieit als Ton Einern natnritehen Aechte, allein wie 
kann man 4ar^nter eine absolute Terstehen? Selbst die p^r^ 
sönlii^e Freiheit scbliesseteine gewisse, Ternünftige Abhän«> 
gigkett nicht aus, wie in aller Welt kann also rermdge deif 
aatörlichen G^werbefmheit gefordert werden, dass Jeder trei^ 
ben könne, was er will, wenn er auch untichtig zam Ge- 
sdiäfte,. sieb und andre ungÜckiich machen, oder nur auf 
Koste» Andrer sieh erhalten solkel Die kirchliche Corpo-^ 
ration durfte Mcht die natürliche Freiheit am meiirten ein^ ^ 
znengen scheinen, aber gerade sie wurde Ton keinem euro« 
pftischen Staate yöUig beseitiget Die vereinigten Stai^eri 
NordaiAelrikas sind die einzigen, die absolute Religionsfreiheil 
verkdndtgen. Ihre Zuspmmensetzung ist aber so eigner Art^ 
date gerade diese volle Freiheit die Secten in vollen Frie* 
den erhält^ und wbbl gar einander näher bringt. Im russi^ 
sehen Reiche smd alle christlichen Glaubensgenossen einan- 
der gleich gestellt^ aber, wer zur griechischen Kirche gehört, 
darf sie durchaus ni<>ht verlassen ! Joseph U. bewilligte den 
Akatholiken Tol^nz, aber bei vier und zwanzig Stockstrei^ 
eben Strafe sollten die Hussiten, Taboriten u. s« w. entweder 
zur lutherischen oder zur reformtrten Kirche sich (dem Na* 
men nach) bekennea ! Und solche dem Idole des Privat- 
rechts widerstrebend»vAaordnungen fliessen mit solchen Zu- 
sammen, die gerade die kirchliche Yerfhssung untergraben! 

M » e li e n r e ^ li t* 

Die Verhältnisse 'der Menschen zur Sachen weit sieben erst 
dann daa Auge der Gesetzgebung auf sich, wenn die Colli- 
sionch den lAnfiMg"' nehmen- Die« geschieht aber erst nach 
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geschebener Qceupation d«r liegenden ^Cifiter. Moses würde 
inmicfae Vörsehfift aidbt ausgesprochen haben, wenn er niebt 
TOr der Einnahme desgriobten Landes sein Gesetz gegeben 
hätte. Und ea ist wahrscheinlich, das Lykurg bei der Fest-' 
' Stellung der Verindgensgleiehheit unter den Spartanern keine 
Toransgegangene Giltertheilung vernichten diurfie« Die 
dinglkten IferhÜtnisse können^ wie Adata Müller *) richtig . 
bemerkte, auf ^ne doppelte Weise bestinimt werden, ent- 
we4er so, dass der Aoeent auf die Personen ,^ «der so, das« 
der Accent auf die Sachen gelegt wird, ^äbher ange^ehen^ 
leuchtet durch diese Grundbestimmuagen der dinglichen Ver- 
hftltnisse das isolirende und corporirende Priiicip hindurch, 
welches die reinpersonlichen Verhältnisse gestaltet. Denn 
die Existenz der Corporation zieht nie Bildung einäs gemein-^ 
schädlichen Vermögens nach sich, worin eben die Sachen ge^ 
wissenHMUisen das Ansehn und die Bedeufiiag einer. Persoa 
erhalten. Dagegen entspricht, es der losgebundenen Thüig*' 
keit des Individuums^ dftss die Sache der menschlichen Wilh- 
kühr gegenüber in keiner Art eine Selbstständigiceit besitze. 
Gerade so wie das isolirende Princip, weil' es noth wendig 
eintreten mussie, gleich för das beste oder vielmdir für das 
ausschliessend gute gehalten. wurde, so hören wir aiieh die 
erste Art des Eigenthums unbedingt verdüamen, die andre 
Art ohne die geringste Einschränkung tebpreisen, und es ist 
eines so sehr gefehlt als das andre. Unstreitig geschieht in 
mehrem Perioden der menschlichen Freihrit Genüge, wenn 
ihr das bewegliche Vermögen zum Stoffe ihrer Aeusseiung 
ausgeselzt bleibt Das liegende Vermögen erl|rägt an sidb 
eine gewisse Anfesslung, unrd.muss sie tn allen Fällen wirk- 
lich erleiden, wo d%r Staat aus vielen nuNralidchen Personen 
bestehet. Dabei hat das Gemeineigenthum die 'Wirkung, dipsa 
ein edlerer Begriff des Sachenrechts in dem VoUnsgeiste sich 
ankündiget. Denn der j^dcsmulige Eigenthümer muss dtm 
Gut wie ein VermBohtaiss der Vdrwdt an die JKachwelt 
behandeln , und sich als^ einen gewisseiihafte«! NsUzuiesser 
darstellen, wählend bei «trengeo» Ptitrateigenthnnie iniehi 
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tme robe AnsieliC des Etgentbuins einschleiebet, die den 
Eigenthünier dem WiMen ähnlich macht, der die Fi^ichte de9 
Baumes nicht lu breichevr weiss, ohne den Stamm umzu- 
bauen. Das biebei ndtbige ungleiche Erbrecht scheint wohl 
den Samen der Zwietracht in die FaaiUiea streuen zu müssen, 
ind«si^en giebt es nnägennStngere (lescUeohter, als die nnsri* 
gen sind. In Schweden übernimmt ni>ch heute der Erstge- 
borne den TäterUch^ Hof und setset die vtfterliche Obsorge 
ead Wehllu^Klheit fort, olme dass feindliche Gescbw»ter bän^ 
%er angetroffen werden. Auch ohne öcdaomiscbe Nacbtheile 
kann soloh^es Eigenthum zuweilen bestehen, wenn es nicbt allzu 
gross nnd mit Allodien gehörig gemenget ist» Men legt m 
iriel Gewicht auf den schleebten Zustand der hispaniscl^n 
(jiemeittgüter, denn wo der Mangel alles geistigen Lebens 
alle Industrie hindert, liegen anch fceie Privatgrunde daraie* 
der. — Es ist jelzt die Industrie, die^s isolirende Princip in 
die Gesetzgebung fuhrt und das Gewicht von der Sache hin«- 
weg auf die Person legt. So wenig die ^rwerbthätigkeit ii^ 
ihrem grossart^en Einfluss auf die heutige W/dt zu verkenn ^ 
neu ist, 90 wenig darf das strenge Sachenrecht herabgesetzt 
werden. Inzwischen muss der Gesetsgeber keine zu hohe 
Meinung fasseuv, damit icr nicht schädliche Consequenzen 
mache. Es lassen sich gegen die moderne Tendenz der 
Civilgesetze zwei Einwendungen machen, die hohe Beach* 
tung verdienen. Kein Religionsstifter wird das Augustinische 
Wort: liebt Gott über alles und thut, was ihr wollt! auf 
den Lippen fuhren, weil diese Liebe Gottes leider J noch 
nicht in allen Herzen lebt. Wie mag nun ein Gesetzgeber 
die' Sachen in die absolute Willkühr des Menschen stellen, 
so^ lange er ihres rechtlichen Willens nicht vergewissert 
ist? Das französische Gesetz*) lässt die Sachen auf ganz 
ungebuodne W^se (de moniere la plus abi^lue) bebandeli^ 
das ostreiehische ""*) sie nach Willkühr selbst zerstören. 
Wird nun hiermit nicht je^e muthwUlige Vernichtang sanctio* 
niret, weli;he das grösste Unrecht gegen die Mitmenschen in 
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sich sehliesset ^ ja snw^Ien b^timmte Personen kränket? 
Das Letztere geschah durch den berühmten Midiet Angelo^ 
der Aus Eifersucht Dürer's GemäMe aufkaufte und — ver* 
brannte. Allerdings würde es selten viel fruchten , ^ wenn 
man solchen und ähnlichen Unfug mit dem Eigenthume v'er« 
pönep wollte, aber muss man deshalb gleich so weit gehen, 
und das Unrecht zum Rechte stempeln f Man glaubt die 
Person mit der Sache, an weldie sie die feudalistische An- 
sicht klebte, hinauszuziehen, wenn man das Eigenthuin von 
allen Fesseln befreit. Indess sehen wir die absolute FreiheH 
des Eigenthums materieller Sachen von der Sdaverei des 
geistigen Eigen^iams begleitet, welche letzire augenschelii- 
Hch die Person der Materie aufopfert. Das romische Geseta 
beschränkte die Eigen thum6rechte auf körperliche Sachen, 
allein, indem es die Specificatlon unter die Erwerbarten rech-- 
nete, schätzte es zugleich das Quasidominium der Form, das 
ein ursprüngliches und heiliges ist. Man jShgire immerhin 
• eihen Naturstancl und behaupte mit Kant tind Fichte,' dass 
der Mensch da kein peremtorisches Eigenthum Jhfaben könne, 
sondern nur ein reines Gebrauehsrei^t ansprechen dürfe; das 
Eigenthum der Arbeit müsste man dennoch anerkennen. Denn 
der Ai^belter findet Form und Idee nicht ausser sich, sondern 
jp sich , ' er borgt sie nicht dem Allgemeinen ab , sondern 
bringt sie erst hervor^ und nimmt etwas in Anspruch, ^as 
oKne Ihn gar nicht existkt hätte. Allerdings geh^t die Ma- 
terie der Natur, aber sie ist dermassen occupirt und bezeich- 
net, dass kein Mensch sie ergreifen kann^ ohne das absolute 
Eigenthum der Form zu verletzen. Es war von dem scharf- 
sinnigen ' Römer zu erwarten, dass er dieses Anrecht der 
schaffenden Menschenkraft beachten würde. Die neuern Ge- 
setzgebungen haben den engen Begriff des Eigenthums auf- 
gehoben und selbst iitimat«^ielle Sachen hineingezogen^, in- 
zwischen^ steht der Arbeiter gegeiv den Stoffeigenthümer den- 
noch beiniihe rechtlos da. Man sehe z. B. auf die geltenden 
Verlagsgesötze. Beim Tode des Verfassers ftllt das Werk 
nach dem östreichischen {Gesetze dem Verleger, nacl\ andern 
Gesetzen allen Buchhändlern zu. Der Grund hievon beruht 
angeblich auf der Absicht, die ^Bücher wohlfeil au machen. 



Da indeaMH eiae soiebe AtMuckt <l«m Reebte dicht nahe tre- 
ten darf, uqd itiit den Privilegien der Verleger streitet, so 
muss man staatswirtbsehaftiiehe Gründe vermathen, deren 
sich mehre denkea lassen wie folgende* Buchhändler sind 
Handelsleqte, und sollen sich sum allgemeiaeii Besten be- 
reiehern, denn sieconsumtren ihr Vermögen auf keine sterile 
Weise, sondern w^den es auf die Productioo. Während eii^ 
persischer Dichter, der im Jahr 1826 sterb, nichts als Ler* 
chenfleisch ass, und die Einkünfte ganzer Provinzen ver- 
brachte, haben wackre Buchhändler Capitalien gesammelt 
und schöne Hänser gebaut Es läist sich daher nicht be- 
sweijfeln , dass aus Riicksicht auf das allgemeine Wohl die 
Verleger begünstiget Werden müssen. Schriftsteller sind am 
Ende genug belohnt, wenn man sie nach dem Tode ehrt, 
ihre hohlen Zähne wie die Vottaire's in Gold fassen lässt, 
und die Perrncken wie die eines Sterne um viele hundert 
Pfund ausbietet. An Lebensnoth sind sie übctrdies gewöhnt, 
, denn schon der alte iransösisc^h« Dichter Sibus gab auf die 
Frage, warum er so wenig esse, klüglich zur Antwort: aus 
Furcht, Hungers zu sterbeif! 

Bfirgerlielie, Oenugtliuaiig. 

Indem das bürgerliche Gesetz feststellet, was in dee ver- 
schiedenen Verhältnissen der Untec Annen Becht ist, bestim*^ 
net es zugleich dasjenige, was in eben diesen Verhältiiissen 
Unrecht ist^ Das bürgerlidit Unrecht enehält einen materiell 
Jen Schaden des Verletzten, der entweder weniger enthielt, 
als er fordern durfte, oder mehr thun miisste^ als seine 
Pflicht gewesen ist, oder verlor, was, er besessen, bat, und 
begründet daher als seine rechtliche Folge den Schadenersatz; 
oder die bürgerliche Genugthunng« Das Gesetz über diese 
bürgerliche Genngtbuung sieht nothwendiger Weise von der 
Absicht des Verletzera weg^ denn jbs soll ja nur der mate- 
rielle Schaden gehoben weiden, und dieser besteht unabhän- 
gig von der Tendenz des Beschädigers. Die Unterschiede 
zwischen doloser und culposer Beschädigung, zwischen leichter 
und leichtester Schuld, zwischen Versehen und Sorglosigkeit 
machen dem Scharfsinn der Gesetzgeber alle Ehre, allein 

12 . . 



sie gibeii dft i^r btirgerHebMi OemigtlMRit^ Mie gMis frmndl- 
artige CJeitiih. Ob jemand oni haadert DiMattn durch eio 
gröffaerea odM darch eki kletnerea Versehea irarkürst wuffde» 
ist; hisi^rii gleiob, als der Schadaa deraelbe bleibt* Daa Oea^ts 
hat zonächst nur anf den Ziunuanienkaag dea Schadena and dar 
Iland)ung an aehen» Wer das bfirgerliahe Geaeta verleiset, 
liitfss allea ersetxen, was evident aus diea^r Vedetaung M^ 
get, itnd 4k kommt blos attf de» Beweis an, dass die Hand« 
hing die aeinige ist« Demnach ist nur ein Unteracbied wa«- 
s^ntlicb fiethwendig, nämlich, öh der Sehaden ein sufimiger 
oder ^ih freier isti Uen saiäiligen Schaden ersetat Nie^ 
nland, der Beschädigte trägt ihn als sein eignes Ung^üek« 
Doch ist jeder Schaden zoftllig, der nkht das Resol tat einer 
lyestinimten, freien Handlang iat. Oeo fi*eien Schaden ersetat 
derjenige, dessen Handlung ihm das Dasein gab. Daher 
haftet der Cigenthümer eines Thieres fär den SohiMlen, den 
dieifis anstiftet, der Vater fiir die Verietzungen, die ma 
iönd begeht, in sofern die Besefaädiguag ihren letiten Gnmd 
in einer freien Handlang oder Unterlassung des £igenthä* 
mens oder Vaters findet. Die Gesetagebungen hatten nieht 
den Muth, diesen einfachen Maximen au folgen, doch haben 
sie sich eben dei^Wftgen ifi eltl Gewebe toii Vofäassetaungen 
und Untenscheidungen rerwickek, die die einfache Sache zu 
der terwerrelisten machten« Das römiaeke Gtoeti beatimatte, 
daas der Zufall, der die Materie trifft, auf die Arbeiter, de8>- 
sen Leistang dabei an Grande geht^ nicht eii^iesaen solle *)• 
Mit Recht erklärten sieh die franadsiaehen **) und die preussi- 
sehen****) Gesetze ftlr dier entgegengesetae Ansicht. Wer 
würde auch einen Arbeiter leicht wieder^ dingen, dem er eitt^ 
mal ungenossne Dienste bezahlen anusste? Das eigne In-^ 
teresse w&rde also d^ii Arbeiter ndthigen, den ZuAiU au tra«^ 
gen. Dagegen bärden die Gesetze oft dein ArbeHer seifest 
den Zufall der Materie auf^ wenn er ihre schlechte Besohaf- 
f^heit anzudeuten unterliessi Das ist eine Irregularität, die 
den Keim ehdloser Streitigkeiten in sich schliesset, uad ganz 
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umt gar «niiddiig eraolMiMt, Bdbiild der Arbeiter beim eq* 
fäiigeB Untergaog iler Materie -die aufgewendete Arbeit mit 
verliert. — • K» Ist ^ne «ehr anffallende und doeb eehr rtebtige , 
Bemerkuag, dasa die Geeetxe, welche die bürgedicbe Freif* 
keit kleioer Bomeaaen, ihre BeeintrichÜgujag am atrengsten 
anreehoea; daaa aber jene Gresetze, dia das Privatrecbt nicht 
wait genug find^ können, deasen Veriatzang so Hrenig ah 
Bidglich impatiieto« Alle aUen Gesetageber machten die Vär 
ter ffir die Kiankr einenge verantwortlich, griffen den Kör- 
per des Schaldners. Die Negern mäaaeo die bilrgarliche Ge- 
naagt^iing milder aimrichten. Die Siacb% iit gleiehwehl hdcbat 
natürlich. Je gröiser die aittliehe Kraft nn Volke ist, derte 
bnchstäblichar darf ein Gesetz gaoonuaen werden. Ja mehr^ 
Gesetae misabraucht, Rechte abertrieben werden, desto mehr 
Unterseh^dangen fordert die PUligkek. Das Wort: Billig- 
keit kommt ibrt am häufigsten vor, wo es itie Meascbea 
am wenigsten befolgen. 

ifas peinliehe lleeht. 
Dm peinliche Gemiz ist anCdie bSae Absiebt geriditet, 
von weicher das büigeflicbe Gesett selbst in Betreff der Ge- 
DogthiHiBg absehen moss. Es enlüält die Beatimmnngen aber 
den um 4er derecfatigkeit wüten nöthigen Cmatz dee mora- 
lischen SchMlens^ welchen vorsiitaliche Rechmv^letmiiigen iA 
der Person des Verietztea, des Verletaem^ endlich ia der 
ganzen bürgerlieheii Gesellschaft anstiften. A«ia diesem Grunde 
darf daa peialti^ Gesetz f|Is die Sttinme des öffeMttiehen Ge^ 
Wissens angaeiehen werden. Böse Absicht ist nur bsi einJBm 
Gegenstande sa denken, den das moralische Urtheil verwirft 
Es darf kein Crinrinalgesetz geben,, bei dem sich eine eBt* 
scbuldigende UnwiaBenfceit allgemein vertheidigea iässt, denn 
das wäre ein Zctehen, dess eine Handlang, welche das öf- 
fentliche Gewiiisen keineswegs inissbilliget, zu einer bösen 
gestempelt wurde« Die Vernunft spricht zwar überall dem 
Weaen nach daaaeliie, aber la Bezug auf das Aauaserliche 
entstehen nach dem Grade der ]Erkenntniss, nach den Be- 
griffen -des Lebens und der Religion bedeutende Unterpcbiede. 
Deswegen kann es so wenig ei^ne einzige Art peinlicher 
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Gesetzgebung gebeit, ko wenig sieb eaie eiimge Art des bür- 
gerTicben Gesetzes denken lässt« Viebnebr nfiiiss das pein« 
liehe Gesetz se viele Abweicbnogen an den Tag legen, als 
die Religionen, die Sitten, die Umstände differirende Ansich- 
ten bervprbringen.' So vielfacb die Cbaraetere der Nationen 
sind, so vielfach niuss die öffentliche Meinung, se vielfach 
die peinliche Gesetzgebung sein. Nur werden die Unter- 
schiede nicht sowohl die Tend^z, als die Objecto, das Maats 
der Vergeltung und die ZurechiMuig betreflSNi. Ancillon *) 
legt Montesquieu die Bemerkung in deü Mund, dass die 
peinliche!! ^epetze' immer dem Geiste der Staatsverfassung 
angemessen sein und gewisserm^issen ihr Gepräge tragen 
nM»s|/Ben, Aber Montesquieu**) sprach diese Ansicht nur in 
Bezug auf die Strafen aus, und hatte bierin Recht, denn in- 
sofern die, StAatsformen im Geiste des Volkes Wurzeln, müs- 
sen die Strafen jedesmal mit dem Geiste der Verfassung 
übereinstimmen. Hätte aber Montesquieu wirklich den Aus- 
spruch so gefallt, wie sein berühmter Nacheiferer ihn vor- 
legt, sa wäre er nur zur Hälfte falsch, und keineiswegs ganz 
zu, verwerfen. Der Geist der peinlichen Gesetzgebung, wenn 
er ein guter ist, wird i allerdings unter allen Staatsformen 
derselbe bleiben, und es lässt .sich wbbl denken, dass^ das- 
selbe Gfesetz in einer Monarchie und in einer Republik zur 
Anwendung kommt. Inzwischen werden in ihnen die ver- 
sehiedneh Geistesricbtungen , die theocratische und weltliche, 
ein verschii^dnes Criminalreoht bedingen. Wie die hebräische 
Gesetzgebung aiti besten zeigt, ist in der Theocratie das pein* 
liehe Gesetz durchaus ein göttliches. Es stehen daher Ab- 
götterei, Gotteslästerung und andre kirchliche Missetfaatan 
unter den vornehmsten Verbrechen. Die Strafe erscheint als 
eine Genugthuung gegen das höchste Wesen, ,iBid ist deswe« 
gen mit Opfern und Busdibungen verbunden. Die Zurech- 
nung gewinnt einen grössern Umkreis, weil die Einzelnen 
als Glieder eines lebendigen Ganzen betracUfcet werden. Die 
Schuld wird soweit gerächt, als ihre mcnralischen Wirkungen 
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•ich erstreeken. Gans anclers gtdk si^h das w^liebe 
Oiminalgösetz dar, wie ^es in den modernen Sachen ^sich 
ankündiget. Es gidbt sieh nicht einmal als die ewige Ver« 
geltnng des Bdisien, sondern tritt ak eine auf Recbtssicfaer- 
hek gerichtete Inadtution hervor. Handlungen, die. keinen 
fremdtra Schaden enseugen, werden aos diesem Grande ans 
der Zahl der Verhrediea gestrichtoi Die Strafe, ist fast nor 
Präventibn oder moralische Abschreckung und betrifft vor« 
nehniUoh die sinnlichen. Güter des -Menschoi. Die Zu^ecb- 
Bung raus» sich auf die engste SchuU bescbränlcen, weil die 
Individuen als isolirfee Personen- fa^vachtet werden. Es 
sdieint über allen Zweifel erhaben, dass ein theocratischeS 
und ein weldiches Crimtnalgesetz gleichsehr auf die Ver-^ 
nnnfit sieh gründen können ; die Verschiedenheit ist jedenfalls 
nur eise sdche, die durch den Standpunkt der gesetzgebend 
den Vernunft nothwendig erzeugt v^ird« Allein weldie Avi 
des Gesetzes den Vorzug verdiene, darüber kann gestrictea 
werdcoi, obgleich auf den ersten Blick einleuchtet, data Mo- 
ses die benligen Gesetze, Nftpoleon idie mosaischen schledi-' 
terdings nicht geben durfte. Das Wahre, erheUet woh| beä 
dem ersten Blidie auf die Bestandtbeile des ;pei»Koben 
Gesetzes. 

▼ e r b r e e li e n* 

Man darf nur die Wörter, welche das Verbrechen be« 
deuten, zusammenstellen, no bc^merkt man schon die fort- 
schreitende Einsicht der Völk^. Bei den Griechen war <flav 
Verbrechen überhaupt das Unrecht; das ao(»eicbneaife 
Merkmal trat nicht in dms Volksbewusstsetn. Die 'Römer 
unterschieden zwischen deiietum ^und crme»^ über das ersto 
Wort, bezeichnet Mos einen FeluMr, das andre^ bezieht sich 
auf den richterlich«! Spruch. Tie&innSger sondert die deutsche 
Sprache Vergehen, Uebertretung und Verbrechen. Der Mensch 
vergeht sich^ wenn et unabsichtlich vom Gesetze abweicht; 
er übertritt das Gesetz, wenn er ohne, bösen Willen darüber 
sdireitet; er begeht ein Verbrechen, wienn er das Gesetz' 
als solches zerbHcht. Unter alkn modernen Gesetzgebung 
gen hält keine so gewissenhaft diese Unterschiede fest als 
die östreichiscbe« Das Promulgationsdecret erkläret, die 



Gredzliiiien der Verl^tswgeB ddbnmi so genau grmogen a« 
haben, damit "den ,,A;k8elieu vor Verbrechen dnreh Vemeii* 
gang mit minder g^fiÜMrlichen SohuMftHen^^ kein Abbroefa 
geschehe^ Die Sache i^t offenbar l>esser alt .der Grand! 
Die Bestimmung de» Verbreeben berobet auf GruhdaStsen; 
die unerschfitterlicb feststehen mössen. — VeihreeheB sittdVer* 
ietzungen unbedingter Art. Sie t^extehen sich deswegen asr 
auf Gesetae, welobe keiae Unwissenheit aulasaen, w«l aia 
die Vernunft jedes Menschen ankSndiget*). Gesetse, die 
von 4er Staatsgewalt atfsgehen, ohne isicb auf eine sitdicbe 
Noth wendigkeit xu stütsen^ bilden keinen Gegenstand der 
Verbrechen. Die öffentliche Gewalt mag immerhin auf fremde 
Producte gewisse Abgaben legen, oder den Zinsen der Dar» 
leben ^e bestimme Grenze setzen* Wer dagegen, handelt^ 
begeht eine Verletzung, die er abbissen muss, iiUcin^r kann 
keineswegs als ein Verbi^eoher angesehen werden., weil er 
nichts i|n sich Verbotnes begangen hat« Wo defgleicben 
V^etsungen als VeHbrechen verfelgt werden, giebt es eine 
Klasse von Uebehhätern, welche die ofibndirae Meinnag 
gegen dieRegientng unter ihre mäditigoAegide nimmt Dte 
natfirfiche Folge ist die gewöhnliche Straflosigkeit dmielben! 
Verbrechen sind ferner absichtliche Verletzungen. Der böse 
Vorsatz ist das speeiflscho Merkmal^ derselben. Es kann 
keine ReehtsstÖruag ein Verbrechen sein, wenn kme Absicht 
aus ihr hervorieachtet. Dagegen ist die Frage,. ob jede ab- 
sichtliche ' VerletBung sieh zur Ciinnnalbehandlung eigne f 
Die Ges^se scheiden vorsätzliches Unrecht, weldbes gerin* 
gere Objecto betrifft, aus dem Umkreise des Verbrechens 
ans. Warum soUte^ aber eine Verontremlng, ein Diebstahl, 
so eine gewisse Summe übersteigt, zu den Verbrechen gUio- 
ren, und, wenn einige Pfennige fehlen, zu den Uebertreton^ 
gen zu rechnen sein? Wie der Werth des Gegenirtandes 
zum wesentlichen Kennzeicben des . Verbrechens wird, iat 
die Willkühr in das peinliche Geseiz eingedrungen. Nur 
hinterher, durch die Macht der Verhältnisse erhebt sich 
der Werth des Gegenstandes zur Berücksichtigung. In der 



*) So das östr^ichische Gesetzbuch aber Verbrechen. HauptstOick I. §. 9 



Theoorati« , greift dfaBöttentlioke €r«vall mit lautend mfcaeht- 
bartn AraiMi in die Uejrsen der Untefftbanen , und der bdae 
VoraaAZ) ohne Sohlupfwiokel, kommt Sberall la Tage. Das 
peinliebe Geveta. verfolgt daher daaelbst wirklieh die absiebt- 
liebe Vevleiating ohne Rücksicht aaf die äussre Bedoatsam*' 
keiti Dm ist atrenge, aber itorchatis gereoht* In dam weit* 
liohea Slmata verbreitat sich die öffentliche Gewalt b|^ nbar 
]üe &ossce Welt; die innra ist ihr, entaegen* Daher aae* 
schlupft ihr der bSae Vorsata fast allealhalbea, wo die Vor* 
lelaiMig kaina bedeiutende jst« Aos 4iese|Q Grunde nioMai 
4as painfiebe Gesals It6cksicbt auf die Gefthrlicbkait der 
Handlang, wodurdb gar Leieltf da9 richtige Zeichen des Ver- 
brechens T€»rlorea geht — VerbreißheB sind weiter wesentliah 
nicht matari^te, sondern moralisdia Beschädiguagsn. Wire 
4Eler materielle Schadeh erforderlich, so dArfien die Geaetie 
jden yersaab der Misseihal, der aus ZufaH oder fremder Hin* 
«larang niabt gelang, noch nieht, wie sie thunt mtm Verbra- 
oben oiaehea. So aber basfebt daa Verbreobea, wie Welker*), 
■ar au ekiseHig, ^rwiesi in dem moralisdian Schaden, den 
dar Verlotier diiroh Uebermaasa der sinnlicbea Triebe oder 
-moraliscbe Vefisobleebtening, .der Verletzte durch die Be- 
einirädhtigaag seiner Rechte 4ind Ruhe, dierGesanaitfaait 
4iicch ^le Störung der sittlichen Ordnung und Coexisteos 
erleidet. Wenn der UebeJthiter e«t den Verspch des Ver- 
bffifchena maobie, uod aus SelbatbesfiasaiaQg «inücebrte, 
MO ist noch kein Verbrechcm real geworden. IW Schaden 
in aif^Mtr Person, der bei dem blossen Versuche schon eii|f- 
tritt, ist hier aufgehoben worden. Je. allgemeiner diese An- 
sicht sich au)3spricht, desto befremdender ist die Ableugnung 
solcher Verletzungen, welche nur die Pflichten gegen sich 
selbst od^r gegen das höchste Wesen betrefl'en. Man kann 
Blasphemie und tbierische Lust keineswegs unbedingt aus 
der Zahl der Verbrechen streichen. In thepcratischen Staa- 
ten bildet die Religion das Grundgesetz, und die öffentliche 
Sitte giebt seinen rechtsgültigen Zusatz ab. Hier werden 



*) Die letzten Gründe von Recht, Staat und Strafe, Ciiessen 1813. 
S. 252. 



wirkliche l>esflrtigje Verietsungen der Pflichten gegen Gdtt, 
und öffentUehe Aergernisse den Character eines Staatsver- 
brechens annehmen können. * In weltlichen Staaten verbiet 
sich die Sache anders. Derlei Verletzungen fallen da nach 
den obwaltenden Verhältnissen nur aiis Geistesserrfittang oder 
Leiefaisinn vor; es fehlet die ^ahrscbeinliv^eit epees wirk- 
lich bösen Vorsatzes beinahe ganz. Daher passen insoldi«!! 
Staaten die Gotteslästerer besser in' die Irrenh&nsMr, als in 
die Kerker ) nnd wer hatiirli<chen Lasten fröhnt, der wird 
acbkklioher iin Znchthanse gebessert^ als etwa in Flammen 
geläutert ! — Verbrechen haben endlich Grade, weil die böse 
Absicht and der moralische Schaden eine Steigening zu- 
lassen. Alle Verbrechen gleich za machen, ist immer ein 
roher Einfall der Gesetzgeber gewesen. Die Grösse des Ver- 
brechens hat aber keinen andern als den angegebenen mo- 
ralischer^ Maassstdb. Ein mehrftitiges Verbrechen ist in 
der Regel stärker als ein einfiiches. Privatverbrechen wer- 
den im Allgemeinen gcblecfatere Beweggrande hiAen, aber 
dafür in der Regel die Gesammtheit weniger beschädigen 
als die öffentlichen , nnd Vei4»recheh an dem Personenredite 
sdiwerer wiegen als Verbrechen am Sachenrechte. Inzwi- 
schen wird es hier aaf die besondern Verhältnisse und Sk- 
jten der Nation ankommen. Es giebt Länder, wo Verbrechen 
an der Ehre, ja' sogar an Familienl*editen (z. B« Ehebmcb) 
weit ^weniger Bosheit und Rechtisstör^ng an den Tag legen, 
ak Diebstähle und Veruntreuungen; Hier wird das Ciesetz 
genöthiget, zn dem gefallenen Volke sich hinabtfunetgen» 

^ » t r 9k t e n. 

Strafen von den altdeutschen: Straffen bedeutet Aus- 
gleichen und Gerademachen; auch das Griechische roivtf (wo- 
von j^oeMu, petJ^, Pein) I^zeichnet Lösegeld, Entgelt, Ersatz. 
Die Strafe des Verbrechens soll in der That sich für nichts 
anders geben, als für Entgelt des moralischen Schadens, den 
das Ver1>rechen nach sich zieht.*)' Da der Schaden, den 



*) Weicker a. a. O. — Strafe für Vergehen oder Uebertretungen < ist 
ganz Terschieden von der Kriminalstrafe. Man legt eine Pön 
auf Verletzungen administrativer Anordnungen, blos um abzu- 
schrecken, oder zuvorzukommen. 
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ein Verbrechen' anrichtet ) in der Verschlechtemng de« Ver- 
leti^effm, in der Krttnkwig des Yerietiten, in der Störung der 
Mtdicfaen Ordnung im Staate bestehet y so nrass die Strafe 
der Verbrecher die geschehene Verschlecktmmng des Ver- 
letzers durch Besserung » di0 Kränkung des Verletzten durch 
^Qenngthunng, die QefiUirdung der sittlichen Ordnung durch Al^ 
scbrcdrang «nd Pffftventien aufhdbenh Die Strafe bessert 
den VerlMrecker, wenn sie die Verletzung ds ein Uetiel b%*^ 
reuen nnd gute Vorsätze erwecken macht. Sie versebaffit 
Aem \^erletzten die gebührende Genugthuong, wenn sie das 
Bewnsstsein der rechtlichen Unverletzimrkeit herstellt, und 
die Schadenfreude oder sonstigen GeWinn des Verbreobers 
▼ermcbtet. Endlich schreckt sie znvoriconunend von der 
Ni^cfaabmung des Verbrechens ab, indem sie der L#ust des 
Unrechts ein überwiegendes Uebel entgegenstellt. Es kann 
nicht gefragt werden, ob die Strafe mehr Besserung, oder 
meiirGenugtfaunng, oder mebrzuvoricommende Abschreckong 
anstreben solle > denn sie soll jedes nur in dem Maasse er- 
zielen, als, der moralische Scliaden es mit sich bringt. Qei 
.Verbrechen an der eignen Person wird die Strafe vornehm- 
lich die Besserung beabsichtigen, bei andern PrivatFCrbredien 
mehr die Genugtfanung verfolgen, bei Staatsverbrechen vor- 
züglich Prävention und Abschreckung bezwecken, o^ne dass 
durch das Vorwalten der einen Tendenz die* übrigen aufge- 
hoben würden. Sobald ein einzelner Strafzweck an die Spitze 
gestellt wird, verliert die Strafe fast ganz die nothwendige 
rechtliche Grundlage. Wird mit den Amerikanern' die Besse- 
rung des Verbrechers als der ausschliessende Endzweck der 
Strafe aufgestellt , so bleibt die Disharmonie zwischen dem 
Gesetz und sein^ Verletzung völlig unausgeglichen« Wird 
mit den ahen Qermanen die Genugthnung gegen den Ver- 
letzten einseitig aufgegriffen, so kommt man zu der verkehr- 
ten Talion, nach welcher „der Staat wahrhaft einen Marl^t 
^hält mit Bestimmtheiten, welche Verbrechen heissen, die 
„i^ni für andre, die Strafen, feil sind, wovon das Gesetz- 
„buch der Preiscourant ist^ Wird mit Feuerbach die Ah- 
»direokung, oder mitGrolmann die Prävention ausschliessend 
verfolgt, so bleibt das Uebel in der Person des Verletaers 



und des Yerietsteii. mehr oder weniger auangetastet sieheii* 
Gleiehw^I lögst sich nicbt Terfceniifs, dum ^der Gekt der 
Völker und Regierungen «lieilweige zu (tieeein edi^r jeiiem 
eintela«! %ta£Bweeke himieigen müsse. Iin IcaidUdliea Zu* 
Stande ist der Strafzivedc durdians eise göttliclie Wieder- 
▼ergeltung« Wie die Guten belohnt werden soUen^ müssen 
im Bösen oach gerechtem Maaase kr iidisaheft ii^iden des 
kunmlisehea Rächer enp&idten. In geordneten Siaateli be- 
swedEt die Strafe Twmebudich die SUcherung 4er sittlieheü 
(fticht blos äussern) Ordooag, und dieix^fiibr fSr diesen sttt^ 
liehen (ilieht bles äosseren) Zustand gidbt daselbst einen 
4dieidicben Meassstab 4es Verbeediens und der Strafe A. 
Das Irrige liegt nur in der völligen Veigeistlichung e4er in 
der absoluten VerwekUchnng des Gesetnes. 

Die beabsiditigte Wirkung der S^ndt bestimnet die Straf- 
ini^, Bessrung beginnt mit Reue; Rene erfolgt dneph den 
natiiiiiehea Einiritt des.Gegnntheiles von dem, was im Vecbre- 
dien reizte, also inuss das ^afmittel ein Uebel smu. In* 
soferne sinnliche Lust es «st^ welehe den bösen Willen er^ 
zeugt, wird nllerdiags sinnltohes Uebel den zerstörendm Ge- 
^gensats bildez. MJ&fge sidi aber kein Gesetz de«, verderbi- 
lidien Wahne hingeben, sinnUehe Unlust sei das *-- A> wel- 
dies diM 4* ^ ^^ bösen Vorsatzes jHilhebe*. Der Meüseh 
wkd oft nur desto sinnlicdsr, je sini^cher er behandelt wird. 
Tfaierische Striaen liaben sehr häufig den Erfolg, dass sie 
das Thieiische isi Mensehen noch mehif hervorkehren. In 
theoeratischen Staaten bedient sjch di^ Gesetz gektiger 
Uebd, indem es dem Veriurecber die pnesterlichen Segmut- 
gen entzieht, die Tempel verschliesset, und es ist bekannt, 
dase damit ftir die Eüschiitterung des Versiocktett weit mehr 
gethan wird, als die »onliehen Uebel in wMilttichen Staaten 
bewkfcen« Dk Genugtbuung wird dem Verletzten zu Theil, 
wenn dem Verbrecher das&trafubel nadi Maassgabe der, Abd- 
eicht und Beschädigung aufgelegt wird. Die Striae aell den 
B^idigten nicht sowohl rächen, als vielmehr seine uuver* 
diente Kränkung durch die ^^rdiente DeroqthiguBg'des Ver- 
letzers nufkebea! Die zuvorkesiniende Absehreokung «c- 
<irigt, werai das Strafübel den Reiz des Verbrechen^ ähoD- 



wi«gt. Wm im Stande ist, die Reae in der fimtt des Uebel- 
tbäters SB erweeken, vei;niag aneh von kmjEUger Uathat ab- 
anhalten, wenn iBe Lockmigen zum Bösen nieht das Ueber- 
gewicht behalten. -^ Seiehe Uebel, die den angegdbenen 
Zwedcen dienen kdnnen, aucbte mah , allgeaMin In kövpef« 
lieher Pein; in Venaögensbfttsae ; im Verlast der Ehre, der 
Ereäieit, des .Vaterlaadas, oder gar des Lebens. Kerperstra* 
fini sfaid fär rohe Völker, alier sie erhalten sie sugleidh in 
der Bohheit. fimpfindliehe Leiden sind gewöhnlich Ver^ 
. atnmrolangen, und widerstreben nicht nur dem Oefuhk, son**' 
dem auch dcir Gerechtigkeit. Deswegen gehet die körper* 
liehe Tauen gewöhnlich in eine Vermögensbusse üben Allein 
geringe Geldbussen verieihen dem Wohlhabenden einen Frei-- 
brief m allen Verletsungen, und sehr grosse (Confiscation) 
treffen die iHischuldige Familie am meisten. Wäre die Ehre 
etwas Theilbares, vetscbiedener Grade fübig, so, misste man 
Ektenstrafett schon du*iim empfthles, weil die Staatsgewal- 
ten dadurch genöthiget wurden » auf die moralische Ehre 
mehr XU halten, als geschieht. Intwischen scdl die Unthre 
nur jedes Verbrechen hegleiten; cur Söhne bedarf es noch 
andrer Mittel. Das ist das seltne Loos der constitntioneileo 
Staaten, dass sie mit dem Veriusie der politiscbM Rechte 
edel und empfindlich strafen können! Die heutige Li^e des 
Menschengeschlechts Imt für die Freiheitsstrafen entschied« 
In der That besitien sie die giössten Vorzöge* Keinmal sind 
SM ein allgemdnes UebeL Howard . machte die Bemerkung, 
dass die rohesten'Indiriifuen lieber die schwersten Arbeiten 
im Freien, als leichte im Geftngnisse v«*richten. Dann ge« 
statten sie jede Einwirkung auf dasGemöth des Verbrechers^ 
Femer lassen sie sehr Viele €farade zu, und erlauben sogar 
Zusitte andrer Ilebel. Endlich sichern sie die sitdiche Ord<» 
nung während der Stn^mt vollkommen, und vermehren (bei 
guter Einrichtung der Strafhäoser !) die Zahl der ilittlichen 
Personen. Eine Art der Verweisung schliesset sich an die 
Freiheitsstrafe an, nämlich die Deportation. Die Alten ver- 
bannten ihre Verbrecher, aber wie kann ein Volk dem an- 
dern seine Uebelthäter zusenden i Ist der Verbannungsost 
bestimmt, dem Staate zugehörig, für die Stra&wecke einge- 



richtet, dann mag die Deportation allen Strafilbeln Torgesa- 
gen werden. England hat noch lange die'Verbreehercolonieo. 
nidit so hergestellt, ab die Gereofadgkeit oad Klugheit vor- 
sehreibi, und gleichwohl haben selbst ihre ersten Versuche 
in Amerika den Beiftdl eines Baynal rerdienti Wenn iim 
Deportation der Franxosen nach Cayenne, oder* die der 
Rosseki nach Sibirien keine guten Früchte bringt, so liegt 
die Ursache nicht etwa in dem Strafmittel, sondern in der 
Strafart.*) Die Lebensstrafe kann gerechtfertigt werden, 
wenn die Bessmng unmöglich, die Cienngthnong tinendlicb^ 
die Siehemng auf andre Weise unerreichbar, - und — dock 
es ist unter diesen drei Bedingungen schon mehr ids eine 
Voraussetsung enthalten, welche die Hinaufugung anderer 
ibetflussig macht. — Das Gesets darf sich, aber nicht damit 
begnügen , das xweckmüssigste Strafmittel lU erwählen ; es 
muss sidi auch bestreben, daskelbe auf die angemessenste 
Weise anzuwenden. Dem Verbrecher muss einlenchtea, dass 

. ihm in der Strafe sein Recht widerfahre! Nie muss es snm 
blossen Mittel für ftussre Zwecke herabgesetst werden; ein 
Fall, der bd der ausschliessenden Beachtung der offendicheii 
Sicherheit nur zu leicht sich eringnen kann* Daher entstand 

'die Frage, ob die Strafe dffendich sugeiügt werden solle, 
oder nicht I Der richterliche Spruch mäss ein öffbntlieher ^ 
sein, damit die Ungewissheit des Rechtes, die durch jedes 
Verbrechen erzeugt wird, aus dem Bewusstsein der GeseU* 
schuft genommen werde.' Doch ist kein Grund vorhäMen, 
welcher die Veröffentlichung der physischen Strafhandlung 
bedingen könnte Man l>egehrte sie^ so lange man die Ab* 
schreckung als den höchsten' Endsweck aller Strafe ansah, 
und nicht einmal bemerkte, dass Verstockte Uebelfhftter durch 
ihr trotziges, reumüthige durch ihr rührendes Beneh- 
men der Strafe gerade alles Abschreckende entziehen! 

Xarechnans« 

Die peinlichen Gesetze bemühen sich in Bezeichnung 
der Verbrechen und ihrer Strafen so treffend als möglich zu 



*) H. B. Wagnitz , Ideen und Pläne zur Verbesserung der Polizei- 
und CrtmiDslanstalten. Sammlung 2. 



«ein, uQil vernacbläsiigen zuweilen die Zoreehnung, welche 
gefade das geistige Band um Verbrechen and Strafen zu 
schlingen hat. Denn die Zurechnung entscheidet nicht nur, 
ob eift Individuum die ermittelte Verletsung aus bösem Vor- 
satz begangen iiabe, sondern bestimmet auch, welchen Gra-^ 
des diM Verbrechen, und welcher Grad der Sitrafe darauf zu 
«eteen sei. — Es^ist offenbar- von unendlicher Schwierigkeit, 
den bösen Vorsatz in allen VerlefcEungen aufzudecken und 
über alle Zweifel zu erbeben. Daher ist es kein Wunder, 
dass man sich so gerne davon befreijßn, und das specifische 
Merkmal statt in die üble Absiebt, mit Hugo Grotius*) in 
die Stäatsgef&hrlichkeit der Handlung setken mochte! Aber 
das Recfit |st ewig, und seine Förderungen sind es nicht 
itiinder! Wenn nur das positive Gesetz nichts enthält, was 
nicht die Verhunft selbst durch die Stimme des Gewissens 
ankündiget, so föllt ^n Theil der Schwierigkeit, die böse 
Absicht, zu ermitteln, von selber weg, weil nur die Freiheit 
der That zu erhärten bleibt. Allerdings hat auch die Beur- 
theilufig der Freiheit ihre ^bedeutenden Klippen, indessen ist 
es gewiss ein bedenkliches Zeichen, dass man jetzt, wo die 
schrankenloseste l^reibeit in all^n kirchlichen und bürger-* 
liehen Dingen gefordert wird, den Kern und Grund aller 
Freiheiten, die moralische, bald aus cosmischen, bald aus 
ärzdichen, bald aus gar keinen Gründen abzuleugnen oder 
docb zu bestreiten sich bemühet. Würde die Spontaneität 
des menschlichen Wilbns aber noch so sehr verdüstert, das 
Gesetz würde durch sein blosses Dasein berechtiget, ^darauf 
zu halten und zu bauen. Vor dem peinlichen Gerichte ist 
und bleibt jeder Act frei, der nicht aus unverschuldetem Wil- 
lensmangel hervorgegangen ist. Bei den meisten Verbre- 
chern, bemerkt auch Schulze **), war das Verbrechen ein un- 
vermeidlicher Erfolg desjenigen Gemüthszustandes, in wel- 
chem es beschlossen und ausgeführt wurde. * Gleichwiohl wird 
ihnen das Verbrechen mit Fug zugerechnet, weil es eine 
Folge der Unterlassung dessen ist, was früher von denselben 



*) De jure belli et pacis. L. II. C. 20. 

**) Philusophiiche Principien des bürgerlichen und peinlichen Rechts. 
Göttingen 1813. i^.,364. 



hätte gegchdien können , damit jener Genrälhäsrastand ntdit 
eingetreten wäre. Wie viele Misiethaten wurden unterblie- 
ben seiQ, wenn bei dem ersten Gedanlcen daran die Schänd- 
lichkeit derselben erwogen, und der sich dagegen noch regende 
Abschen belebt und yerstärkt worden wäre! Das war aber 
vermöge der Herrschaft, welche der in seinem Inifem nicht 
zerröttete iVlensch über sein Denken, oder über die Aufmerk* 
samkeit nnd deren Itiehtung aof Mnen^Clegeastand aaszaüben 
vermag, eben so gut möglich, als wie das Vorstellen der an- 
genehiiften Folgen, die eine Uebelthat versprieht« *-- Welchen 
Grades das Verbrechen und ^ie darauf folgende Strafe sein 
könne, giebt ^ie Quantität des moralischen Schadens, den 
das Verbrechen erzeuget, deutlich an. Daher kann das Ge- 
setz die Hanptstufen der Verbrechen und ^(rafen für bestän- 
dig. feststellen; die Grösse des Schadens, die moralische 
Gefährlichkeit der That, bleibt ein Ifester Maassstab des 
Verbreiehens i|nd seiner Strafe, wenn ^auch der Erkennt- 
nissgrund des Verbrechens ein anderer ist* Die Zwi- 
schengrade der Verbrechen und Strafen hängen von in- 
dividuellen Umständen ab, die ein bestimmtes Verbrechen 
bald subjectiv, bald objectiv vergrössern oder verklei- 
nern. Das Gesetz kann die mildernden und verschärienden 
Umstände, welche die bestimmten Verbrechen begleiten, um 
so wenigdr erschöpfen, als hier die unendliche Mannigfaldg- 
keit der wirklicheq Zustände nnd Verhältnisse sich geltend 
macht. Darum muss das Gesetz die Zurechnung nur im AH- 
gemeinen auf die speeieile Lage verweisen. — Insoferne Ver- 
brechen und Strafen in einem vemnnftigaothwendigen Zu- 
sammenhangt stehen, kann die Zurechnung in keinem Falle 
anders, als gegen die Vemuilft, unterbleiben. Das peinliche 
Gesetz sollte vielleicht aus diesem tSrande weder unbedingt die 
Veijährungder VeHbrredien zulassen, noch die Verbrechen auf 
die ausdrücklich bezeichneten FJäile beschränken. Wenn der 
Zeit unbedingt sühnende Kraft zugeschrieben wird, verliert die 
Strafe mtehr bder weniger den Cliaracter der ^oijiwendigkeit» 
Auch wird die Prävention geschwächt, wenn selbst eine zeit- 
weilige Verborgenheit von der Strafe befreit. Hören aber 
Handlungen, die an sich Verbrechen sind^ alsobald auf, es 



sti -muj W€flin der Baobsiabe deu äotarM Getfeties iiicfai auf 
sie aowendbär Usi^ so ersekeiiieB die VerWeeben and dkr 
Strafen wie ein Uoswes GeinSdisel der Legkrfatur, dem die 
hdbf^ He^fräiuhing feUt* Der GmndeaAs: ^keiM Strafe ohM 
Gesets«* ist ein weieer Ndtbbebelf gejgeii; wülkührliobe Rieb- 
ter^ allein er konnte erst daan an die Spitze des peinliefaeii 
Reebtes gestelk werden^ nachdem hmmi deH^ ewigen Character 
dee Verbrecbeos in der wandetbafeiiy S^nssren Geftbrlichkeilt 
Yeiioren hatte *)• An ßnde hat er nicht einmal geleistet, 
was man sich von ihm Tenipradk Dena es reihen sieb am 
ihti ebeü jene höchst ragen 4ind sw^identigen Bestimmungen» 
von den«! die Definition einen Mi^estiitsverbreidiens das be-^ 
i^hmteste' Beispiel liefert. 

y Die Gerichtsordnung* 

Das 'Gesetz spriefat das erzwingbilre Recht aus; wo das 
Recht lätreitig ist^ oder wo das Gesetz seine Anwendung auf 
einen gegebenen Fall hei'ausfordert , mjiiss das Recht durch 
das Gericht entschieden und dem Gesetze seine Anwendung 
decretirf werden« Wie das Gesetz im concreten Falle auszuspre- 
cl^en und somit auch das bestimmte Recht zu schöpfen sei, 
ist durch eine saeh- und zeitgemässe Gerichtsordnug überall 
auf das genügendste festzustellen. v ' 

€l^erIelitnverf«n0«Bir« 

* Das Gerichtswesen geht notbwendig einen gewissen ' 
Gang, den die Volksrerfassung und die Nationalcultur vor« 
zeichnen. Ehe noch der Staat bei einer Menschenmenge sich 
ausgebildet hat, ist schon das Bedürfniss der richterlichen 
Entscheidung wie der Bestrafung lebendig und fahrt zn rich- 
terlichen loslitutionen. Angesehene Personen, Priester, Greise, 
bei den Germanen unabhängige Landbesitzer, werden zn Rieh»* 
tern* erwählt und ^dangen die richterlichen Functionen^ öfters 
sogar erblich. Diese ersten Richter sprechen immer öffent- 
lich das Recht, und nicht allein, sondern unter Mitwirkung 
hiesu Vereidigter, Geschworner. lieber das Factum entschei- 



*) So aOch'SachaHä A. a. O. th. tll. 8. 258. 



det meist die Stimme der Beisitzer, der Gericbtitbalter selbst 
leitet aber immer die Untersocbung, Nicbt aber wird von 
selbst der Process gemacht; die Themis ist blind, es mnsr 
eine Klage ihr xu Ohren gebracht werdra. Selbst Verbre- 
chen werden gewöhnlich nicht geahnt, wenn der Beleidigte 
sie verzeiht. In allen Fällen können die Parteien einen 
Obmann znr Entscheidung ihrer Ansprüche erwählen und so- 
hin einen friedlichen Vergleich vorziehen. Ist aber die Untor- 
suchnng hervorgerufen: so bindet sie sich nicht an das, was , 
der Kläger vorbringt, der untenmchende Richter inquirirt das 
Recht an sich. Die Beklagten haben/ meist ausserordentliche ■ 
Vertheidigiingsmittel Jn den Berufungen auf gottliche Ent^ 
Scheidungen (Feuer-, Wasserproben u. s. w.). Doch wendet 
man auch gegen sie oft Zwang zum Geständniss (Tortur). — 
Sowie der Staat sich hervorbildet, eine Staatsgewalt sieh 
anjkündiget und zu ihrem Rechtsbewusstsein kommt: so be> 
ginnt eine bedeutsame Modification der Gerichtsbarkeit. Die 
Staatsgewalt nimmt die Jurisdiction unter ihre obersten Rechte 
auf und lässt deren Ausübung nur in ihrem Namen zu. Die 
Schiedsmänner sogar werden oft von förmlichen Friedensrichtern: 
verdrängt. Die Patrimonialgc^richtsbarkeit kann nicht wohl in 
alter Form 'fortbestehen; (sie ist daher selbst in den Ländern, 
wo sie am tiefsten eingewurzelt war, nur dem Namen nach 
stehen ^geblieben). Die höhre Instanz übt der Regent ent- 
weder selbst aus, oder er bestellt Oberrichter, die anfänglich 
das Land regelmässig bereisten, um Recht zu sprechen, (in 
England thun es die Lords Oberricbt^r noch), r-- In dem Grade, 
als die öffentliche Gewalt das Recht von allen Seiten deut- 
licher zu bestimmen strebt, in dem Grade wird die nrthiim- 
liche Gerichtsverfassung meist ungenügend. England, * das 
für* Vervollkommnung seiner Gesetze das Wenigstie gethaa 
und das römische Recht nicht aufgenommen hat, konnte da- 
her allein das Meiste des urthümlioben Gerichtswesens bei- 
behalten. ^ Nicht blos Schlechtes (Oitialien, Tortur), auch 
Gutes muss oft wrichön. Mit der Anhäufung und Verwick- 
lung der Gesetze geht nämlich die Zulänglichkißit upgelehr- 
ter Richter verloren. Die Richter sollen Legisten sein und 
die Geschwornen erscheinen neben ihnen dann wo nicht 



s^reiidy go dach ülj^erflüssig. Dafür werden statt der Ein- 
aelricbter Gerichtscottlegien sich empfehlen. Zbr Garantie 
gegen Willkühr werden die Richter (in Frankreich schon 
anter Franz L) inainovibel, die Gerichte aaf bestimmte Orte 
gewiesen (in Deutschland erst 1495, in Frankreich schon 
1305) nnd alle persönliche Rechtsprechung (Cabinetsjnstiz) 
dem JRegenten entzogen. Nur 4bs Begnadigungsrecht wird 
ihm belassen. Auch für das Rechtsprechen über Administra* 
tivsachen werden besondre Gerichte eingesetzt oder es wird 
den formirten Civil* oder Criniinalgerichten überwiesen. Auch 
die Vergleichsversuche werden oft nicht mehr hoch gehalten; 
man glaubt Alles gleich vor die Gerichte weisen zu müssen. 
Die schrtfttiche Verhandlung wird aus demselben Grunde der 
mündlichen vorgezogen werden, (es geschah int IG. Jahrhun- 
dert). Mit der mündlichen Verhandlung weicht meist der 
Grundsatz, dass der Richter das wirkliche Recht zu findien 
habe; er wird m^ist an die Eingabe der Parteien gebunden, 
was nicht in den Acten, heisst es, ist nicht in der Welt. 
.Was eingeklagt wird, das allein ist in Civilsachen zu ver- 
folgen. An die Stelle des Inquisitionsprincips tritt daher je- 
nes des Accusationsprincips ; das erstere bleibt nnr in Crimi- 
nalsachen, wo der Staat als Kläger gedacht und daher Unter- 
suchung nicht der Klage^, sondern des; Thaibestandes Aufgabe 
ist. ^othwendiger Weise erzeugt das Accusationsprincip das 
Hervortreten rechtskundiger Anwäldr* Diese kommen zu 
gleich hohem Ansehen und Einflösse, nroge nun ein reiner 
Schriftenwechsel der Parteien dem Urtheil zu Grunde liegen, 
wie seit 1654 im gemeinen deutschen Process, oder aber 
auch noch ein Plaidiren der Sachwalter vor dem perichts- 
hofe vorausgehen, wie seit dem 14ten Jahrhundert in Frank- 
reich, dessen neueste Gerichtsordnung (vom Jahre 1804) nur 
eine verbesserte Auflage der im Jahre 1667 von Louis XIV* 
erlassenen ist.. Die Abneigung vor der JVIacht der Anwälde, 
denen man auch eine Vermehrung der Processe zuschreibt, 
so wie die Meinung, dass die Parteien eine sachkennerische 
Nachhülfe und Bevormundung in ihrem Rechtsverkehre bedür- 
fen, hat die preussische Regierang später (174S unter Cocceji, 
1780 unter Carmer) veranlasst, das Untersuchungsprincip im 
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CivttprQcesse wieder .atiftunehiiien und den Richter zugleich 
zoin Rechtftvorinunde der Parteie^i zu erheben, während in 
andejcen Ländern man nach Kngland blickte und in der heil- 
samen Institution der Friedensrichter und Schiedsmänner^ in 
der Oeftentlichkeit und Mündlichlteit des Verfahrens^ wie in 
der Wipdereinfuhrung einer Jury "") namentlich im Criminal- 
processe, eine Remedur zu finden glaubte. * Welches Prineip 
der heutige Culturstand bedinge, das ist eine der wichtigsten 
Fragen des Tages. Nach reiflicher Ueberlegung aller Ge- 
richtsverfassungen fühlt man sich aber doch wohl gedrungen, 
dem Accusationsprincip in volksthümlicher Form den Vorzug 
einzuräumen. •*) 

Mfindliclieff» tflTentliehei unil f^elaeimed selurifl- 
Ilches Terfaliren. ^ 

Das gerichtliche Verfahren ist entweder vorherrschend 
mündlich und öftentiich, oder vorherrschend schriftlich und 
dem Publicum entzogen. Welches Verfahren vorzüglicher 
sei, ist nun die Frage. Die Lösung miiss von einem Stand- 
punkt au^ versucht werden , wo man alle Seiten der Frage 
ins Auge fassen kann. . Die Normen und Formen, welche 
die Verwirklichung des positiven Rechts betreffen, dürfen 
durchaus nicht blos vom reinjuridischen Standpunkte aus ge- 
würdigt werden, sondern es ist .auf moralische und politische 
Einflüsse gar sehr zu achten. Dieses aber ist der Punkt, 
wo die schwache Stelle, deU vorherrschenden, schriftlichen 



*) Die Jury ist iinmer noch jene Institution, wogegen das Meiste 
eingewendet wird. Die englischen Geschwornen ha1>en freilich 
mancherlei Inconvenienzen. Da sie einstimmig sein müssen, wird 
durch ihre fiinschliessun^ ohne Nahrungsbewilligung oft der Be- 
schluss erzwungen. Da die Gesetze veraltet, unmenschlich sind, 
so entscheiden die Geschwornen iiber das Factum oft gegen ihr 
besseres Wissen, also . falsch. . Inzwischen sind diese Mängel 
leicht zii entfernen. Den französischen und deutschen Jury's 
wirft man blos ihre Theilnahmlosigkeit an der Sache vor « oft . 
sind nur durch Execution die nöthigen Geschwornen aufzutrei- 
ben gewesen. Doch dieses Menschliche l^önnte auch hie und da 
den Mitgliedern deir Gerichtscollegien nachgewiesen werdeh und 
entscheidet nichts. 

**) Meyer, esprit, origine et progres des institutions judiciaires. 
Amsterdam 182S. VI Bde. Der letzte Band enthält die aus der 
Geschichte der Gerichtsverfassungen gezogenen Keformpläne. 
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und ^ehdmen Verfahrens liegt; es wird nur in jnristiseb- 
technischer Beziebung aufgefasst. . ImEwkohen scheint selbst 
in dieser Beziehung ihm, seinem Gegensatze gegeliüber, fast 
zu viel zugetraut zu werden. Man sagt*), dass bei schrift- 
lichen und geheimen Verhandhingen der Richter mit den 
Parteien nicht so befreundet werde, um seine Gleichgültig, 
keit zu verlieren; dass die Parteien ihre Antworten besser 
überlegen und Von den Vertbeidigdngsmitteln besseren Ge- 
brauch mache.a können; dass das UrtheiL auf Urkunden sich 
stütze, die feststehen; dass die BeurtheHung ohne Menschen- 
furcbt, ohne Zerstreuung vor sich gehe; und. dass endlich 
die Parteien in der Regel ein Interesse daran haben, die 
Sacho bei ycfrschlossnen Tbüren abgethan zu^ sehen. ^ Inzwi- 
schen katan man entgegnen, dass die Parteilichkeit, die durch 
die Berührung mit den i^rteien entspringen muss, in der 
Oeifentlichkeit ihr hinreichendes Gegengift findet. Möge 
immerhin alles, was die Partelen zu Papiere geben, besser 
bedacht sein, so hat doch die übergrosse Schätzung der 
Schrift etwas Bedenkliches an sich £s gehört eine gewisse 
Hohnsprechung der Wahrheit und Wirklichkeit dazu, um 
den Satz pachzurallen, dass nichts in der Welt sei, was 
nicht in^ den Acten stehet! Auch ist nicht zu begreifeUj 
warum die Gegenwart einiger Männer , aus dem Volke den 
Richter einschüchtern müsse, da ja die Berathung auf jeden 
Fall -bei geschlossnen Thüren geschieht? Es lässt sich eher 
denken, da^ die Abwesenheit jedes Zuhörer» und Zuschauerg' 
die Aufmerksamkeit der Richter einschläfert.. Die Parteien 
kÖYtnen nur in^ liveiiigen Fällen eine Geheimhaltung des Pro- 
cesses verlangen. Iti der Regel müssen sie die Gegenwart 
von Zeugen wünschen, da sie die höchste Unparteilichkeit 
der Richter zu Wege bringt, und in jedem Falle selbst bei 
der Untersuchung, auf welche sicli das Urtheil stützen soll, 
Ztigegen sein wollen. Man darf also das schriftliehe und 
geheime . Verfahren nur unter gewissen Voraussetzungen ver- 
theidigen ; aber keineswegs überalt vorschreiben. Es lässt 
sich bei einer theokratischen Verfassung rechtfertigen, Weil 



*) r. Reibnitz, Ideatl euier Gerichtsordnung. I. S. 121. 
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hier das Geheimiiii^ alles vm in einen nächt^ben Schleier 
hüllet, und miii einer absoluten Monarebie vereinbaren, weU 
hier dbs Recht eben&lls aus ein^r höheren Qaelle abgeleitet 
wird; alleih unter keiner Bedingung stimmt es zu- einer re- 
publicanischen oder königlidien Verfassung, weil hier die 
Nation ein Anrecht auf alles das besitzt , was für die Ver- 
breitung der Gesetzkunde, für die Erhöhung der Einsichf^ 
für die Belebung des öftentlicben Geistes nothwendig ist; 
Noch Niemand hat jedoch' bezweifelt, dass die schriftliche 
und heimliche RechtspjQege dem Fortbestehen des politischen 
Sinnes nur zerstörende Einflüsse bereitet. Di^s mündliche 
und Öffentliche Verfahren zeichnet sich durch eine Bildsain- 
keit aus, Äe allein im Stande wäre, für seinen Anspruch 
auf die höchste Geltung zu zeugen. Wdch ein Unterschied 
zwischen der Mündlichkeit und Oeffenälichkeit bei den .Wil- 
den, in. den germanischen Wäldern, in Frankreich und in 
England ! Wenn man so viel dagegen einwendet, so geschieht 
es fast nui* deswegen, weil man ieine bestimmte Form des- 
selben als die absolute betrachtet. Man^ wirft nämlich ein^ 
dass bei verwickelten Fällen die mündliche Auseinander- 
' Setzung nicht zulange; dasli* die Hülfsleistung gewandter Aa- 
wälde erforderlich und bei der Gewalt der Beredsamkeit dem 
wahren Bechl gefährlich werde; dass die Anwesenheit vieler 
Leute den Parteien in vielen Fälleii eiiie Kränkung bereite, 
ihre Ehre, ihre Schalkhaftigkeit abstumpfe; vdass die Zuhö- 
rer und Zuschauer keine sichre Controle de^ > Gerichtes dar- 
stellen, aber Zeit und Geld selbst verlieren und auch die 
Parteien beides verlieren machen, weil der Process langwie- 
riger und kostspieliger ausfatleh.muss. Allein wer fordert 
denn, dass von der Schrift gar kein Gebrauph gemacht 
werde? — Wer darf die Hülfe der Rechtsanwälde. als ein 
Unglück bezeichnen? Wer ÜM^e Beredsamkeit für gefährli- 
cher halten » als ihre Feder und ihre Verbindungen bei ge- 
schlossnen Thüren? Können nicht gewisse Fälle, welche 
die öffentliche Sittlichkeit beleidigen, oder die Ruhe der Fa- 
milien zu sehr stören, heimticb verhandelt werden ? Ist denn 
der Begrift des Sittsamen und Schicklichen überall derselbe? 
Weiss man nicht, dass die Publicität die falsche Scham 



beseitiget? Oass nnter ihrer ^Henrsöhftft die Menichen ge^ 
wohnt sind) gleichsam in gläsecnen Ittosern lu leben, zu 
handdn, zu unterlassen? Gesetzt, dassilas Publicum auf den 
GaHerien ober sachverständige Bicbter nur eüne zweideutige 
Cantrole üben kann, ist nicht damit unendlich sehpn gewon-». 
nen, dass das Volk die (J^berzeugung gewinnt, es werde auf 
die Gesetze gehörig g^halt^ii,. ohne Ansehn der Person, vor 
aller Welt Augen gerichtet I Wo icurzer i^er wobl£eiler das 
Becht gesprochen wird, kann, erst dann. zur. Frage kommen, 
wenn an beiden Orten gleich gut, geg^etzmässig und unpar«- 
teiisch, Gericht gebalten wird* Dann dürfte die Antwort 
wohl zu Gunsten des mundliehen und öffentlichen Yeifahrens 
aui^fallen *)• Die Justiztabellen des preussis^hen Staates leie- 
ren wenigstens, dass von den Processen, die bei den alten 
Obergerichten schwebten, immer weniger abgemacht, immer 
mehr wieder übertragdn wurden , als von den Pi^eessen, die 
hei den rheinischen Gerichten schwebten^ Der Kostensatz 
ist bei öffentlicher und mündlicher Beebtspflege allei^ings 
an sich grösser, aber die kürzere Dauer ^er Processe, das 
Wegfallen überhäufter, Appellationen, die grössere Torsiefat 
im Anstrengen der Processe miiss in Gegenrechnung gebracht 
werden! So gewiss in constitutioneUen Monarchien und Be- 
publiken die Nation die Beohtspflege als eiiie öffentliche, all-»' 
gemeine Angelegenheit bebandeln mu8s,v so gewiss kann in 
selchen Staaten nur das eben besprochne Verfahren Plats 
greifen* Allein es lässt sich wohl die Behauptung vertfaeidi-, 
,gen, dass die mündliche und öffentliche Beebtspflege auch 
in absoluten Monarchien mit überwiegenden Vortheilen ein* 
geföhrt werden könne* Denn die Gerecbtigjkeit ist nach dem 
Wahlsjpruch eines lebenden Monarchen die Grundlage aller 
Monarchien. Alles ist daher mit dem monarchischen Princip 
in Einklang, 'was die Gerechtigkeit zu befördern vermag. 
Nun aber wird wohl Niemand ansti4ien, der Mündlichkeit 
und Oeffentlichkeit den Vorzug vor der Schriftliohkeit und 
Heimlichkeit zu ertheilen, da einerseits die Parteien bei dem 



♦) R. V. Feuerbach , Betracht, über die Oeifentlichkeit und Münd- 
lichkeit der Gerech tigkeit8[>ilege. Giessen 1831. S. 86 — 95; 
S. 251 -7-302. 



Vortrag, auf welchen sich das Urtbeit gränden soll, zugegen 
sind, um .der YoliständiglqMl und Ricbtigkeit vergewissert 
zu werden, und andrerseits die zuhörenden Individuen eine 
Förderung des Reehtssinnes ^ eine Steigerung ihrer Meinung 
von der öffentlichen Gewalt verspüren. Allerdings wird die 
Theilnahme an der Rechtspflege den ' politischen Geist wecken 
und verbreiten, allein jede absolute Mbnarcbie inuss ja ohne- 
dies früher oder später, bei der inenscblidien Unvollkommen* 
heit der Regierenden und bei der steigenden Cultur des' 
Volkes, in eine constitntionelle übergehen. Es ist für 
die grosse Sache des monarchischen Princips von Bedeu- 
tung, dass die Krone die Entwicklung nicht niederdrucke, 
sondern schütze und leite. 

Das Pollsibelireseji. 

Ungeachtet man die 'PoKzei als einen sehr modernen 
Zweig der StflBtsgeschäfte ansieht, so geht sie doch bis in 
die ältesten Staaten zurück. Jk die ältesten Staaten waren 
mehr Polizeistäater^ als die neuern, indem in den alten Staa^- 
ten mehr positiv auf den Unterhalt, die Bildung und die 
Geistesrichtung von Seiten der Staatsgewalt gewirkt wurde. 
Moses, Lykurg, Selon, Nunm dürfen nur ins Gedächtniss 
gerufen werden. Da im Mittelalter die Pflege alles Geisti* 
gen der Kirche, die Pflege alles Leiblichen der Commune 
angehörte, so blieb der Regierung keine Polizei übrig. In 
dem Grade aber, als die Regierungen ihre 'Maclit in Bezug 
auf Kirche und Coinmune ausdehnten, wuchs ihre polizei- 
liche Thätigkeil. Dieselbe erhob sich zunächst als Pflege 
der ött'entlichen Sicherheit, vorzuglich' in Frankreich unter 
dem Cardinal Richelieu. Dann trat die Pflege der Privat- 
sjcherheit mit hinzu, und zwar unier Ludwig XlV., der 
1667 einen Polizei-Lieutenant in der Persoii des Herrn de Ja 
Reynie ("1* 16(>7) einsetzte. Die Obsorge für den öffentlichen 
Wohlstand rief Colbert hervor. Die Beförderung der Bil- 
dung kam in vielen Ländern gleich durch die Reformation 
in die Hände der Regenten, in .Frankreich bewirkte dieses 
erst die Revolution, welche die kirchliche Gewalt für einige 
Zeit vernichtete^ Gross war der Einfluss des französischen' 
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Beispiels auf die europäischen Staalfen. Selbst Maria Theresia 
erbat für ihre Erbstaaten sich eine Abschrift der Pariser 
Polizei^nstructionen. £s ist nun wohl kein Staat io Europa 
mehr, ia welchem nicht die Regierung sich der Obsorge für 
Sicherheit, Wohlfahrt und Bildung bemächtiget hätte. Nor 
ist diese Obsorge meistens viel ^u eifrig und zu ausgedehnt, 
um überall zufrieden stellen zu können. Uebertreibung der 
polizeilichen Thätigk^it. in einer öder der anderii Beziehung 
kostet immer — bürgerliche Freiheit. Daher ist der Polizei 
als oberste Norm vorzuschreiben, dass sie möglichst negativ 
sich verhalte, d. h. nUr die Hindemisse der Staatsz^wecke im 
Inaern beseitigen wolle, Muöglichst indirect auf die Form des 
Nationallebens einwirke und innerhalb der bestehenden 
(historischen) Rechtsgebiete das allgemeine Beste zu realisi- 
ren siqh bestreb'0. 

Die Sicherheitspolizei. 

Es.ist sehr wichtig, dass der Regent von einem richti- 
gen BegriiS' der Sicherheit ausgehe. Oestreichs Polizeigesetz- 
geber und angesehenster Schriftsteller über Polizei, v. Sonnen- 
fdS) definit:te dieselbe als den Zustand, in welchem nichts zu 
furchten ist, und seine P<^lizeigesetze sind der Art^ dass die 
Menschen erst Puppen werden müsisten, um dieselben befdl- 
gen- zu wollen ilnd befolgen zu können. Die ganze Polizei 
ward reine Sicherheitssache. Die Wohlfahrt sollte nur be- 
zweckt werden, weil die Armen betteln und stehlen könnten. 
Die Geister sollten nur entwickelt werden, damit sie keine 
Verbrechen aus Unwissenheit begehen. Die Sitten sollten 
blos darum vervollkommnet werden, damit Mordtbaten, Ver- 
fiihrungen und dergleichen gefahrliche Handlangen aufliören. 
Die Religion sollte den höchsten Schutz gemessen, weil sie 
den Menschen einen Kappzäum anleget. Ath^ismuä wurde 
ijdt eine öffentliche Pest erklärt, weil es^ ohne Glauben aii 
Gott in« dem Staate nicht recht auszubalten wäre. Was die 
Menschenfurcht nicht vermag, ist der Gottesfurcht möglich! 
So ward das Höhere zum Mittel herabgesetzt, und nicht be- 
dacht, dass eine Wohlfahrt, die nur der Sicherheit wegen 
erzielet wird, eine sehr unnatürliche und verkehrte sein 
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müsse, und dass insbesondre eine CuUnr, die blos anf irdische 
Zwecke gerichiet wird, keine andere als giftige oder faale 
Früchte tragen kann!*^) Unter der Sidierheit, welche die 
Polizei realisiren soll, darf man nnr einen Zustand verstehen, 
in welchem die Staatsgewalt der Rechtsgefahren mächtig ist. • 
Die Sicherheitspoliseigesetzgebung umfasset daher pur jene 
Maassregeln, welche noth wendig sind, damit die Staatsge- 
walt die verbrecherischen oder zufalligen Gefährdungen des 
allgemeinen und beSondem Rechtsstatides nach Kräften an- 
wenden könne. Diese bezwecken wesentlich theils die Unter- 
ordnung der Privatkräfte, theils die Pflege einer gesunden 
öffentlidien Meinung, theils den Schutz der Pritatrechte vor 
bösen Absichten wie Unfällen. 

Cnterordnunff der Privaten« 

Die Regierung muss die höchste Gewalt sein ni^ch innen 
und aussen; denn so nur lässt sich die Verwirklichung der 
Staatszwecke erreichen. Die Regierung hat ihre Macht nur 
in der Nationalkraft zu Suchen. Es kommt ihr also zunächst 
zu, die Bevölkeräng des Landes wohl ins Auge zu fassen, 
die Hindernisse einer entsprechenden Bevölkerung überall 
zu entfernen, so wie die Zertheilung oder gar den Abfluss 
einer unverhältnissmässigen Bevölkerung zu befördern, wes- 
wegen die Grfindung von Colonien in unbewohnten Landen 
ein sehr wichtiger Punkt der meisten Regierungen ist. Aber 
nicht blos die Zahl, sondern auch die Gesundheit und Rüstig- 
keit der Einwohner bestimmt die Volkskraft. Deswegen ist 
eine allgemeine Gesundheitspflege nirgend zu erlassen, die 
überall auf Verbesserung der Atmosphäre, des ungemein 
wichtigen Wassers hauptsächlich bedacht sein muss, denn 
nur durch ungesunde Localitäten entstehen die völkerentkräf- 
tenden- Krankheiten. Die alten Politiker (Plafto, Aristoteles) 
hielten auf diese Art Gesundbeitssorge weit mehr Als die 
neuern, die sich weit mehr um die Heilung der etwa grassi- 
renden Krankheiten bemühen. So sehr nun aber ein zahl- 
reiches blühendes Volk im Wunsche jeder Regierung liegen 



*) V. ^onnenfels, Grundsätze der Polizei, 1766. 
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mass, so Icann doch gerade Zahl und Rüstigkeit der BeTol- 
kemng einer Regierung gefährlich werden, wenn nicht die 
Privaten der Staatsgewalt gehörig untergeordnet sich dar-' 
stellen. Im Mittelalter kam die Staatsgewalt nirgend recht 
zum Vorschein, weil hier die Geistlichkeit, dort der Adel, 
wieder da die Städte sich dem Regenten gleichstellten. Aus 
diesem Gmhde fordert die Klugheit, dass die Regierung die 
PHvaten — seien es Einselne, seien es Korporationen, in ge- 
höriger Unterordnung erhalte. Am ehesten entwindet sich 
der Einzelne durch übergrosses Vermögto, welches sidi in 
seiner Hand anhäufet. Darum kann ein Maass bestimmt 
werden, welches kein Privatvermögen übersteigen darf. In 
Republiken wird es enge ausfallen; die Monarchien dagegen 
vertragen ziemlich grosse Privatgüter. Hat sich das Vermö- 
gen bereits an einzelnen Orten angeschwemmt, so muss die 
Gesetzgebung die Theilung befördern. Gewaltsame Mittel, 
wie die Einziehung der Kirchengüter, sind selbst dann ge- 
fährlich,^ wenn sie weder ungerecht noch unbillig erscheinen, 
denn eine entschiedne Geringachtung des historischen Rech- 
tes zieht die andre nach sich. Es giebt geling iiidirecte 
Mittel, die zum Ziele führen. tHese muss das Gesetz er- 
wählen. Dahin gehören die Allodisirüng der Lehen, die 
Amortisation der Gemeindegüter, die Theilbarkeit der grossen 
Besitzungen, selbst die Ertheilung hoher Würden, die mit 
grossem Aufwa^nd verbunden sind. Ferdinand der Katholi«!* 
sehe fesselte den überreichen Adel an^ den Hof, damit er 
seine Einkünfte zu keinen gefahrlichen Zwecken vei^wende, 
und Themistocles bekam voll seinen Mitbürgern eine Beloh- 
nung, Weiler bei öffentlichen Festen den mei^tea Aufwand 
machte. Ist nicht angehäuftes Vermögen die Ursache, dass 
eine Privatgewalt der öffentlichen entwächst, so liegt sie 
entweder in der Anschliessung an auswärtige Mächte, oder 
in einer ausgedehnten Vergesellschaftung. Deswegen darf 
keine Beziehung der Unterthanen zU' auswärtigen Mächten 
ohne Vorwjssen des Obern eingegangen werden.*) Weiter 



*) Diese Rücksicht war es auch, welche in dem Institute des Fabst- 
thums ein Hinderniss der Ktaatsg^ewaUen erkennen liess. Inzwi- 
schen ist Wühl zu bedenken, dass es sich hier um ein uffenkun- 
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darf die Stiftung einer Gesellschaft, die wie immer Einfluss 
äuf die Staatsbürger haben kann, nur mit höherer Genehmi- 
gung erfolgen. Es wird daher aubh die Theilnahme an alleq 
durch Zwed(, Fonn oder Daner irgendwie hervorstechenden 
Vereinen, die fiir die öffentliche Gewalt geheim sind, unter- 
sagt werden. Dagegen wär^ es völlig verkehrt, wenn das 
Gesetz in den Associationen schlechthin etwas Gefährliches 
erblicken wollte. Die durchgängige Isolirung der Einzelneo, 
di^ in der nenern Zeit eingetreten ist , hat das Bedürfniss 
der Vergesellschaftung hervorgerufen. Und wenn in diesen 
Verbindungen zu tausenderlei Zwecken wirklich ein Keiifi 
der Unsicherheit lieget ^^ so mnss es die «öffentliche Gewalt 
gerade zu bewirken trachten, dass recht viele und vemchie- 
denartige Gesellschaften gebildet werden. Denn auf diese 
Weise vertheile^ und zerstreuen sich die Kräfte! 

Am häufigsten leidet die Unterordnung durch Factiönirung- 
der Staatsbürger^ Factionei^ sind ausgeartete Parteien , die 
ihr besondres Interesse an die Stelle des Allgemeinen setzen. 
Sie sind daher höchst mannigfaltig, bald reinpolitischer, bald 
religiöser, bald gewerblicher Art. Die Staatsgewalt wlirde 
freilich allen Factionen steuern, wenn sie keine Parteien auf- 
kommen Hesse. Allein es ist unmöglich, das Entstehen von 
Parteien zu verhindern; man müsste ja zu diesem Behufe 
alle Burger eines Glaubens, einer Ansicht, eines , Geistes 
machen. Wäre das aber auch möglich, so müsste es unter- 
bleiben, weil es alle Entwicklung aufheben wurde. Die Qe- 



diges und rechtliches Verhältniis handelt, und dass die ^Zer8tö- 
»rung desselben grössere Gefahren erzeugen kann. Wenn der 
püliStliche Einfluss anfgehoben ^ird, so nimmt entweder die 
Staatsgewalt die Kirchengewalt an sich, oder sie überträgt sie 
einem inländischen Kirchenhirtea. Im ersten Falle ist die kirch- 
liche Freiheit um alle Garantie gekbmmen, im zweiten Falle die 
geistliche Macht erst recht bedenklich gemacht. Der russische 
Grussfürst fühlte keine Gefährdung, su lange die russische Kirche 
der obersten Leitung des byzantinischen Patriarchen unterwor- 
fen war. Die russischen Bischöfe bildeten die Mittelglieder 
zwischen dem weltlichen und -geistlichen Oberherm, und sahen 
in der vollen Selbstständigkeit des Erstem die Garantie ihrer 
eignen Kecht^. Als aber die russische Kirche einen eignen Pa- 
tiiarchen bekam, erhob sich ein heftiger Streit zwischen Staat 
und Kirche, der mit dem spöttischen und rohen' Umsturz des 
erzpriesterlichen Stuhles endigte. 



setsgebang muss sich daher darauf beschi^nken , der Ausar- 
tirog der Parteien vorsubemgen, indem sie Stoff und Gelegen- 
hell ^azu beseitiget — Aus diesem fsrnnde stellt sie den 
Unterricht und die Erstiehung unter die öff'entliche Controle, 
verbietet die Anstellung gefährlicher Individuen in Kirchen 
und Schulen, und lässt öffentliche Versammlungen nur nach 
gehöriger Anseige und in Gegenwart einer amtlichen Per- 
son stattfindent *) 

SiclieniiiiP der JSITentlielieii JHeinany. 

Ein grosses (Jebel ist in der Erschütterung der morali- 
schen Grundlagen der Regierung enthalten. Ohne Vertrauen 
zbm Volke kann keine Verwaltung anders als streng sich 
darstellen. Die öffentliche Gewalt muss nun in dieser Hin- 
sicht ihr Auge vor Allem auf die Presse .wenden,, defin 
diese erzeugte die neue moralische Macht der öffentlichen 
Meinung. Zwar ist die Presse, nur das Sprachrohr einiger 



*) Die Furcht vor Conspirationen hat als modernem Argusungethüm 
die gi'heiine Polizei , d. h. die furtwährende geheime Ausholung 
der Bürger hervorgerufen. Wahrseheitilich ist sie durch Hichelieu 
in Frankreich auf das Tapet gekommen. Unter Louis XIV. 
ward b4*reit8 eine stehend« organisirt, die sich insofern einer 
gewissen Popularität erfreute» da sie gegen gemeine Verbrecher 
besonders gerichtet war und ihrem Ui'nf'ber den Namen des 
Rhadamant einbrachte. Durch Sartines begann die Entartung 
Xi^&d— i7T4). Lenoir überliess die. Institution an Oestreich, wel- 
ches bald mit Frankreich in schlauer Späherei wetteiferte. Düren 
die französische Revolution uurde die Ausholung noch mehr 
politischer Art; Napoleon liess die Augen auf alles richten und 
fand leider!' Überall >iachahmer. 80 wenig nun zu leugnen, däss 
vorübergehend und bei besonderen Anlässen eine geheime Aus- 
forschung einzelner Personen oder B<^völkerUngen statthaft sei: 
s(^ sehr muss doch gegen eine fortlaufende und systematische 
Späherei geeifert Verden. Fürs Erste verliert das Volk alles 
V Vertrauen zu der Regierung und einen grossen Theil seiner 
harmlosen Unbefangenheit» wobei die Regierung am meisten zu 
kurz kommt. Fürs Zweite bekommt die Regierung so viele fal- 
sche >^inke und halbe Nachrichten, dass sie entweder in über- 
triebne und schädliche Peinlichkeit und Aengstlichkeit verföllt 
oder aber sich gewöhnt, blinden Lärm überall zu vermuthen 
und fahrlässig wird. Noch hat die geheime Polizei keinen Auf- 
stand verhindert, aber wohl manchen schon veranlasst. ~ Selbst 
wo momentan die Audforsehiing nöthig scheint, ist grosse Vor- 
X sieht bei ihrer Anwendung erforderlich. Es dürfen durchaus 
keine Agents provocateur» gebraucht, ^durchaus keine Belohnungen 
nach der Zahl der Angaben bemessen und die härtesten Strafen 
gegen verläumderische Berichte angedroht werden. 
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Wenigen, ftber seine Töne finden einen Wiederball in alle» 
Henen, soweit die Lectüre reicht. Man hat fraher die Frage 
anfgeworlren, ob Schriften in Wahrheit staatsgef&hrlich wer- 
den können? und man kennt die Antworten, die Kästner^) 
ond Wichmann**) gegeben haben. Es wäre seltsam, die 
Möglichkeit, durch die Presse Verbrechen am Staate,, an deo 
Mitmenschen zu begehen, ableugnen zu wollen, allein das 
kann und w^d noch in Zweifel gezogen werden, ob die 
Presse auch in solchen Fällen, wo keine Verbrechen durch 
sie geschehen, den öffentlichen Rechtsstand bedrohen könne I 
Eine schlechte Regierung findet offenbar an ihr einen Gegner, 
dem sie erliegen muss, und, wenn auch- in dem Sturze eineiä 
ungerechten oder untauglichen Gouvernements kein öffent- 
liches Unglück sich darstellet, so erscheinet ein solches doch 
in den Gefahren, die jedes Umschlagen der öffentlichen Ge- 
walt begleiten. Aber auch eine gute Regierung kann an der 
Presse Schaden nehmen, insofern der beste Regent durch 
einzelne Missgriffe öfters in Unpopnlarität verfallen kann. 
Die Presse kann nämlich entweder Vieles vergrösdern oder 
entstellen, welches die Gemüther zu beunruhigen im Stande 
ist, oder die Organe des Regenten und ihn selber unter tau- 
senderlei Formen und Zeichen in Verachtung bringen. Sie 
^kann die Religion lächerlich machen, der Unsittlichkeit Nah- 
rung leihen und die Ehre Vieler in die Schanze schlagen. 

Wenn man aber auch die Möglichkeit sugiebt, dass durch 
die Presse Verbrechen geschehen oder angeregt werden, so 
hat man damit nocK nicht zugestanden, dass die Regierung 
gegen die Pressvergehen andre Maassregela zu ergreifen 
habe, als gegen die übrigen Verletzungen stattfinden. Bei 
öffentlichen Vergnügungen fallen mancherlei Verbrechen vor, 
soll darum die Polizei diese unterdrückend Mordthaten wer- 
den für die ärgsten Verbrechen angesehen ^ muss sich die 
Pplizei aber nicht auf das Strafgesetz verlassen? Warum 



*) Gedanken über das Unvermögen der Schriftsteller, Empörungen 
zu bewirken. Göttingen 1191. 

**) Ist es wahr, dass die Kerolutionen durch Schriftsteller beför- 
dert werden? Leipzig 1193. 
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soll dah^r die Bresae, weil sie den Samen des Bösen streuen 
. kann, sioh mehr als strengre^ Aufsicht gefallen läMen? 

Friihseitig genug entschied man sich für grössre Ein^ 
schränku^ der Presse. Schon, 1479 gab das alte Verbot des 
Lesens ketteiscber Schriften dem rön^isehen Stuhl Anlass, 
gegen den Druck missfälliger Bücher, zu eifern und ihre Ver- 
breitung zu untersagen. ~ Im Jahre 1515 wird eine förmliche 
BuUe erlassen, welche die Genehmigung der Druckerlaubniss 
von den geistlichen Behörden einzuholen befiehlt« Die welt- 
^ liehen Behörden sahen sich durch die aufreizenden Schriften 
während der Kirchenreform bemüssigt, auch von ihrer Seite 
eine Censur zu üben. Die freie Beichsstadt Nürnberg hatte 
gar schon 1503 ihren Censor. Erst zu Ende des 17. Jahr- 
hunderts ^keimt die Idee der Pressfreiheit, d. h. der Censur- 
fireiheit, nametitlich in England. Man behauptet die Noth- 
wendigkeit, eine Censur über alles, was durch die^Presse 
hervorkommt, ^u verhängen, erstens, weil es besser, ist, das 
Böse und Bedenkliche im Keime zu erdrücken, als wenn es 
aufgegangen i^t; zweitens, weil Widerlegungen des Falschen 
gewöhnlich zu spät kommen j oder geringere Wirkung her- 
vorbringen« Inzwischen wird man zur Censur nicht leicht 
rathen Jiönnen, weil sie keineswegs die Uebel beseitiget, 
gegen welche sie gerichtet wird, und viele, andre im eignen 
Gefolge hat. Eigentliche Verbrechen werden durch die Cep- 
sur gar nicht gehindert, denn wer eine aufrührerische oder 
die Kirche, die Sitten, die £hr;e der Mitbürger verletzende 
Schrift ausstreuen will, legt sie gewiss nicht erst der Be- 
hörde vor, sondern v^breitet sie im Manuscript, oder lässt 
sie im Ausland drucken und hereinschmugg^eln. *) Unvor- 
sätzliche Angriffe auf den Staat lassen sich aber gar nicht 
denken. Die sogenannten bedenküclien Stellen werden eben 
so wenig durch irgend eine Censur unterdrückt; denn das 
Bedenkliche ist etwas ganz Unbestimmbares. Dinge, die 
heute die grösste Sensation erregen, gehen morgen ganz 



*) Unter Lenoir hat der Polizei -« Agent Jaquet confisdrte Manu- 
skripte im Auslande auf deine Rechnung drucken, confiscirte 
Bücher neu auflegen und ins Land bringen lassen. Peuchet, 
Memoiren der Pariser Polizei, 1838, II, 258. 
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spurlos v6riiber, und was gestern noeb nicht aufgeflillen war, 
kann im laufenden Tage den zündenden Funken in die mitt- 
lerweile entflammten Gemüther werfen. Ehis An'stüssige gebt 
leider! nicht^blos durch die Bücher, sondern, ebenso von 
Mund zu Mund. Die Censut hat noch lange nicht den Kloak 
der dhronique 9can4aleu$e verstopft, wenn sie einige Klatscb- 
blätter gestrichen hat. Die Götter müssten schon desMidas 
Barbier zu Schilfe machen, weil er es nicht bei sich be- 
halten konnte, 

— qnod rex Mida$ habet aures anninai. Ist der Cen- 
sor ein liberaler Mann, so gehet gewiss alles durch, was 
nicht* die Kennzeichen des Verbrechens an sich trügt, woge- 
gen, die Strafgesetze gerichtet sind. Ist d^r Censor ein we- 
nig ängstlich, so wird er durch jedes Nön imprimatur oder 
Non permiitaiurf ja durch jeden rothen Strich die Begierung 
lächerlich und die Gemüther abgjMieigt machen. Daraus ent- 
stehen zwei grosse Uebelstände für die Staatsgewalt. Erst- 
lich verliert das Volk anZu(trauen zur Begierung, und zwei- 
tens erheben sich böswillige Schriftsteller zu Götzen des Ta- 
ges. Die Geschichte liefert noch kein Beispiel, dass die Cen- 
sür der ötfeotlichen Sicherheit gefruchtet hätte. Wp die Be- 
gierung fi^l, und es bestand die Pressfreiheit, dtf wäre die 
Gewalt auch ohne die Pressfreiheit, vielleicht nur desto hef- 
tiger, gefallen. Und wo es ruhig blieb, und die Censor 
herrschte, wäre fes auch ohne die Censur rilhig geblieben, 
und vielleicht etwas lichter und besser geworden! 

Aus diesen Gründen soll das Gesetz nur die Pressver- 
gehen auf das Bestimmteste fassen, und die schärfsten Stra- 
fen verhängen. Da allerdings vorbeugen besser ist als stra- 
fen , zumal die Anwendung der Strafe oft sehr unpopulär 
wird: so mag man unter Umständen die Pressgesetze dadurch 
unterstützen, dass man einerseits den Buchhandel, andrer- 
seits die Zeitungsetablissements zu Polizeigewerben erhebt 
und nur moralischgewürdigten Personen anvertraut. So er- 
langt die Begierung Garantien, die nichts zu wünschen übrig 
lassen und kann Pressfreiheit ohne Furcht gewähren. Nur 
muss dann auch ein populäres Geriebt zur Beurtheilung der 
Pressbeschwerden eingesetzt werden! 
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Abwehr von MeehUibeMeiüidigwaägem. 

Die AnsiaUeDi welqhe den Störungen der PrivaUeehte 
Torzabeugen haben, besiehen sich tbeiU auf Handlangen, 
theils anf natürliche Ereignisse. 

In ersterer Hinsicht müssen s^e zu bewirken trachten, 
dass derlei Personen, deren Umstände zu Rechtsverletzungen 
geneigt machen, sich nirgend in der Gesellschaft anhäufen« 
Zu diesem Behufe muss zunächst das Eindringen bedenklicher 
Individuen verhütet Und die beste Aufsicht über die Fremden 
geführt werden. . Hiezu dienet das Passwesen, Offenbar hat ^ 
diß nothige Legitimation fremder Agenten darauf geholfen, 
und es ist zu bedauern, dass man, diesen Ursprung verges- 
send, 6s auf Inländer übertrug. Denn bei Inländern sind 
Pässe überflüssig, weM diese sich auf andre Weise legitimi- 
ren können, und zweckwidrig, weil sie lästig und kostspie- 
lig, wie sie^sind, überall umgangen werden. Aber auch in 
Bezug auf Ausländer leisten sie bei Weitem nicht, was nn- 
ser schreibsüchtiges Polizeiwesen sich von ihnen verspricht« 
Wie kann man in ihnen ein Unterpfand gegen schlechte 
Menschen erkennen, da Jemand von gutem Herkommen und 
Stahde, und doch von schlechter Aufiuhrung sein kann? 
Und wie darf man von ihnen eine Verhinderung' der Betrü- 
gereien erwarteh, da nach allgemeiner Erfahrung die gefölir- 
lichsten Uebelthäter ihre Pässe jedesmal in guter Ordnung 
haben? Sie befördern die nöthige Auskunft, und erleichtem 
die heilsame Aufsicht, das ist ihr ganzes Verdienst. , Des- 
wegeiv bedürfen sie der kleinlichen Einrichtung nicht, welche 
so vielen Zeitverlust bedingt. Fichte forderte im geschlosse- 
nen Handelsstaate freilich, dass Jeder sein Portrait bei sich 
fuhren solle, damit er sich als die Person, welche er vor- 
stellt, ausweisen könne. Aber dafür war Fichte ein Philo- 
soph, und Philosophen lässt man Manches hingehen. Wozu 
soll jedoch das übliche Signalement der Personen, welches 
gewöhnlich -sehr unrichtig ausfällt, und nach Soden's"^) Be- 
merkung schon manche Damen wange schamroth, manches 
Damenauge nass machte! — Aber auch einheimischen Be- 



*) Nationalöconomie. B. Vll. S. 163. 
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depktichen igt das Terrain sa entaehen. Daher soll der 
Müssiggailg nicht geduldet werdend Schon in Athen muss- 
ten die Bürger ihre Nahrnngaqnellen angeben. Heut zu 
Tage, wo «die Personen conscribirt werden, lässt sich eine 
solche Nachforschung noch leichter vornehmen. Schädliche 
und schändliche Geschäfte miissten durchaus nicht geduldet 
werden. Wehe, w^nn Leute in dear Bettelkunst Unterricht 
geben, wie die Familie Turner in London, oder wenn Sprin- 
ger, Seiltänzer, Bärenführer u. s. w. sich vermehren! Die 
Zahl derer, die si6h mit der schlechten Unterhaltung^ der Mit- 
bürger durchgingen, ist kein erfreuliches Zeichen für den 
Geist, der im Volke sich ankündiget, und aus ihnen erg^mzt 
sich die Hyder, deren Köpfe das Beil der Polizei abzuschla- 
gen umsonst sich^ bemühet. Ganz besondeirs ist die dienende 
Klasse zu beachten, in deren Händen Morldität und Eigen- 
thum der Fiunilien zu liegen scheint. Ihre Stellung zu den 
Herrschaften soll also so viel möglich darnach sein, dass 
sie von dem Geiste der häuslichen Zucht und Sitte berühret 
werden. Bei dem Austritt aus bisherigen Verhältnissen darf 
sie das Auge der Sicherbeitsbehörde nicht verlieren, was 
durch die Vorschrift gehöriger Dienstzeugnisse allerdings 
möglich gemacht werden kann. Obgleich eine Kleiderord- 
nung so wenig als eine Lohntaxe zu billigen ist, weil die 
erstere nur zur Verachtung, die letztere nur zum Schaden 
der Geschickteren Anlass geben würde; so dürfen dodi die 
tndkecten Mittel, auf Sparsamkeit, Ordnungsliebe und An- 
hänglichkeit einzuwirken, nicht geradezu verworfen werden« 
Die Prämien und öffentlichen Ehren haben überall Nutzen 
gestiftet Möglich, dass die Bessnnng bloss eine äussi^ 
war, aber, wenn man nur zwischen Laster und fabricirter 
Tugend zu wählen bat, kann die Wahl nicht zweifelhaft 
sein! — Um die Quellen zn verstopfen, aus welchen das 
acUedite Volk hervorfliesset, ist überhaupt auch gegen 
alles einzuschreiten, was die Menge demoralisiren und 
ncktsfiBindlicfae Charactere erzeugen mnss. Die Sitten zu 
ver b es ser n ist der Beruf der Kirche; die Priester sind die 
einzigen Sittenrichter, welche die heutige Welt verträgt. 
Die Stoffe der Demoralisation zu zerstören, ist aber <Ce 
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Aufgabe d^ weltlichen Regierung, der sie sich nicht ent* 
liehen darf. Die Regierung darf keinerlei Sittensoandal 
dulden, wodurch Abstumpfung des moralischen Gefühls utid 
gefahrdrohende Rohheit sich ausbreitet« Deswegen müssen 
die schlechten Leidenschaften (Wollust, Trunk, Spiel) im 
öffentlichen Auftreten gehindert, dias verderbliche Schauspiel 
.öffentlicher Misshändlungen der Mensehen pnd Thiere^ wie 
unsittlicher und gemeiner Darstellungen aller Art hintan- 
gehalten werden, denn das Volk wird am meisten durch die 
Augen verdorben! Minder wichtig sind die kleinen Einrich*- 
tungen, welche die Bestimmung haben, die Nacht den Bösen 
minder günstig zu machen oder die Mittel des Verbrechens 
möglichst^ unzugänglich zu machen. *) 

In Hinsicht auf die zufälligen Ereignisse, welche die 
Privatsicherheit unterbrachen können, muss die Regierung 
wohl bedenken^ dass sie hier mit Zufällen in den Kampf 
tritt, sobal^d sie Feuer, Wasser und Krankheit in der Quelle 
verstopfen will. Wer muss nicht erschrecken, wenn er ei* 
neu Krügelstein. drei Bände über Feuerpolizei, einen 
Boss ig fast eben so viele über Wasserpolizei, und einen 
Frank noch einmal so viel über Medicinalpolizei anfüllen 
sieht? Leider wurden die Legislatoren allenthalben zu ei- 
nem Wüste von Gesetzen verführt, die kein Mensch beach- 
tet, und derefi Uebertretung sie nicht verpönen können, weil 
die Aufsicht über ihre Befolgung unmöglich ist. Man würde 
darüber lachen, wenn nicht eine Verschwendung von Zeit, 
Kraft und Geld^ daran geknüpfet wäre. Das PoliJeigesetz 
hüte sich demnach, etwas erst vorzuschreiben, was ohnehin 
jeder Verständige aus eignem Interesse thut Unterlässt Je- 
mand eine für nÖthig erkannte Vorsicht, und ii^t sie anbe- 
fohlen gewesen, so hat das nur zur Folge, dass er aus Furcht 
vor der Strafe nicht bei Zeiten fremde Hülfe sucht. Weiter 
befehle kein Gesetz etwas, dessen Erfüllung oder Nichter- 
füllung keinen rechten Beweis znlässt, oder dessen Befol- 



*) Die Strassenbeleuchtü^g kam von dem Polizei -Lieutenant erst 
1€69 auf; Püchi^t , Memuiren der Pariser Polizei 1. 7. Bald , dar- 
auf erfotgten Verordnungen wegen der Schlüssel und Schlösser, 
wegen des (liftverkaufes u. s. w. 
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gang für den Einseinen einen gr5l»ern Nmchtfaeil mit iiefa 
t&htt, als dei' beabsichtigte Vortheil ist. Endlich halte siek 
das Gesets allenthalben an das Nothwendige, und hüte sich, 
das Zweckmässige zu überschätzen. Um den^achtheil^ den 
zufällige Ereignisse f&r den Rechtsstand mit sich bringen, 
aufzuheben, haben die Gesetze nur ein Mittel ; es sind hier- 
mit wohleingerichtete Assecuranzanstalten gemeint. Aller- 
dings haben sich mehrere Stimmen, und zuerst Niemann *>, 
dagegen erhoben, weil sie die Staatsgewalt verfuhren, die 
bdsen Zufälle nicht weiter zu bekähipfen, und die Bürger 
selbst zur Sorglosigkeit, Unachtsamkeit und wohl gar zu 
Betrügereien verleiten körnen. Allein jener Theil des Ein- 
wurfes,, der sich auf die Regierung bezieht, beruht auf der 
hergebrachten Vorstellung, dass die Polizei durch ihre Maass- 
regeln und Anstalten die zufälligen Uebel wirklich ersticken 
kSnne, und löset sich von selbst auf, sobald die Grenzen 
der ^Wirksamkeit aller Feueranstalten, Quarantänen und der-' 
gleichen zu Gemüthe gezc^en werden. Wenn die Ur- 
sache unbesiegbar ist, muss wohl zunächst die Wirkung 
aufgehoben werden t Der zweite Theil des Einwurfs, welcher 
die Bürger angeht, ist nur bei schlechter Einriditung dieser 
Anstalten zulässig« Nur wenn derjenige, dem eignes Ver- 
schulden nachzuweisen ist, Entschädigung erhält, entwickdt 
zieh ein Beiz zu Betrügereien. Nur, wenn der Beitrag sich 
nicht nach dem Werthe und pach der Gefahr Zugloch rich- 
tet, wird der Eintritt aus schlechter Absicht erfolgen. Mit 
jedem Unglück durch Feuer, Wasser und Seuchen ist auch 
entbehrter Genuas verbunden, der nicht ersetzt wird, also > 
kann die Wiedereinsetzung in den alten Stand unmöglich 
gegen die zufälligen Gefahren blind oder gleichgültig machen. 

i>i€ rVohlfahrUpolizei. 

Die WohUahrtsp<diziu kann nicht genug daran festhalten, 
dass sie den Schulz des Wohlseins der Gesdlschaft zur Auf- 



^) UeberMcht d»r Sicherheitsmittel segen Feuersgcfahren. Ham- 
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gäbe haf. Was sich hin und ' wieder für Wohlfabrtspoliiei 
gegeben hatte , war in ,der That auf die Zerstörung alles 
Wohlbefindens gerichtet. Man erkannte, dass das Wohl* 
sein in niaierieller Hinsicht auf der Gewissheit beruliet, die 
Bedürfnissey welche sich auf Lust upd Unlu'St beziehen , be- 
friedigen zu Icönnen; man nannte die Befriedigongsmittel — 
G^ter, ihren Inbegriff Yermdgen, und dachte nun wa- 
chend und schlafend nur an die Vennehrung der Güter oder 
des Vermögens. Durch alle solche Sorge, wurden die Men- 
sehen aber nur zu Hausthieren herabgesetzt, deren Zahl man 
auf jede Weise zu vermehren suchte, zu Bienen und' Amei- 
sen erniedriget, die arbeiten, arbeiten, und nichts als ar- 
beiten sollten; aber das Wohlsein der Gesellschaft wuchs 
weder mit der erzeugten Götermasse noch mit der gestiegenen 
Bevölkerung in gleichem Maasse. Die aufgespeicherten 
Waaren hie und da , ach wa^ sind sie mehr als jene gigan- 
tischen Pyramiden und Obelisken, woran die Schweiss- und 
Tbränentropfen erdrückter Menschen hängen? Nicht auf der 
Prbduction allein ruhet die Wohlfahrt der Nation, sondern 
auch auf der besten Vertheilung der Güter unter die Ein- 
zelnen, und auf dem weisesten Genuske derselben! Was 
nützt es, /Wenn nodi so viel hervorgebracht, aber in wenigen 
Hftnden ^usammengescharret wird! Nicht in den Ausfuhr- 
tabellen und in den Steuerregistern suche man die Spuren 
des Wohlstandes, sondern erkenne seine Symptome in dem 
Leben der arbeitenden Klasse, und in dem freiwilligen Auf- 
wand für die höheren Bedürfnisse. Wenn auch das Wohl- 
sein nur auf die Behaglichkeit des Daseins bezogen wird, 
so niuss man doch zugeben , . dass Lust und Unlust auch aus 
immateriellen Gegenständen quellen. Es giebt daher imma- 
terielle Güter, welche mit und in den materiellen zugleich 
erworben werden müssen. Man sehe aber nach, wieviel da- 
von den Frohnknechten der materiellen Production, deren 
Zahl Legion ist, zu Theile wird, und man wundre sich noch 
über die Unbehäglichkeit inmitten der glänzenden Schätze 
der Industrie! Jener Mann, der alles zu Golde macht und ver- 
zweifelt, weil alles ihm zu Golde wird, et ist bis auf die 
Ohren das gegenwärtige Geschlecht, ; das alles zur Waare 

14 * 
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ma^ht, und deti G5tterfi flacht, weil ihm alles sur Woare 
wird! Das wahre Wohlsein der ganzen Geselkchaft im Auge, 
muss die Regierung die Erxeugung, Vertheilnng und Ver«> 
i^ehrung der materiellen Guter reguliren, dann wird. sie auch 
minder einseitig verfahren, und nicht sich dort obenanstellen, 
wo sie nur diä zweite Stimme haben kann , oder auf ihrem 
eignen Gebiete nichts vorkehren, ohne auf das Höhere, Recht 
ifud Religion, Freiheit und Nationalität, Rücksicht genommen 
zu hahfen! 

Die Oütererxeuipaiis« 

Wenn die Erzeugung der Guter, die in Gewilinung und 
Verarbeitung d^r Stoffe und in Zufiihr zu dem Bedürfnisse 
d. h. in Landbau, Fabrikationl und Handel sich theilt, ge- 
deihlich wirken soll, muss sie möglichst vollkommen, allen 
Tüchtigen zugänglich sein, und zugleich Elhre und Freude 
verschaffen. Wo die Gewerhsstände geschlossne Kasten bil- 
deten, ergriff die Gesellschaft bald die — Versteinerung. 
Marmorgruppen ohne fröhliche Entfaltung und Regsamkeit 
stellen sich dem Auge dar, und sind einige x^Ieaschenalter 
vorübergegangen, so verwandeln sich die künstlichen Reihen 
in natürliche Gattungen. Falls der Vater wie der Sohn, der 
Sohn wie der Enkel leben und wirken und denken muss, 
erreichen die Geschlechter eine wahre Pflanzenähnlichkeit. 
Aber diese Unbeweglichkeit der freien Wesen ist eine 
schreiende Naturwidrigkeit. Wer sich fühlt, muss vo|i ei- 
nem Geschäfte zu dem andern übergehen können, wenn es 
sein Vortheil erheischet, und bei dem Antritt eines Gewerbes 
keine andere Schwierigkeit' finden, als diejenige^ welche die 
aUgemeine Wohlfahrt dem Einzelnen öfters entgegenstellt» 
Damit kein Tüchtiger sich zurückgesetzt finde, damit die 
freie Concurrenz der Talente die Erze^gnisse vervollkomm- 
nen, und vermehren könne, erhält die öffentliche Gewalt die 
Geschäfte frei, mögen sie die ländliche oder die städtische 
Industrie betreffen. Sie duldet nicht, dass Adlige allein die 
Landgüter erwerben dürfen, und hebt barbarische 'Privilegien 
auf, welche sich städtische Gewerbevf»reine zum Schaden 
4e8 allgemeinen Wohles angeeignet* Inzwischen hat sie 
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noch etwas mebr zu leisten, und muss den Betrieb auch 
sicher und ehrenvoll machen. In unserer Zeit hat man 
so hohe Begriffe von der Freiheit, dass man in ihr alles %n 
haben und zu ^eben glaubt, aber die Freiheit ist nur etwas 
Negatives. Je mei^r für die Rntfesslung des Betriebes ge- 
sorgt wird, desto mehr soll auch für die Sicherung geschehen« 
Deswegen ist eine Gewerbe-Ordnung unerlässlich! Die Ge- 
setze thun offenbar immer besser, wenn sie wenigstens et- 
was, als wenn sie gar nichts zur Sicherung der Producenten 
vorkehren. — Gerade die Freiheit der Gewerbe erzeugt das 
lebhafteste Bedürfniss der Vereinigung zu einem Zwecke; 
der Einzelne wird im Kainpf^ der losgelassenen Kräfte auf- 
gerieben oder reibet den Nachbar auf Man beeile sich £hre 
an die Corporationen zu knfipfen, welche Gewerbsleute bilden. 
Je kleiner das Geschäft an sich ist, desto mehr muss das 
Gesetz dahin trachten, durch V^ereinigung der Einzelnen ihm 
eine äussre Bedeutung zu geben. Wenn die Einzelnen zu 
wenig sind, um auf politische Rechte Anspruch zu machen, 
so erhebet man sie alle zu einer Einheit, und führt diese ins 
politische Leb^n ein. Wir kennen die mittelalterlichen Zünfte 
nur in ihrer Ausartung, wir beurtheileti sfe nur nach ihren 
jämmerlichen Missbräuchen , wollten wir aber uns die Mähe 
geben, sie in ihrem ursjprünglicheil Geiste aufzufassen, so 
müssteh wir von der politische^ Weisheit und Menschen* 
freundlichkeit, die sie ins Loben rief, innigst durchdrungen 
werden. *) Das Gesetz sei jedoch nicht voreilig, und wecke 
die Todten nicht auf. Das Entartete trotzt allen Verbesse^ 
rängen , und > eine neue Zeit fordert neue Schöpfangen ! 

Die Gewerbe gerathen in einen natürlichen Streit, der 
sich zwischen dem Landbau , der Fabricatiod und deiii 
Händel entspinnt. Das Interesse des Handels ist die unbe- 
dingteste Freiheit. Ob 6r ein- oder ausfuhrt , fremde oder 
heimische Producte umsetzt, Waaren für den Verbrauch oder 
(ur den Luxus vertreibt,, das ist für den Handelsmann ganz 
gleichgültig. Daher jene Kslufleute, denen der alte franzö- 
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sische Miatsler seine Dienste anbot, in der That gar nichts 
Höheres ansuchen konnten, als das berühmtgewordene : laü^ 
$ez noui ßttre. Dagegen hat der Landmann und Fabrikat 
«in Interesse , dass der Handelsmann keine fremde Waare 
auf den Markt bringe, die ihm eihe'^geföhrliche Con<5arrenz 
mit dem Auslande aufnöthiget, und er wird mit grosserem 
oder geringerem Nachdrucke auf Handelsbeschrfinkungen 
dringen. Die Staatsgewalt ist berufen, diesen Streit %u 
schlichten, und sie hat es überall versucht. Die Art und 
lyeise, wie man die grosse Aufgabe hie und da gelost, hat 
die Geschichte mit flammendem Griffel aufgezeichnet, damit 
die Nachwelt sich ein Beispiel nehme und weiser verfahre. 
Anfiinglich sah man in dem Tauschmittel i^id Werthmesser, 
in dem Metallgeld, das Wesen der Beichthümer, und behan- 
delte den auswärtigen Handel als das einzige Mittel den 
Beicbthüm zu vermehren. Es sollte daher die Ausfuhr hei- 
mischer Producte auf jede Weise begünstiget, die Einfuhr 
fremder Producte aber auf jede Art belästiget werden« Nur 
ausnahmsweise sollte die Ausfuhr roher Producte erschwert^ 
und die Einfuhr derselben erleichtert sein, weil in der WoW- 
feilheit der Stoffe die Garantie des besten Absatzes der Fa- 
brikate gefunden wurde. Zu den Füssen der Throne sassea 
die Staatsminister, wogen Einfuhr und Ausfuhr gegen einan- 
der, und sorgten, dass das Zünglein sich ja auf die Seite 
der Ausfuhr neige; aber bei dem genauesten Bilanziren ver- 
armten die geopferten Gewinner des Stoffes und die heias- 
teten Zehrer. Man musste endlich zur Besinnung kommen 
und erkennen, dass das Geld seinen Werth nur als Güter- 
repräsentant habe, aber an sich keine Güter enthalte, ^ass 
Metall wie jede Waare ab- und zugehe, je nachdem sie zu 
reichlich oder zu spärlich vorhanden ist, dass der Handel 
vorzüglich dadurch den Beichthum vermehre, dass er die 
Hervorbringung der Stoffe und die Veredlung derselben be- 
fordert. Nun (seit dem Ende d^s ITten Jahrhunderts, seit 
Cromwell und Colbert) verliess man dfe Ueberschätzung des 
Handels und setzte ihn zum Werkzeuge der inländischen 
Prpduction herab. Verbote und hohe Zölle trafen alles, was 
das Inland ebenfalls hervorbringen konnte, und wenn die 
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Zehrer über Vertheaning klagten, begütigte man sie mit der 
glänzenden Schilderung der oconomischen Unabhängigkeit 
des Landes oder der bessern Nahrung geschäftiger Hände. 
Inswischea verschwand auch der Wahn einer Verwandt- 
schaft der Protection mit der Prohibition; man sah, dass die 
Beschäftigung der Inländer mehr erfordre, als das blosse 
Verbot firemder Producte, nehmlich Kapitalien, Credit, Nach* 
frage; der Absatz der .yertheuerten oder wegen Mangel der 
Concurrenz verschlechterten Artikel minderte sich; das Aus- 
land gebrauchte Retorsionen, ^nd setzte durch seine Sperre 
und Zollsätze eben so viele Menschen ausser Nahrung, als 
die .gegentheilige Prohibition beglücken wollte* Nun (seit 
der zweiten Hälfte des ISten Jahrhunderts, seit Quesnay und 
A. $mitb) proclamirte man eine absolute Handelsfreiheit, 
wenigstens in der Bücher weit Der Zehrca* hat sein Geld 
redliclv erworben, wer mag ihn. Andrer wegen so sehr be- 
drücken? (sagte man). Wenn ein Product aus dem Aus- 
lande eingeführt wifd, so ist das ein Beweis, dass das Pro«« 
duct entweder aus Schuld oder ohne Schuld der inländi- 
schen Prodnoenten wohlfeiler oder besser ist Ist es nun 
aus Schuld der Inländer besser, so würde jede Prohibition 
oder Verzollung ein Privilegium der Trägheit und Unge* 
schicklichkeit darstellen. Ist das ausländische Product ohne 
Schuld der Inländer vorzüglicher, so liegt die Erzeugung die- 
ser Güterart nicht in den natürlichen Verfaältnissea des Lan- 
des, und es bleibt nichts anders übrig, als die Producenten 
von dem ungünstigen Betriebe hinwegzuziehen, und zu ei- 
nem Geschäfte zu weisen , worin das Land natürliche Vor- 
züge besitzt. Der wahre Vortheil der Prodnceqten verträgt 
^ich also mit^ dem Interesse der Consumenten, und die 
Staatsgewalt muss den Handel vollkommen frei lassen. Wenn 
auch nie ein Quesnay- oder Adam Smith gelebt hätte, würde 
doch diese Ansicht die herrschende theoretische geworden 
sein. Die Staaten, durch Kriege um die Bilanz oder um 
günstige Zollsätze erschöpft, verschuldet, regten jeden den- 
kenden ^opf zu ähnlichen Gedanken auf. Dennoch kann 
und soll die Handelsfreiheit nur das Princip sein, zu wel- 
chem sich jedes Gesetz bekennen muss, aber so lan^e die 
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öffentlichen Bedürfnisse nicht durchaus vom reinen Einkom- 
men nach gleichem Maasstabe überall erhoben werden, 
so lange die Staaten nicht insgeäammt ans denr Natur- 
stande getreten sind und eine unverletzbare Rechtsfa- 
milie bilden, so lange kann es keine absolute Handels- 
freiheit hienieden geben. Jede Begierung muss fremde Waare 
um das belasten, vras inländische Prodtfcenten mehr zu steuern' 
und zu tragen iiaben, Geschäfte, in denen viele Hände und 
Kapitalieastecken, fristen, und jene Productionszweige, welche 
vom Boden wenig begünstiget,^ aber Äur Unabhängigkeit des 
Staates schlechterdings erfordert werden, zum Schaden der 
Zehrer aufrecht erhalten. Nur kleine Staaten^ die ihfe 
Selbstständigkeit zu behaupten ohnehin ausser Stande sind, 
können die zweite Rücksicht ganz fallen lassen, und müssen 
^ehon jetzt ihr Steuersystem dem' freien Handel gemäss zu- 
richten, wenn es nicht vampyrartig am Lande saugen soll. 

In dfsn bürgerlichen Gesellschaften werden nur wenige 
Giiter hervorgebracht, *van sie unmittelbar selbst zu verwen- 
den. Es liefe/t in der R^gel Einer für den Andern; jeder 
beschränkt sich auf ein Produkt und will durch Umsatz sich 
das Nöthige beschaffen. Deswegen wird denn fast alles 
zur Veräu«serung producirt. Gefd ist daher als Repräsen- 
tant aller Güter und allgemeines Kaufmittel das Erwerbsob- 
ject der einzelnen Gewerbsleute. Wenn ^ nicht genügendes 
und sicheres Geld vorhanden ist, so muss eine Lähmung 
in alle Productionen, insbesondere in Fabrikation und Han- 
del kommen, und die Hervorbringung leiden. Deswegen ist 
denn das Geldwesen auf das sorgsamste zu pflegen und der 
Natur gemäss Zii gestalten. Gfeld bedeutet ursprünglich ein 
Gut, das im Verkehre am meisten gilt. In der -ersten Pe- 
riode, wo Geld irgendwo in die Wirklichkeit eintritt, be- 
steht es aus diesem Grunde in einem solchen Gute, welches 
an dem bestimmten Orte den meisten Gebrauchswerth hat. 
Es ist nichts mehr und nichts weniger als -die beliebteste 
Waare. Daher denn bei vielen nördlichen und südlichen 
Völkern das Geld anfänglieh ein Viehgeld (pecunia) ge- 
wesen ist. Man hat historische Spuren, dass die edlen Me- 
talle durch die Indier, die sie zu ihrem Tempelschmueke 
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gebraacfaten , bei allen Völkern (vornehnüicfa bei den Phöni- 
eiern) sür Geltung kamen. . Also auch das Metall wurde 
nur darum Geld, weil es bei' der Umation das Meiste galt. 
So lange dieses die Bedeutung des Gel4es ist^ hat das Ge* 
setz fast gar keine Macht darüber. Nicht einmal die Prä- 
gung würde da dankenswerth sein, wdl doch Jeder nach- 
wögen würde. Desswegen war das edle Metall Jahrhunderte. 
Geld, ehe es geprägt wurde. Bekanntlich schlugen' die Phö- 
nicier noch keine Münzen, obgleich sie das Gold im stumr 
men Hjandel mit den afrikanischen Wilden gewonnen, son- 
dern die Lädier werden als die Erfinder der Münzen dar- 
gesteUt *) Wenn irgend ein Gut lange das Meiste gegol- 
ten, und desswegen zum Güterumsatz ausschliessend gedie- 
net hat, so verglast sich und verliert sich über dem Tausch- 
werthe der wirkliche Gebrauchswerth. Es stützt das Geld 
sich in dieser Periode der Entwicklung auf die verbreitete 
Meinung von dem Tauschwerthe des Gegenstandes, und er- 
hält so den ' Anschein , als wäre es. durchaas etwas anderes 
als eine Waare, Die Völker geben die höchsten Gebrauchs- 
gfiter dahin , um edles Metall dagegen zu erlangen , und die 
Kegiemngen verpflichtet das Bedürfniss, den Werth der Geld- 
stücke zu bezeichnen. Nahe liegt dann der Versuch, durch 
falsche Werthbestimmung zu gewinnen; sobald die Regie- 
rung ihm nicht widersteht, zerrüttet sie sogar den Verkehr. 
Man nimmt die Gddstücke nicht für das, für was sie be- 
zeichnet sind, sondern man nimmt sie nur für das, was. sie 
wirklich sind. Jede Geldverschlechterung setzt daher die 
Nation im Verkehre in die Periode zurück, welche sie be- 
reits glücklich überwunden hätte« Sobald das Geld einmal 
nur einen reinen Tauschwerth an sich trägt, und sohin in 
der allgemeinen Meinung seine eigentUche Begründung 
findet, so bedarf es nur eines einzigen und kleinen Schrittes, 
um jden Credit zur Beischatfung des Geldes zu verwenden. 
Die Regierung hat durch die Münzrechte eine solche Macht 
über das Geld gewonnen, d^iss sie leicht^ um an der Geld- 
materie Ersparnisse vorzunehmen, Anweisungen auf Metall» 



♦; Herodot. i, M. 



geld oder reioes Idea^ld ausgeben kann. So entsteht Papier-, 
Leder -oder Hpizgeld. Dieses Idealgeld Vfirkt bei richtiger 
Behandlang^ ikehr vortheilhaft auf die Circulation der Guter 
ein, weil es höchst transportabel, sehr wohlfeil zu ersetzen, 
und, da^es an sich keinen Werth besitzt, dem nutzlosen Auf- 
speichern in todten Kisten völlig; entzogen ist» Nie rooss 
jedoch die Gesetzgebung vergessen, dass dieses Geld anf 
besendereuik Credit beruhet. Würde die Annahme desselben 
eizwungen, so würde auch das Zutrauen zu demselben ver^ 
schwinden. Wollte die Regierung es nicht für voUgülög 
selber annehmen, so könnte es auch bei dem Volke keine 
Acceptation erwarten. Daraus erhellet schon, dass Ideal- 
geld immer nur neben dem gangbaren Gelde, welches auf 
allgemeinem Credit beruhet, als das bequemere Umlaufis- 
mittel bestehen kann. Wenn ein Gesetz das Metallgeld ab- 
schaffen und blosses Papiergeld einführe^ möchte, so müsste 
der geringste Umschwung des besonderen Credites , den die 
Regierung geniesst, die Geldbesitzer ins Elend stürzen und 
die Nation dahin zurückschrauben, wo sie den Verkehr ohne 
]Munze abmachte. Die bittersten Leiden sind über die Staa- 
ten gekommen, weil die Gesetze diese Natur und Gestaltpng 
des Geldes nicht beachteten. Aber auch die Quantität des 
Geldes darf nicht fibersehen werden, ohne dass die traurig- 
sten Folgen entspringen. Ist zu wenig Geld, sp wird die 
Circulation gehemmt; ist zu viel Geld vorbanden, so muss ein 
Theil todt liegen, bis es im Auslander unterkommt , und da 
sein Preis im Verhältniss zur Menge sinkt, muss auch die 
RezahJung und Versendung schwieriger oder lästiger werden, 
gelbst jede Aenderung in der Greldmasse bat ihre nachthei- 
ligen Wirktmgen far die Einzelnen. Mindert sich das Geld, 
ßo steigt sein Preis; es gewinnen dabei die Besoldeten, und 
verlieren die Besoldenden, bis sich dfe Preise setzen; Nimmt 
die Geldmasse zu, so verlieren eine Zeitlang die .Besoldeted 
und selbst die Verkaufenden, die ihre Preise nicht gleich 
«rhöhen dürfen. Vorzüglich ist das Qnantitätsverhältniss 
zwischen l)tetail- und Papiergeld \ von der höchsten Bedeu- 
tung. Der Staat kann höchstens nur so viel Papiere aus- 
senden, als er an Abgaben einzieht, denn sobald er mehr 



»19 

Papiergeld ausgiebt, als die Steneirsiimnie betragen kann, 
so überschreitet er den Umfang des Credites, den er in ob- 
jectiver Hinsicht anzusprechen hat Die nSbere Bestimmai^ 
der Quantität mnils von dem Bedarf der Circulation aus* 
gehen« Wird diese durch das Papier nur grossentheils ge- 
decket, so sacht das Metall natürlich im Aaslande, wo ea 
dem Veirkehre n5thiger ist, ^ine Zuflucht. Das kanti jedoch 
fSi" einen Staat, nachtheilig sein, der Metall n^cbt selber baut. 
Sondern oft unter ungünstigen Verbältnissen von andern 
Staaten ersteheii muss. Treibt das Papiergeld gar alles 
Metallgeld hinweg, so. entsteht bei dem leisesten I^ftsuge 
die Gefahr einer chaotischen Verwirrung, wobei Viele ihr 
ganzes Vermögen ejnbüssen können, nicht zu gedenken, da$s 
die Ausländer um Spottgeld die inländischen Waaren erstehen! 

BleOilferverfiiellang. 

Was erzeugt wird, das muss unter die Gesellschaft ver- 
theilt werden; dass diese Vertfaeilung eine billige. sei und 
allgemeines Wohlsein zulasse, ist die natürlichste Forderung. 
Die Vertheilung ist aber keine einfache, sondern eine mehr* 
fadie. Jede muss dieser Forderung entsprechen^ Die erste 
oder ursprfing^Iiche Vertheilung der hervorgebrachten Güter 
geht unter denjenigen vor, die an der f^eugnng Tbeil 
nahmen, folglich unter Grundbesitzern, Kapitalisten, Arbei*- 
tem tind Productionsuntemebmern. Ein jedes Körperliche 
i^rdert nämlich einen Stoff, der umgestaltet werden soll, ei- 
nen Vorrath von Werkzeugen u. s. w. .(Kapital), den die 
Umgestaltung bedinget, eine Anwendung der Kräfte, die dem 
. Menschen zu Gebote stehen, und eine Intelligenz, die Grund* 
stucke, Kapital und Arbeit zur Hervorbringung eines be- 
stimmten Gutes in Bewegung ' setzt« Die Antfaeiie dieser 
Pröductionsgenossen an dem erzielten Ertrage hängen von 
den Umständen ab, die eine Leitung entweder selten und 
daher kostspielig, oder häufig und daher wohlfeil machen^ 
Das Gesetz übernähme ein undankbares Geschäft, wenn es 
die Antheile der Producenten bemessen sollte. Nur wäbreml 
der traurigen Verirrung, die in der überwiegenden Ausfuhr 



der Fabrikate die Wohlfahrt der Nation erkennen Hess, 
konnte die Gesetzgebung zn solchen . Einfällen kommen« 
Man wollte damals die Preise der Waaren wo möglich so 
stellen, dass das Ausland nicht konkurriren könne j und — 
man organisirte eine Wohlfeilheitspolizei, welche; die Böden* 
fruchte den Städtern um das Biliig3te verschaffen sollte ; 
man setzte den Zinsfuss der Kapitalien ein fGr allemal fest; 
man führte Lohnsätze für die Arbeiter ein. < Das Gesetz hat 
nichts Ei^gereS'Zu thun, als diese vericehrten Maassregeln 
einzuziehen. Darf der Ackerwirth des Fabrikanten wegen 
gedrückt werden? Kann man dem Kapitalisten den Zins an- 
setzen, den er von jedem Borger fordern soll, da er, bei ei- 
nem Individuo mehr, bei dem andern weniger wagt? Soll 
man die grosse Klasse der Arbeiter um den Lohn bringen, 
der nach den natürlichen Verhältnissen ihnen zufallen müsste, 
oder soll der Geschickte und der Fleissige nichts voraus 
haben? Die Folge dieser Anordnung war — ihre beständige, 
ausgesuchte Uebertretung, die Vermehrung der Verbrechen 
durch B^etnig, Wucher und Zusammenrottung der Arbeiter! 
Zu sehr wurde dies erkannt , als dass ein Weiteres darüber 
vorgebracht werden müsste. Die Menge empfand die er- 
littne Zurücksetzung überall, und drängle nun die Gesetzge- 
bung zur Scbmälerung des Unternehmungsgewinnes. Je mehr 
der .Unternehmer an Menschenarbeit ersparet, desto grösser 
ist sein Antheil am öffentlichen Einkoramen. Er wendet da- 
her Maschinen an, die Menschenkräfte ersetzen odet verviel- 
fältigen. Nun aber wird er angeklagft, durch die Maschinen 
die erzeugten Güler aufzuhäufen, statt zu vertheilen, und 
eine überwiegende Anzahl Personen ausser Nahrung zu 
setzen *)• Wenn die Anklage Gehör findet,* so muss die 
einst so begünstigte Klasse der Unternehmer grosse Beschrän- 
kungen erleiden. Inzwischen würde das Gesetz, Wenn es 
den Gebrauch der Maschinen beengen, oder die^ Anlegung 
der Fabriken erschweren wollte, nur kurzen Beifall finden, 
denn ohne Maschinen ist jener Aufschwung unmöglich , den 



*) Schon IMuiitesquieu war dieser Ansicht, (A. a. O. Livr. XXIll. 
Gh. 15 ) die an Sismundi itiren berühmtesten Vertheidiger fand. 
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iie Industrie in heutiger 2eit überall nehmen mtiss,* wetm 
sieb der Sfaat nticht chinesiseb 'einmauern will.' Mascbinen 
arbeiten f^r das ganze Volk, was die Gewerkstiible nur für 
die Reichen lieferten! Sie hefamen dem Menschen ungesunde 
und gemeine Arbeit und geben ihm andre und bohre, denn 
die Masfchinenwaaren werden Veranlassungen zu neuen Ge- 
schäften. Alle die Summen, die wegen der dnrch die Ma- 
schinen bewirkten Wohlfeilheit Ton jedem Einzelnen erspart 
werden, können auf andre Dinge angewendet werden und 
fallen also als befruchtender Thau wieder auf das Volk. 
Gerade solche Maschinen^ die sehr viele Hände beschäftigen, 
könnten am ehesten angefochten werden, weil sie das Loos 
vieler Familien an die Wechselfälle des Handels knüpfen, 
und mit einem neuen (dem Fabrik-) Pöbel die Gesellschaft 
bedrohen könnten. — Gewiss ist die jedesmalige Vertbei- 
lung des Ertrages unter die Productionstheilnehmer dem freien 
Uebereinkommen derselben zu überlassen. Nur dafür hat 
die Regierung Sorge zu tragen , dass dieses Uebereinkom- 
men wirklich ein freies sei. Leider aber ist dieses nicht 
immer der Fall, indem entweder die arbeitende Klasse in 
Leibeigenschaft oder Hörigkeit versunken ist, oder der 
Grund und Boden dergestalt untheilbar und unveräusserlich 
in der Hand Einzelner liegt, dass dadurch die Groiidbesitzer 
von den Gmndbebauern sich die höchsten Renten zu ver- 
schaffen vermögen. Beides muss die Regierung abzustellen 
suchen. Persönliche Freiheit ist ein Unrecht der Menschen; 
ein Unfreier ist ein träges Werkzeug in der Gütererzeu* 
gung; die Fesseln der ileissigen Hand zu lösen, ist also zu- 
gleich ein Gebot der Moral und des öffentlichen Nutzens. 
Aber da die persönliche Freiheit ohne Beibehaltung des Gu* 
tes, das der Hörige bisher niessbrauchte , keinen Werth für 
ihn hi^t, so nniss ihm dann auch eine Verbesserung und Si- 
cherimg seiner Nutzniessung billig verschafft werden. Es 
ist nicht nöthig, dass man freies Eigenthnm an seinem 
Grundstücke ihm verschaffe, denn es kann ja zu theuer zu 
stehen kommen," aber er muss ein sicheres und nicht allzu 
sehr belastetes Nutzeigenthum erlangen, denn, blosse Zeitpäch- 
ter kleiner Parcellen sind fast noch ärger daran als Leibeigne. 



Das Eigenthuni am Bodein ist so wichtig. für die Landes^ 
Caitnr, wie insbesondre für v den arspranglichen Erwerb, dass 
dasselbe den Bedärfhissen des Volkes gemäss reformirt wen- 
den muss. Es ist nicht das factische Yerhäliniss za xer- 
trammem, aber auf gesetsliche Weise zu verbessern« Die 
völlige ßodengebandenheit kann nicht bestehen, wenn die 
Bevölkerung und die Industrie einigermassen sich gehöben 
haben; aber auch die Bodentheiliing ins Unendliche ist abzn^ 
weisen, ^e setst ein armseliges Landvolk ab! 

Die zweite Vertheilung der Gftter geschieht unter den 
materiellen Producenten und den Dienstleistenden, und be- 
steht meistens in einem Austausche der materiellen und im- 
materiellen Güter. Die Prodncenten wollen bedient, geheilt, 
unterlialten, belehrt sein, für alle diese Dienste müssen sie 
von ihrem Einkommen so viel abtreten, als dic^ Leistung werdi 
geschätzt wird. Diese sehr bedeutende Vertheilung ist in neuerer 
Zeit den Augen der Forscher fast entst;hwunden. Für die Mei- 
sten ist sie freilich nur insoferne wichtig, als sie die soge^ 
nannte ursprungliche Gütervertheilung ergänzt, als sie die Hände 
fällt, die bei der materiellen Prodnction selbst leer ausgehen. 
Doch es giebt noch etwas Hölires, als die Wirthschaft darstellt;, 
und dieses Hohre gewinnt seine irdische Subsistenz nar 
durch diese" Gütervertheilung. Dßs Einkommen erster Art 
soll stets Einkünfte zweiter Art absetzen. Gäbe es gar kein 
reines Einkommen der Bürger und Unternehmer, so gäbe 
es auch deinen Aufwand fQr Staat und Kirche , Kunst und 
Wissenschaft. Wäre das reine Einkoramen ganz gleich ver- 
theilt, so wäre es überall auch sehr klein, so gewännen die 
Gelehrten, die Künstler nur durch den Staat, der die reinen 
Einkünfte sammelt , ihren Unterhalt. Hierin Iieg^der Grund, 
warum in unentarteten Demokratien Kunst und Wissenschaft 
von je weniger gedeihen wollten. Ihre Heimath haben sie 
in der Monarchie, welche grosse Einkünfte in einzelnen 
Händen sich anhäufen lässt. Alle jene, die immateridle 
Güter hervorbringen, und in die Prodnction der materiellen 
Güter nicht unmittelbar eingreifen, müssen die Aristokratie, 
von ihrer öconomischen Seite betrachtet, erheben und preisen. 
Der sogenannte ursprüngliche Gewinn sammelt sich in grossrer 



Falle nur bei den Grundbesitzern, Kapitalisten und Un- 
ternehmern. Desswegen meinten die älteren Gesetze» dass 
sie aus Rücksiebt auf die überaus wiehtige abgeleitete Gü«- 
tervertbeilung auf jene Klassen der Gesdlsohaft begünsti-y 
gend einwirken müssten, sie hielten reiche Personen für so 
nothwendig, dass sie auf jede Weise reiebe Leute zu machen 
suchten. Hierin liegt auch die Ursache , warum die allen 
Weisen (Aristoteles) die Sklaverei yertheidigten und manche 
Neuere die Hörigkeit. :Ohne Sklaven, s&gt man, konnten 
die Alten nicht das öffentliche Leben führen, das wir an ih- 
nen bewundern und noch weniger den öffentlichen Geist ent^ 
wickeln, der sie zu den Einzigen in der Weltgesdiicbte er- 
hebet. Nehmt die Hörigkeit aus einem Volke tind ihr habt 
dann keine Lente, die über die Mühen des gemeinen Lebens 
erhalten, sich dem Höhern und Allgemeinen widmen. ,Mßn 
darf nicht zulassen, dass auch nur einiger Schein der Währ« 
beit an diesem Ausspruche hafte. Jenes Marfctieben der Alten 
war ja eben die Ursache ihrer beständigen politischen Zuk- 
kungen. Und jene Sklavenmasse, war sie nicht der Hebel, 
den jeder Ehrgeizige zur Erschütterung der Gesellschaft in 
Bewegung setzen konnte? Wehe dem Adel, der ohne Knecht- 
schaft nicht besteben kann. Um Kunst und Wissenschafi; 
zu ernähren, bedarf es gewaltsamer Reichthümer nicht; die 
€lütervertheilung iiit ja, sozusagen, kein einactigesEreig- 
niss, sondern eine sich immer fortsetzende, ewig sich repro- 
dneirende Begebenheit^ Wie die Staatsgewalt keine Ein- 
künfte unter ihre Organe vertbeilft, ohne dass diese sie wie- 
der unter das Volk bringen, so wird jedes andre Ursprung* ^ 
liebe Einkommen des Einen in ein abgeleitetes für den An- 
dern verwandelt.! Das Gesetz hüte sich nur, ^ die Reichen 
an einen einsigen Ort zu drängen oder ins Ausland zu treiben. 

Individuen , die selbst bei der zweiten Gütervertheilung ' 
zu kurz kommen, g'eben die Klasse der Armen ab. Ist die 
Armutfa eine verschuldete, die sich auf Arbeitsscheu gründet, 
so ist sie eine Naturstrafe, an welcher das Gesetz nicht rüh- 
ren kann, ohne Pöbel zu erzeugen. Damit kein Fauler in 
der Gesellschaft bestehen könne, muss das Verbot der Bet^ 
telei strenge ausgesprochen werden. Es giebt aber eine 
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ttarersehiddete Armuth; Utalfälle, wie Gewerbstörnngen, 
Krankheiten and Elementarschäden, sind ihre nnversieglicben 
Quellen, die bei steigender Industrie, bei wachsender Be^ 
völkerung reicher aasströmen müssen.**) Dieser Gattung der 
Armen muss ein Theil des Einkommens der Producenten und 
Dienstleistenden zugeleitet werden, und so entsteht eine dritte 
GüterT ertheilung. Diese geschehe jcfdoch in solcher Wetse^ 
dass die niedrigste Klasse der Arbeiter keinen Anr|»ix em^ 
pfindet, sich unter die Armen zu stellen* Diese Bediagang, 
welche so nöth wendig ist, wurde noch in keiner Zeit er* 
füllt. Die Alten nährten die annen Bürger auf öfientliche 
Kosten, und sahen ihre Zahl so üt^erband nehmen, dass der 
$taat von ihnen wie von einem hosen Alp gedrückt wurde. 
Im Mittelalter nahm sich die Kirche der Armtith an, und 
liess den Born der Woblthätigkeit springen. Es mehrten 
«ich aber durch Klöster und Hospitäler die Müssiggänger 
dergestalt, dass sie in verpfafften Ländern, wie Spanien und 
Sicüien^ ein stehendes Volk im Volke bilden. In der neuern 

.Zeit kam man wenigstens dem rechten Weg auf die Spur; 
man erhält hie und da nur diejenigen , die arbeitsunfähig 
sind, durch Beiträge di^* Comniunen in Armen-, Kranken* 
und Waisenhäusern, und man giebt denen, die noch etwas 
zu leisten vermögen, auf öffentliche Kosten in Arbeitshäu- 
aern und Colonien Gelegenheit, das Nöthige zu verdienen. 
Leider sind diese Anstalten nicht einmal an allen Orten von 

' Straf - und Zuchtanstalten getrennt, geschweige denn zweck- 
dienlidi beschaffen.' Es ist eine eigne Erscheinung, dass 
die Sparsamkeit am häufigsren dort zum yorschein kommt, 
wo sie übel angebracht ist, und dass am öftersten zwei 

' j^wecke auf einmal angestrebt werden, wo' beide verfehlt 
werden müssen. 

Bie C^iiterverzelirans. 

Die Güter werden im strengsten Sinne des Wortes ver« 
zehrt, wenn sie zur Befriedigung der Bedürfnisse, denen 
«ie entsprechen i verwendet werden. 



*) J. Macfa^lan, UntersuctiungeQ über di<e Armuth* Breslau 1785* 
Unter«, h Cap 2. 



Soll sich, die Nation bei der Versehrnng der Güter 
dauernd wohl befinden, so mtiss letztere die Hervorbringnng 
nicht übersteigen, denn eine solche übermässige ConsumtioA 
könnte nnr dadurch bestehen, ddss die Yorräthe, welche za 
den Elementen der Gütererzeugong gehören, zum Verzehre 
kommen, und, den Bruch der Volkswirthschaft Teranlassen. 
Inzivischen darf die Staatsgewalt hiebei keine Aeftgstlic^keit . 
an den Tag legen. Würden die Gesetze die Consumtion un- 
bedingt zu vermindern trachten, so würden sie erstens öfters 
Windmühlen bekämpfen, und zweitens nicht selten Bettler 
juachen« Denn, wenn die 'Consumtion eines Volkes in einer 
bestimmten Epoche die Produktion überschreitet, so hat das 
in der Regel nur die Folge, dass in der nächsten Epoche 
die Produktion sich erweitert Je mehr Nachfrage nach 
Produktion ist, desto; grösser muss . ihre Hervorbringung sein^ 
bis diese den höchsten Punkt erreicht. Kann die Produktion 
der Consumtion nicht mehr folgen, so muss sich in der Re« 
gel die letztre mindern, bis sie wieder im Gleichgewichte 
mit der ersteren steht. Drücken aber die Gesetze wie immer > 
die Consumtion unter die Produktion herab , so mindert sidi 
die letztre. und entzieht daduroh den ProdMcenten das Ein- 
kommen^ welcheili sie bezogen« Nur in dem, einen Falle 
muss das Gesetz auf die unbedingte Minderung des Verzeh- 
res hinarbeiten, wenn die I^roduktion keiner bedeutenden 
Erweiterung, die Consumtion keiner grossen f)reiwitligen Be- 
schränkung mehr fähig scheint. Dieser Fall tritt bei jeder 
Uebervölkerung ein. Es giebt offi^nbar Länder, wo die In- 
dustrie sich im höchsten Grade entwickelte, und ein grosser 
Theil der Einwohner von dem Arbeitslöhne lebt, welchen 
das Ausland entrichtet. Wird diesen Ländern das Einkom^ 
«nen aus dem Auslande entrissen, befindet sich dai^ Volk 
dann nicht in der Lage, wo es für .den Augenblick die Pro- 
duktion nicht erhöhen, die Consumtion nicht vermindern 
kann? Hier hat daiä Gesetz nichts anderes zu thun, als die 
Consumtion durch * Minderung der Consumenten herabzu- 
bringen ; da muss die Auswanderung von allem und jedem 
Nachtheile befreit werden; da muss sich die Staatsgewalt 
selbst, dem Beispiele der Phönicier nacheifernd, zu einem 
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grossartigen ColonisatioMsysteme eriieben, ohne cÜe^ gegen 
Malthus geltend gemaichte, natürücbe Ansgletchung jbwi* 
sehen Land and Leuten abzuwarten. Die Erde Wird aller- 
dings dem memchlichen Gegehlechte nicht zu Idein werden — ^ 
wären ihre festen Theile. nnr so bevölkert ^ wie das mittlere 
Europa, so wohnten zehnmal mehr Menschen darauf, als sie 
gegenwärtig tragen -^ allein in einzelnen Gegenden können 
sich, bei der politischen Absonderung der Erdstriche, aller- 
dings die Menschen überhäufen, und es wäre eine grausame 
, Kprzsichtigkeit, es darauf ankommen zu lassen, dass die 
Natur selbst von ihren zerstörenden Kräften Gebrauch mache, 
and unter den eingepferchten Yölketn aufräume. 

In gewöhnlichen Verhältnissen./' darf die Sorge, in Be- 
treff der Consumtion nur dahin gehen, dass diese, sc wenig 
wie möglich, die Gestalt gewinne, welche der National Wohl- 
fahrt schadet. Zwar habenr die Staatswirthe aus Qnesnay's 
Schule jede Yerzehrung der Güter für wohlthätig gehalten^ 
weil jede eine neue Produktion hervorrufen soll. — Allein 
ist es denn wirklich gleichgültig, ob Jemand sdn Gut ver-. 
spielt, oder auf eine erquickliche Weise geniesset[? Ist es 
für die Nation gleichgültig, wenn die Produktion noch nicht 
den höchsten Grad erreichte, ob Güter capitalisirt oder .ein- 
fach reproducirt werden? Man g]aubt, den Glaser leben zu 
lassen, wenn man die Gläsef zum Fenster hinauswirft, aber, 
man entzieht andren Producenten die Summe, die man auf 
diese muthwillige Weise verthut *) . Uie Consumtion' ist in 
der That eine r fruchtbare und eine unfruchtbare, je nach 
dem andre, wenn auch unwirthschaftliche Güter aus ihr her- 
vorgehen oder nicht. Die fruchtbare Verzehfung führet zu 
dauerhafter Wohlfahrt, denn sie befriediget die Bedürfnisse 
der Zehrer , und hält floch mehr oder weniger das Triebrad 
der Produktion im Gange. Die unfruchtbare Verzehmng 
beeinträchtige! das Nationalwohl, sobald sie mehr oder andre 
Güter als die überfliessenden betrifft, d. h. sobald sie in 
Luxus übergeht. Der. Regent hat demnach dahinzustreben. 



*) Say, cours complet d'economie poFii Stuttgarter liebers. 1839. 
Thl. V. S. 19, 
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dass die fruelitbare Venehmag erleichtert, die junfrucblbare 
hingegen in Luxus überzugehen gehindert werde. Nur We- 
niges können hiebet GesetXe angrichten! 

Um die fruchtbare Verzehrung zu befördern, mnss die 
Befriedigunff der ersten Bedurfnisse erleichtert werden. Uas 
Gesetz nehme jedoch die Maassregeln der hergebrachten 
Wohlfeilheitspoliaei nicht zum Muster, denn sie bestanden 
in Ausfuhrzöllen für die Erderzeugnisse, in Hemmung des 
Getraidehandels und allenfalls in Magazinen und in Regnli- 
rungen der Preise« Nun aber sind die Ausfuhrverbote nicht 
nur drückend, für den Grundbesitzer, sondern auch zweck- 
widrig, denn je weniger Aussicht auf Gewinn den Produ- 
centeh lockt, desto, weniger Antrieb ist vorhanden, . die Masse 
der Prodi^cte zu vermehren. Nur dann lassen sich Ausfuhr- 
zölle rechtfeiijgen , wenn das Ausland auf eine leichtere 
Weise die inländischen Producte bezieht als das Inland 
selbst, .öder wenn die Gefahr des Mangels sich ankündiget 
nnd reichliehe Zufuhr nicht zu erwarten steht. ,In beiden 
Fällen wird nur der Gewinn des Landmanns etwas geschmä- 
lert, aber keineswegs eine Bedrückung ausgeübt. Der 6e- 
traidehandel verdient die höchste Aufmunterung, denn er 
hebt bei überreicher Aernte durch den Einkauf die Preist, 
und setzt sie in theuern Tagen durch den Verkauf Wieder 
herab. Er nützet also gleichsehr den Produeenten und Con- 
sumenten. Die Magazine und Silos der Getraidehändler sind 
auch in der Regel wirksamer als diejenigen, welche die Re- 
gierung errichtet. Es hat sich wenigstens gezeigt, dass aller 
Aufwand, den die Regierungen auf Magazine machten, die 
Gefahren nicht beseitigen konnte, vor welchen sie das Volk 
verwahren wollten« Die Preisbestimmungen für die ersten 
Bedürfnisse gehören zu den zweifelhaften Vorkehrungen. 
Inzwischen lehrte die Erfahrung, dass die Taxirung des Flei- 
sche&, des Gebäckes u. s. w. nicht ganz verwerflich sei, 
I weil hier die Concurrenz, durch egoistische Rücksichten ge- 
druckt, sich nicht genug entfaltet. 

Um der unfruchtbaren Verzehrung gewisser Klassen 
einen Riegel vorzuschieben, muss der Sinn für Sparsamkeit 
durch Sparkassen und ähnliche Institute belebt werden. Zwar 
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fand die Sparsamkeit an Landerdale einen berfihmten Gi^gner, 
weil er von ihr «in gefährliches Herabdrucken der Con- 
sumtion unter die Produktion befürchtete* Allein die "" ächte 
Sparsamkeit fordert keinerlei Entbehrung, die mit flem Wohl- 
befinden sich nicht vertrüge, sondern sie dringet nur darauf, 
dass kein Gut ohne gewählten Zweck, oder ober dieseii 
Zweck hinaus, consum^rt werde. Eine solche Sparsamkeit 
beschädigt keine Hervorbringung, sondern erweitert jede da- 
durch, dass sie ihr die nothigen Capitalien yerschafft. . End- 
lich müssen die Genüsse veredelt werden/ Je besser diese 
sind, desto weniger kann wüste Lust ihre zerstörenden Wir- 
kungen entwickelte. Die alteii Gesetzgebei' knüpften die 
Beglückung des Volkes stets an die Ausschmückung dedge^ 
meinen Lebens. Indem sie nach Kräften die Vergnügungen 
zu öfientlichen Festen gestalteten, hatten sie Gelegenheit den 
sinnlichen: Genuss mit 4em geistigen zu würzen, und indem 
sie überall , wo sie etwas Nützliches zu errichten hatten, 
zugleich n&ck dem Schönen strebten , erhöhten sie überall 
die Empfänglichkeit für den bessern Lebe.nsgeiiuss. Von 
diesen bewunderten Vorkehrungen der Griechen ist der neue- 
ren Zeit nur eine gewisse Pflege der Bequemlichkeit,* eine 
Controlle der öffentlichen Vergnügungen übrig geblieben, 
und ipan ist kaum unbillig, wenn man auch hierin Man- 
ches — anders wünscht. 

Die Kulturpolizei. 

Die Kultur ist, subjectiv genommen, die Entwicklung 
der menschlichen Anlagen, objectiv betrachtet das Resultat 
dieser Entwicklung^ der forterbende Schatz menschlicher 
Kenntnisse, Elrfahrungen und Gebilde, die das höhere Leben 
auf der Erde betreffen. In jedem Falle ist isfie etwas All- 
gemeines, Woran den Einzelnen, ja selbst den Gesellschaften 
nur ein verhältnissmäissiger Antheil zukommt« Bei seinem 
Eintritt in die Gesellschaft wird Jedeni söhon eine gewisse 
Entfaltung der Anlagen, eine gewisse Masse umlaufender 
Vo'rstellungen und geistiger Güter zum Angebinde gebracht, 
so dass z. .B. heut zu Tn'i'e. ohne sein Verdienst, jeder 



Bauer geinen Namen schreiben kann, was Karl der Grosse 
nicht verstand. Ebenso wird jedem Staate durch die Zeit, 
in welcher er existirt, durch den Plati, den er yn Welt- 
verkehre einnimmt, ein Antheil an der allgemeinen Kultur 
angewiesen, den er erweitern oder vermindern kann, jenach- 
dem er seine Bedeutung erkerinet oder nicht. Jeder Staat 
soll aber den Geist der Zeit, wie die allgemeine Kultur in 
einem bestimmten Zeitpunkt genannt zu werden pflegt, lu 
erfassen, und seinen Antheil daran in den Burgern auszu- 
bilden streben, denn nur so kann das höhere Dasein im Staate 
auf die angemessne Weise dargestellt werden. Die Kultur 
ist so vielfach, als die Anlagen des Menschen sind, aber e^ 
giebt doch zwei Mittelpunkte derselben, auf welche alle 
Kultur hinzielen muss, Herz und Kopf. Diese zwei Mit- 
telpunkte de& Menschen haben zwei entsprechende Mittel- 
punkte im Volke, Kirche und Schale« Die Kirche hat das 
Herz, die Schule den Kopf des Volkes auszubilden. Daher 
hat denn die Kulturpolizei vorzüglich die gedeihlichste Wirk- 
sa|ttkeit der Kirche und Schule zu erzielen. 

Insoferne die Staatsfonnen im Geiste des Volkes wur- 
zeln, ist es sehr natürlich, dass<^die Kulturpflege, möge sie 
nun die JCirche, die Schule oder die öflentlichen Sitten be- 
treffen, in den verschiedenen Staaten sich verschieden dar- 
stelle. Inzwischen müssen sie auf den Gründsatz gewiesen 
werden, dass die Consequenz nicht auf die Spitze zu treiben 
ist. Der Staat thut besser, manche Einrichtungen nach dem 
Volksgeiste umzustimmen, als das Volk für diese Institu- 
tionen zuzurichten. Desswegen kann auch die Kultnrpolizei, 
obgleich sie das bildende Princip des Staates in sich schliesset, 
nicht genug, von aller kleinlichen Mefisterei sich frei halten. 

Dais Sfchnluresen. 

Die Schule ist für die Kulturpoljzei das wichtigste Mo- 
<nierit, weil sie ganz und gar unter der Gewalt des Staates 
steht« Die Kirche ist ein historisches, wenigstens ebenbür- 
tiges Wesen, worauf die Regierung nur höchst indirekt 
einzuwirken vermag. Die Familie, worin die Erziehung^ 
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beginnt, ist auch ein geweihter Kreis, in Welchen sich die 
Staatsgewalt nicht eindrängen darf. Wenn Fichte nach Pla- 
to*s Beispiel die Kinder den Äeltem genommen and in öffent- 
lichen Erziehnngstiäusem gebildet wissen wollte, so Ter* 
kannte er die moralische Nothwendigkeit des Privatrechts 
nnd des freien Familien Wesens. Die Schale ist der einzige 
Mittelpunkt, Ton'wo aas eine Regierang die Geister za er- 
leuchten and za berichtigen vermag. — Aas diesem Grande 
kann auch die Verbreitang von Kenntnissen and Fertig- 
keiten nicht der einzige Schalzweck sein, sondern es giebt 
auch andre Aufgaben zu lösen. Die Schale allein ^ebt 
Mittel an die Hand , den Fehlern der häuslichen Erziehung, 
wie schädlichen Einflüssen des positiven Kirchenthums zu 
begegnen. Es soll gewiss davon nicht abgesehen werden. 
Die Schule ist ferner die einzige Stätte , wo die Regierung 
die staatsbürgerlichen Tug-enden, die Achtung vor Gesetz 
und Vorgesetzten und den bürgerlichen Gehorsam, ohne 
welchen kein Gemeinwesen, am wenigsten ein freies, ge- 
deihen kann, einzuüben und beizubringen vermag. Um die- 
ser praktischen Aufgabe willen müss sich jede Regierung 
der Schule ganz besonders annehmen, und den Privatunter- 
richt nur neben dem öffentlichen und unter ihrer speciellen 
Aufsicht und Prüfung Platz greifen lassen. Wäre das Ler- 
nen bestimmter Wissenschaften oder Künste der ausschliess- 
liche Schulzweck , dann könnte jede Regierung Adam 
Smiths *) Rath befolgen und die Schule den Privaten ganz, 
überlassen. Weil aber ausser der intellectuellen Bildung 
auch noch die moralische und politische Kultur im Schul- 
zwecke liegt, kann nie ohne die grösste Gefahr des gei- 
stigen und moralischen Volkslebens die Schule zur reinen 
Privatsache herabfallen. ^ Es giebt und gab nur drei Fälle, 
wo der öffentliche Unterricht als solcher angefochten und 
absolute Unterrichtsfreiheit prociamirt werden kann, nämlich 
wenn die Obsorge ^des Schulwesens von der Regierung schnöde 
vernachlässigt ist, wenn die Regierung durch die Schule eine 



*) Smith, Untersuchuugen über cl^en Natioiialreichthum. Buch V. 
Cap. I. Abtheil. 3. 
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finstre Reaction gegen die leitenden Ideen des Zeitalters 
beabsichtiget, und wenn der gan^e Staat, ohne höhere Grund- 
lage, nur als c$n ephemere« Produkt fremder Machthaber 
wie 2^ B. Belgien constituirt worden ist. (So darf man sich 
nicht auf die reinen Privatschulen der Alten berufen, denn 
diese hatten mit der Ersiehung nichts zu thun, und traten 
auch erst beim Verfall, des öfientlicjien Geistes ein«) Wir 
bähen hier einen guten Staat im Auge und müssen daher 
diese Fälle bei Seite setien. 

Damit nun die Schule alle die Aufgaben löse, die wir 
ihr vorseichneten, ist zunächst ein ordentliches Schulsystem 
berzustelleo, worin Bousseau, Mirabeau, Sieyes und Fichte 
mit Plaüo und Aristoteles, trotz der totalen Veränderung der 
bürgerlichen. Gesellschaft und der Verschiedenheit ihrer Ideen, 
übereinkommen. Wenn jedoch im Schnlplane auf zu 
grosso Gleichheit ausgegangen, und daher nur auf graduelle 
Uäterschiede eingegangen wurde, so müssen wir umgekehrt 
eine sehr bedeutende und materielle Mannigfaltigkeit fordern. 
Es giebt nothwendig drei verschiedene Gattungen von Schulen, 
nämlich Volks-, Gelehii:e- und Fach- (Special-) Schulen, die 
sich keineswegs blos durch den Grad der Wissenschaft, son- 
dern weit mehr durch die Gegenstände unterscheiden. Die 
Volksschulen müssen als die wichtigsten für die National- 
bildung angesehen werden, wenn sie auch leider in der Praxis 
'erst ganz zuletzt beachtet wurden. Die Volksschulen sind 
theils niedre (Elementarschulen), theils höhere. Die niedem 
Schulen haben das schlechthin Allgemeinnöthige zum Ge- 
genstande, als welches man Lesen, Schreiben, Bechnen und 
Beligion ansieht. Viele begehren mehr , insbesondre auch 
eine Art bürgerlichen Katechismus, denn Agesilaos sagte 
' schon, die Knaben niüssten lernen, w^ sie als Männer zu 
thun hätten ; sogar Sönnenfels gehört zu diesen. *) Jacob **) 
wendet dagegen Mangel an Zeit und geeigneten Lehrern ein, 
doch ist das nicht schlagend. Zeit kann man wohl ge- 
winnen durch eine bessere Unterrichtsmethode, und die Leb- 



*) Grundsätze der Polizei. 
**) Grundsätze der Folizeigesetzgebung, I, 265.« 
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rer hiezu hat man ja an den Religionglehrern , die an den 
Religionsvortrag gar .Vieles anknüpfen können, z. B. an die 
Scböpfungsgeschicbte eine Andeutung über die Natur, an die 
Kircbenge^chichte eine Ansicht über die Weltgeschichte, an 
die kirchliche Pflichtenlehre die bürgerliche. Viele Politiker 
sinnen nur darauf, die. Schule und die Geistlichen ganz aus- 
einander zu halten; sie wissen nicht, wessen sie sich da- 
durch berauben/ Durch Bildung der Geistlichkeit fährt man 
viel besser als durch politische Isoliruag derselben^; und jene 
ist auch leichter als diese! Die höhere Volksschule über- 
liefert ausser den Elementen noch Einiges zur allgemeinen 
Geistes- ui^d Herzensbildung, Geschichte und Geographie» 
.Naturlehre, nationiile Literatur. Die höhere Volksschule 
muss nach den Geschlechtern sich scheiden, weil die Schüler 
bereits in einem entwickelten Alter stehen, und weil ^ucb 
die Methode abweicjien muss. Der Knabe fordert eine strenge 
Behandlung der Gegenstände; die spielende Methode, ver- 
zärtelt und entnervt ihn. Das Mädchen veirträgt nur die 
Blüthe von Allem; es]^muss Herz und Phantasie mehr ange-r 
zogen werden. — Die gelehrte Schule hat theils die Ele- 
mente der allgemeinen Wissenschaften und die alten Sprachen 
zu überliefern, theils die allgemeinen Wissenschaften in ih- 
rer systematischen Entwicklang und' deren Gestaltung zu 
angewandten und speciellen (Facultät»-) Wissenschaften vor- 
:^lragen. So entstehen Gymnasien und Universitäten. Eine 
Partei ist gegen die gelehrten Schulen aufgetreten und ver- 
wirft in ihnen alles, was nicht für das praktische Leben 
nöthig ist; sie dringt auf reine Realien und schilt den ge- 
lehrten Unterricht als unfruchtbare, abstrakte. Humani- 
sirung. Abej: schon in diesen Stich- und Schlagwörtern 
ist der Sieg der gelehrten Schulen ausgesprochen. Weil 
durch blosse realistische Richtung des Geistes der höhere 
menschliche Charakter zu Schaden kommen, über dem prak- 
tischen Nächsten das grosse, gute und schöne Ferrie verlo- 
ren gehen, der Faden der menschlichen Entwicklung mit 
dem klassischen Alterthum zerreissen müsste, darum sind 
die gelehrten Schulen eben zur Nationalbildung notbwendfg. 
Mit den gelehrten Schulen erlöschte eine Leuchte, deren. 
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Flamme den Weg des Schönen, Guten und Wahren sicht- 
bar erhält. — Mit viel mehr. Grund wird den jettt so be- 
liebten Fachschulen die Nothwendigfceit ihrer Existeni ab* 
gesprochen. Ein Lehrstuhl mehr an bestehenden YellqiH 
oder Geehrten -Schulen möchte auch wohl viele eirsetien* 
Nur ^^o sie zugleich praktischen Unterricht gewähren, mögen 
sie nöthig erscheinen, wie Berg-, Forst-, Militair - und poljr- 
techiuische Schulen. 

Ist das Schulsystem gläcklich entworfen, so müssen alle 
Schulen, im Verhällinisse zu dem Nationalbedurfnisse herge- 
stellt und nach ^Kräften benutzbar gemacht werden. Die 
Zahl der Volksschulen ist ganz vorsiiglich su beachten, da 
Ton ihnen die eigentliche Volksbildung ausgeht. Jemand 
berechnete, dass auf 80 Schüler eine Schule und keine unter 
200 Rthlr. zu rechnen sei , folglich Preussen allein für seine 
drittehalb MiUionen schulfähige Kinder 35000 Schulen mit 
7 Millionen Rthlr. benöthige.^ Wäre das richtig, so würde 
man sich freilich nicht 'wundern dürfen, wenn man aus Ver- 
druss, nicht alles thun zu können, gar nichts- thäte, und 
nach dpm Beispiele so vieler früherer Regenten nur den ho- 
hem und mehr Glanz gewährenden Unterricht begünstigte. 
Aber durch Errichtung von Klassen, durch Wiederholung 
des Unterrichts in verschiednen Tagesstunden, lässt sich in 
einer Schule gar leicht die drei - und vierfache Kinderzahl 
befriedigen. Uie Elementarschule gehört zu den dringendsten 
Bedürfnissen jeder Gemeinde, denn, dnrih Besuch weit ab- 
gelegener Schulen werden die Kinder dem Auge der Eltern 
zu sehr entrückt; die Regierung muss dafür Sorge tragen, 
dass jede Gemeinde eine solche besitze. Was das Schul- . 
geld ungedeckt lässt, ersetzt die Gemeinde, was diese nicht 
vermag, muss die Staatskasse Jeis^ten. Die höhern Volks- 
schulen sind ein mehr städtisches Bedürfniss, und ist deren 
Ejrrichtung nur in den grössern Stadien schlechthin noth- 
wendig. Die höhern Töchterschulen insbesondere können 
nirgend erzwungen werden* Nur zu häufig wirken diese 
' Töchterschulen dadurch naehtheilig auf das weibliche Ge-« 
schlecht ein, dass sie di9. Mütter in eigner Erziehung ihrer 
Töchter nachlässig; die Töchter aber dem Häuslichen abge- 
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neigt machen. Und doch ist richtig was Madame C'ampan 
|806 za Napolepn sagte. — Unsre Mädchen, sagte der 
Kaiser, werden nicht gat erzogen. Woran fehlt es! -r- An 
MSttem» versetzte Madame Campan. — So recht, fiel Na- 
poleon ein, lassen Sie uns Mütter schaffen, die ihre Tochter 
erziehen können, nnd wir haben Alles. *) — Die gi^ehrten 
Spulen sind kein locales, sondern ein allgemeines Bedürfe 
niss, wobei vorzaglich der Bedarf an Lelirem, Priestern, 
Beamten n. s. w. ip Anschlag kommt. Sie fordern aaf das 
entschiedenste bessere Talente, und können dah« dtfrchaos 
nicht auf Erieichternng des gelehrten Unterrichts fir AU6 
ausgehen, weswegen sie denn sogar excludiren können und. 
pnussen. Aehnliches ^It von den besondera Fachschulen. — 
Was die Benntzbarkeit der festgesetzten Schulen anbelangt, 
so muss dieselbe dadurch für das Volk . gesichert w^d^a, 
dass von dem Unterrichtsgelde für die Dfirftigeren eine Be- 
freiung eintritt, (selbst in den höhern Schulen, denn die 
besten Köpfe Werden oft den ärmsten Aeltern geboren, und 
diese 4tirfen nicht verloren gehen); dass ferner die, allge- 
meine Lemzeit mit Rücksicht auf die Körperentwicklnng 
festgeisetzt, und die Erholungszeit (Ferien) in die Periode 
verlegt wird, wo die Aeltern ihre Kinder am meisteu für das 
Haus bedürfen, oder aber das Klima den Körper zur Ruhe 
nöthigt. (Im Süden wird der heisseste, im hohen Norden 
der kälteste Monat die natürliche Ferienzeit bezeichnen, wäh- 
rend im mittlem Klima die Aerntezeit sich dafür empfehlen 
wird.) — Sollten die Eltern nicht freiwillig die Kinder in 
die Schule schicken wollen, (in London wuchs sonst l- der 
Einwohner ohne allen Unterricht auf, in manchen französischen 
Departements ^eht nur 7^^ in die Schule), so muss die Re* 
gierung -r- als oberster Vormund der Kinder gegen> Miss- 
' brauch der elterlichen Gewalt — den Besuch vonschreiben. 
Dieses gilt aber natürlich nur von den Elementarstehulen, 
denn nur zur Erlernung des allgemein, zum sittlichen und 
bürgerlichen Leben Noth wendigen , kann eide Verpflichtung 
stattfinden. Bei den höhern Schulen lässt sich der Besuch 



' '*') Aime Martin, reducatiun des iiier^s d^ fainüle. 
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nur indirect^erxielen, indein nämlich die Ertheilnng von öf* 
fentlichen Würden oder Aenitern an' Zeugnisse des Besuches 
der höhern Schulen geknüpft wird. Wie sehr auch diese 
indirecte NÖthigung lum Besuche der öffendichen Schulen 
hie und da bestritten' wird, so lässt sich doch dafür anföh- 
ren , dass der Privat «- oder Selbstunterricht nur die Intdlee* 
tuelle Leistung der Schule ersetzen könne, und dass der 
Besuch öffentlicher Schulen einen regen Wetteifer der Krftfte, 
.eine Verschmelzung der6emüther, eine Schwächung der Stande^ 
und Glaubens vorurtheile und eine kräftige Weltlust unter der 
Jugend zu Stande bringe. *) 

Wie gut auch die Schule eingerichtet, wie zaiilreich sie 
auch benutzt werde, aller Segen ihrer Wirksamkeit beruht 
doch nur auf dem Lehrer. Man lege kostbare Bibliotheken 
und Museen an, man arbeite den umfassendsten Lehrplan aus, 
man stelle eine Anzahl Lehrer an, alles das wird nur glänzen, 
nicht fruchten, wennr der rechte Lehrgeist fehlt. Ein ächter 
Lehrer ist ein unschätzbares Geschenk des Himmels; den 
Beweis liefern die Lehrerseminarien , die zwar <gute Ge* 
lehrte, aber selten wahre Lehrer geliefert haben. Wie die 
grossen Mahler nicht in Mahleracademieen , . sondern in der 
Werkstätte der Meister entstanden , so sind die lebendigsten 
Lehrer aller Art durch Muster und Beispiel einzelner Mei* 
ster ins Leben gerufen worden. Daher ist das Institut der 
Lehr^ehülfen sowohl in den niedere, wie in den höchsten 
Schulen das praktischste Seminar gewesen« — Aber damit 
der Lehrer mit begeisterter Seele, wie es sich geziemt, dem 
hohen Lehranite obliegen könne, muss auch seiner Einsicht 
ein freies Feld offen stehen, setner Hand eine umfassende 
Dv^ciplinargewalt anvertraut seih.' Man thut vielleicht wohl 
darin, für die Elementarschulen aller Art Lehrbücher einzu- 
führen, welche der Lehrer zu Grunde legen soll. Es wird 
dadurch eine nützliche Gleichförmigkeit und gl*össere Sicher- 
heit des Unterrichts erzielt und zugleich die Anschaffung 
erleichtert (Der Debit der Schulbücher wirft in Oestreich 
ziemlich viel för den Schulfond ab.) Aber wo die Wisiäen- 
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Schaft in ihrer syistemadschen Entwicklang geliefert werden 
soll, da mqss jede * Fessel ang des Lehrers, we^allen und 
volle Lehrfreiheit bestehen. Universitäten, die wie Gym- 
nasien auf gedruckte Grundrisse /eingeschränkt werden, ver^ < 
kiimmern tothwendig , nnd haben statt Professoren nar pe~ 
«dantische einflusslose Schulmeister anzuweisen. Da ohnehin 
die Regierung die Aufsicht fuhrt, und die Anstellung und 
Entlassung nicht aus der Hand lässt, so ist ja keinerlei Ge- 
ftüir dabei. Die Freiheit, die man gewährt, lohnt sich tau- 
sendmal durch den Aufschwung des Geistes, den der Lehrer 
auf die Hörer überträgt, und der das Unterpfand eines ho- 
hem, gemeinnütiigen Lebens und Strebens ist — Für die 
volle Lehrfreiheit, deren er entrathen mnss, ist dem Leh- 
rer der Volksschulen und Gymnasien eine grössere Disci- 
plinargewalt einiuräumen. Die Disciplin ^der Schulen rouss 
sich genau nach dem geistigen . Standpunkt und dem Alter 
det Schuler richten. Der Hochschuler (Student) ist nahe 
dem Mannesaller, sein Geist hat den Stempel der Reife be- 
kommen, hier kann also die pisciplin nicht auf eine klein- 
liehe Controle aller Schritte und Tritte, auf ein ängstliches 
Abmessen der Arbeiten ausgehen, sondern sie muss zur 
Kräftigung des Characters eine gewisse academische Freiheit 
respectiren. Die Strafen müssen denen gleichen, welche die 
Regierung gegen gebildete Männer anwendet. Es ist daher 
<&e Strafe (neben der Exdusion) nur Geld- oder Freiheits- 
strafe. In der niedem Gelehrten -' wie in der höhern Volks- 
schule mu^ dem Lehrer dagegen eine strengere Controle 
sowohl über den Fleiss, als über das sitdiche Verhalten der 
Schüler zustehen. Weil indessen diese in dem Alter, sind, 
wo die Reflexion bereits eingetreten ist, so müssen auch hier 
die Disciplinarmittel mehr^ auf den Verstand,* als auf die 
blosse Sinnlichkeit sich basiren. Nur in den Elementar- 
schulen sind <&e Schuler noch so geistig unentwickelt, daas 
die Disciplin sich ganz an die elteriiche anschliessen und 
die Strafe auf die sinnliche Natur sich beziehen darf. Man 
hat in frühem Zejten offenbar die Disciplin der Schulen zu 
kleinlich eingerichtet, und viel zu sehr dem sinnlichen Ein- 
druck der Strafiruthe, wodurch fireilich die Thiere dressirt 



werden, beachtet. Dex Breslaiier Gymnaflialdirector Arletiiis 
bedaueif 9 nur zu arm xu seid, um einen eignen Zuchtmeister 
stiften zu können. ' In den englii^chen Collegien sind die Bir- 
kenreiser noch heute, wie Bürke andeutete, das pädagogi- 
sche Princip. Und selbst auf der Pariser Universität wurde 
einst von Schlägen Gebrauch gemacht,. , Ward nun durch 
diese Grundsätze dem Lehrer eine fast despotische Macht 
verliehen, so ist man heut zu Tage zum Entgegengesetzten 
gesprungen und hat dem Lehrer völlig die Hände gebunden. 
Ueberall gemeistert, durch die Anfertigung leidiger Tabellen 
auf das Quantitsttive statt des Intensiven angewiesen, durfte 
der Lehrer nur noch dem ^chüler gegenüber seine Autorität 
in Folge einer öffentlichen Sctiulinstruction , Welche Dahl- 
mann f^ Sehr treffend die Magna Charta der Schüler nannte, 
comprouiittirt sehen, um' alle Lust und Liebe zu dem so 
wichtigen Lebrgeschäfte zu verlieren. Die. von da datirende 
Anmassung und Unehrerbietigkeit der Schuljugend wird wohl 
überall auf die rechte Mitte zurncicfuhren» 

£ine besondre Erwähnung verdienen die Würden, welche 
von dem Gipfel des Schulwesens , nämlich von der Hoch- 
schule, ertheilt werden. Diese Einrichtung der academi^ 
sehen Titel, die zum Theil der Miliz entlehnt wurden, ge- 
hört gewiss zu den schönsten politischen Schöpfungen. Die 
vollkommne. Bildung wurde durch die „höchsten Ehren'' ein 
Gegengewicht früher gegen die Adelsattribüte , später gegea 
den ^mts - oder Geldstolz. Wie mehrere nordamerikanische 
Schriftsteller fast einen Geschlechtsadel zur Zersetzung der 
Geldaristokratie wünschten, so werden die academischen Ans- 
^ Zeichnungen immer als Gegensatz gegen anderweitig herr- 
schende für nützlich befunden werden. Es sollte nur wider 
ihre Versckwendung das Nöthige eingeleitet werden;, die 
übrigens so alt ist , dass schon Petrarca darüber sich be- 
schwerte.- Namentlich ist zu wundern, dass in Staaten, wo 
die Kedactionsstellen bei Zeitungen auf blossen Concessionen 
beruhen, die academischen Würden nicht als Garantieen be- 
nfitzt werden, um ihqea dadurch eine neue Bedeutung geben 
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und anf ihre Erschwtnmg dringen za können. — : Vielleicht 
sollten jetzt, wo die Zünfte verschwunden und die^Meister- 
ütel um ihren Werth gekotnmen sind, die polytechnischen 
Sehnten ebenfi^lls die Erlaubniss erhalten, gefrisse Würden 
auszutheilen. Warum sollte es nicht Magister der Tech- 
nologie geben können! Ohnehin ist durch das moderne Ti- 
tel- und Rangwesen eine Art Abneigung gegen die gewerb- 
liche Laufbahri in vielen Ländern bei der Jugend anfge^ 
kommen, und es wäre nur billig, dass der intelligente Gre- 
werbsmann höher gestellt würde. 

Machiavelli *) stellte die von allen militairiscben 
Schriftstellern gäbilligi^ Ansicht auf, die beste Art , ein 
Heer zu schaffen, sei diejenige, die die Freiwilligkeit und 
die Gezwungenheit des Kriegsdienstes vereiniget, indem 
da weder eine kriegslustige, drückende Soldateska ent- 
stehe, noch eine gefahrliche Abneigung vor den Waffen. 
Unter allen Staaten hat aber Preussen am meisten die- 
sem Princip gehuldigt. In Preussen ist seit 1816 allge- 
meine Dienstpflicht, aber der Eintritt wird nicht durch 
blindes Loos bestimmt. Das Heer^ theilt sich in das ste- 
hende und in die Landwehr« Im stehenden Heere muss 
jeder Waffenfähige 3 Jahre dienen bis * zum vollendeten 24* 
Jahre ; wer jedoch Schulbildung genoss und sich freiwillig 
meldet, hat nur ein Jahr zu dienen. Es findet bei der Ein- 
ziehung det Conskribirteti eine billige Rücksicht auf die 
eonoreten Verhältnisse statt, so dass die Vorzüge des Re- 
crutii^ingssystems alle erreicht werden. Die Landwehr zer- 
fölk in 3 Angebote, nur das erste ist als dienstthuendes anzu- 
.sehen. Dasselbe besteht aus den Waffienfahigen,- die aus 
der stehenden Armee ausgeschieden und ihr 32« Jahr noch 
nicht- vollbracht haben. Diese Landwehrmänner haben den 
Dienst vollkommen erlernt; damit sie ihn nicht vergessen, 
werden sie jährlich auf kurze Zeit eingezogen und geültt. 
Bei der Einziehung der Landwehr entscheiden die Kreis- 
Stände über die ökonomisch - rathsame Zurückstellung der 
Einzelnen. Von selbst versteht sich, dass ein gewisser 
Stand vom Dienste befreit, (Schullehrer, Geistliche sin^d frei) 

♦) Dell' avte della guerra. Op«re, 1813, 111., 183-423. 



aber es sind diese Befreiungen l^eine AusBeicbnnngeni denn 
der Dienst ist yielmehr di* kochst^ Ehre ^ wer die bürger- 
iicfae Ehre dorch Verbrechen verwirkt, ist i|nfähig die Waffen 
SU tragen. 

Das Heer eines Staates darf nicht über die Schranken 
hinausgehen , welche Population und Nationalwirthschaft 
aiehen. Würden zu viele Männer vom Militairdienste ver- 
Bchluhgen, so müsste die Bevölkerung darunter leiden« Ge> 
setit auch , es minderte sich die Zahl der Fainiliefi und der 
Ciebnrten nicht empfindlich, so wurde doch durch Absor- 
bimng der Kräftigsten die Kraft und Frische der Generation 
benachtbeiligt. Man fand in Folge des letzten grossen 
Männerverbrauches in vielen Staaten theils eine Abnahme 
der Grösse der Männer oder ihrer Kraft, (die Zahl der Un- 
tauglichen ist auffallend gestiegen), theils ein Uebergewicht 
des weiblichen Geschlechts, (in Oestreich um 4 Procent.) 
Wurd^p zu viele Männer entzogen, so müssten auch Acker* 
bau und städtisches Gewerbe leiden, ausserdem der Unter- 
halt des Heeres allzu schwer fallen* Die VerAieidigung des 
Staates darf nicht den Zweck des Staates aufheben, folglich 
muss das Heer nicht auf Kosten der Wohlfahrt bestehen« 
Da& Heer nun far alle Fälle ausreichend machen, ohne das 
Volk in seinen häuslichen und ökonomischen Verhältnissen 
anzugreifen, ist daher ein hochwichtiges Problem der Mili- 
tairverwaltung. Zur Lösung dieser Aufgabe reichen sich 
Strategie und Militair - Oekonomie die tlände. Die 
Strategie schränkt den Militairbedarf in dreifacher Bezie- 
hung ein. Erstens liebt sie die grossen Massen nicht, wor- 
in rohe Völker alles suchen. Die intelKgentesten Feld- 
faenm haben, wie der Marschall von Sachsen, eine massige 
Armee (von etwa 30000 Mann) für die geschickteste zu ope- 
riren gehalten, weil man sie überall aufstellen, überall hin 
commandiren und ohne grosse Beschwerde überall ernähren 
könnet Selbst grössern Armeen ist die geübtere kleinere 
unter guter Anfuhrung überlegen, weil die kleinere Armee 
immer, die Schlacht vermeiden, immer beisammen bleiben^ 
und die oft zur Theilung genöthigte grosse Armee einzeln 
aufreiben kann. Der grosse Stratege ersetzt ^lurch Taktik, 
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d h. wohl geordnete Bewegung der Haufen in dem zuerst 
vom Marsehall Ton Saobsen durch Mugijc erleichterten Gleich- 
schritt nach jedem Punkt oft die mangelnde Zahl. Nach 
der Schlacht von Austerlitz äusserte Kaiser Alexander sein 
Erstaunen darüber, dsvss die Franzosen auf allen Punkten, 
vre man sich schlug, zahlreicher waren, und docli im Ganzen 
an Zahl den Gegnern nachstanden. Sire, das ist die Kunst 
des Krieges, antwortete der General ^väry. *) Zweitens 
die Strategie bedient sich der leichteren und wohlfeileren 
Waffen am liebsten.' Bei rohen Heeren steht iKe Reiterei 
oben an; intelligente. Feldherm sehen das Fussvolk als den 
Kern der Vertheidigung an, weil der Reiter, ohne Pferd 
nichts gilt^ und ein Ersatz sehr schwer ''sieh bewerkstelliget. 
Die mittelalterlichen' Armeen bestanden wohl fast zur Hälfte 
aus Reiterei; ih den Kreuzzügen kam erst das Fussvolk wie- 
der zu Ansehen und zu dem entschiednen Uebergewicht. . 
Je roher die Kriegskunst ist, desto mehr kostspielige Schutz- 
wafien werden angewendet. Die eisengeharnischten Reiter 
sind asiatischen Ursprunges; .die leicht bewaffneten Römer 
bewiesen durch die Niederlage, die sie unter Lucull den un- 
behüifliehen Kataphracten des Tigranes beibrachten, schon 
zur Genüge, wie solche Waffen die fiachtheiligsten sind, 
welche leichte und freie Bewegung hindern. ZWar kam die 
schwere Rüstung im Mittelälter überall auf, aber sie be^ 
währte sich auch da nicht besser. Durch das Feuergewehr 
(1331) sind die schweren Schutzwaffbn schon darum um 
ihren Werth gekommen, weil ein Handgemenge seltener 
entsteht. Je mehr rasche Bewegung als Hauptsache ange« 
sehen werden musste, desto mehr verajphtete man alles, was 
schwer zu tragen. Selbst bei den Feuerwaffen wird immer 
mehr auf leichte Handhabung und Tragbarkeit gesehen. 
Alle die grossen Kriegsmaschinen, wovon man sonst gern 
Gebrauch machte, sind verschwunden. Leichtere Kanonen, **) 



*) Carrion Nisas. Geschichte d^r Kriegskunst. Uebers«tzt rou 

Rumpf. Leipzig, 1826. 1, 258 
**) Die Kanonen mögen den Namen haben ron ^en Canones, leich- 
ten Kriegsmaschinen von Pferden ' transportirt , deren Urbicius 
erwähnt. Die Lafetten erinnern darän^ 1470 eoas mau in Frank- 
reich Kanoaem zu Kugeln vou 500 Pfunden! Carrion Nisas 1. 
269, 341. / 



leichfttre Mddcffte«. .; Drlttenft erfdÜoh) iegt^ie Stmtegi«, kelh 
.8» r üUrgronstfl GeiDirielit auf Feiktmig»»^ • welehe ' ofb ' niagebeim 
'Smiui^A,v«r8iBUubgen- tand «Uist ^ne ..grosasÜüfeiiBoiieiiMriil 
dem KliinpF'jdntJEogen: hab^i. Ais noch Icenie Kfurnndn^ es:- 
ittifttav tvfeirediifeata rOrte aIliftrcKi%s jh :«grl»8tef Zabl >ft«Mr 
^rorUieiibaftw Höbe JAauehi iiiijg>ab^ d» jtdes ScUlosrf^ naU 
fferni'liaäteiiban .die- Fräten.flttffaobe Bo^e^i >V«r dmi*Vemeis 
gaineM sdftkeo'die.jMliin Mauern^ «dfidl zidiilc^« Etdwä|}e 
Mit BnKiririen traten iubD&^JahvbiiMUrt ahi de^n Sidid, 
(«Mist. erfaäNit' durch' ^kalieudi uaoh- den^ IV^oi^nfet'ilei^ ge^ 
uialeii JSäHlMicbeliv B^&atigers veo > Verona {A5a3w^l639||y) 
bis da^h die^i!ttt49 >^fdiideae».LRtt%räUeil 4iil4 die Fort«- 
ecbritte wder veii BetÄr Natam i5fl9. auerst^-engeHiaiMiteA Mi»- 
uiriumBtidiefielagtoriHig. fa^t leiekiJeri Wurde %te die V^theK 
digiing^- die •mcki VawbaAs- fieiuerkaUg^ ^' «ngeie dreuaen 
eingetdiloseeh ,uw*. . Nliturlfteb: wuprde ;diei NKalicbkeit^ dei* 
leinen Gretizieslttogett .4ichon 'i^eo MbcblavilU >aagefochc^iH 
indem -sie fvom iFeindei leiehii iiffi«gangen> .meden» ^kdnned^ 
dann aber das Hers des Staates dein Feinde bles liege, dein 
doch eher eine Be£(^£^gi)iiy^bj}Hce a}s-.deinvFipj^ Schlagend 
bestätigte diesen Einwurf der General Sainte Susanne, indem 
er dMra«fhbi«Vieiisy,4Ke;VeiMtid^en •hätten' lM4i Pa^is ge- 
aommeoy während StMM^OQtFranzosen.^niehvvaU-SdHFleslttngeil 
besetzt hielten. *) — DieiMiütanr-Oekeaamiie^ kam mir Ein 
achräifckitttg: dee-ittllitairibedairfeB nicht, so viel tbm'ials die 
S*rätegie,(.'db^ri«waa 'UA' tbm^ bann istl daranif niofat 'Weni^t 
Ell» iuir BekUiduii|[ nhi Vetyflegung^ iMrt# 'drdeHdicbe Gü^ 
-söfge «raltMe, ^tafliteb Mängel; ^lüidi iKrfeiiikheitlTiHieende riainri^ 
di0^ , da» Eiratt ^eraeho^te« ; ¥erbeer«9^ I bdze^chbetbi deü Zug 
der:«uf fktNnesauQgi'and Pluddeiaag .angeiimlened «tidiidar» 
um auofai labidt 'abs? id0iii"V«rderbtealeu Qoiind«l«i^leaeliea'^^ 
Teiqpfl^ii.' ifiin is4;hUebter 'Geist .wakete: in de« .aeUeehtbo* 
südeteil y^ifaüAt «ttkdijedklcehfecUMdttien^ verWabrloBteB ^Id- 
* «dm. .1 DidoHaapilBiiteiMVVeleke das Geld ülfl die» Comj^a^en 

•<«) kdkiig VVrfDz'lvl^iiit^<^hli549; W^tisli^lt äie^^lit uAd"L4Wd: 
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bexDg^ und Terreebnetdirj fSfarten blinde Sotdi^tti^dU sib 
in den SchlacbtdiiiSlerbeii vnd später wrad«r. aüflebeii liessea, 
ttam Besten ibres • eignen Seduis« Unter Ludwig XUL i waM 
zuerst eioe': Ajmca^- Intendantur errichtet, welchfjriliouvois 
Valef4i;8ei >veiütftndige Le .TsUetier vor&tandi \ Er realisirte 
das PixlUteiiC,^ulit; wenig GeU'viel Trappen su erhalten^ lanf 
4aaNBast«, andem i^r}<anfbiKu»0:Besahi^g des «Nötbigen wad 
Abs€bikf'ung>mba. Ueberflössigen luUi.. Die^ iglmcbfömn^ 
Bäkl^dnng^. i&57nbiet;den Engländern in derrScMaeUt vmt 
^ QilenftQraa^eiis^ betnerkl^ 163t<'9Eiientti'ihnt»dkini gvössen 
dhiOi^Bsmiiftipf'.deBi /Centinent nadigei^fciti^ * j^rhttrte : nig e t 
imeiil das Ehi^efiUil wie die Zuditiibr ^Scdllateh; ' Ja mehl* 
iü der Eelge.das^ iCeqniellicinssjwtc^ denil die» baaren:tEin^ 
Jtanfesy das äjrst^ni.der Ucfferung: dens<dei^ fireien' Gentcafai* 
lang iidt grossen iKanAejaiea; und; Unlt^nlehitimrn wich^.de8Ü^ 
leiebter. i#ematbfen> die Spuren: dJBS Krieges» Veai'Areissig*- 
jäbcigen Jiiieg. beute D^utsobland aacbbondertrJabi^nincicfa 
aiehfc; /wer findet nochitte^uren der Kriege von 17924— IftMif 

Oiä? Kkvebenist: der Mit«iel|intikt>and hHeerdüder. aaiora« 
Uscbea Kultor^ Toh wo'^ausvsie in vKiiast bnd Wissensdiaft, 
in Lebm wmI Giea^sobaft nbel*gdbtw< t *> .: . ' 

: Zalett^s sebrieb am Eingang^ sisBaeRCfesetaezvMeftacbeii^ 
di^^^einem Staata beben« wollen, nifisseni.T4>r Allem glaiiben| 
d*6B es^c&nnb Gott. gebe< . Unji erst «Bayleaerhfab iicb 'gegb^ 
diesen •Ansspnifch,- ^eiL/AtfaeistiBn 'das Gesetz der^'.Gere^ 
t;gkeit*^i^Miiifcig..bdfol^en, und religiöse GemöiUer ibeilli 
in^^oUtiscbe^f tbeils; in'nrnaliaebe'Täcirruii^en ge^en.'siaid« 
Abes darin jlidgtuni^t das.-gdase Gewitihtder :8iBligioni|' .dasa 
sie^ rdas iZusaBMibenleben* de^ Ehuceloent slcbbit^ sondern ^dspraüff 
mbt'ies^ ''4dsSi;oJine die>*Ricbtai^«ktt iGotti'diieiMensdieMrdt 
nii^S^iau deM^ fa^betel SlaiidpiMibte^/deniaiB ieiiUehitibii 80% 
sich erheben könnte. Wie die Blume sich über das gemeine 
Kraut erhebet, indem sie sich aar Sonne wendet, so schwinget 
si^h der M^nsc^ über djie Tiiieret, i^d^^.er^ ^t .bej^enat 
und verehrt; denn k^in Wesen alusser • dem Menscbta ist 
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fiieiii mif lEMkn (JealiBhurt fioliv'iioiiiinibf<hiti)3S 'i)er*61älib9iof 
diiS'^hifcHste «UVioBM 4lt AeiUn^U^ ««ikies ttcbteo' Staatebiirv 
gefs «fini )M«A haim Akitte tBelig[oh> dle^ilu8»«p}iefceti Pfliob^ 
teki>»eiallN't«ittti<(bia 'GeflcAlrfthafc effdUenitabep^^rgej wenn iU« 
Suiiitüti . in-^ irg«iid einctai^ r Zeiträume i« • Uossfen Asseeaniiiv- 
Coifapagfnief herabgesahben' siiid^'tkami ^ilalii gich^ i^inen^ Stadt 
vfUn ßmteMugnBtw r^rstßlhii • SöU jadbcb Religion im Volke 
lebendig «bletfabsiui so ' • mmad s^e * 3n ^ dem ' Leibe • ieüire^'. Kireiib 
konkret wMeo.'ifkeri WalitiiiihBP des' vorigen itlabVbaddeiti^ 
UfMto^infrlir idens fiMt^sdienstikdaioranen VertimilMiiiBnirt ^p* 
heben'^* unds-aUBiUiDfl jede i|>osilive «Religioil'^t'iaHeiJ'ICiffcbiBM- 
tfaMi^ialmfietihw^beiJsItoUigeiJ^idrackendfti!, leln^ aaeb 
and aiteo^ al^esobdfft: wiaeent, '«ben di^ Zidk^^hoff i'tibkv''(li«ii 
yerfoIgangiiikefif{rirebeJitbni8ohAbden.t tfitr Idsstnaiob darauf 
qijf^^^3^sere^.^lwoi;^^ ,^l8 WBß der ^ch^e^ deif^cbeMann, 

ijq Sayjpjyf V mit e^ii{ n^ vi^leui, fSieist 8^ yj(\t^imn* 
eip^Mer, setztf^,,,} ^^>, mftnj.^ji^qj^ }yp|i deij gpgwf anjit^i^ a^^ 
tjir^fjUep %ligiQpsl>,figr/|^n^ ^ iafl^Si;?iiw,j^Qcl». ;^^^bep, 

dass. ja\?)^t; all(^ ;\fenscben gicb.^^fu^tihp^n erj^ebfn,, iJ^ifl^H d^ff 
Viele rftfi ^fpep^^^^ie j}^ iWi|j^rh,?it W fa^Äft ;V<5^f)ici(5t,^<5ij, 
Tor deii, ^pptr,e]i|on^(^n; d^r 4^8se|^|i(Fe^l^ au d^r nf^il^^eii 

S,^|ii^Ui}g de^ .^eis^s kq^nii^llv S,o|lj ^Q d9&ii^|f;h, ;<|^ 
^afirliQ/t \\i^d, jTu^nA j?», ^choojMJe de^^selUcbpft^li^^c^f n^ 
e^ i^t ,9f9 g,eff^ss^^ r^jiigipsfir ,UA^^rjr)!ßbt, i^ne gpw^sp^G^ 
raeinscb9ftl,ichkeit ip dei^ g(i^tMcb(^p D.i^giMi s^pjDftit ^I^jn^e/o^- 
thame erforderlicbJ Die Kircbe ist aber etwas jGres>el^ic)bi^j 
liebes und muss es bleiben. Soll 'die öftentljcbe Gewalt 
PtotiticMdn >a6heti, üiiV dW Vdlk k f^ftWiir b^^^ 
bcUei'^^ dki^ deren im Volke '^tebient* t^irkt' nictit so der 
GHanbe mebr wie aufrede äiiiire W^isIbI' Un^'lcaÄn tiefre 
Forschung die jidgitlVefi ReltgloheW eitle Mensc^enworte 
sd^tfeestfi-^iiilker eaiischiadenste Ffiägeis(''miiB»'üte>-Weiiig- 
ittens far: MiiMbiMrienifaalJtehs wieldiie>derrg5t|Hiob^4Irzie- 
btmg^^dea Menlielt^ngascyeebür dienen;^ *^G^bige>il'än'ii^*sagen 

.>)i»remett;.*trt. s: ■ " ..-^i -'i -'^i: .' » »•' i* ''•'"• "••^» 
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yedes' faMetdaa fieharte int aiutte WoribeJ. 4>arM»Uaa8l sieh 
niöbts^^^in^lW als «uie filoiöhbäit 4^ iW«rffiea laHer Rdi- 
gioiii^ :Mg^ar»^ iYiellnebr xeigt >aUh .eiaä Slifenfolge ^4ef^ 
selben'^ je/ aaohdem t «i^ die götllitibe < Wirii^hähT inehr j od«r 
«aaigec rf in. b«waliittan und . d^i^teUten. Nwr tst .natididb; 
daast: fdae; jede AeligMiii:die^ höcbatflr€faitii^! Rhspficlili rdena 
mto köflUte ^e bieatebn , wld^'wirk«!! )> ^«nn* sia ;swh >tiif bt .lür 
diei;Wafaimt «««gebend sutitet kamarfaia mögSa der Qriffel 
ider daanhiciite TOn/blal^eft.Clf&teTii bei^ibbten y .diiB aos'die^ 
ser Stdifcuig.def positiran.ildigiOfliali^iirigl)bn9»der'€Udsl»fihU 
mdi erhobeii ui^d gelrSiitet -dnr«^ 4te Benieffhai%.^:f daaai^iii 
dam) StiYita^erBcJigioiieti'iiiM Jäiobeii daa'Kmbtder 
liaiti.sißh'iBriiraifertc^ di^ ¥ei«oi|ft «ia« früher oiageahite Exh 
kanatniia erwarb, uiiid ekra.WehvdigiöDidiiittatarteu-r. '.^ > w 

' Stääir ünÄ Ktrche ' i^tnd bistoriscbe* ß^^iSe , " eAlnstätiitüH 
dnreb 'diif 'Ünt^cKeidan^ der iiiengchticben Ähgelegeaheften 
iii*ird«6l(4 und äbe^tdJscfte."(rgL SvSif.j foöch FSs^sicli 
folgend Jsi^ äR^iAeln^es f*äi-b&ll^fss'iBWIs6beii beiden aufstelfed'^ 
SM bstberi ef ne Gruft'Äage,'' aber VeilsrehiederiW'Richtfn^^ 
Die^iV6be'st]^ebt in'di^ H'öhe^ dei^;läla^^^ in dlcf BMley^k 
weihet die PÜicbt, er ^anctionlrt dlaä Reqbt; '^i^ bjfde^ db& 
Gemfith, er die Iktelli;genä:; sie liikhhei' iür.T^ *'^r 

glcibt di^ SpbSre zn ihrer Aüäübang; sie' Erziehet deniMelri- 
s'ebenisüinllntinielsbfirger, 'er spornt Ihn, das Himnieii-elcb änf 
Ei^cieh zu verdienend Wdh^ 'nmi dieses das aU^meine Vek^- 
bältnis^ zwischen 'Sitaai* lind Kirche ist, so '^rgtebt ' sith 

vbii *eibät^ '' ■'* ' '■' '; "^' ' • ' •"■ •;' ;.' 'v' ■ '''"'■ 

l)|dass die^ts\8^fj?e!ji^U dif Kifche nich^ |l^i^S€^|ti^i^^||^fl^ 
ohqe den J^^n« der Humanität deiu^.Volij^ zu^.efll-; 
, j^issenr. Sie mus^^ e§ iet Kir^b^ ijib^f^fj^f|,^,,d<jj^,.^l^ 
" nern Menschen di^rch di^ Bel]|;|Q|^ f^^zubi|de^^,,,;.^^^ 

2) die Kieeh« kann .aber aufi ihiiii>4lin> sittliche Ebtebvd^ 

' jvoUbrAageiSf t^eim iUire Freilwit.antethiafML M), und 

di0 ftuas^e Gc!se(;i^;eb«lig . iMU > jhk < Wideid^aobe ^miti 

ihren sittlichen Anordnungen stehet^ Die Staatsgawdii 

darf sieh daber keine Kircbengewall bejlegan^ fliiein 



. des vSlnaiM* jwtteemltcl>liii»delrt; ; >.i ; i «t . uvymu'^^i'l-H 




neQ \veitliclien Zwang zu dem Unerzwingparen sich 



ariiipasse. 



:I »' 



'£ti b^*isiQb):4«r ilii&mrtig^: der tlaadi6lu»fi OUfegedliebbiit 
Vi fitimg^iauf. die^Ktsdi» >«in 4hr6iAiclieA Sgrsteiiii, j^esdUchb^ 
lidb .4iervQig»l»iMet,'!Jcr.sAdi ikhr /faiatoristabdii SteUüilg? , von 

Sysliam <Epucoprii^site«)MWJ^ di# Kirdiedb difiitTiftgeim 
dt« Sitaai*e 'hetrudhit«!^ ittid «dte weMaoke ,Gifnrti43 sfirjD»^ 
«erin . 4uh fgeiädidii^n xharAg^mHmt. mtitseitw D^s* andreoCCi^ 
lcfiahqrB<ilai>/Milifidfelt] 4ici 'iürriie mid dtniStaBfrlal» Izwsi 
adbstaliüidige JZ^nfiUpttgsWitlml einest ued; ) deiiKEitb§tt Stoinmes^ 
Es.^seJIeitf dfMi ;em /Folge die.' Staatagestoe« flnbh'HttaftJtföiMr 
Weise Ja > ifes .KtijxhtiilUiiin wiigeli.^^>.die j^iilibetigesßtiertiir*^ 
gmui f6 des Oeb^tlte'^iAvkUcbeeciAngflbgeilleiteh. skU^^Ter^ 
irien. • JMh ;driliet<T«h»tooak)rsteBi>-'effktaitt.'die Kircbe jfw 
eme Alttdd^^4)e^)der •8taiitsge%velk>gaBk Und >ger unieriworfait 
seili mliMv, imB tHe«i-4ll^i*>b«r^^Mg^ 'i*^$^i>i(i^fS«>>>*iBda«i 
Güllige für > 4k .<jesellaefaafiti:lfe$Mittcttiei|. lesoferi») !diiBB|r 
dM %itemeiiiir jbiaiitinttile:6eeialtäntdiesär4>dehr jMißr KihdM^ 
für beetimnite -Perioden - de». j£brebIiobfeir.LebdBd .geltend ge^ 
nUM^bt 'Wierdep^ Iftsjst »skibji lej^: ermilÜeiA, iwelcfces Sintern 
den Vorseg' verdienet ' f^Wctm eifoe >beetinilnl)e> < RaligiM -vdh 
gdmeiMn Glabbemfindel, liäid äbeadifiSidie getonMiif^niliieQadK 
licheo Angelegenbeifeeo re^fi|j*ret^ 'väe köalQte da eia aridrM 
ak^ das Episcopalsy illeMi. • skh deiiki^ ' iedsen l . . Die «Kirefafe 
wifewdas'gan^e Genieimvf«4m, der i8liiat>|iav,eine «Seile 'derv 
selben* ^ Das wa(r In Iiidiei*^i in Mefoeiy/ in: ;Iarad der FdlL 
Wenn jedoch idi^ Beligip». hiei»t melir in^ allen Tbeilen* den: 
BekenJIeffn Mi^taii||et>y o^ wemi idie RfligipB ekieii>g[nMned 
TbeU der ineiischlicben Aagekgeiibeiten nnbestiiiiint.iäiseiy 
k9 wird dne ;Collegialaystemi»aki «dae natürliobsle ^aieli. darU 



sIelllNi«. ' > Avfi dmeiit Giandb lierfMhtit^iinMidtoM-AinterRsia- 
ikiclMlk mmi in 4efti.mmskBti obrisÜiidi8^.Llliid6nij''wWirA die 
neligion vom Herrecher 4irib8ii4l$- «ine^^kiatmiMitkutioli ein- 
ffef$hrt|, oder wird sie, des Glaubens, der, Gebildeten ver- 
Instiir, von , dem Herrscher aus ratioAalistiscbem Gesicnts- 
punkte in ein irdisches Erziehunirsinittel verwi^deft, so lässt 
Sich nur das rerntonalsystem denken. Uesswegen können 
in einem Staate mehrere Kircben bestehen, und einige nach 
diesem, andre nach jenem Systeme behandelt werden. So- 
biiid^abeK'>iieib^ *d«U 3Sj«tiroe^ ni|Bb^Afiar 4ntihiate^ sondern 
für^ «Re-iEälle» E|^ Anwehdihg. liomiienr^ sollen V - uiMrii^eii 
sie/gleiobeiii^edeiibtntand iWtest^UiHigfn, t«4*-iij^fat/iiidn 4io^ 
äfhte^VhiBokralio d» dasi^Edde derfiybiiliBckteiiBntwieklmig 
■nv ^TioTmüfas inanv.eiiurf dais Elj»mcopalqr8tte4c>siii^ libsidutm^ 
Gellling' gifan^n ^iasMn// Derl^tSeitjMktf^vwb /dieses^ ge«- 
sM'dben 'kamn i^- i bricht < aber t ^ach. > UresAr ' Aiistbkt > jinn^ir • «mt 
•vst^bei d^m Eintritt ider v41sitindi^en! Weldeoiwkklunn mau 
Vort diesem: Zeitplinki kann dasnEpisoo^klsystem: marf'eino 
▼ovöUergebeiido Ersdmimng seM, luid 'wicd mai Reolt^um-^ 
gestüfst',' aobaldi ds einnial * angefochten ^wird. tW<dlte mata 
dassetoeV als» e&v ';9llg)inrfeinfes' ireirtiieid%ei>^?a^ "würde hmifi 
sieh ^ ib > die > lädierlichsten uail grässltdisteai iWidMispruobcL 
mrwidieln;: :Weil jede' Beligion^ die lirahipe >Offi/dbanibg' an 
eathaltt») i^rblären '«lulUi y ^ eiböbe^ jede Itirdit ' gleiche An* 
spfüohef, und es gwsohähej dasa^ bn leinehi Orte^ etwJM^ioi^ 
göitliches'Bfobc gelten ''iMösbte^-Waai«» deiil aildttffn>tOr(e tall» 
ein verdammlieherx Irrtbüni erkannt wärde/^ Noobron^Juv wk» 
kl iNitf^m Sibaie mehhera RfKgioneat^eiriBtlreDi^ «tnrasstei 4io 
eine 'KimbeUuit 'Statttskirche erito/Wen,< undi mit;iFeiier luA 
SdbwerdtM-über die; #brigeni »^eskiettt .werden« 'Dir wdiliohe 
Maöbt mfisste sieb« in Bekebmngskriege'* einlassen, j die 'nar 
äiren/iUnt^gatig beirbeifiibpin ^könnte«, de^n^noch ^iner 
wnid 'Siej^er^ deriKugebi >uiiid BajonnettO' |;egen Meinungen 
richtete/* Endlich ^ wövde 'dio reügiösb «Kukur, .Woran ' der. 
Staat« c)ln'ioi)grosses Intereds^i hatyi/vM den (Lauaten*. find 
V«i)unbeiteii «desjenigen aUiangen, d^r die >kiiicUiche>fieWtalt 
beskkt. Es mfisste der) Staalsgewtsgebei^iiGeboteaitfstAUiM; 
diei' seiner Veraonft,* seUiem^ Gawis^eb owidenlprodfaen^ -und 



Qfundenf gtfentdrtf hftlite^i j^Eknsi ' CMle^alil^steiii MWüinteHbii 
äner aIl^^einfinuAiiW»adbidg^KeiBii'«ol«phaudeßhaA^Bi^ 
RMtf «kfat «feticin. iW4riI< di6.^Kircti»>ilich() ^iiii doiiSUBt 014^^ 
zi%mfenilv«rlaB9f^ kaati 4M' wtoldiehe^^Qciwtigtfbuiig dal: 
stmige ftecht «ngehomifatiivferirirklidiMiSy? fUMfi weih der/Staat^ 
kl«»«!!» tföiFote «iek !iiuibtiNBniIli«ä;^' ) «rfteul i aick jede; Baligioif 
gUicbeii iSihaiäBs ,. g^t^Ubr^ Firaih«te ' Diä Stäatöbärg^! kinF* 
Ben gäHÜtfiift giar ihrenlnidhABueHett Udbefznl^ngea^aadk: 
käii^fcin,i'Hqd%aben weder 9V4>n S«len dds Staate») nech^vxm 
SeileUiUer fiirehe. irgiB^d cänen^iZwaBg eu befurdrteii* . Wev 
ntwAAeiiknwmf^ j .ihtsnk efti «oldi^ Zustaiirf) ivieiüm dSe^ 
veini>iwyUn Staaten Jdnmis des 'MeercHB ^darbieten i^^t/elwasf 
BaikdQdesHbMe^för .AU^^^^dte uirt^sd^m: '^iecepal'^^ioder 
Tenrilor^Uystemi^ jje gescAmliobtetll Allein er 'Wärd^'i^coU 
baiiitt' spcdiibcii :¥olkeim .Uä1lsain> sfbi, die n^di ril» Civiti-^ 
sttCiiiii'iennaMi^Iav^ oiad ^ea-cleMbt keinen >{&meifeh;'')itttk die« 
p^igiäide Knlt^r 1 mkt |dden: F^ttf tdäbel ; leidet« W&in iigeml 
etlM'^Kirebi dikvifiajni der Vemhoft "vekläaslt, so fehlest i^'^Ji») 
einiBni iWtchtdii und Warner^« der m9;m dem' rechten Weg^* 
»kriiekM«ii»eti^\;Weikn.:di^ Binrger «i|<^'^deniv jgemeinsdliail^! 
Hdiew Cli4tesdietosto . entziehen w»i> > das/, ^igiöie fileiMnl;- 
ibre# BUd«ligf:dbfgebefi, so- gidkt -et 'käekienMAkmj der diA^ 
kircbliebe Gemeinscbaft gegen iibeiinitithige:>Wittbi]br/oder' 
Ctteftübgoltigkeir 'beschützet und aufrecht . eihlOt. > Und ^enn 
endlich.*:die»lSl2iatsgewalt von der Beligion sich vöUig loa^^ 
trenbty QJid ihre-^fesetze ohne 'JJUidüiiQbt.'auf deniGlaubeöl 
der älatehiirgc^ abfasset^ salist Niemand Ay der. den Eki^' 
ktengddr welcliohen • und geistltohen 'Geiietzgebuhg berstellett- 
Es scbnväeht . dite Religibn 4le Wirkniig ides' Staati^egetzesi, 
und.daatliveltlicbe' G^elos jaindcrt d^n: Einfloss der Religidn, 
Desswege» wior R^ou^srse'ati: etnisö: entsjohi^dner. Gegner di»*^ 
sw^Sjfstems, «buss jbt sogar ^das CbristenthsiBi, iwelebes dea:. 
Uttfeerscbied zviiseUen SiaatI und Klirebe hegrändete^ fiir'eio/ 
polkisdiee Odbnl. erklärte! "t) Dm Te^ritoriakystdtt gewann 
ttbetall > die wänhslen Veftbeidigeri; wo ein«r drückoidefi 



M> t)u cetitrat sodal Uvr. IV. €h VU1> 



JüfitouOTy^iieiiddr^hiniv Vtaä^ eimMder-rntth imttoHlwidc» V^ümM 
hoii^n Jdafii> fast tBu> gloichtt.^Z^ttiilHre f£ktmiirav'*II#WKea land^ 
SpinoMi.;>^Iii8lvi08heri» bescbriiikefi 8loh//der.(.blbibenU8:' Vm*- 
dml d»8M.6gwteili8odiutBtif<y dais JU^-tSt^ateg^walt eiMäeb« 

Wan niari facinif: alsngftiuEeQdA'ilfdnnigeiiilUse« fiJratoaispJberfr» 
¥«rbfebtv Mflhäk eher! bedeüiMidetMjiii^I., Die. fitnbeiiifac 
Giiwilt *ia|T i|Uerding8leiii^i'WinM^heiisWer^^ aUata. nun 
danif, weqB' sieüiehl) HiiSBtfiaiicht liiipd« .OieiPßpate'fbabeal 
aas/ Eigfifmite ^e ( ; Kiroh«r Xbeeinträbfadget in . \ vpa^ wiltliefaeir 
Häupi^n lurt eii.nöoh dH^r'-w .fiirciiMi. . WeiMi/«iiiBr;gfeiat^ 
lioba inn^.iVMeltiicbe ^firewMt irii eiMr. I^and^'abk ffimiaign»/ 
wato^mdg .i» 4^ni^ DnivkeawidbrsteUi , itebaUrleia tiokhak» 
aUigfü^itwivtrd^ Dte'Bngl&tider <bdlr»il«p stvbfirom Pq»8tihan4 
uBid lutasstte Mk.wk (l8nirithV|H.:ei»ici}ri8didfata^ Sultan 
nai gefiJM lamto ;t dai< mmi »lin «der Thai ^ aohlackftaiF 
TmMi* Muh rüblnl die EinMit'dee:'€)i|atekeD8^ii(dt^ dadhvMi 
eAtsteheti^ 4as8 da« i Stantsobcriiliupi: snigliieh' * der i obefiste- 
BiecVöfitiei^^^ ^Uetil entweder' prorittnirlr den' HerratMrtteiBe 
RdigicHi Bov ' iStaatlireiigk>n , . üd dalin . keinnen : iille>.Uebel^ 
8täMfe;iie8 EpiseopakjrstchMi, »odiup .er^ geetattcit^ vellkomwiBer 
Rcftigionsfeeilfei^ «ididaQnkoiainen jrile'Nacktheife d^ Goli- 
tegialsysteiM ^nv ..Vdrsoheiii« ^ < '* .. ..> .;, . ^^ 

Näofa:der>Nit«r'deriSache.!mu8B die^Kitehe iw geittigea 
Wesea.^om Staate • QnaMiän^g, im äoseei« dbhfto^lg. «ein*. 
HierMfahiii daf aus ' gefolgert werden^ daae iBr Sta^ and 
Kirche^ in 4er lieMgen€iestah< derselben y bei» andres Sy<^ 
steni sich eignet, als 'das/ der Wediselwirfciiig^; Beide In«* 
stitate^v in welchen «Be.inrenschheitliche.fBiUking vQr sieb 
gslit^ mtlsaeii im Sinklaage • sieben, wenn) sie eiilaiider nieht 
b^ndetQ sollen^ Diese Harmonie, karnii jädoeb/betoder eirf-^ 
getreineti i UffiterscbeidoBg < dersdben nur dann ^verwiridiöbi 
wierden, ;iv»mi!der Staat adfldte Kirefae^^die Kirche :kiif<deb 
StAai* Biieksicbt nimmt, ; wenia Jenerty d^riii«wrfiafte< Bruder^ 
dielBsri^ det> bimniiisobge^tiHimiHi'tSchwesier^'nater« die: Anne 
greift, so oft sie Irrlichter vom Pfade der Vernunft und Of^ 
fenbarung ableiten, wenn ebenso diese ^ sobald jeaectFehl- 



setalielie Opf^bsilioni li^</als*|ie BiBairdeimidte<ReelH« 
Hüll (iMKhWährült j&beiiiU*.Kervok'y(^sollt&i ri^ tBiehl ili# g^ 

miwtthneiijüfaihte eracisirinbh^ 1assitnlnl>amte ^liäts ^WieltlMh» 
eine/ /LkboflvSndtiminiing ^ • tnift^ 4«ln - Oei«liiebflNi '• Indbe^: i«t' *erv 
fiofmkilioiiv «iMik.'4ie Kitchen: lihte^Priytttgüten baben^ndms^ 
Uipe»Oitn^ iliidtii iftiriem SoLde^dkuk^Steiaito] st^hen^ndäsat^dMf 
See^s^i^efft d^irtH^.fru^blfiy i(r»klithi6 Polisei; ik^iMt «iei^iriffohi^' 
li«beii'(GaddiaAinittet ilMtr4ris tternhigungsiniUelt fHi« »l&änker 
bebamMl). ^ iihirfe üifi(4ipUna^g^w«lti> nidit .verlietoi,,' ländli^hi 
daflslisiie^fldlieraeitt ;to iditnnallgäm^Hiefi ßobiilAn^ «ndrefseils 
aft« dot NA^iOMtY^ffliyrfNng'iAiB tWil )ftafaeik>i tNafc. wd> diiis# 
W«to«'* lfirfr^il«r) sieh^ die^aKisolie.«ii|erig«faQr%«n (CSEuraittk» 
ilirtr Be^^: midf ilirfis iiodwendtg^ni £infli^es. > Siepmi. autJht 
did. KiffoharihnMibeite'/inifeudemt.WftMkbeniiifl JSUÜung Jisi^ 
li;;Oinliieo..tra«bte, 'mussjdeii'&liiat Kunst lund Wianmehafty 
dia;>bei4kii. beweisenden !Principieli! aUer Kiiltiic; firfei nlürketl 
le«lm»4{'« Dtese^ iV^cden tder Kire)w*.lBelnei SiiUbtand^ keine' 
Ver^eineliettng > gestaAtett^/ . sondern «ie , ' mit d(Br . Zett fbrf2u4 
schmienvinötfaigeri* JPemte. irtAsa dec. Staal den (jAl^iictkt 
den . €iei^k^b)3n^; nu {>eibem vöftetatUehcn^ ^erheben , « daiuii» dei^ 
Priesterstand keine VorurAil»te, . l^eittcik' Abeiglanbeii.ieitH 
saugen und verpflanzen könne. 

Glücklich wird dei* . Staat , geme/ien y in . welchem nur 
eine einzige Kirche besteht, Ötfenbar bekommt ein solcher 
StfHUh eiliej;geiid$^e.;reUgiäse . W^ihe^, . welche ihn* vor den 
QefiA#eii< . der Uflbeetandigkeksb«iWat|fietk B^ r ke f> >rfilirtit» 
vo»' dec ei»gU«ehen! Sl;aatiireltgioo// 4aai. s|e 'feinei Abäcbeu^ 
dl» . ßfittenv eiqfiö^de lOiTi Jenen iUiinaHirlilJhen Kittdeim^l ded 
Vatetladdeft I /.dl^: iiit jrasnher^JIand ihrcjnt.allieti Viiiel- iii 
Städten isleijiackenuodu ihn !4ii de» ZäubeckesseL tervitchtei; 
SchK^anikaoiitler werfei^^in» dann dui^ch giftige Kräuter' und 
wilde iZ^berfohueln^i das väterlichel Leben verjüngt w4ed^if 
heniastdlen* ..AUeia^ben-tdcT» Umstand,, dass die enüirtele 
eng^sobe Kimbe sdlc)tön> LHanat Jefetete, beweiset« am- beste») ^ 

>i..llii.iri // ■ i i. MI j '-.i-ti! ;•'" • '•• ■/ '' •' !r.i;/,-. ; 

(i^j)l>Bbil'adituiigiöB)td^r'llie'fliaiift,'tt6fi[)luti#u^ h^tSl. '^ m:^. 



4nnB jiMle Re%im, \.jeflb iKWoht <iMiii ^Beüibendm^^ßMe ho^ 
k^e Sari^iM^^itliieill Vie^MAxheitiief K|i|;ten iM >ib po^ 
Ikifcfalir Hmicht- kdb solcher dfaebtbri^ dailiibWi^dinrdi jgB^ 
wMt^Ain» llhtivdrüdrong^ lifMMeit^'^n^ Sa^lämsb 

sUh'vWtKeidi^en^ Mffhnik titie>.!ßUihuig( ncuervlüuicheiiitiiMlMM' 
sondre' dordh Heumniitig^ il^i;S^arstisi|iiM uadiides 'Gonven- 
Iibc9nw€8diisl er«obvreit ist, ^aber iiive dksolnte Hindbnmg 
Icimn keintiflllgenienei^ 'Gbwdiatv'' wenrieo« ><8i»ba}d nitihrev^ 
Kirob^n &i .^fkienl Staate sieb 'ftstgeiOellt ftaiien^' Ist es-j^* 
die Gl^chheit ihr#r Recblii ' m Tbrkindigea;' Nibbts ^ isr>^l 
ftbrlicher^ alsiÜneiaem Sttiatr, dev utebfOi^ SiffighoHii^^wiii^' 
fasset, eiM bemefaefide Kirebe' su> bbnstkulfem'' I^* öffeni^ 
Hebe Gewalt 'tritt biekei ausü^eiu elj|n^BtfaiiiiAidieti Kteis«- 
und st»i^ in 4en Kampfplatz ^f Vheologie^ Ueberall dfebeä 
ibr Misagiiffe. l>ie aittückgesetit^ti KinsUi^) iiftbMb «jl^Mfr^ 
Hdien 4SiWI; die yorgözagene fauit voii> dem'£influsse der 
Sttmtggaiif^ ^'Kann j^ ma- Aebnilebes ' aus ^ lAshi ^GpiftidiMlst^ 
der Gteicbstelktn^' 'der Kircheo erfUlgeti?- Es' Terstebtt^isieh- 
. TOii sfelbi(ty tdhtss Aa8ftahiiie»{2iiIäBe^[ >*idiKl,'/ wean - einxelaet 
RttligionsarHkel Gefabr drobeii« Nur iMlssen ; selbst diese' 
A^snafamen «nf sewretobendea - Gnindeii berubeQV'^<ic^^^*V^ 
messen j^n,.ond niebl^ über den Ziwedc'binaii8geiiielAw"'*iSon8i> 
erbittern' sie nnd^nülaeli gar , nichts^ *•< .7 . i ,ua<-\ ^\^ -. •*! 



Das F in an a^ lÄ^ eii'if a^ 



-ufü 



Staatrs^wirt bsrcb af t (Finanz) i^t die Tbätigtolt^ dyr<4«' 
welobe'sieh tiie R%iei«ng: rhriäosser^(^te»ri5gbn) »ibnrAfiltel/ 
erwirb!^* EH^ Regtermig' ^Mrtbscbäftet ik Cdrietifteßz mik denv 
Völbey'da abec. «He (Nation das prinieipak^ ist^ so ntiräs«aiv^ 
die Regibrmgswirtibsdiafii sieb ^ auf die VoHoswirfbscbfifft ali^ 
auCibre Gmadlage^stuiztiiw ülIe^Firtivnsmaa^sregeki messen: 
ito (getroffen worden, 'dass iS«e'>soMviBl^Wte/m5^Keb im ¥Aw^ 
klang« mit ;der Nationalökonomie 'Stt^beri* • Kein- Fiaanz^ew 
setS'darf die Nationaldkofloniie wesentKcb 4itiren,.al8o> keines 
entweder die Prioduktion- behimen;^ 1 odei^>Uie G&terrertbeübiig 
bedroben, oder der National verzebrung eine üble Wendung 
geben* Die Regierung wüvde r > die . Produktion ^ gefilbrdeQ, 



weilii^tiiKr.. d^9 .^amiDveiniftlfen ailgirtifea '»WoRtei > Sie Mb» 
siok^ 'riurehk^s 'linr iifti das^rbine ßmkortiiiieffi bultetii' iffieH 
Capital sei ihr heilig^. <iv%im> sie 'niciitd«m'Ki)abeil>-g}6ieh«ii 
will, der die Bienen tödtet, um ihren Honig zn saugen, statt 
dass er; sie in d^n . Bienenstock sainmeln.^fipste. Die Re- 
gierang würde die Giitervertheilung bindern, wenn sie den 
verKehi'^'sch'niäteit^, Mondj/ole und PHyilegien' einfdhrte. 
S\4 ivürde' die'^Cdnsuni^tion HalcfhtheiH^ inaetten, wenn sie diW 
^ uhfruebtVare'V^r^ehrtittg ddridb' k^ beforderte, 

um mehr !Zoll und Ameise zu haben« Dagegen i^t es nicht 
walir, dW 'die Fijnahz^8etiii^ 'die VolkswirthschaFt' positiv 
befordi§rn göHen. 'Allerdfngi^' steigt mit deni Natiöhalreich- 
tb'ahne itie Staatsiiiacbt,' allein ' es ist geßihritch den' Natibiial- 
Refchtbuiii durbh peiütri^dn Einfluss zÜ steigern. Üle Staats« 
^ihWcHaft hüte sich ntir zif liliidem, so wIm sie a^ii'lnM- 

•rifehm^rdfet;. '•-• -■ •-'^■'■v^. ■' ■ ^*'-'^\ --' i'"^";-* 

I>an(it^ abW di^ 'Regierbkij^ Ihre WinlidcbäW i^^^ 
d^ Völker lätöf^W gegeüfibersetze,' möW dife^Äc^iieiiiÄ^^ 
sibh gisw5Knen, ihr^ Ausgaben auf das Mabss' dbr Eibkiltifter 
zü beschrghken , welches die Volks wirthsidhaft 'kulkssft. ' Die 
Alisi<iht der Pi'actikerV däfts der R^gieruiigsb^därf aHeirid^s 
Maass; iit Kihkünfte zu bestimmen habe, kann nur tu. Aus^-' 
schr^iti^iRgeii fubtto." Cm aber'die Aüsg*d(>e]i in diesen' Schrati- 

' kW iti erhajK^b,' giebt es kein' b^ser^d JÜittel als die PübHci- 
tki'd^Bädg'ets; d^ren Nutzein Neck er 1T$9 zuerst ek^Srtet^e^^ 
I^nlÄl bewirket ^e , dass 'unigerechte Aiüsgäb^h fast umiit^g* 
lifeh Werden. Würde CVohiwell jähWich 60,000 Pfd. för ^eih;e 
ä|iione, und 679^000 '^fdMkk Gada^eh seinen Criatut'eA g^^^ 
zahlt haben, t^ertn der Etdt veröffentlicht WofiÜE^ ' Wäret 
Weit^ir kläi^t die Put>iici^ die Rb^ei^dng slih ' beiit^n äber 
dife' Miääverhfiltiiiälsö' der ')einzelhfen Äusgabert' a'uf, deiiü es' 
ktmn nicht fehlen j dafik all^ Theiie des ; Budget]» aäs d^^ 
Lieben heraus 'bfesprddlW'wei'den. 'Enfdlich kann nur^ftüf 
diese Wei^e dne absolute 'Regieruirg ihre Sjp^fs^blk'iiit'ii^d 
Redlichkeit in die Harzen der Uriitl^i^ehanen verzef^h'Men; 0^^ 
Mt e6 den' Regierüngeh gegangen tite^ deni" gerechte ^ Aifii» 

. tides, den ein Bürger verdammte, weil er ihn nicht kannte 
und nur loben hörte; warum iSirfieuiDtt^ lue. auch ihire Wirth- 



nr hm tt äH da« Licht sit stehen?^ Qie Roiaerv sagl Heg^MriacIrf > 
folgerte»: vbitt Stnal» keim fiiidgel^ aker ilie .il.llJlm.>!WiMleii 
ao^wfhiisbdkonaiiiistib: wie/. die Neuem« - } *. 



, i)ie Einkünfte^ können.. auf aus^eferdenttliche Weis^XdMrcl) 
Glücksfälle^ Erbschaften u. s, w,) ^rlan^ werd^n^ pder^auf or- 
dentliclie Weise^ pinx die leta((ei|^f| ^ist die wjrtbsich»ftUcbe. Me- 
thode. Schoi; der grosse und spajrsap.e Fri^rich'II.^mpfhte die 
Bemerkung» dass aus Kfiegen niqht^ herau€(kq;iiin^ und Sub- 
sidiengeider sind laicht mehr in. der Mede.^,. Die p^onpini- 
si^hen Mittel dfjr. Regierung iivei;d^ entweder yjin der. Re- 
gieruug seU>st erworben in Grundstücken ^ Cepitalien,,.;H.^, 
del und Gewerbe, oder >v^rden von den Biirgc^rn |n..^c^if|^ 
aufgebracht« Nur in der Kindheit der Indusf^i^f^'kaiiB ^^ie 
Regierung sich ihre ^mmilichen Mliitel selbejr pr^^dii^iren. 
Später stört die zu weit^ Q,egierung9pro<jluctif)n i^p .^ehr dif. 
Oekonomie der Völker^ theils .)veil sie .gewissp G^sch^^ 
den Einzelnjen yoJffenthjlU^ th^il^ :weil sie gewisfte Produkte 
zu theuer verkauft. £s w^e jedoch gefehlt, wenn ^p 
bej:i)schende Abn^gung gegen Jeden ^ige^en Erwerb d^ 
Regierungen in die Gest^f^gebung übergehea uiöcl^^e. |^f>pte^ 
Bergwerke sind ,Gu$er, deiren Bewirtbschaftuqg die Re^e^ 
Hing ohnehin be^fsichtigen injuss; es ^^ht d^her; .i^ichts 
entgQg^n, dass sie in Oomciinen verwandelt bleiben« Land« 
guter gedeihen freilich ,in den I^äiiden .der Privaten besser, 
allein dje Regierung kann ja ({ipse Güitei: gegen einen von 
Z?it zu Zeit r^gulireoden Kanon in E^bpaqhfi geben und da- 
4urch all? Ufsbiel besejitigen. , Die S^aats^ter verdienen 
selben daruiu d}e erlittae Anfeindung, ^nicht,, weil sie einee 
Theil der Einkünfte ohne alle Belästigung der Staatsbürger 
abwerfen. ,$ie stehen yorziigliph. in innigeiu Zusainifienhang 
mit den monarchischen Institutionen, und können, darum in 
wenariihischeo^^^aaten sqbweir e;*;setzc werden. , Ebenso weih 
diep/Bn Jene Gewerbe ei|ie Zeit lang vertheidi^t zu v^erdeuj 



n'^escbioKte '4er riimischen f^nanj^eii« 



iliirM GegeMtund nUshi iM ik dfoiPriviitwIiirtisdiiiAr eingreifet. 
Man :flihrt xunnr gkgen falle- Staatsbetriebe ^an, .4laM svedeh 
PMnMeaten Arbeit und Gewinn entziehen; ^huis üe dif 
Cbnaninienkeft T^rk&Men, W^ -der Staat «eHr Icostspielig pro«- 
daciret; etndfibb) dats sie liur ^i» Einkommen geben, wel^ 
.ebes'dnreli die ftefiteurung^* demjenigen, die das Gewerbe dem 
•Staate abnehmen wärden, ebenfiiUi^ entgehen möchte. Atteia 
dawider ist au bemerken^ daii^ eben ndt 'solche Gej^netämte 
fiegalisiit wc^rden sollet^ die der Privac^t^ithschaft ohne^übec»^ 
wiegetadeti^ Naohtbeil lenizogien^ weihten kftnaen, ndd «welche 
sdglekih einen Brt#ag' biiivgcM , «der > achwer zu ersetzen Isl^ 
]it Pfiitikreich wurde im Jahrb 1804 die Tatminregie'al^e^ 
•cliaft't,* dalRir die- T ab oia i fabrieation' besteuert, und '^ fleseen 
etwa 21' Millionen Franken to ^den Schatz. Im Jahr« 181^ 
warde'itos l^akeregal^ hergestellt^ und es gingen im 'Gan^ 
zen '65 Millienen ein; in ^^firtemberg ist« in neuerer Zeit 
diese Regie dnlfch eine Abgabe' auf die Braeagong snrrognk 
worden, ilnd '^ der J^iaat b^iriu je«st liül* 29,000 Gulden; 
während er seast IWfim Gnlden beaogen hat *) ^wfUilte 
iUgatien iieferb wehlmaiskWte AAigaben V die die Bfirgi^ 
gerne bekahlen, weil *'sie^ dieselben nur im CfemUse en<«^ 
riehteity und dabei ga» niebt' berechnen kIkineA,' Was ht^'^ei- 
Bezablnng'iBls i<eine Steuer enthalten 4st. Sie itfnd vorafig«" 
bch «Met absolute« Regienitigetf al^ ihrem PlafzeV weil ^^ 
saMbat ^ie At^lajgen der' A#t s«^ «irfi'sseii, dass sie wenig 
geapdrt werden« Ja: selbst in eonskitutiot>eilefr* Mohiü'ehien 
sind sie am PhMve^ wenn ^dl« Stknde daii RechV der Stener'- 
verweigemng in zu aabgedehnlelii Sirine besitzen. '^ > ' 

• Die Steuern eignen isich^fBr freie Verfossmigen amtieifeMl 
Im Despotieea giebt es^^fast gar keine, und wer' wthfde ttuch 
wohl die Knechtschaft sich goABlen lasseti,"* Wfenn er nfdM 
diMi deni Voitheil hätte ^^ niehis>'fiir difen Staa^ steuern zu 
mässen« Die Steuertv wrerden aber der ^ National Wohlfahrt 
Mir 4ann ganz zusagen, Wenir die hdcbi^te Moraßtät and Va- 
terlandsliebe waltet. Wenn die Bürger sich der Lilge B^h'* 
men^ Einsieht haben, ^n* Staat als ein GeMeingur scbma^en',' 



*y T. 'Mafelluft, Flnanswnrstfftschaflf.' 8: 'iil' 



dwf .die Rfgiei^g^yftiif 'ttm Be4iirfQiMi: $m9»igen aniriie 
.Bfir^r hrUigeii ihre7Ufib«r8ohQ«8e;:dar# Iq Willigen Staatfio 
lierreebt ..solche Tugeod* Iitdem daher die /StaatseiHkaafliB 
sei^ diesem JfthirhuBdiBcl 9 vokzügUch omh VertaBMrungtdc^ 
Staatsgtii^r, ziic.Abtmgaogi der: Schulden, ia deü laeialeii (Sir 
i^ilisirtan Staaten iaut gw%i #«f, Steuecn beschränkt ivTurd«^ 
gewann das öffenUicbe. EililoNnHieD .anidi «u^ den . Uosaeti 
-Sehern 4er'EinC»ch.he:it.; » laJWabrbeiti wurde es seit 4er 
Zelt »immer 8/chwi0rigeir.y timmet vehwkidelteri. Die Netbwear 
«dlgkeit 4ieiser.£r«flh^iQttag<f»rgieb^l: .sieh aastdem flfiehtigpleii 
B|äcke^ auf die^Prineij^en} 4e8. RcHphts. und der: Klugheit^ :dije 
dü^ Sltfuerwea#ji < betreffen.. Sifa.ifordern, .,dass. I) Ulla {^erh 
«öneQ« i) na^K ibr«Ai iiB]|ietir£2i|biHnaeii| SOimbestimmleR 
Maasse (imQh!gIei^;b^«ir. Sift€ttterfi];«e):.angBzegen:Mka^rde&. Jämi 
Erste ^.w^il dem aUgemeitieft )Besle^ jeder t^tpfliditet^iisi^ 
das Zweite^ Wieil^jederniir.ifa^h seinen; Kräften. leis^eitkann^ 
die, ntm {lersoiiilii^bes Dasei« nidht libsorbirt« 4ali Dpit^, .weil 
jQltf itdaSiVerhäliiM^avtmss ^Ge^ecbt)» enthttk. ,!iAlleiai 

sebon die erstf^;f'e^dersmg..biflilet. ScliAfi$rigkeiteni>^dar»rHMil: 
4l^j £inaBii»buag. der. :^e9Cii|»rivi(iegieiii' JM .noeh Di^t ,bci1v«k4 
dass ^aU^i iPerspnea,w^uni.lilfientliehen (; Aafiiraf¥iäij.beitragen^ 
Jeinwr ^w^rdeff.sipbi Vsif|)0 der^iliS^t.CK «^IsudbeQ :wiss^V<Sn-p 
dc)Kii,,sie[ A^r ^kp^aiifiii.ibflrgenf ,. Wie aelj -, nun« gät« .däi 
re)inf Einkonmieti g^hQrig. 9f^^\ttdt.yf^r4m^hM» flieaat ämi 
Qrwdst&^eU(»^Capii;al|^ , J^etu W^ ec^üülat/deB Ertvaigl 
^^.b^^i^Hi^^iden Verbr^wch^ Man mais skb mit Y^irmiirf 
«bungeyi, init gefi|(ragl^n,:Sahätzi}iigea. begniägeo,' die^ dem:£i^ 
nen Vortheii,. dam: Andern (NAWltbeilbsingen^, Pas.geraplHe 
Ste^efl|na^ss^ i^ m^ ^^aJtUg di^ r ui»bekannterX& I ^'Aliaa be- 
ftimnU:JM«^ti, da^f(,ieip,,bWmin|er:TfaeH desi reinen £inkbm4 
nieM genpmiaen, werden selk^;. , es. &agt sieh,: wekheiti T heil 
dcir .gerechte», der, ^^i||gliehst0 seU .Mm erklart? daffir bild 
den ^KfAi^ten^ bald fi^n fünften»: bald den dritten» Naoh «tte 
Grandem darf. man sicfb nicht erst erkundigen, denn es igiekl^ 
k^jne. . Ssteuerbar ist .nur Jeneis ;£in)^mmen)/.welcheiif«beR 
den pbiy^isphen .und gaistigen Bedarf 4^-B%ger.kinaU8liegt|j> 
aber wie viele Umstände wirken nuf den Umfang dieses Be- 
darfes ein. Bei allen, Steuern, kommt es uberdifSit.nuf den 



Willen 4e» iBi^tettefleii aii»;i ein f^itrte tr%t mdfar a)« 9iii 
Eg^krt. Was «oU also diä Angatie f>e«tihimier Pr#eeiite4 ;U 

Dq die ßeäteurung, wie eben auseinander gesetit wurlle, 
das Einkommen der Bürger im Ganzen nicht ermitteln känii, 
so muss ViQ das l£ii\kommei| in deq einzelnen Objekten be- 
treffen. Die Weisheit der Pihanzireseta^ebiing wird sich 

am .dentlichsten. in d«n Gegenständen oitenbaren, worin der 
«.„- Ivz-iiii*;-; ,.5;-i'>//- ,, !' ':r.'u' '^•-i^- * »^ » 'i- ' f w' • -' i-- 
Burffer . besteuert werden soll. Uer Mensen träg:^; Ce/iüier, 

sagt. Fil^ngißn, wenn in^n sie ihm auf (len Kucken leg^ 

aber er trtot kein Pfund, weqnman es ihm 9uf die Nase legt. 

' Nicht»! soll ziiintStetii0robjekti^ill^be*'»W«pdehv- vionm 
rieft km itiiiies'fiiilkoininen' der Biirger' deutlich :darstelllf; 
4enii nWenn'>abjsibhtlieh'><bdfcr sofklligliaff' Capital -^oder ^'die 
fpödttktiohsausfogeit ANj^fegirifien: >ilirerdeii, so« erleidet die Bin«- 
koaiiiieii»quQlle ciiiie ¥erietswig. Nichts soll -fem^besteuerit 
werden>f4e8Ben>Jl%abe^ den »'Burgern sehr . testig au ilooti* 
fiehtiii,! der dE(egierung/kosts^ieligzU'«rheben Jst.> ;Aberei 
soll auch, fcein > Gegensiahd |a^ ^otchiMr ^Att besteuc^ * wei:de% 
dass die Steuer einen andern trifft, als denjenigen, idto: das 
GesbtV' heranzMben' wollte. Die^ Steuer» wälcen. sieht sehr 
leicht von emem j Individuo> zum' ander» fobt' üier ;(Brwiip 
woinbrenher reehnM «sine Abgabe* gleich' ino den iPceisK'däf 
Getränkes; der'Sehubmaetier bvingl? seine Steuert leikht'iti 
dem' Affbeiislofane «an: Fblglieh-imiiss^ 4)01' ikr Stenermifte^ 
goog'iB^ohl beach^Bt /werden^' ob äerjemgie 'a«ch «die tSl^ue^r 
li^t, der sie beaaMty ^Bdi;ki ^wteiehem-^M^asseer sie^tnlgl« 
Dieseii Büeksichtei^ za geniigen, k^hai' dteiiBestejarang^auf 
eine doppelte WeiseKversueheni -Entweder > legt t^; die Abr* 
gäbe -^auf ^ ^ Gegenstftnde , die ■ demr ^Besitzer) unbestreilfaiRr «in 
bestiramtes^ireiniefir JElnköminen nachweisen, (direkte Steuarn^ 
eikjt sie lc^idi6.A^;abe^auF Gegenstände:^' die don^AbAolif 
m e r derselben «tflies reinen ' ELkikoiuMiens! ^bevweitoi , r i{wiiSts^ 
MlBtetStenetn)]; ' B^ den diHikten' (Sieverfniisdilt JerjeMge 
diO'AJbi^bey '.der eif'4rägen solL Bei disr indipekten\Steai$r 
zahlt die^ Sleneri^er iProdutent ode^ lianidelaliiaäliMni^ideii 



HandeknNiitli Jn^ dem.Pi^eice^ ohne ät teunec /^u wlsi^f«. 
Allerdings wird die Güte oder die -Schlidlichkeit einer wie 
der andern ^^teiiei^ ^^on^ ilbliäRg«»» r^wm fim Gegenstände 
die Steuerobjekte sind. Direkte. Steuern wenden nieht zu 
Üiljigen^ sein,' w^nfi sie, wie die 'ä^f$9teh <lirekten .^t^^ 
I^erisoiiensteuern sinä , dehn daraus, dass.JTeina^hcf^ einen 'Kör- 
per ziir Arbeit, hat, tbige't i^octi keines we&», de^s er^sich 
eines gewid'^en r^ineii^ Einkommens ^erfreute, Ö'f^^eii, wer- 
iden si^i 'wenn sje PHyatbesoläi^ngen ,, iGrewierbe,'Grrahdstöclf:e 
und' Capitliljen beriibren, T^ei jangeiii^^ner 6rpsse siych Votf-, 
'koipmeh^ rechtfertigen. ^Indirekte 'Steuern, wblcti^ ueträifke, 
Waareh, die ' der Bequemlichkeit und deni Vergnügen ' ^e- 
Ma/ und- äfanlidbe'Oli^kt^.ibelrftfitii, werdte^ kaiiiii "^ei/ien. 
Widerapruidh ar&hren^ lAber oho« -Weiftews -nied wMk jene 
verw^foni, welthat* die arsttn iliiebeiisbedürfilissei^iigebM, 
odelr jäne, die.büfgefkclieiHatidltii^Sfiit belft9täny>oder)iind|iiA 
Jene>rdie der MM^alität^ eiftgega»wtirifem Allelaif ; jMFtnft^flMUl 
cmeh dbretite and. indirekte Steuetmiti tfa^er . Act. gle^ i^oUr 
konuii^n deiikft^ «sd wifd jes dodb .von der ^äaiitea Bedeu?- 
mttg «ieiii^> oh die . Ges#t^ebuag i sich an ^direkte,;! oitei^ian 
' iBUivekte.&»ft^uefff|i> «hält; ...,!. c.i n ,s: / -.,i', ;♦" >. ?•! ^ , J, 
Die direkten Sftmmi bfib^n fai^:sirh j' )Am.«ie^vWfiit«Sife 
tIeBiSetiü und :dmabh das reinb ^EiokouiMMB bereobneul, 
leUer «i^ Binkommeo, iliislas^ii/ al» «u »lark anxisheiiy IumI 
dass fini^ trols diese* AccQmiiiodatibii Ali' dfti:Kolltribllent0tlJtl^ 
«oiwintgant si^er sind^f^als ^ fticht von freiJwil%eQ/HiuNtr 
lungen uodrGemisfm»'' 4er;' st^aeindcn Klasaeli 'AbhäBigMfe 
A^eili «ie haben g^gea« , »ieb;^ ^ daJMi ^isi^ . ^ehr ;viel^ V^mogea 
tinverateuai?«^ darefaieUapfen, lassen«;; G<ilqttbehm faevies!^ dä*& 
^ brlttisdievfiinkomivfinsteuert'sivtsefaeil'ideti Jiihf^ii}} 18il 
die töU wenigsten» 2S?lMiUioneto. Piibn4 belrefteti «oll^' 
0het^Mt 150- MilUanen vtidcüch beruhete. «^ £«meoiWiinli'ib-^ 
fieo<%^i%e0öökt^' dasftMtEiQ^y^ald bestiflUoMif reg^lioMsige Afc^ 
gikmn,. {»ehr nagirae giettagea ^weedk». Jbcie iai«rfii> iViersög» 
mii piiditjtebr begföndet/fthUdfeesb Nlichtheilef«tfie>nlaii 
«bnen'^^zoscUittibläi Sie wfirdj^n jedof^.giiBB vdllkpHiB^ seiri^ 
wcna'KedliehkMtiiiiad fiineicki ,-bcii > älleaifiaigeM: difl. Öbtev 



9BW 

hwAy kmf^sHm^^hDiim yn^M^naUMvmgm- MHUch^i.^iHiwSfd» 

19^ .km^.i^ System; 4fr i4Kfeliieni>3^Mm mote «cdiriiaHh 

"' ' Oie ' ihäirekiW SlteuerQ 'besit^zen' (len grbsäen '*Vorzijgi 

luft^eii <![ai^ge¥>racKtf we^er lästig TjEin^h,''n6c1i'^ine1(>esc^^w^ 
liii^e ferrtiittelüflg erfordern. '^IhernerkSniieif ^esidß rühmen, 

8äs ' ■■■ 

^elit."' 

^ss^h'^^achiltie'il,'' da^s sie, volikswirtHschaMic'hen' 

Ilih' „„_ ^„ ______ ... _„, , ., _.„,„_ _ 

e^'j^^WlsIr/diiis^'sle vi^le^ß Winsen des vo^- 

8ybllSS6s"Ün^''äm^clie Prami^' der C!e|ahr Wrili^u4rn,'^ dadurch 
dU Könku^i^enz d^r t'^roducenten Vnit liem ^ Ausland ef seh w^-' 
r'en, ' üb d 'bedeutende Ans^rengurigen yoh Seiten des 



Ans^rengurigen yoh Seiten des äUa£e!^, 
wie von Seiten tfe^ t^rifateti mit' l^iili' töhreii. ^ßias'Systeiii 
der injiirekten Steuern verdient also noch weniger, in ir- 
gend einem' '^&ate^ Huf tfuSschii^s^fenfdl^n Hel'r^haft zu ge- 
Imgßm^ ^Ii»hei4s wak^üi^ek^M^k»^^^^^ die 

iMtQtt iliidi^sbfdtirfniAsi^ ht^^ Mmtiß^h ^^^^iii^ fün- 
k^f^fm ßi^i»fx\^^h^Untmrä/tn 9kkmi4h iP#tbwQi)4ig«lii/GfgfDh 
slft«de<zq i&(mfiiffo^|ekteB<^^wähUi» sfi^iQUis^ßiieiVf» i^finsd«{M 
Theurung überall s^rAüküttdiigMik: w4 ^llef^ils 4urdi.^etl 
Ani^eiz zur . Spfaianffgel^i -die^Sichecbejt und ,Sitt]ichki|i^^ , an- 
drerseits , durch die ßrschweruiur der Konkurrenz mit dem 
Ausland den iMationaiwohl£tand iia. Innersten verwunden. . 

.a.iiEklV' jedb- 'Statietvg^uhgy wini duvoki'diesd Bfbofcaffini^ 
IMi^idor^^wei iSbi^hi' genöthigtt^^keiiie -^on^^Mitleiiü^aiKr« 
9ehil#s8eiid««o eHtoMeir^fWQ4om<tittlniM^')bMttr^niii})etf^ 
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slii^«rbindefi. 'Ok aber Üie direkte v odei^ >ob die indträktttH 
Steoetft'4«h Vorrang haben iblkii,' müjni< ads Uer biMtoiiAtfti 
BeidMfienMit ider Ye&gwkthschaftlielien * ' V>erliaItti|Bse ' ihti 
sdbieden '^erdenj- W^nn^ in^ dein'Staate» dbr Adc^rbäd rM^^ 
walM;i se mtnss dii ifoektcf Steuer verhemehefi. . Wenn J#i 
doeh ein Sfiaat T>oi^6gtich Handel > treibt und sehr''t4^ K<a- 
pUaiiiten' ümlMsee)«! so 'mdsiien ^ ittdil^ekten St^u^m dt# 
erste Stelle j^ewinntänv ' £be» so^^Wirdisi^tdenidraliliktei Viotk 
mehr ipdirekt^ ein sittliches mehr dii'ektsn besteuert) sein. 
Die alten und mittelalterlichen Völker hielten eine ^direkte 
^teuieor der Freiheit ^efäWlich, H^d liessen sie nur alfKriegST 
Steuer 'zt^; dagegen iiberliessen sie den tlegenten^ i^lleriei 
indirekte Steuern einzuführen.^ Hi^rjn denken nun die Negern 
anders! Im Allgemeinen lässt sich aus der Natur der bejdep 
Steuern der Schluss ziehen 9 dass .die direkten Abglühen ^^n 
Grund, bildetn müssen 9 und äie indirekten , nur j dazu dienen 
sollen j dasjenige Vermögen zu treffen , welches sich den 
ersteren entziehet, oder jene Summeii aufzubringen, die di- 
rekt eingefordert zu lästig scheinen. Sobald indirekte l^teuern 
zu (Jen direkte^ l^jizukommen , ist es. noth wendig, zu unter- ^ 
suchen, ob nicht ein bedeutender Theil derselben jyieder.^auf 
diejenigen fäUt^ . die schon direkt oesteuert sind. Die £111- 
fuhrung indirekter Steuern muss djaiher, wie es scheint, von 
der Ermässigung^ def direkten begleitet ;sein. 

Für die Msa^ftli^d^iltUcb^n Ausjg^aben ist ^^iii^ stärkste 
Anfftrenguaig^ dto QuMlM iiMi%«' Am besteii fgMtc^eht skr 
dofch Anleibn;*^'dettil Sehätiie «1 srnnmiin gelao^ webigM* 
Regierungen, -und Wcinn deien gcsanmbdKururdenji so «er* 
flobseburie doch bei ii^r ericeii = Berfilnruiig«. i' 

'''* Aber die l^taatsanleiheh der ifrfihern 2eit wareii fabt 
durchaus versteckte, die ^ch^fdieii,' ^ie inani mach^, bei^ 
nahe durchjgehends betrügerische; denn um ein anisiser- 
oedtndtcbM Einkommen m; ; gewinnen:^ irMMhliM^litertie: fnan, 
wie. di*jlilMn; oder ^BeiFfirsteii des MkfcelatoiBr»« (oanMOitlidi 
PJtiUpf^derrSdiöiie) tfie'Miiniei^, od^MtadtteCw^^ 



iahrhitndevi.^^Frankretoh iwist fesdkäb) Banknoteii ohne 
MoMi tn 4n& Ladd» i^Denliniefftlim hbfffe itfuMider sohleeb^ 
ttft fillfkMmmt' Md i wäMer 'giUey .statt^^dfis iPaj^epeai 'basret 
Qeli so-«mp&*ge»i> a}leiki die «scbUeMtOft Münioii wnüdtii 
ilichCMeni||esn>ge«iit >dle >Barikaoiei< iiidie i^alisir^ i-DasHlJa« 
gliid^i ^ekhes durdk äolohe «dile^fate> Kum^tgviflfo Antsitanden 
ist^htti^idieigliickHche Folpty fd[|^> 4s die RegierMgen'tttSk^ 
gieieh testtokrta^uiid aiilkläile, Siel k^uneh-' in^'^neuMtet ' Zeh 
illsgesäm^it^»a• dep Ucibercieiigaiig^^ dass sie' keinen ^andern 
Kredit j>äbenl»k8Mie»vi aU' eSneib aalciwi*v det >$i()if aaf dair 
Urtiieilf iäbeir^ ilMren'>reflKcheR Willen «nd liive^^M^teF« stäket^ 
Bind sie'<lienätktieya^<deli 'Kredit^; ^ieil'^'Siii anltproehen^ibemiienj 
naob ,4>^ itndli Weise ^f^dlt^hei* .Fcivatleiätk 'iSofiott worden 
etfene^ftfrei^U^e AiU^ikennidie'!»QneiUn. der mssete^dent^' ' 
}kilien> Einkiiofto, . und '4is Staaten lliiicMU^En'-^ goldneifieiffe 
T^n Schuldenl;"/^ 'i=-i-jn;[ ■. ,- '■: ''-■' t" .',} -: ;,. 

> ' E«»'l&8St siei^.niohtt^le«gnenr''dais> Staa^okiitden ' das 
beste, Mittel^ an; ^diei Hand' ^ben, -ohne Bedräokun^ grosse, 
«nserkird^Rdiche Ausgaben i za^d^ßkeh. >i Erstens iwM- mit«' 
telst dlBF SuatsaeMldeii (dfil$ ^ Kinköminen Ton iolbb^ji ' Ihdi-^ 
viduen -ebhobeby die }grbsiie iVorrätbe Übrig kabien^ ^md keinem 
bessereiVerweMnäg' wissitni!:>Zweitens wird die bessre 2a^ 
knaft (inii Mitleid der- bedrängten: Gegenwart gesogen^' ind«br 
die Abtragung der Schuld auf eine Reihe Ton. Jahre|i ver^ 
theilcit wi^d. " Oi^^t^ny kommt dem'lebeh'den G^schlechte der 
fheit dii^'ScKüMeh gänai zu Gute, Welcher der l*rodukt|pn 
ztlgir'5ih'et, und ton' ('ier künfti^än G'eneration eref* erstattet 
Wird. 'Si6 Tan^ci aHyr' Geld^kpiere bestehen; sprijcht/sic^ eine 
f{ifs6HeAnsichi über sie (also' auch über Staatsschulden) un- 
v^iliöhlen' äüs, ' welche' Imitier! ' jH den Legislaturen der 
schöUi^tdn 'Landilr eili'en' befreundetpä NachhaH fini^et. Sc^on 
Met^it* w4y der 'M^hün^/*da^s di^* Kreditpapiere neüe'^fteich- 
ditlkni^i''daWten^n. ' Insotöriie sie/de^^ Dienst der Itapitalien 
UiitiäUiA^ die ' Rertl>rbrVnjgfung veWnehren, 'machen sie al- 
lerdiiig^ tietie Reicb^hüiiier' entstehen V aber raaii vervfechselt 
die si»äm^ \Vii^ir«^'d0(' Sache mit der ^actie 'selbst; wenn 
man das cirkulirende Papier — als Nationalvermögen an- 
sieht. Inswischw gab; der irsigei Schein den ^Staatismobalden 
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•ioeii fertdati«rtMletl €Ilaii& -HUkt wtai^ trag «taait ^hci, dtam 
Msnl^ie mittelbare* PlrodnkstiykcAft 'dersälbirkB ibereclitoie 
«nA «ick #ui^Melev dawi der grossle l%eiMerf Stnti|l*pieffe 
m'&nohtbaxeiKapitalieB tttfWBodelife i^erde^ vDSeiewige Leb^ 
rerin. aller Meoaeben uad Steatefa^ ^e ik'faheuQg^ kal jeiacb 
über dicifUcJiän^chätstfng^.UerfiSlaatJuiDkilbeii :bef^ 'Stab 

gebroobMi) liitd die.Folgdn defr>or Kriin6eiu*«^if;dMerlen 
8chkild«Qajr«l»ma mitiAbachretkeiBded.Zigeb' io- das Geibehl^ 
ntea eingeacbdebea. *) * DieiSteaEteaAiiiden dnsckleiicbewta 
di0 Pfiedvlkttoa^ lOJbal sie dteiKapitnli/» asa-den Gewärberi 
i» die Staalibkaafle koj^e»; sfo serHÜteten^^di^' GilerVertfaei« 
lungy.ii^etfirsie den Zinsrate aaf eiae Jrönsaticbe. H6h«. slei^ 
gettea^ wai die Klasse /dlar Kapitaliateo id/diei Haa^k&dte 
braebte»» aie väriiiebi^ei% die unfiMshlbAre« V^irBehnlng^* Ü»* 
dwi sie einerseits 'saat. massigen Leblenf raiateftiv anilrereditii 
die Schwindelsspiele mit den öftentlichen PapjMreiitfiii^ dwi 
nnölfOiMMiiflobeft Besebiftigirag«» hinanrdgtfai^ andlioh^. ver- 
triebeia «ietana -deto' StaatshansbaJtiing 1 die -Sparsamkeit t' iB" 
dcaai sier die amssj^rordedtKchen Einkiuiilrf zul rbicbAkh vmA 
zu IHdoit; diirboten, und aie. Engten daa:^hwert:desiI)anuH 
klea an 4ei}i. ieinstfh Haare über Ffimten und^ Veikery' 'in-r 
deoi daa^ Veimögen in deft^ffähtliobatiFonds^eick ilb«ff«ll 
sc^HiainkeV 'WMn : nur an ei » e m ' Orte siek din Lüftchen itfagtt 

Wie iireit.die Staatsschulden gehen , kennen . babeo die 
Uese^z^ebf^ b^Breits geahnt; , ^i^. M((^it sip aI^^^i: .,ni^j^: gehei» 
sollen ^ müssen sie er^t ermUtelif. J^m ^.H^^iQ^^'VW ^!^ül 
man wphl sagen,, dass der wah^^e yprni|nftig€^, Bedarf ^pd 
die Mödicbkeit ejner für Volk and Gläubiger Qpfejl^ln^ 
Tilgung j^eraeinschpftlich die Grenze bestimmen jppju^Q. 
Ab^r^i^ l^ieiiig lehreiv diese W^ücter.dii.d^)^ jglpc.^«liAt)ft 
Tilgung .theilsTon dem Kredit, der ^p li^icbt'siph äqdwrf, 
theus von der Gewalt der Regiejf^m^, ,,die, ^..vi^^acb .be^. 
schränkt werden kann, theils von d^r ]^gp> d^fri^Vqll^sv^ijijtK^ 
Schaft, die so oft wechselt ^. a|)han^ig ,^eib^ - JB^. mi^f^:dfjf. 
Kunst <|eiäi iF^inanciers vorbehaken lyecdj^a^ dfe3tafi^s)9fJbji^ 

. '), ftMieitfiit , \ der «ffentUobe' Kt^aiCi • tU K ' «. «S4^4ii^ ' ' * ' 



Nvohtimie siitkMi. f- Zur« gehilf^en -Vehiriiltuttf .^dlsir Stkn^ 
MbuMton.ist ein^TiignngsEoriy erfeiderliefay 'deri iiian auf b4^ 

Ekikxyfainimi 8ui{'Abcir¥^tmgf» der 'Solnild ualer- eine: AinläUiähH 
f(ig« ßebbrrie ^M^lt)' und^ «ti» auniiüli^den ZinMn.idtr ^(ti^tcn 
SeifiiU«H 'BaimoliMii'nässtifhBiil solohdriFetid Mctei den drei^ 
faiebb» YMtbei^^ dasnii^« ddreft d^^-aUnräiMjgv^AbiGagim^ dttv 
SobitUf ihib .ttetfiiäsnge^AMOhwecllttng« i^HiiiKdertv« «dfiis eb 
den öfientlieliM iHifedili äHf]^8obtH6i>hiUt, tind dai^'^ier idi^/LR» 
der Zukunft erleichtert. Es giebt jedoch gewisse Tilgungs- 
wunder, die^iiur Rilt^idVrf gr%(st«n yM-^tdit bewirkt werden 
dürfen. Das Inteiii^if^ni^i >^odiirph ZifMsen zu Zinsen ge- 
schlagen werden^ erhöbt ein kleineres Kapital in wenigen 
Jäirm^'hkcii Mähssgäbe' 'des iZiri^fussfe^* aof einie feVsfitüliens- 
}tim\0'Wem "Wdik man ruf irgend <iln6^*«(^dla;^i^^^^^ 
Pöiidä];iii- der äüsbedii^gehön Art Voii nifcht viVefeV'ils '^|V m- 
legt, sV eiföTgt die Tilgung Wi 'ä Prbcc^Ht fft 66''1Jii'4 Ko: 
cent in 'Sfr/ bei 5 P^cettt In '50 Jab^eii. 'Eih ifcti 5' Wocen't 
/nicTitbar gemachter *Fönds vei^iToppblt sich lA iS Jabrepj 
v^etViei*tacbt sich in ^Ä Jabien/und eAelyt' liA iiSr'J^^ 
zum «(^cbs^ehnfächen Beti^ag. **) f)ia also d^i'TJlgdhgsfo^tf 
dnrcfi^ itie ziiwacbsehden Zinj^en iti gebmet^i^dh^iii' Värliäft- 
tiiss6* steigt, \lähriend' Hie' 'Tilgnri^Speriorfen' liör' Üi iiüeik 
äirithmetisöKen' Verhältnisse' steigeh , io leu6h^^ ' mii, Aa^k ' 
der IVfä'ithWrnatTker söhon an und für sich itiit eirtei'^'k^lir 
kleinen Sniiiine binneti einer gewissen Heibe vötf l^^hfeh die 
er^risste ^üriickzuzahleh äifeh nhbeiscbii^ iftW^ien ' k^ÄA^ 
Möge sich aber keine ftegierüng dadurch böweg'bA I^s^en^ 
eniyß^i^ m^K Schulden a|Mfz«ipehme^,: odiar. e4n> M^fieres 
£iakoiiiinep ^ur Tilgung Hi^zuiy^^sefi ^^d ^ii^ein Ai^w^i^chs 
SHi yailM^juen! Die Zul^unft steht m^ht^ ii^Ae», A|emchiiq 
I]aa4^ igrotiif« Ereigoisi^e stOrze/^ die J^pi>ds ttiid;9^*s^i:^jPA 
sfe.Jn^^Ue Welt«, M^^stt 4och ^|bst ,.t;ngl9,n4 s«Mt| XUi 
giingsf0nd.,a(igreife^l,; Hier» auf deur unru^Jg^^ ^»mp^^^9 
HOt^* dem Einflas^ ^.^ersebifedennriiigiEH^.Gestirpe, \^, eiipi))^ 



*) Nebenius, dejr öff«flt|i«;lie Jir«4it. S. J24--fl^3> 



sedmgei^'^dieia«'' lieAi G}esidit«piinklieitderallg€iiifeiiiep .Wohl"« 
fabpi' <awgehen'^ löflitm^iinibenitttigliirfiei'Hta^nRSBie' -ib 4th 
Weg^fegfcifc 'EmWck fftllt' in läw AngWi dn»k die PttrriiH 
»alveffwaittthg' «iinea» ^rössk-en Aufwand aaiBhiBitll'ivriitH^ 
där^aicbki in kWeä Fällea dnroiil di» Usmre^ ai^brfeckc^ :V<K 
iii'Vttduii^' iRafgewogf» ^ird; •" »»■ m »'hvI -.U k. ^ 

. ( Iia^MigeiiMihea • würde sieb' «ctrU*er,^ii tscheiden l«n^^ 
wek&es %stem die iiifnefe'^^W^wiilriing<befoIfte soDcw Alieid 
sobald >aiifl4K« 4bMohdeni YerbKhniMe^Bicläicbt :gakomhiüM 
wifdyiMI östJeioWtf ef|rf beatiiiudteii >Ufikefl!abz«f9ebtn. vWten 
deto Stabt! keiDto kfdeuteddoi'Uiiifengihat^ 'WemidbcfSpraefae^ 
die bni)geilicb«n Vflriillkhisse,' der fiiihece Zostand^idlteelbei 
siBd, >8» wird 'dem Bealsyiliaui ^deg-V^tfgng gebäfanBO. E« 
liaÜB '.«aller dieeeh' Voraüss^tsug^ii. alle seine ¥oi«tb«l^ eÄt^ 
falfen^ I iafane dwMi irgenidwab die w&^kkmn. Naebfeheikt. bar^ 
¥erhifen> m&Mtei > Dagegen mmh» >das ; f foviniiialsyg^ni aar 
Anwendaag kcm^nop^ warn "^ereehieclae,. gleich atärbfr Vblka^ 
atämma^' iib Lande wtvhnea^ . wdhsbe ttut- eioMMlemrchig bdev 
niobte gelnein habtn'WoUeto^'oder uieniitidici {UgatraBgnneae 
Pf^imdeni ao^|«irivt,^ jdi» ibre «frSbnran , BitMitebtangvi^^bei^abe^i^ 
ballen .^e^Ialigan, eaiUieb, ' wenn* der' >8laat eiito. g^ü bk 
gmasen UmiUng* gewemileQ- imfy .Weindet Sita deriukhfrteii 
Btiiörden -den iltirgilni giar a« ealiegeii iat> .t.db aebennUese 
«cb den obern Bebördani^obabiböhtoeAiiiiiebt iberantwoitet 
und^^iiesinZek 'ond* CteM' in reicbrem Masaat dafän-.Mlzen, 
wenn aie'ibr Recbt in der .ietat^b hbtaias :tiicbta wallea» 
Sollte ^äuiÜUig.cien^Biirgefn: selbst • k^ino' BeeiaMäctoigiiii^ 
vriddrfabr«!) ao^^iinlbsteniifHik 4cfar tiafag<'/dar Ge6cb#ile<ivar4 
läiigeft'und vei^ötssevi wevden.' «Die ruasidoba iRegi^ruii^ 
IcämpA i mit fbppcdten' Hindeiinisaenyi seit das .Ciiiinim de« 
Behörden^ statt iii' der Mitite des ReidieS) iiiieniei Ecke desU 
9i4ben- sieb befindet^ and sie entscUess. siobn beraitsv 
Sieotion der 'Centc^telke ia: die ^alt^ llaöpfes^dt^absaael 
Allein bei jedem Schritte^ den sie in der Administration vor- 
wärts thut. muss sie erkennei^, dass sie nur bei deni,Pro- 
vinztalsyaten^e.-alebea hleibeo.^kaaA» : <. . 'J^Jl.. 



inneren ^a4ui;iBh^ 4^i$$^-^i^ ^^-^^f^^^r^'^nplP^M^'y^H^''^»^*^? 
trefl>9 ^ if nd ^4^if eini^ vp] Jstftl^(liy5f |fl^fTi<luali?»i:wag; in.d^ 
P^m9^4 des. Rftgentefi picht nu^r^vjf trage 
zyvßit^a^j,4pss. ßie^fdne^ßeyffig^ifil^kek^Rr^ sjqji ;&pjbeii, A\^ 
l?eipa,ge^<^t9)if}he .jfixij^ung^ ziil^^i, ;Aus, di^?i ^Jf^W^t?«!«- 
Tic^fc^^t def.jäifs^f^n i^gelegenl^eiten g;eht h^yp/^ jlassj^ 
Mtnpg. W!?n?g^,j€??^^g#>eriiffh , j^s..adwif!fttr^tiy,^^^h ^^p^^ 
steUef^,unf( 4a88 die yer\Y^ltun^d§ji[|?^j^^^ .n^i^^^o^c^ dei^ 

indiyiilpe^if^ ,jP)^n)5i^l und, Ägs^isjiten , jj^^i^^^ 
swqWvffiriK^eg^^^^s iip..Fri^dffl,?;i :^mPdp f.ije/i;?«- i. .{ .,^. 

9j8teiii-e der äussern Polltlli:« . . 

^ Üie GiMdiitivie ^bökua^ei^ i^il^ei «Haupiqrgteiiiei d 
VeiwdfungV' Das* Bme^' bembt «of 4ei^ Ajisiobtv^i Amis #0 
BctdbHMg tdit''d«niis«gssiiiriiid^n'^toaran< nidbt iminei' di« 
Sun^me^ iler SbrarteZiifveksi d^ ihc >fb8 'Stiiat«inti»#,eM»' fovdert^ 
swidkirikMekiä^ki ^in-den^ tUff^l g«fäbffi|elt, weÜ ^üF di^t eineii 
Seite fremde ^Sitten^ und Wünsche .^die einb^tmisblfen'' v^- 
derben, oder fremde Künste uifd.Gescbicklicbkeitjpn ^iß in- 
ländischen beeinträchtiffen, auf <jec andern Seite die freunde 
sQhaftlichsten Beziehungen zwischen den Staaten in feind-« 
selige sich verwandeln,^ oder wenigstens den .Kenn der 
£wistigkeiten in sich schtiessän. t)ieses System erkennt als <len 
obersten Grundsatz, dass der Staat seinen Nachbarn durch- 
ms' keinen Anlas» zur-i EMfersuislit >odfcr Gehässigketl^ ^eben 
«oH^» Es ^äussertci sich ebedkevi in -einer rdifigettilsölinung^' 
gBgwmfktAg iküUdigk es ^ch imtr .ini eihttsig^ksen Neutti^ 
Utüt (ftn; 'Kfe»in Swelfe), .dM *flies«Bn%steni uptfer gfei^issen 
likttSltade» im richtig^' ist; ; Dici Miesrt Republik in Ektropa, 
Sii'Marimßy h&k siok< nur AidsJroh'in^ ihrer iS^lbsti^tftn^gkeii 
erii«1t«i^' dass ibte' Eibwalmer aafihrcbi 'Berge so ganz- fii# 
steil l<l)eiii ' Und' wfe;.Mltteii' Moses nndr'L}^wg>Sh]reiVolk»ff 
küider oigeM^üni9icbeiit ¥erf«<8sung)is65 hage bewbhl^nNkdii» 
nen^ wienn rtfle fir die^ taBseVem Angel^;eibbeitenit ein'^anrtnU 
V«rfii^i«h* ftirge«elohbei: MtteD^'ülbeD^'liur'liii^ «Beginiie^f^ei 



menschhoMielm JEntHrkjcknig^, o4er. mtr ifoo Uteikteiiieii 
Staaten konnte dieses System ergriflf^n werden/ Unter den 
g<igetiwftrtigert Verfcaltdisseii wiril es der grossen Säc6e der 
Knltur ntid ded Rechts hinderlicfa, ohne das ; Staatsinteresse 
?ii ii^geiid einer ah'dern B'esiehdng sb erh5h6n. Ja bei der 
Hinneigntag zur Neutralität mindert sich nach oft wieder- 
holten Erfahrungen die Kraft des iStaates, die s^ine ISelbst- 
stähdigkeit garantir^, indem einerseits' die Rüstigkeit des 
Volkes verwittert, andrerseits die Dispx>äitiön über frenide 
Hdlfsnitttel verloren geht. ' Die helvetisch^ Eidgenossen- 
schkft n^feri ein lebendiges Beispiel, dass selbst ein tagend- 
haftes und siegberfihlkitejs Volk, von himmelhohen Bergen 
geschützt, nicht nebiral Werden darf, oline iik to^m' die 
Ermattung in allen Gliedern zu empfinden. Deutlich hat es 
die Geschichte ausgesprochen, dass auf einer gewissen Stufe 
der. Entwickking das .andre Sjste», das der Kosfödetation, 
eiMretett nuH^^ alich Welchem ider Staat: aus ^.ieiotr Einsam^ 
%eit herauistcitt,« unter den .Nachbarn, umher, sieht, md -.iiaeh 
ihrean Charaktei^, ) nach üwen Intereteeo^ nacb. s^iaem- Vor« 
thfule BSndnisae au Tmti und iSeknta». zu Handel und Ww- 
del.abachlleaset» 

Das System der Konföderation ist aber ein dreifaches, 
indeni das Interesse bald in einer gewissen Uebermacht, 
bald in einer äussern Abruindung und Gleichmachung, bald 
in einem blossen Gleichgewicht, einer höheren Gleichheit, 
bestdiet* 

Das STSteas der Piftpomleraiiz kaadiget sieh im robea 
Cvstande in wilden Eroberanges «a, die Tiadtr zu LSodem, 
Afenackea z« Menscben kitten« Aber der Hemcberfwffpiir^ 
VM Yelkerlappeii zosammengeMct, UÜt mm aaf der Schul- 
ler dea gigantiacheii Kriegen, und ainkt mit ih« ia Slneken 
mmi StmA. Wie das Reidi 4ss Cyna aMelnawiee fiel, 
barst anch das Beiok Alexanden. Je BMhr aui Staat aidi 
efwaitien, decle achwieriger ist die Begiewng^ des!» gfoaaer 
«e Zahl der immw Feiiida. Eia Stnaa, 4ar eia n bnitai 
Balte hat, kt aach akutt Tiefe, aa< qIum KraR, bedaatende 
Xa dsaaeai laMia Uebal lritt'4M 



•et 

des. Neiilefe^ und d^. FeindsttMft nlieriNtfl^lMMrm Ein )eii«^ 
lisiifterr Staat hält daher bei &ilieti Jiiit, deH JErobtniDgM 
HMie^ und vei^assavt «iob ^arck BuiidaMse« ': So ^ihaten dii 
klagen' Römei?, Sid maeJkftMi. m dihvi Ctlansg^milEte • ibcer 
Heri^chafi tdie Nachbacd nkht ^äa ihi^eii iteftdräfineii^ iaan:^ 
dern zu ihfeii Bueidäsgenoasen , <ui|df^refi: diiruBi ihref Prft^ 
fMiadaraai iii^t iiMifdgef gMSii^^ijii iil>Gjk'gewiif«er4n^D^^ klen 
B«A[Staeiw. bebieltfDitdo^lh-.tdea Sdhi^ttaa fdäpyiliiabliäafigt 
keity ua4 f>cieisiclii di# Weltbeciwheäa als» ihre groffsta&chifa 
Eb^ondüi. . E(ei>detii Veffalle d^riiteiptoblik ettwachtewjeder 
dierw^ache JS^eruagslusV« Dafthüfeidi. YAmohlMg ümt 
alle Länder ttbd ydlkei*,^ aUeiii. jet gross^ jeaünacb; Atussea 
worde^ d^to klefiMr.ilrard:]^ iiH. Iimerhr^ :!irind! ward« aiileM 
wie etil Leichaatii : voa wildekti?Baabgefiln|;et/zei:baekt./. Aber 
auob das fSderaliiMsiacbe/UebergewiQhl: i8t;ke^ii ZM^; da» atte 
StiaatclD) anstreben können, Muatj nOfh<;t)veiiiger!«eili solches; 
welefaes sie iaastvebaftiSc^Un^:, Oenn sobakL dle.Bundei^T 
nossen mesken^ der ;]^äpoaderireade Staat «hsibe es anf:dle 
Präpendefanz abgesehen; fangen; ^ie aa tau'eiktihen, und^deii 
Einflfisterangen der Feinde Gehdlr ara geben^ -Nech jeder 
Staat, dfr.einUebetgeii^cbii erlangt«, Mmrde 110 eiMseheiden^ 
den ; Angenblieke f¥on ' den Bnndesgenossea . vterlaisea ^ ' und 
den FlBindfen in- die Hände geliefert. • !..,.>>,, 

.Weit vorsSglichei* und yoIi gröei^r Staatsklugbeit dik-^ 
tiftasti.das System der inatMiellen Gleicbmaebang oder Ain 
rundong.» £s/isl; doch" die phjFsische .Uebermaebt,: die* biebei 
entfernt w^dtaM^^oll. Jeder, Staat wili nur die Afittel. ge^ 
wtninen, :ohne Furcht jedem andern gegenfibertreten.iuiidnnen, 
und alle leitet der Gedanke, dass ^in Sfaatni^ Allem stand«^ 
baft (Ha&üis) »ein mSise^ wenn er ein/on Baifirlidien An^ 
spru(ih. auf historische Existens hab«i will» Die Hadpttea« 
d«ue. besteht tibber darin, duneb Länd^rerwerb^ and Provinz 
sentansch natürliche Xjrenzen zu gewinnen, und däa 'Ganze 
äuss^rlieb gut zu koncentriren. Doch werden> die f Gross« 
mächte sieh gegenseitig bewachen. Keine darf din Bünd- 
nis» eingeben, das sie vetgirössert, ohne dass did andre'^iien 
ähnlichen Vortbeil erlangt; keine darf einen Zuwachs an 
Leuten oder Boden erwerben^ ohne den aäebstbetbeiligten 



«diDit «Mc'tUediHiteildtfn dVMfif el des %«teitiisi<'autg^roohehi 
Dle>4il0]befir Sta«i«w Ittufen <jr«fabr) «m^Sdieidctiiünze -sw 
A«8gIeidU«ifv:viir#endet m \ PM 4 m ^ ohmfe das» fOr den :aA^ 
^«meioMi'<R^t9idnd'dM 'wtthrer ¥i>iiiiiHl ih^xirgkh^n k'&amiil 
Dik gnd^8e»> Stkaten biiigegeifM8«befiv«i€lithi iifasn' AbgroiHl 
ewiger ^omMyMf^^i^iieh^rek^kßmft^i Dvohui^MI, -l}dWrii»t 
tnii^, 'Täiisohiinfmv 'Zti^i9lei*und Kn^gri ixk^i<*i4l«i^DnNi 
#^ Sj^rtemy an^' eiii miws^erstMidii^g 6Mebg^wicbt gerioh^ 
tet,' gfing «INI ^d^m'^MgiÄliidllen Itatteil herror,>wo ^{«kMr* 
tmn Er^lkMin irin Waii8<^im«rtKii«g6'^h#tefif^hff'Wunie 
M-^^MeiiiMmnypändieiv S^sfMi!«' erh^en^^^ ak Fhuikrekb, 
»^ahiftnfy ßeiitbiMand^iiiid^ d<Mr I^Blp«t in ildklHMi «ek vergrds« 
d«rti wöUlM. Af^läies 'flaiAetii<)«e'^^ n^fde «beff die 
^ami' g^in^cht, di^jeilierbessehtlSakaii'ft entgegeir^ngen] 
Um^Sift töcbsin 8ehla^eriigk«]t tr»^ erreichen y 'wurde dtö 
Oawale'dtsiferiiMdi^iis iiacH^alUti'ilKeiteft von fttlen SckniMben 
befrtit) ^tmd ^dib VeffiissUngi di»'frc|e Leb^' der'einseUien 
Tbeilo)^ wie Ufikrmit nasgerdtwi'iind Teriiiebtet inzwkobeii 
bat dieires^ Systiml ^venigsteris das Verdienst, dase es Aeuk 
S^piteme des äditeU'^eieli^il^iehtg^^e.Eiitstehaiig giabj' ^ 
[)«s Oleichgeiiriebt der Smnten besfebt ineitieni.sälcbei* 
Verhältnisse ^^erselben, terlnäge dvssen 4lie sieb M ein 
Ganzes erkteden^- and -Ihre UnafabingigkeSt davon abMingig 
föhlen, dass kehl Staat aus Aeser Familie darcb irgend eine 
gewaltige Faiist; bin W^gerisseoV bein St^in vob dem Gch 
bände idlgebe^be« ^erde; <Bie 'Slaaten zerfttten itt zwei 
Klasaeii, 'in selehe, die»Mani> geg^n Mimn mit^ jedem . «nifern 
Staate «s^'i^dfnebmen, und m solobe^ die Ib ^dem Intoresse 
dtti^ ersten! * iM^hie ^ - das * keine VergrJIssenmg , z^Iääat ^ die 
Oetwähr ibri^i* Selbstständigkeit finden.^ Sobald^ irgend ein 
iätaat die^ Miene- der Präpdnderatie annimmt iiimI dimrit BiM« 
nisse'sicb>in> «ine d«eifaende h Stellung «etiJtv'SO' müssen^^le 
übrigen Staatdn sich erheben tind dais Uebergewieht «er* 
sl^rcol. Mali' hat dabier, wle-Aniillon ^>,: dasiiSystenii des 
£3eteligewicbts indas der Gegenkräfte umgetauft^«' und vieU 



*>€ieb«i^ d^rt Qeist'd^ SMit|tsverrilk«^siig;ei^' u.'i»; i%; S/SIO. 



Ilfeieht iMScIfeHi^ wohl gl^lfan, a^i^ Mt' J^iik Mfttll^ci Im 

a^Mn|: ' ja titeh t Aiilaftä . gebiHi , 4as <S>li»ieUg«wiGM ' niit itehH 
M^eh" J^ li t ! fQi^' «fir« i^Hittlfar^' W h^ten« ^ Da^kelbe iibf" eiili^ 

dte ^äBgtf d^t^PöimLl' Voh'W^I^Ufel'- di&r 'Hef9tf6g vdn Ri^haA 

ii^^tei, d^ss iMs^lJkiyr^e#1eiit iicB 'nUht atiki^d^eif ktttitr; 
öhib aR%ehobl6tt^ zu' weiNl«f<^r ^'^Di^* tBlet<^bgeiv^ht^e^1^^ 

WilMui^ Hii von EV^gldttd 2iiy ' aUgeiAfeiti^ ti^lhin^ gfek^o^^ 
meny und Hä^ Ach^ afs^ be\i|ihrt!^^ da^' Ton^^l€fi^ %{I 17711 
Ic^n Siatel ^^ der'^ili^o^älsli^eR'Faiiiiße'.MttWe^gtttÜ^t^^^^ 
Dto4«Htl&' V^}ii»tifft|[ 4rftifcr> <iie Inf diei^ TMetttarig vbti JP^I^^j 
ni»rf nieM eb^r ifab'eii;' V^?^Btii^e^^t^]^dtillelSi^fti^r'e^»n'ori- 
a«si»aly/«ftr6- SelbKtHstMR^keit tfe^ S^toten;* b^ dic^i^'^Idit^^ütt 
Mnir H^i-sdlnift'gidlabgti^t ' ^ D%^ €netcii|ie^fats8yii[telW bii^^ 
alä dMi H^bt?^ an^k^Hfit ' Wdem Rin^üiF iilit^l^Jthl^tM 
gl^icfa 's«ht* »d^^tl^ckkt vtH& d^n'^taüt^hterei^,' Jc^et'StiNwt 
fahi^tien^ 'Prteli' aibb WiJr V^frg^liiieittf, abcff *ebi^n dtfjl^v weil 
jdMr Staat di^e^eti'l'ri^ «n^j^fhid^t, k^hti^-i^in^gflHi^ig^i* 2tt4 
stknd naf da^rcb^^iMl^teiir^ 'd^'j^r diiBtiBÄ Tri^ 4W^ 
beHiehfänkt^ afe iMl j4der artdk^ Kecteht^Hk^^A'aiyll. ' Sv^^^ 
6lfi' Staat ^W IJebf^tgieWHikt «ii^h ^aiiitiassien' 'softV^o^^^ 
iBti^m ein altfdteh t>ii^i^e jsrMcb^^ Bfel^hi^änlttih^ diät»^^ Wilf^ 
haht nus d^n'Ö^midö, idäsf '^itiäCii^istete uiBjjli^ 
»t «ie oMlf i^bM da» R^tftirt ^n4"da^ «^dtille' tfrt^resii^ allef 
8taa««ilf Zum anäerli stiiiltdl dtks €rl^MhgäiWcht9äysteiil' miiF 
der >kö€ib«iten^ Aufgabe d^ Merieicbb^l am b«äMr' 'ni^^nHiietr; 
D^ NiatlMMilll^st 80II sieb int 6taa^ in sdi0nii^r Polin: eht^ 
wickeln, 'wi^kwni er er aber ' tttid^ alü'^^b^fekte^' Salbst^ 
ai*iitfiglNFi#'deV StMt^ir, '^nd'^b^'lebbaf^em ¥erk«Hlre diäif 
Vttker 'itnt^r'efmmkler'? ^ BeM^ jgfiieb^^da^ IS^st^,^ Vdh 



iim Sjsteiq ißKi Geg^bloräft^ fuK,4\p Qmmft^djwgnqg .geM^ 
werdini? .Ei^dlich 'solfUeM^I: .4^ Gli^l^ewiclM^jq^s^Vi sw»r 
rf0ii,)Crieg:„;,d^il S^fit» 4ie,;^|bai« .Ip^-sjch, :ab^r eb^p^j^Q 
s€i1m( uM |W«h.nif.hr4w FffM^n,- 4i« y^miUiimgy. diej;»- 
iligfing., i'Wjac.indehte. .vi^rkeiHieil^«i;,4Plss .d^ ^lAichg^wicbtet 
l^«tßni 911 sedier liöpb^^m W^f^h^ . ^in igfM^iis^anassm/i&bey« 
irdische« JMitri/er^pjit, g9p'adesu^|(|r4er^, li;^lch0g: dio Zwi^üfd 
los#D, di9;ZwUt« jf^Uchlei»;,)»^, !Mi>pRc|#^^ jheJUig.MAd 
wAisel Iiüi.MMMaiter gab ^«s (^|ii,pöU4sches fttit^eramtv.abf^ 
keiM &^i#J|e;fveguag d^r ßt^t^., D^b^^Nfiur.diMst P»p«f 
tbuia,80 di^iGkeiid i^d petrifici];eiMlfi /Iff\ 4^^ ^pei^««!! Z«it 
warfen die S^aa^^n 4^ s^l#()fu:i(^e^lici^e T^ibiipal über dm 
HrnfBA, Q^d g^w^p^Q, 4i^. frei^. Qf^iKtgiuqgf, ^bm oboeh^c 
bem Mlttelpanla ^aohep si^< und: Üß4^ m^ht^ die {hibt* 
Das Gleiebgewi^Mmyst^m nt; darum. pp^h laoge pii^M y«4;t 
landet sondern.n^btteip^r bjestäudigen Vet}^^ß^^^ug ^tg^geßl 
le wanigQr,saio^g^g«n^&rt»gQ;Qeiff^aU vollendet J9t» destQ 
ppg^of hter aio4 die Yo'wur^ 4M in^ft g^W.daASjslbeirüiBk- 
aiQbllii^b.dar .y^iffvl^fg^adepf^Mäpg^l erh^^n.bM: .Maa 

4as8^ef^ di^se 4piHi iipm€;r,4uJ^cl9< einend ,Kri^dep,.^ud^ai. der 
die- Sa^a .i^uf 4®P fll^i^i \Fjii>/> spriii/c^brte; . .das» tes^^ii^ 
pe«|aptisc|bef; CeremppMl; df^ig^^ofswiAipifflillpd» dieiSteMiaT 
dep Heer^.ip £j«0>pa.f|ip^eb.vi(i^rz^;,pW4}ißhi 4Mfl^ aa^gleiflll' 
woM.s^in^n Z}ßfefAi ii|»^.yei^^j>^.. /Aj|lm. di»; Kriege eatn 
'«tan^^n, ßieli$.inif^.Mß Clle^gei^bMfii^r cQ^Uidern nHCtr<m 
iV^/deon frp|if/if;;4i4iBllt si^i^^i^ AUerdtagl 

WMrden sie, jetai ,»1 a^igeipefQep.ßfjiobep,,, i4>«r,,4^r,.ge)«|«g 
^ ^eder eip^fn p)»e^ti|ige«t.;L!MMif > . fiofib jfia^ip. ebi^eir. 
^}gß^r. Meph; ,i4i^ .^J^s^igl^i^H 4^f, M\ke^. «nsptwtiiH 
wie 4l|in koniigcbfn. Pi^^p. g^f^tt^.warhvJUndJiegt ,aicbl 
4er gcd^ste. ßctW}^ f^f 4ie Wirfcs^pikeH der .QlfJMigewich«««« 
idee. eben darin, da^t d^t.fprcl^lifirslentB^riege.sieb'nuA^eiv 
obpe dw Zustand cd^ iSta^fen .,i(u vfrändern.l. Mßßßh(9w^ 
aip4 leWter ,wjeu;b?i}4ij^Diipgw so aacJiNWii,4ie^ew.jSj»«Wie 



Je^ Politik ei'ilgt»l^)iU4^n i äb«r «k^ mkm rilMSwe|;eii abur* 

trdflfeft ^er lior' die t Form' ^ei^hMti. i^11«g, #as <lciii<€leieh«> 
gievi^tcfitssysleiit teil» 'Lagt ipetegtuHiülv g<iht ^yffeiibar «ur dib 
bifibf#iige Ürsch^iniingi desxdbe^ »Ä.!^)v ; m • ^ i r ' .."uv -^ 

öa.idas Sijstem der' Sugsern yerwaltü^ deir'Wdi- 

vi^uelleh Äbsibjiteq de^ Regenten bertiliet/ so konnte' es^'deii 
Anschein hai)en/ als ßei dasselbe Y0i^'gering(Bnr£inflas8 auf 
(die 0rqndsätze,V Welche die beiden 2lweige diß^ äusseren Ah- 
gelegeiiheiien , die ' feindlicb'en und^ fnedfficbeii^ ' "diir^lidrihgclli 
müssen. Das ist aber unrichtig'/ wie' sieb bei *;d^in ersteh 
Anblick leigt. 

'' '/''»all 'KTkek^vsTemen/ ' !' 

M» Jeder Siapt; halt «Weierlei Mittel^ di^ er uitß >imM\eh^ß 
jBtreil^ 4«U^ >{|iHiert^ i Staaten« igeitepd inacbefi k^taa. <. 01^,«% 
ktelrfenEwbest^ii'.iii igogeoannten natikli^ben Qreozeqy io bojbea 
Bergen^ bneitffmFJlttsenHnrt Mea)en, ^ Steppen und W^ldc^^ 
die. deilhÄigdtig einem^^Failiir, ers^hweyen. Biß^' leUte^^i^ 
kfislehte. uii de^{ Ketftetn^ die .^le^ inenfi^iche. (2^ oder 
lii^ib, eslw»«ke)ii< i BMdii. stieben im jumgi^ehH^n. V^i^bal^nipif^, 
«feunehr iliÄ Kalur:fiirjdwxy#fi^<ä4igu^g.#?^«|i^!« d«ato^w^ 
Bi^ hroif eben/die iMeli«idlto/ d^u ß^fgehi^teu $n wei^dfUf 
^wAbri. jedoch d^r StitiCt 4i^ BedÄngpfig/Alle» biö^Fn,JUJI)e«if 
Iflt^^MMfahf ifiuis ledier «OH d^ vH%»dAil def;B%g^r.g«trfig^ 
ironihMi» ^yMheiri^^li, WfU'dto^ . JDj^ ^i^lurAipbei)^. Y^^idk^ 
güiigsmittelvkQikiiai^ alifl.MnUih^abpinlcfiii^ ^i« diUfeQM^s.qfl^r 
diet.yAlkdtiiäfit^^.i ,Es 'teftn»iAleirfitotl^8hl)^h^f}N)d)^^^ 49«» 
diiBbV«U(^ Buüigkeii ^bs^i ja^^^iiiEarliM Mti\^$tßs^i^0 
S(«lle'): dtoierin den SHaat^faHiilki idinQiWxil^^'Uild v^r^ckf^ 
das, Qlekihg^^icbi:. .: .Diene. iB&lMgk<4t .wird. ab«r i dom YoU^e 
nmt dadurch I eigen,. da«l. diaiU#huilg In, deii.gebrfiilphlHkep 
m^Skfti in '4iie .Ekai^htng verfloohten. m^, Dw. Griitf^ 
bildete fliehe lim %miMyu0 »vgl^eieh nuinJKi^g^i wie ibo 
jene Zeiti ^brauch^Q der . Deuüsehf üb^9 »i^b in df^ A^rv^hm^^ 



*) H. L«Ae«, Handb; der «loatfiWQifhelif. Jc^a,, l!llt. :.Sf,^7ir-?3* 



und im JUmsMispiei^i wiU da», iti i4tardfi(intJkb«^.rV^giii|^ 
fdngen^^u^Ain 6eileh^iim('AU«rr8töBdA gßbmt^ .$e\tA^H 

Kefuutaiss seiiies, iG^bf^ebes 4iii«vR«bie»i4asiiM«>.,Wfir'^s 
darum, weil ein» ängsHiobe JPolfm UnföUer4t^diTodil$^Sg^ 
hß^Otgi(»'i vPfier ^war es darum , weil . man die. Masckme der 
YertheidjffUQff übei; d^n Menschen, setzte? Oder endlich dar- 
' uin , vv'eil die j^pHteren Regierungen den yölkern ^nisstrautc^ 
i|nd &ie. entwafthen woIUen?. F^ scheint, dass alle drei ür- 
isfichen ,^i|9,9miqeqwirktep,j ,um^ den, so nöfhigen, Theil der 
bärfferliphen Erziehung auszumerzen. , , ' 

^ ' .■.-■■ 4 '■».'<»/ 

Soll aber- auch das ganze Volk rüstig gemacht werden, 
so muss doch '^n He^r^zM. ^cbutz uü^'^rut^ ins Leben ge- 
rufen werden. Eine Blosse £andmiiizi^ eine Xlosse Landwehr 
laWgt hieht iiu.« ' Ei^ten^ wlfd < die ¥«rti¥tidigiitirgskttn4t bei 
diesel^ fcini>r^t^ngf *viel zu^dpSt ^ :^auf ^inei^iel' i^nlästige Wek^ 
tinf^ ^it efMnfi'Tiel '2»ij^()«Bett >A«fWiupMl^t«nJ!ZHt<«iid <^eld 
^Bfm Yö(ke betgebra^t.' fiifnl/ Mrlliz^ tao^i nur fUl* ^wisiit» 
Krieigcf^^wo*!rederiFdrHef und' fleerd' unter die M^ffeil> eilb 
Dk kommt es w^tiigb^^ür ^udUi uiid>HaiUhn|;y al» amfuMuth 
und ilUfiid«i»u4r an.t^ >WerihM^da9^VoIk ddlPrebsikeit/lai» Jahrfc 
^13' zur vollkofmiklrjsett Kii^ra^gemaoM? r.4))^ BegeMt^tfiing 
dl)«ih'. ' Ohn« if^'^ät^e^a^ vdlieinMi^cr £x«Mitliim' mld^ 
g^firw(ite<t>^h^ii. Wenn ^bei^ di^ MIIMe iftr Hetf • Husi^te^ 
PtfH', «md tUfr lur 'dle»«w>^kugt-^ i«vi^ ifik«f man esbilUgcin*, 
dass %\» «ich K^j^ ,' FiMtigbeiben ^tind ifiöndtnissef atttiigneü 
4ion,^diil 'äiä mk fittd#«iik}bt ethnTaP^brarv^ete, Wi^ gie die** 
«eilten dii#ßb - M^wik - iföb«»ft^ ! «irrvelzt ? ^ SobaM « du» Waffeii^ 
«bunjf aufhlk^ ^itl S|>ier^'«i(i V«rgtt«^eif ^U istMi sUmId ««ite 
liiH frosfiiän' OpfeM'Vi^buiiden'lstj t^dtec^tie das^'Hdberey'Wlu^ 
di^lAiliit' eben die' gi*osiäe'|ledeiiiuiig'V^rleibbiäteiätetis^ vet^ 
4S^et diese Art' der' Vdlkfiriis^itg die-'Na^eii^iii eiiietl' TLm* 
stand, ^^ d^'^-mit d^r gegebwiltfigen' Kultur* im tWiderspifMk^ 
«fleht: "^ Ein jägeri^lk lirfi galik farl«gvlgek , abdr^ nur i^4 
4idiwaeb^, Weil di^ir Watd -ntishii Viele • nftbM.«^ Bbear Ibo ifti 



^) Ai SiÄith' ^, a. Ol' in^th. V. Wicfc. I. CB|«-f l/AUth^ 



ein Nomadenvölk ganz kriegriseh und noeh dazu sehr stark. 
Nomaden waren es, welche die meisten Reiche der Welt, in 
den Staob traten. Fast darf man es dem blossen Zufalle 
zuschreiben, dass nichts von Europa, ausser Russland, den 
Mongolen gehorchte. Ein Volk, welches^'nur^ Ackerbau treibt, 
wird .ebenfalls sich zum militairischen Leben himieigen. 
Der Boden steht fei^t, Weiber können ihn^im Nothfolle 
bewirthschaften, viele Monate lang bedarf er keiner pflegen» 

. den Hände. Da bietet der Krieg den Männern eine will- 
k:ommne Beschäftigung. Sobald jedo^ die Gewerbe er- 
blühen, der Handel sich verbreitet, Fabriken grosse Itapi^- 
Valien und viele Hände beschäftigen, da ist es vorbei mit 
der BewaflFnung des ganzen Volkes. Alle Schritte , welche 
die Regierung zu diesem Behufe vornimmt, schlagen übel 
aus. Entweder wird die Volks wirthschaft nach Kräften ge- 
sichont, und dann giebt es nur mittelmässige Krieger, oder 
es gelingt kriegerischen Geist einzuflössen, und dann geht 
die Volkswtrthschaft zurück. Die Geschichte wird es eines 
T^ges lehren, dass das Volk nur gestählt und geübt, keines- 
wegs soldatisirt werben darf. Für den Kriegsdienst moss 

' also ein besonderer und besoldeiter Stand gebildet werden. 
Theilung der Arbeit ist die Losung aller Civilisation. Die 
kunstreiche Vertheidigung kann nicht durchaus* neben andern 
Künsten, Wissenschaften und Beschäftigungen angeeignet 
werden. Wenn man mit allen Zeichen der Verwunderung 
die Frage aufwirft, woher die besoldeten Heere .gekommen j 
ob die Fürsten die Kadrauszähne aufgefuntlen , und die ei^ 
sernen Männer aus dem Erdboden gezogen haben? so muss man 
mit triumphirender Miene zur Antwort geben, dass die Kultur 
die besoldeten Heere nothwendig machte. Nicht erst in Europa 
sind sie aufgekonmien , sondern sie bildeten sich bereits in 
dem indischen Urreich^, sie treten uns in Aegypten entgegen, 
und sie fanden sich selbst in Griechenland ein, sobald die 
fiesebäftigungen sich daselbst theilten und vervielfältigten. 
Fast könnte man scherzweise sagen, dass Piaton in seiner 
Wächterschaar voll Ehre, Müsse, ohne Eigenthum, mit ge- 
meinschaftlichen Weibern, die bestehenden Heere, wie sie 
sind,^ geahnt und vorhergesehen habe. — Man findet sie dem 
•. * * . 18 



Frioden und der KnlCur htnderitch *), und doch ist es richtig, 
dass ohne sie ein Volk, welches von Barbarei umgeben 
ist^ «ich auf keine Weise schätzen kann, ohne den Anbm 
des Bodens, den Betrieb der Gewerbe zn vernachlässig«», 
und dass militairische Völker kriegsgieriger sind als Völker 
mit stehenden Heeren! Man hält sie für geföhrlich, zum Kriege 
reizend, freiheitswidrig, und doch kamen alle Ausschweifbngen, 
die von ihnen herrührten , nur von ihrer schlechten Bildung 
und verkehrten Stellung her. A* Smith bemerkt sehr fein, 
dass ide, das Gewicht des Regenten erhöhend,' die Freiheit 
insoferne begünstigen, als sie Unordnungen und gefährliche 
Besorgnisse niederhalten. Man wirft ihnen die Kcratspielig* 
keit vor, allein ist es nidit die Art zu kriegen, welche den 
grossen Aufwand auf die Staatsvertbeidigung nach sich zieht? 
Und wurden der ganzen Nation geringere Kosten erwachsen, 
wenn die Producenten von ihren Pflügen, Stühlen und Pulten 
h|nwegeilen und sich, unter die Waffen stellen müssien? 
Zuletzt erhebt man von Seiten der Moralltät bittre Anklagen 
gegen sie. Es darf nicht behauptet werden, dass die Kriegs- 
zi^ht eine Sjttenzudbt in sich schliesset. Die Zahl der un« 
ehelichen Kinder an allen Orten, wo sich Milhair beßndet, 
die Zahl der Schenkhäuser daselbst, die Liste der Uebertre- 
tungen aller .Art würden diese freundliche Ansicht widerlegen. 
Allein wie darf man wohl der Meinung sich hingeben, dass 
den Landmilizen diese Nachtheile fremd bleiben würden 1 
Müsste nicht die Genussliebe upd laxe Gesinnung, die an- 
geblich an den Waffen klebt, nur desto mehr sieh verbreiten, 
und desto tiefer in den Soboos der Familien dringen^f 

Es darf für ausgemacht gelten, dass besoldete, stehende 
Heere den wahren und gesunden Kern der Staatsvertbei- 
digung bilden. Es kommt nur alles darauf aii , wie man 
ein Heer zusammensetzen, und zu welcher Grösse, und zu 
welchem Kostenbetrag man es erheben darf. 

Die Heerbildung geschieht auf eine dreifinobe Weise. 
Entweder wird dne Truppe für einen gewissen Sold ange- 



"♦) Brandt: utrum expediat per paceni exercitus habere? Wittem- 



werben, oder sie wird aus Freiwilligen erlesen, oder dnrdi 
ZwangSAiaAssregeln gestaltet. Ein Heer von Söldlingen ist 
dM alkrsieUecb teste; denn 4a es nnr für den Lohn kämpft, 
spielet es auch mit der Treue. Da kein edles Band es an 
die Staatsbürger knüpft, behandelt es dieselben nicht besser 
wie Feinde. Und da- das blanke Metall dasselbe allein be- 
seelt, verbreitet es das stärkste Gift der linmorälität. Uerlei 
Truppen findet man meist nur in Handelsstaateii and in ab- 
;8olaten Fürstenthümem , wo eine Anstrengung der Unter^ 
thanen nicht rattmam dünkt Diys besle Heer scheint das- 
jenige, welches Eingeborne freiwillig bilden. Es ist da ein 
jeder Mann Krieger, aus freiem Beruf; ein jeder hat sich' 
dassu gehörig vorbereitet; ein jeder glüht frir die Aufgabe 
d^ Landesvertheidigung ; Ehrgeiz und edle Schaam verban- 
nen die Demoralisation. .Derlei Heere sind mir in Demo^ 
cratieen zu Hause, weil nur da jeder Mann am Ganzen le- 
bendig Theil nimmt. Doch sind . sie thunlicher , al& sie 
scheinen« So gut manche Privatbeacbäftigungen grossen 
Zudrang haben ,' wiewohl das Leben dabei tausendln^l ge- 
wagt werden muss, so gnt. muss es überall möglich sein, 
von dieser Heer^sbildung Gebrauch zu machen. £s wifd nur 
erfordert, dass die l^olksrüstigkeit in der Erziehung sichon 
Jbelebt wird, dass es besondre Schulen für den Kriegsimier- 
rieht giebt, dass die Besoldung der Krieger den Lebensbe- 
dürfnissen and den Beschwerden angemessen ist, dass för 
die Invaliden gesorgt, und dass BeWbnung und Beförderung 
nur dem Verdienste zu Theil wird. Aber ein solches Heer 
würde nicht auf jeden Fall so gross sein, als es nach 4em 
Verhältnisse der Bevölkerung und nach jenem der ITolks- 
wirthschaft sein kann. 

Wenn irgend ein Staat die Rüshing übertreibt und d»« 
darch eine drohende. Miene annimmt, so kann ein andrer 
Staat aelten zurückbleiben und abwarten, bis jener seine 
Mittel erschöpfte*' Er hat nur die Wahl, auf der Stelle den 
Kdeg anzukümligen und dabei daisf Grösste zu wagen, oder 
aber die Zahl der stehenden Truppen ebenfalls zu vermehren. 
Es war also das Gleichgewichtssystem, welches die Ver- 
mehrung der Truppen wie , eine Krankheit die Runde 
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dnrch alle europäischen Staaten machen liess. Wenn nnn 
das stehende Heer gross sfein muss, so reichet die Zahl de^ 
Freiwilligen keineswegs 2u, und die Regierung mtfss Zwangs^ 
maassregeln ergreifen. Das Sy«^m der Bildung ist hiebei 
zwiefach. Entweder wird auf die landwirthschaftltchen Ver-* 
hältnisse gesehen, und nur nach jenen Männern gegriffen, 
die weder in Bezug auf ihre geistige Bitdung, noch in Bezug 
auf ihre Industrie schwer zu ersetzen sind, oder die mann* 
liehe Jugend zer^llt iii Schlägt, und Jeder von einem ge- 
wissen Alter nduss eine kurze Zeit im Heere dienen. Das 
erste oder das Rekrutirungssystem erwuchs aus dem Lehn- 
system. Die Mannen bekamen Land geliehen, dafür mussten 
sie mit einer Anzahl Leuten dem Lehnsherren beistehen. 
Sie stellten (als die eigne Anftihrnng aufhörte) ihre entbehr- 
lichsten Leute. Dieses System ist im Allgemeinen, abge* 
sehen von zubilligen Mängeln, langer (12 — 16jähriger) DienUt^ 
zeit, schlechter Bezahlung und Behandlung der Leute, Be- 
freiung der Adlicben u. s. w. , das bessere. *) Nicht alle 
Händel dienen dem Staate auf gleiche Weise ; es kann daher 
auch der Kriegsdienst nicht gut von Allen gleich geschehen. 
Wer im bürgerlichen Leben wenig verlässt, eignet sich bes- 
ser zu dem Kriegerstahde alis Einer , dessen Herz am Herde 
faänglt. Hat er dann an den Stand sich gewöldnt, so bleibt 
er gerne darin. Wo fände er auch die Aussicht und die 
Existenz wieder, die in einem gut eingerichteten Heere ihn 
anlacht? Das andre oder dhs .Kon6|kriptionssyiBtem besticht 
hingegen durch (fie Gleichheit der PiSkht, der Ehre, der Auf- 
opferung^ und durch die Leichtigkeit, der Ausfiihrung. In- 
zwischen ist wohl zu erwägen , dass es die Volkswirtbsc'hafi 
beständig störet. Sei auch die Dienstzeit noch so kurz, je^ 
der Mann im Lande wird aus «einen Geschäften einmal her- 
ausgerissen, und gerade desswegen am meii^ten beschädiget^ 
weil er in dem entscheidenden Alter den eigentlicl^ Benif 
'auf längere Zeit verlassen muss. Jeder Stand hat seine ei- 
genthümlic^en . Bedingungen , einmal davon losgerissen ge- 
wöhnt man sich schwer wieder an sie. - Der genügsame 



*) Luden a. a O. t2S-^13i^ 



Sinn behrt nicht mehr i^urück, wenn eine noeh so kurze 
Zeit der Ungebundenbeit ihn verscheuchte, EwUich fragt 
es sich , ob die ciwig sich ergänzende und darum aus Neu- 
lingen bestehende Armee auch den militairischen AniEbrde- 
ruBgen entspricht? 

Die Dtplamatle. 

Wie der Krieg nicht die Hauptsache ist, sondern, seine 
Bedeutung eben nur in der Aufrechthaltung des wahren Frie- 
dens ehrgeizigen Störungen gegenüber findet, so ist das 
Kriegswesen heut zu . Tage fastf nur unterstützendes Organ 
der Diplomatie* Die Friedensverwaltiing ist dermalen der 
Kulminationspunkt aller Administration; in ihr erklimmt die 
Staatskunst die glänzendste Höhe. Sie hat ja nichts we- 
niger zu leisten, als die rechtliche Ordnung der Welt dar- 
zustellen. Vielleicht lässt sich auch diese Thatsache darauf 
zurückfuhren, dass ein^ fortwährende Vergeistigung des 
Staatswesens Platz greife. Die Diplomatie datirt, als poli- 
tische Kunst betrachtet, von der Eifersui;ht der Staaten, 
welche wieder das Nebeneinandersein ziemlich gleicher Staa-* 
ten voraussetzt. Dahei* ist denn auch in der alten Welt 
nur ein Anklang an Diplomatie zu finden, dagegen, ist sie 
nach dem Einbrüche der Barbaren in das römische Reich 
bei den Byzantinischen Kaisern schon zu Hause« *) Der 
römische Stuhl , der eine rein moralische Macht unter rein 
physischen geltend machte, musste jedoch recht eigentlich die 
Bedeutung der Diplomatie den|Völkern ins ßewusstsein bringen. 
Von Rom lernten sie die kleinen italienischen Staaten, wie 
Venedigs kluge Gesandte **) und vor allen Macchiavelli be- 
weisen, von beiden lernten sie wieder die Franzosen in ihren 
italienischen Kriegen und später. Die Diplomatie setzt zu ihrer 



*) Kölle, Betrachtungen über Diplomatie. Stuttg. 1838. S. a. 

*) Die Venetianischen Gesandten mussten so umfassende Berichte 
über fremde Staaten einsenden, dass im I6ten Jahrhundert durch 
deren Zusammenstellung Sansovino die Statistik schuf, und der 
Piemonteser Abbate Boten» daraus ein Buch: raggione del 
stato ausarbeitete, wodurch der so viel bedeutende Begritl' 
' „Staatsräson*- ins Leben geführt wurde. 



ÖrMse jedoch stehende politische Ideen voraas; wo die Re* 
gierungp ohne politisches System ist, da kann es auch keine 
diplomatische Schule geben* Rom und Frankreich hatten 
die zwei stabilsten Ideen, Rom. jenes des moralischen Prin- 
cipats, Frankreich das des materiellen Gleichgewichts mit 
dem Hause Habsburg. So sind denn auch zwei verschie- 
dene Epochen der Diplomatie zu unterscheiden, »zuerst die 
romische, wo auch die lateinische Sprache die^ aligemeine 
politische war, und die französische, wo auch die franzo- 
sische Sprache die allgemeine diplomatische geworden ist. 
Die Diplomatie war früher mehr monokratischer Form, wäh- 
rend sie jetzt mehr polyk ratisch er Form zu werden scheint. 
Früher war nämlich der Minister des Auswärtigen die Seele 
des Ganzen. ' Die Gesandten, deren Mazarini schon nicht 
genug haben konnte, und deren überall stehen zu haben 
wünschte, waren sehr untergeordnete Agenten desselben, 
denen er, durch Couriere, in Geheimschrift ausgedrückte Be- 
fehle zustellte und derartige Rapporte abforderte. Später 
aber ^\nd die Gesandten fast zu gleicher Bedeutung empor- 
gestiegen^- und der Minister des Auswärtigen liefert ihnen 
in mehreren Staaten , z. B. in Holland '(1795) und in Oest- 
reich von Zeit zu Zeit Uebersichten über die gekannten- In- 
nern und äussern Verhältnisse und Richtungen der Regie- 
rung. Diese Erscheinung beruht auf zwei Gründen, erstens 
weil allmächtige Geister, wie Cardinal Richelieu, selten sind, 
und noch seltener in modernen 'Verhältnissen unbeschränkte 
Gewalt anvertraut bekommen, zweitens weil bei einem festen 
politischen Systeme der Regierung die vornehmern Gesandten 
grössere Selbstständigkeit erlangen können. 

In der Wahl des Ministers der auswärtigen Angelegen- 
heiten erprobet der Regent seine Staatseinsicht; in der Wahl 
der Gesandten dagegen characterisiret der -Minister seine 
Kenntniss von den auswärtigen Regenten und Staaten, und 
zugleich eine eigene Tüchtigkeit in der Behandlung der 
Staatsinteressen. ' > 

Die Gegenstände, welche die Friedensverwaltung vor- 
züglich beschäftigen, bestehen in der Abschliessung von 
Staatsverträgen alier Art Dieselben betreflen entweder 



[jiisse SQ Schatz mid Trutx, oder die Sicherung geraaefa- 
ter Erobenuigen , oder friedliche Beiitzveränderungefi und 
AcquiKttionen, oder endfich nur vorübergehende Umstände 
und HandeUToitheile» 

Handelsverträge werden durch die steigende £insicht in 
das volks^irthschaftliche 6etriet>e mit 4er Zeit immer sd- 
tener werden, denn man wird immer mehr erkennen, dass. 
im Aiigemeinen der freie Verkehr beiden Theilen die gross* 
ten Vojrtheile bringt. Ausnahmen, welche gewisse Rttdc<- 
sichten auf die faktisdien Verhältnisse bedingen, können 
kein Objekt der Verträge abgeben, weil sie so WMidelbar 
sind. Mit diesen Handelsverträgen wird auch eine ergiebige 
Quelle der .Zwistigkeitea weg£dlen. Bm zur bessern Ein* 
richtung d^. wirths<Aaftlichen Verhältnisse können aber ge*' 
wisse Verhandlungen über den , Verkehr von grossem Vor- 
theile sein« Diese Unt^handiangen müssen nur davon aus-' 
gehen , dass blös dasjenige dauert , was einen gegenseitigen 
Nutzen bringt, uiid dass ein einseitiger Vortheil immer qur 
so lange besteht, bis der ^mAre Tbeil ihn erkennt oder die 
Hände frei bewegen kann. Je mehr die Diplomatie auf Be* 
rüdcuDg und Ueberlistung ausgeht, desto kostspieliger und 
unfruchtbarer ist sie. Sie unternimmt die Sisyphntorbeit, 
eine schwere Last bergan zu heben, aber kaum dem* GKpfel 
nahe gebracht 

„Hurtig mit Donnergepolter entrollte der tückische 

Marmor." 

Die Bändnisse müssen besonders tief angelegt werden« 
Seit das Fdderativsystem von allen ^Staaten efgriff'en wurde, 
sind in den Allianzen zahlreiche Fehler geschehen. Man 
sebloss Freundschaften , wie es die Privadeute tbun , in ge* 
wiss^ Stimmungen des AugenUidcs, ohne die Folgen mA-* 
eher leichtfertigen Verbindungen zu erwägen« So wird das 
ttundniss zwischen Oestreich und Frankreich, welches Kaunitz 
in Stande brachte, als ein pidiäsohes Meisterstück ange- 
sehen, während es doch auf reiapersönlicben Motiven beru<» 
hend ohne Bestand und ohne Nutzen seih musste fär beide 
Staaten. Jede Alltanz muiE» aaf einer natürlichen Freuad- 
schaft, auf einer gewissen Wahlverwandscbaft der verbündeten 



Stäaton beruhen, wenn sie wahren Segen, bringen soll. Je- 
doch unterseheidet sich diese natürlit^e Freundschaft unter 
den Staaten von der unter den Bürgern dadurch , dass sie 
nicht sowohl in dem Vorhandensein gewisser gemeinschaft- 
licher Merkmale, als Tielmehr in der Abwesenheit bestimmter 
feindseliger UmJ^tände bestehet. Nur in Bezug auf den Han- 
del kann man sagen, dass zwei Staaten zu ewigem Verkehre 
und fireundlichein benehmen für einander geschaffen sind.. 
Dänemark und Norwegen stehen zum Beispiel in einer sol- 
chen Verwandtschaft; denn Norwegen bezieht das Getreide, 
das es bedarf, am besten aus Dänemark , dieses, verschafft 
sich sein Eisen am leichtesten aus Norwegen. In allen an- 
dern Rjicksichten muss erst ein Dritter als Feind dazwischen, 
treten, wenn die natürliche Freundschaft behauptet werden 
soIL Was scheint wohl zwei Staaten inniger an einander 
zu ziehen, als die Sprache und die Religion? Gieiehwofal 
können Staaten, welche dieselbe Sprache reden, die meiste 
Feindschaft besitzen, und erst dann, wenn ein Fremder, die 
Nationalität bedroht, einen hinreichenden Grund zur Annä- 
^herüng finden Soll die Religion eine Allianz zu Wege 
bringen , ' so iiiuss sie selbst in eine Gefeihr gerathen ; sonst 
wird sie ohne Einfluss bleiben/ Frankreich verfolgte die 
Beformirten auf das heftigste, und unterstützte dennoch die 
deutschen Fürsten in ihren Kämpfen gegen den katholischen 
Kaiser. In neuester Zeit behauptete man eine, batürliche 
Verwandschaft der Staaten vermöge ihrer Verfassungen. 
Allein damit das monarchische Princip gewisse Staaten be^ 
freunde, ist es noth wendig, dass irgend eine gi^osse Gefehr 
fiir dasselbe vorhanden sei. Eben so können sich consti- 
tiittonelle Staaten nur dann für natürliche -AUiirte betrachten, 
wenn sie irgend ' einen gefährlichen Gegner des constitutio- 
nellen Geistes wahrnehmen'. Die Gleichgewichtsidee hat dem 
Regriffe der natürlichen Freundschaft und Feindschaft der 
Staaten erst den Lebenshaudi und die völlige Bestimmdioit 
gegeben. Wer ein natürlicher Freund oder Feind sei, kann 
sich nur aus einer Vergleichung der Staaten untereinander 
bestimmen lassen. Hat man dabei so oft im Dunkeln ge- 
schwd^ und . so bäiifig sich verrechnet, so lag der Grund 
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nur darin y dass man das Gewicht der Staaten entweder blos 
nach der ^t und Grosse des Landes, oder'blos nach der 
Zahl und Arbeitsamkeit des Volkes bemessen wollte. Da» 
Land bestimmt aber das Gewicht eines Staates fast nie. 
Nicht nur kommt es «uf die Beschatfenheit nicht immer an,: 
weil die Kunst viel zu ersetzen vermag^, son^lern auch die 
Grösse an sich kann eher hiDderlieh als vortfaeilhaft sich 
erweisen. Wenn das Land noch so fruchtbar ist, aber einen 
sehr grossen Umfang besitzt, so i$t die K^aft der Regierung 
oodi wendig zerstreut, die vVertbeidigung erschwert,, das VW- 
hältniss zu den Nachbarn verwickelt Mittlere Staaten sind 
immer stärker als die sehr grossen. Eben so selten beruht 
das Gleichgewicht eines Staates blos, auf der Zahl des Vol-< 
kes- und seiner Steuerfähigkeit. Friedrich ,der Grosse ge- 
wann den Kampf mit Oestreich, lObgleich er in Bezug auf 
Land und Volk sehr «im Nachtiieile «ich befand. Kleine 
Staaten müssen sich besonders in Acht nehmen , ihre Ver- 
bindungen nicht von der Masse bestimmen zu lassen. Je 
iiiehr die physische Gewalt als der Grund' der Anschlieissiiiig^ 
hervorgehoben wird, desto mehr geräth der kleine Staat in 
. Gefahr, seine Unabhängigkeit zu verlieren. Der Verbündete 
erblickt kaum in seiner Grösse als solcher eine Anziebungs<* 
kraft, so erhält er auch einen Antrieb, dieselbe geltend zu 
machen. Die Geschichte hat gelehrt, >das8 kleine Staaten 
besser thateil, wenn sie sich unler einander verbrüderteil^ 
als wenn ^ sie sich unter die Flügel einer Grossmacht be- 
gaben. Namentlich müssen Republiken einer grossen Mo- 
narchie sich nicht z« innig anschliessen. Sie werden sonst 
selbst ihrer innem Freiheit mehr oder weniger beraubt. Die 
Furcht vor einer benachbarten Grossmac)it ist bei der Herr-« 
Schaft der Gleichgewicht^ee ohnehin eine eitle. Friedrichs 
U. Betragen gegen, das. schwache Danzig brachte ihn in einen 
Zwist mit Russland; Joseph's IL Absichten auf Baiern er- 
zeugten den deutschen Fürstenbund.. 

Vergröss^rungen eines Staatesi|können ganz friedlich und 
können auch in Folge eines Krieges vorfallen. Man hat 
4ie Frage aufgestellt, ob der friedliche Erwerb oder die kriege- 
rische Occupation die vortheilhaftere Aequisitionsweisesei? *^ 



Luden *) giebt der letzteren die Palme, <weH jeder es na* 
törlicb findet, dsss dem Heldenrouthe sein Lohn werde, 
aber von erschliehnen oder erlisteten oder ererbten Be- 
sitzungen ungünstig nrtbeilt; und weil der Eroberte von ei« 
hem grossen Schicksal niedergeworfen der Grossmuth des 
Siegers zngänglicb ist, während der auf friedliche Weise 
Aequiririe tiefen Groll im Herzen nährt, und um so fräher 
ibn ausbrechen lässt, da der Gewinner gewöhnlich d»rch 
sein Glück schlaff gemacht wird. Inzwischen lässt sich ein- 
wenden, dass die friedlichen Acquisitionen wohlfeiler sind, 
dem acquirlirten Theile sehr leicht gewisse yergünstignngen 
verschaffen, die ibn vollkommen zufrieden stellen können, 
und minder gehässige Erinoemngen zurücklassen. Die ösi» 
reichische Monarchie erwuchs fast ganz aus Heirathen, und 
doch, halten die so zusamraehgefö^ten Länder und Völker 
viele Jahrhunderte an einander, während noch jeder. Staat 
seine Eroberungen zum Theile wieder einbüsste. Am Ende 
kommt es wenig auf die Art, xu erwerben, sondern Vor* 
züglidi iuur auf den Gegenstand des Erwerbes an. Wicfa'^ 
Hger scheint daher eine andre Fragcf: ob die Vergrlkssernng 
die Foirm einer wirklichen Einverleibung, oder einer blossen 
Vereinigung annehmen solle I Unstreitig gewinnt der ^taat 
bei der Einverleibung das Meiste^ allein auch das inkorpo-i 
irirte Land kann grössere Tortheile erlangen, weil es den 
vollen Genuss aller politischen Rechte, die in dem erwer-* 
benden Staate herrschen, begehren darf. Die Seibststän4^* 
keit eines äusserlich vereinigten Staates ist ohnehin, eine 
eingebildete, und kanm den grösseren Aufwand wertb, Atm 
sie nach sich ziehet. Daher kann die blosse Yeranigung 
nur in dem Falle vertheidiget werden, wo die Acquisition 
keine voltständige sein soll, oder wo die Acquirirtän sie aus 
besonderen Gründen ewig zu bestreiten droben. Das Erste, 
was bei jeder Ac^uisition beachtet werden muss, ist die Na^ 
tionalität» EUn kleiner Zuwachs von Leuten desselben Slaia-- 
mes ist einer groesim Vermehrong der Seelenzahl durch einen 



*) A. a. '). S. 85. 
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fi^md^n Slainm vorinziebeD. Die Sprache ist eigen tliefa die 
natürlichste Grenze < der Staaten,x Völic^r verschiedner Sprache 
gedeihen sehr selten unter einem jZngeL Einmal muss man 
anf die Neuacquirirten ein scharfes Auge haben , denn sie 
gehorchen nur ungi»rne den Fremden. Statt dass die Ver- 
theidignngskraft dnroh sie vermehrt werde, verringert sie 
sidi vielmehr um die Zahl, welche nothwendig ist, um den 
innern Feind gehörig niederzuhalten. Dann erfährt die Ge^ 
setzgebung und Verwaltung bedeutende Hemmnisse. Beamte 
aas andern Provinzen können nicht leicht gebraucht werden, 
ßeamte aus dem Schoosse des neuerworbenen StaHtmes 
scheinen einige Bedenk! ich keiten zu erregen. Wenn nicht 
die Acquirirenden den grössten .Vorsprung in der Kultur 
voraushaben und den Acquirirten zum Muster dienen, oder 
wenn sie nicht in der Zahl bedeutehd überwiegen, so scheint 
nicht Einmal das Provinzialsystem der Verwaltung zu ge- 
gnugen. Der Föderalismus ist in diesem Falle vorzuziehen, 
weil der acqutrirende Staat keine Auslagen zu verlieren hat, 
wenn durch irgend eine Constellation der äusseren Vörhäitr 
nisse eine Losreissung erfolgen sollte. Nächst der Natio- 
nalität muss auf die Beschaffenheit und Lage des Landen 
gesehen werden. Eine Provinz, die von dem Acquirenteii 
entfernt liegt und keine natürliche F^estigkeit besitzet, is| 
keine wünschenswertbe Acquisition. Der Stallt bat von die^ 
sein Theile oft keinen Gewinn zu erwarten, und sieht sich 
doch genötbiget, .seinetwegen eine grössere Vertheidigiings^ 
t^raft zu unterhalten Kolonien machen hieven keine Ans*^ 
nähme. Liegen sie in gefährlicher Nachbarschaft und kann 
sie die Seemacht des Mutterlandes nur mit grosser Anstren« 
gung decken, so vergüten sie kaum die Kosten ihrer Er* 
haltung. Die Holländer und Dänen haben einen Theil ihrer 
Schwäche von den langwierigen Aufopferungen, zu denen ßiB 
die Erhaltung ihrer Kolonien nöthigte.' Liegen die Kolonien 
aber sicher, von der Flagge des Staates leicht beschützt, no 
kann ihre Entfernung sich durch den Vortbeil ausgleichen, 
den die Gewinnung eigenthüiulioher Produkte mit sich führet. 
Selbst in diesem Falle könnt n sie grossen Schaden stiften, 
wenn sie sehr fruchtbar sind und als Eroberungen behandelt 
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werden. Die Acquisitionen der Athenienser verdarben das 
atheniensische Volk; indem sie dasüelbe gewöhnten, sich, von 
ien Ueberwundnen ernähren zu lassen. Die Spanier ver- 
naeMässigten ihr Land y seit 'Ameriica eine leichtere Beret» 
cherung vorspiegelte. --- Bei gfleicher Lage der Erwerbungen, 
ist die ökonomische Verwandtschaft, d« i« gerade die Ver- 
schiedenheit von dem enternden Lande sehr bedeutsam. 
Ein Ackerland wie Preussen köhnte durch die Provinz Posen 
keine besondere Förderung erhalten, musste aber durch das 
industriöse, bergreiche Schlesien sich zu einer hohen Bedeu- 
tung erheben. Ein Staat, der schon einen Theil einer Küste 
besitzt, kann keinen grossen Gewinn erlangen, .wenn ec 
noch ein Stück derselben erwirbt; dagegen muss es einem 
Binhensfaate einen merklichen Aufschwung verleihen, wenn 
er an die Kü^te vordringen kann. Peter der Grosse musste 
in der That das Meer gewinnen, wenn er sein Reich aus 
seiner tiefen Versunkenheit heben wollte. Endlich ist noch 
die Religion der Einwohner eide Sache , die bei jedem Län* 
dererwerb zu beachten ist. Wenn der Staat der wirklichen 
Freiheit, und Gleichheit aller Kirchen huldiget, oder (wie 
Fiednch^U.' that) das religiöse Element ganz fallen lässti 
so kann allerdings der Glauben der Neuerworbenen keinen 
Eintrag thün« Sobald jedoch das Episkopal - ""oder das Ter*, 
ritorialsystem obwaltet, wird di^ Religion unQbersteigliehe 
Schwierigkeiten errege«. Zwar giebt es der Staatsmänner 
nicht Wenige, die die religiösen Interessen für eingebildete 
halten, und die Untertbanen in jeder Hinsicht zu befriedigen 
glauben, wenn sie ihre materiellen Interessen befriedigen. 
Aber die Erfahrung hat es doch za häufig schon bewiesen, 
dass man die Meisten noch nicht beglückt, wenn man sie 
wie die Thiere zu einer vollen Krippe ' führt. Wenn ein 
Siaat, der eine öffentliche Religion behauptet, sein Schwert 
gegen Andersgläubige zücket, so' muss er die Eroberten ent* 
weder bekehren, oder ausrotten,- oder als eine Art Leibeigner 
behandeln. Jedes davon ist so grässlich, dass es für ihn 
klüger sein dürfte, die eroberte Landschaft nicht einzuver- 
leiben, sondern zu einem blossen Föderativstaate zu erheben- 
Früher oder später erheben die Urtterdröckten doch ihr Haupt, 



und fordern die Reelilo, die ihnen entrissen wurden. . Irland 
ist von je die schwache Seite Britanniens gewesen. 

Hiemit sind die Gegenstände, der Friedensverwaltung , 
bezeichnet; es nins« nun noch ein Wort ül>er die Art and 
Wei^e der Behandlung dieset Angelegenheiten gesprochen 
werden. 

Obgleich das Rechtsgesets, welches für die Privaten gilt, 
auch die oberste Richtschnur der Staaten darstellt, so hat ' 
doch. die Klugheit in diesem Gebiete eine gewisse Selbststän* 
digkeit, erstens, weil bei dem iVlangel eines Staatengeriofats 
das Recht selbst nicht überall so bestimmt und deutlich wie 
bei den PrivatiBn herrortritt, zweitens, weil die Staaten, im 
beständigen Vertheidigungsstande befindlich, eine Reibe prä- 
venirender und abwehrender Maassregeln zu ergreifen haben, 
w^he den Privaten nicht zustehen. Aus dieser Eigenthäm- 
lichkeit der Staatenverhältnisse erkläret sich die Erscheinung, 
dass die Staatsklugheit und die Moral sich öfters von ein. 
iHider so auffallend unterscheiden. In der Tbat ist die Üif* 
ferenz zwischen beiden nur eine scheinbare, die sich also-* 
bald auflöset, wenn- die Moral von dem Gesichtspunkt der 
Privaten zu dem Standpunkt der Staaten übergehet. *y Jln«* 
dem der Staatsmann das Staatsihteresse überall befragt, wo 
das Recht nicht deutlich spricht, handelt er nicht im Min- 
desten unmoralisch, obgleich ein ähnliches VerfiEih^en den 
Privatmann aus der Reihe wahrhaft sittüchei- Charaktere 
streichen müsste. So wenig verträgt die Staatsklugheit eine 
eigentliche Uasittliehkeit, ^ss sie sogar den Schein der*- 
seUben fliehen muss. Anfisicht'.über die Bewegungen und 
Pläne der Staaten ist ^ die erste Bestimmung der Gesandten, 
allein sie wird völlig vereitelt^ sobald dieselben sich der Be« 
stechung, der Spione i^. s. w. bedienen. Denn kaum erfährt 
der verrathene Staat das Mindeste, so entzieht er der Macht 
des Gesandten seinZutraun, oder setzt üe in der öffentlichen 
Meinung durch Kundmachung der schändlichen Umtiiebe 
herab. Sollen die Gesandten über irgend einen Gegenstand 



*) €h. Clarve: Abhandlung über die Verbindung der Moral mit der 
Politik. Breslao 1788» S. 1-74. • 



verhandeln, so stellt, sieb das Geschäft desto schwieriger dar, 
je mehr List oder Trag von einem ,Theile versucht wird. 
Sckon im westphftlisoben Frieden waren es arglistig gewählte 
zweideutige Wörter, die den Frieden jahrelang verschoben 
und sogar einen Theil seines Segens jillen Parteien eUt* 
rissen. Selbst die individuellen Eotschliessungen einer ite- 
gierang werden dnrch die Klugheit auf das Gebiet des Bechts 
und der Sittlichkeit zurfickgewiesen« Denn die Klugheit ge- 
stattet nicht, mit eingegapgenen Verträgen zu spielen, well 
jioost jeder Andre ein Gleiches thon könnte; sie erlaubt 
koin Ungewisses Gut mit Aufopferung oder Gefährdung eines 
gewissen 2U verfolgen ; sie verwirft alle Zwecke, die nur mit 
gefahrliehen oder allzukostspieligen Mittein zu erreic^n 
4nnd; und sie gebietet mit allen unnöthigen Veränderungon 
einzuhalten , so lange man nicht weiss , wohin sie fSbren, 
was sie gebären können. Indem die Klugheit diese .Verbote 
und Gebote aus den Erfahrungen vergangner Zeiten ent- 
nimmt, befestiget sie den Grandsatz, den edlere Geister eher 
ahnten, als sie ihn beweisen konnten: „dass das Gute und 
das Nützliche auf der Höhe der Menschheit iflenllsob ist/« 
Um die moralischen Kollisionen zu verrin^rn, in die 
der Monarch bei den aussäen Angelegenheiten kommen 
muss, scheint es zweckmässig, dass der Reg^ent mil; der 
Anfsidit sich begnüge und dem Minister des Auswärtigen 
mehr übertrage und vertraue. Die Klugheit unterstützt hier- 
in die Forderung der Moral. «Erstens ist grosse Gefahr vor- 
handen, dass der Regent seine Person dabei zu -sehr ins 
Spiel bringet. Der Krieg fordert grosse Anstrengungen und 
Opfer, damit gebt man gewiss immer sehr behutsam uith 
Allein die Verträge und Verhs^ltaisse mit dem Auslande haben 
ofl ein so unscheinliares Aussehn, dass sich zu leicht per- 
sönliche Rücksichten einmischen. Ein Minister fühlt sieb 
durch seine Verantwortlichkeit beständig aufgefordert, die 
äusseren Verhältnisse mit Verleugnung • seiner Individualist 
nach dem Staatsinteresse anfzuÜBssen. Der Regent wünte 
aber durch die Unterscheidung seihes öffentlichen und Pri- 
vatcbarakters öfteris eine Selbstverletzung erfahren. Zwei- 
tens kann das gute Vernehmen der Regenten unter einander 



viel besser sich erhalten, wenn ste ^ie äusseren Angelegen- 
heiten nicht in eigner Person verwalten. Die individaelle 
Beschaffenheit di^s jedesmaligen Regenten ist etwas^ Unab- 
änderiiehes nnd würde sehr häufig den äusseren Beziehungen 
im Wege stehen. Dagegen ist der Minister immer ein Ge^ 
schöpf de^ Wahl, und es kann daher jedem Uebelstande in * 
seiner Person sehr leicht abgeholfen werden. -- 

In der grossen Bewegung der Zeit, die fast jeden Staat 
von dem Anicer riss und in die brandenden Wogen schien- 
derte, blieb auch die Staatswissenschaft nicht unversehrt. 
Sie ging nicht . ^u Grunde, aber in Trümmer. Als wäre das 
Ganze abgekommen, erschienen nur noch Staatswissenschäften« 
Der Publicist setzte sich hin und bearbeitete fur^sich, ohne 
sich umzusehen, das Staatsrecht. Der Historiker kehrte ihm 
den Rücken und bildete die Staatskunst aus. Beiden den 
Rücken zugekehrt sass der Staatswirth, und entwickelte aus 
einem Theile der Politik seit dem ISten Jahrhunderte üh 
sich die politische Oekonomie. Es bedarf keiner Flrwäh- 
nung, dass durch diese IsoK'rung der Theile viele einseitige 
oder steife Ansichten in die' Bücher und in die Menschen 
eingeschmuggelt worden. Die Rechtslehre behandelte den 
Staat, als ob er ein blosses Rechtsinstitut wäre, und gab 
auf diese Weise den Gesetzen und Aemtern eine Gestäh, 
in der sie sich in der Wirklichkeit nicht immer vortheilhaft 
bewegen können. Dem Rechte, wie es einseitig aufgefasst 
und verknöchert wurde, fielen Wohlfahrt und Kultur zum 
Opfer, als seien sie nicht eUenfalls Aufgaben der öffent- 
lichen Gewalt. Die Politik war .entweder ein Gewebe ge- 
. wisser Klugheitsregeln, wie sie bei der Lesung deV Geschichte 
sich darbieten, oder die Darstellung eines trocknen unbe- 
weglichen Ideals^ dessen Anblick alles Lebendige, Konkrete v 
in harten Stein verwandeln niusste. Die Staatswirthschaft 
endlich setzte das ganze Staatswesen zur Wirthschaft herab. 
Wie ein Acker immer auf dieselbe Weise gepflügt und be- 
stellt werden kann, so sollte der Staat überall dieselbe öko- 
nomische Behandlung erleiden. Ob eine Institution für die 
Freiheit, für die Kultur, für die Staatsverfassung von Bedeu- 
tung sei oder nicht? * wurde nicht viel gefragt. Hinderte sie 



«iiföllig die Efseugung einiger Säcke 'G^treidd oder einig^^r 
Ellen Tucb, so musste sie, wie man sagte, der Wohlfieihjtt 
des Volkes weichen. Die natürliche Folge war, dass Jeder, 
der nur iii irgend einen Zweig der Staatswissenschaft hin- 
eingesehen hatte, den Schlüssel lum ganzen Staate gefunden 
SU haben wähnte, und Verbesserungen bald i^ engerem, bald 
in weiterem Kreise begehrte, die deii Staat nur zersetzt 
haben würden. Solcht^m Uebel zu begegnen, wurde in neue- 
i^ter Zeit wieder mehr Aufmerksamkeit der allgemeinen 
Staätswjssenschaft geschenkt. Aber nieht gering sind ihre 
Schwierigkeiten! 
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